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Arist PoL 

Seit Aristoteles ist der Versuch einer Darstellang des griechischen 
Staatsrechtes nicht mehr unternommen worden« In unseren Tagen 
wurde zwar die Kenntnis der griechischen Staatsformen unschätzbar 
bereichert, indem eine grosse Anzahl von Forschem wichtige Einzel- 
heiten derselben erkundet und dargestellt haben, aber die Entwick- 
lung der Wissenschaft der Staatsaltertümer zu der des Staatsrechtes 
wurde durch besondere Schwierigkeiten hintan gehalten. Was wir seit 
kurzem auf römischem Gebiete durch Mommsens Hand besitzen, daza 
fehlt hier fast der Anfang. Die üeberlieferung des römischen Staats- 
rechtes kann, wenn sie auch theil weise hinter der des Priyatrechtes 
zurückstehen mag, im Vergleiche mit der des griechischen eine ge- 
schlossene genannt werden, die Rekonstruktion ist im Wesen auf die 
des Staatsrechtes einer einzigen Stadt beschrankt, die Entwicklung 
ist einheitlich, während man auf griechischem Boden einer Fülle selb- 
ständiger Entwicklungen entg^entritt und die gleiche Arbeit fast so 
oft unternehmen muss, als selbständige griechische Staatengebilde 
existierten. Wie sehr also auch der Versuch einer Rekonstruktion des 
griechischen Staatsrechts in seiner Aussicht auf Erfolg hinter dem 
gleichen auf römischem Gebiete zurücksteht, drängt doch die ganze 
Entwicklung derjenigen Wissenschaft, die wir griechische Staatsalter- 
tfimer zu nennen gewöhnt sind, auf das Staatsrecht. Die unorganische 
Aufzählung einzelner Thatsachen des politischen Lebens der Griechen 
bei leidlicher historischer Erklärung der jeweilig vorli^enden That- 
sache muss dem zosammenhängenden systematischen und lebendigen 
Gesamtbilde der StaatsYerfassung weichen, der juristische Denkprozess, 
welcher den Gebilden des Staatslebens zu Grunde li^t, muss klarge- 
legt, das System aufgebaut werden. Noch fehlt auch nur der Ver- 
buch, die einzelnen staatsrechtlichen Begriffe und Kat^orien annähernd 
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2 Einleitimg. 

zu definieren, ihren Inhalt und umfang nach dem ihnen im Alter- 
turne zukommenden Werte zu beschreiben, noch entsprechen die tech- 
nischen Ausdrücke, deren wir uns notgedrungen bedienen, vielfach 
unumgrenzten Begriffen. Ueberall kann die Detailforschung einsetzen 
und, wo das immer reicher fliessende epigraphische Material nicht 
versiegt, des Erfolges sicher sein. 

Für einen kleinen Ausschnitt aus einem griechischen Staatsrecht 
der Zukunft wollen die folgenden Blätter eine Vorarbeit liefern. 

Ein Blick auf die Anzahl griechischer Staatsverfassungen, von 
denen wir Kunde haben, lehrt, dass die Staatsgewalt überall in den 
Händen der Menge liegt. Wir kennen zwar — abgesehen von den 
Zeiten des Königtums — eine Reihe oligarchisch verfasster Staaten,, 
aber auch in diesen ist es eine Gemeinschaft, bei welcher die Staats- 
gewalt ruht, und selbst dort pflegt der Gesamtmenge nicht jede Mög- 
lichkeit einer Teilnahme versagt zu sein '). Mit dieser Erkenntnis:^ 
ist aber auch die Einsicht gegeben, dass nicht nur das Ziel, sondern 
auch die Quelle der Politik die Masse ist. Sie bildet nicht nur dexh 
Staat, sondern auch die Staatsgewalt. Diese Masse ist die Bürger- 
schaft. Aristoteles hat daher das Richtige gesehen, wenn er an die 
Spitze der Untersuchung über den Staat die Untersuchung über den 
Bürger stellt, i^ y&p tzoIk; TcoXtxföv xt nXfjfl'O? Jortv *). Die Kenntnis 
dessen, was der Bürger ist, wäre aber nicht von so grosser Bedeutung 
für das gesamte griechische Staatsrecht, wenn eine der von Aristo- 
teles abgelehnten Definitionen in Geltung wäre. Nicht der gemein- 
same Wohnsitz — den teilen sie mit andern — , nicht die Rechtge- 
bung — an dieser können auch andere teilhaben — machen den Bür- 
ger, sondern einzig und allein die &pxh^ ^^^ Teilnahme an der sou- 
veränen Gewalt. Freilich warnt Aristoteles davor, den Ausdruck 
ipXh ini Sinne des imperium der Magistrate zu verstehen und glaubt,, 
dass es unangemessen sei, ihn demjenigen Faktor, welchem das dpy(ßiv 
im eigentlichsten Sinne zukommt, vorzuenthalten. Denn thatsächlich 
unterscheide sich rein formal die i-pxh ^^^ Magistrate bloss durch 
ihre Befristung von der zeitlich unbegrenzten der Richter- und Volks- 
versammlungskollegien, die gleichfalls dpxaf wären. Aber die Volks- 
versammlung und die Gerichte unterscheiden sich bezüglich der Grenzen 
ihrer Kompetenz sehr wesentlich von der i-pxh ^^^ Magistrate, mehr 
und anders als die &p)(al der einzelnen Magistrate von einander, und 



^) Es ist ein Verdienst Tittmanns, den Gedanken ausgesprochen zu 
haben, dass sämtlichen griechischen Staaten in diesem Sinne ein demokratischer 
Zug innewohnt. Griech. Staatsverf. S. 526 f. 

*) Ar. Pol. III, 2, p. 1274 b. 
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Tresentlich ist vor allem, dass der Einzelne, 6 Scxaari^^ und 6 IxxXe- 
aiaaxi^^ staatsrechtlich überhaupt nichts ist, sondern dass erst der 
Masse, der Gesamtheit, die Souveränetät zukommt. Es ist daher keine 
Frage, dass Aristoteles das Wort Apxi'j gegen den üblichen Sprach- 
gebrauch viel weiter fasst, um damit auch das dv(i)vu[iov zu bezeichnen, 
welches die Gewalt der Bürgerschaft ausmacht. Das Wesen der äpxh 
besteht in historischer Zeit in der Vorstandschaft zunächst der Volks- 
versammlung und des Rates — lokale und wahrscheinlich auch zeit- 
lich abgrenzbare Entwicklungen übertragen auch dieses Magistrats- 
recht zum Teil auf Volksausschüsse — , ferner der Gerichtshöfe und 
der Militärabteilungen. Damit erschöpft sich die i'pX'h* ^ ^®^ ^^^' 
teren Entwicklung werden nach Bedarf weitere dpxaf geschaffen, denen 
häufig, wie wir dies in Athen theilweise verfolgen können, nichts als 
die Gerichtsvorstandschaft von ihrer &pxh bleibt. Dieser Vorsteher- 
schaft steht begrifflich dasjenige gegenüber, was Aristoteles unter der 
ipXh ^®^ Volkskollegien versteht und was schlechthin nie etwas an- 
deres ist, als die souveräne Gewalt. Gesetzgebung, Volksbeschluss 
innerhalb der Grenzen des Gesetzes, Aemterbestellung , Vertrags- 
schliessung mit auswärtigen Mächten, endlich ein Theil der Ver- 
waltung sind die Befugnisse der Volksversammlung und des Rates, 
die Rechtsprechung liegt in den Händen der Volksgerichte, zum Theile 
gehört sie zur &pxh der Magistrate, welche als Vorsteher des Volkes 
auch bei Staatsverträgen in der Regel den Eid zu leisten haben. Die 
speziellen Befugnisse der Magistratur sind daher auch nicht schlecht- 
hin Ausflüsse der souveränen Gewalt, sondern fliessen aus der Vor- 
steherschaft, der Prostasie, welche den Beamten eingeräumt wird. In- 
wieweit auch der Rat und dessen engere Aasschüsse dpxac sind, ist 
neuerdings aus des Aristoteles TcoXtxefa 'AÖTjvatwv klarer geworden. Der 
Rat ist &pxfi als bezahlte Vorsteherschaft des Volkes mit bestimmter 
Kompetenz und unterscheidet sich von der Mehrzahl der eigentlichen 
Magistraturen durch das kollegiale Beraten und Beschlussfassen. Im 
Wesen ist er von der Volksversammlung dadurch geschieden, dass 
dieser die souveräne Gewalt, jenem nur die ihm von der souveränen 
Gewalt verliehene Vorsteherschaft zukommt. Durch die grosse Zahl 
seiner Mitglieder und die kollegiale Führung der Geschäfte nimmt 
er eine Mittelstellung ein und leitet von, der souveränen Gewalt zur 
eigentlichen äpxh ober. Er hat daher Strafkompetenzen wie die Ma- 
gistrate, freilich in etwas weiterem umfang, welchen die spätere 
Entwicklung wesentlich einschränkt. Aber es gibt kein Souveräne- 
tätsrecht, welches der Rat allein ausüben könnte, sowie umgekehrt 
die Vorberatung der der souveränen Gewalt zu unterbreitenden Be- 
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4 Einleitang. 

Schlüsse, welche in Athen allmählich notwendig wird (|i7)8iv dicpo- 
ßo6XeuT0v), nur ans der Yorsteherschafb, der ip^^l ^^ Bates fliesst 
nnd offenbar ein ursprüngliches Magistratsrecht ist. An sich wäre 
daher in einem griechischen Staatswesen eine Yolksyersammlung ohne 
Bat in der Weise denkbar, dass einzelne Magistrate die Funktionen 
desselben ausgeübt hätten, wenn sich auch ein solches Fehlen des 
Rates vorderhand nicht nachweisen lässt. Der Bat ist also als Ganzes 
Behörde, während eine dpx^ des einzelnen Buleuten nicht existiert, 
diesem daher auch keinerlei Yorsteherschafb zukommt, während sie 
jedem Magistrate zusteht. Die Fähigkeit, zur &pxh ^^^ Magistratur 
zu gelangen, ist ebenfalls ein Attribut des YoUbürgers und wir dürfen 
daher mit Aristoteles das Bürgerrecht als das Becht der allseitigen 
Teilnahme an der Begierungsgewalt bezeichnen, welches unbeschränkt 
und unbefristet ist. Da aber der Staat aus einer Summe von Bür- 
gern besteht, deren jedem das Becht der Teilnahme, denen allen zu- 
sammen die souveräne Gewalt überhaupt zukommt, so gibt es eine 
MinimalgreiLse, unter die die Büi^erzahl nicht herabsinken darf ohne 
den Begriff des Staates, der auf der Masse beruht, aufzuheben ^). Die 
Masse ist zugleich die einzige Beschränkung der Gewalt der Bürger- 
schaft, von welcher jedem Einzelnen der gleiche Anteil zusteht. 

Es ist also notwendig, um die Staatsgewalt und den Staat zu 
verstehen, zuerst den Bürger kennen zu lernen, da der Staat nur die 
Summe von Bürgern ist. Es ist aber zu diesem Zwecke nach Ari- 
stoteles nur nötig, den Umfang der Rechte des Bürgers kennen zu 
lernen, nicht die Qualifikation der einzelnen Personen zum Bürger- 
recht. Eine Definition des Bürgers aus seiner Befähigung zum Bürger- 
recht, statt aus dem B^riffe hat höchstens einen praktischen Zweck ^), 
fordert aber nicht die Einsicht in das Wesen des Staates. Freilich 
wird der Staat ein anderer, wenn die Qualifikation zum Bürgerrechte 
sich ändert, wenn z. B. nicht mehr beiderseits, sondern nur einerseits 
bürgerliche Abkunft erfordert wird. Aber der Inhalt des Bürger- 
rechts und damit der Staatsgewalt wird durch die Aenderung der 
Qualifikation nicht beeinflusst, ebensowenig wie dadurch, dass durch 
Bevolutionen oder Gesetzwidrigkeiten Leute im Genüsse des Bürger- 



^) Ar. PoL III, 8, p. 1275 b^ xig |ifev o5v loxtv ö izoXixri^ i% xoöxoo ^avspöv • 
$ Ydp S^oooCa xotvtovelv 4px^€ ßoüXsüxtxfjg xol xptxixfjg itoXfxrjv 'ifivi Xiyoiiev slvat 
xaöxTfjg xfjC wöXeeoc, wöXtv 8i xö xöv xotoöxwvicXfjö^oglxavövnpic 
aöxdbpxsiav ^(ofjg d>g dcicXcög elnetv. 

^) Ar. Pol. III, 9: 6pCCovxat öfe «pög xi]v XPfl^^^ «oXCxtjv xöv ig dpKpoxipeov «o- 
Xtxöv xal iiij ö-axipoü jiövov otov uaxpig fj lA^ltp^C» ol dh xal xoöx' inl «X6ov Ctjxoöotv 
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rechts stehen, denen dasselbe nach den bestehenden Gesetzen nicht 
zukommt, die es demnach d8(x(i)^ aber thatsächlich besitzen. 

Wer also die Frage gelöst hat: Was ist der Bürger? der hat 
für die griechischen Demokratien auch die Frage gelöst: Was ist der 
Staat? Wie der Bürger als solcher durch sein Ethnikon bezeichnet 
wird, der von Athen z. B. als 'Adijvato^, so wird der Staat durch 
den Plural des Bürgernamens bezeichnet, oE 'Adijvatot u. s. w., weil 
er die Summe der Bürger ist. Der Begriff des Staates haftet bloss 
an den Bürgern, selbst wenn diese ihre Heimat verlassen, nicht am 
Territorium und weil das Bürgerrecht ein gentilicisches ist, so ist der 
Staat an das Bestehen der Geschlechter gebunden, aber zunächst nicht 
an das Land, das sie bewohnen, nicht einmal an die heiligen Stätten 
nationaler Oötterverehrung. Wenn eine Stadt erobert wird und ihre 
Bürger ein Exil in der Fremde finden, so hört praktisch das Staats- 
wesen auf, weil die Bürger desselben keine Macht besitzen, ihre Be- 
schlüsse durchzuführen und sich im eigenen Interesse den Gesetzen 
des Staates, der ihnen Gastfreundschaft gewährt, fügen müssen. Aber 
theoretisch besteht das Staatswesen noch, solange eine hinreichende 
Anzahl von Bürgern existirt, die berechtigt sind, das Ethnikon zu 
führen. Wenn politische Umwälzungen dann wieder zur Restitution 
der Stadt führen und die Exilierten zurückkommen, so setzen sie die 
unterbrochene Thätigkeit der Staatsverwaltung fort als die Bürger 
des Staates, der nie aufgehört hat zu existieren, und ohne neuerdings 
in die Bürgerschaft aufgenommen zu werden, weil ihnen ihr Bürger- 
recht durch die Abstammung zusteht. 

Selbstverständlich erfordert die Teilnahme an derselben Regie- 
rungsgewalt auch die Teilnahme an demselben Kult und es kann 
daher ein antikes Bürgerrecht ohne Gemeinsamkeit gewisser Kulte, 
Opfer und religiöser Geremonien nicht gedacht werden, wie denn An- 
teil an allem Göttlichen und Menschlichen eine der üblichen Um- 
schreibungen des Bürgerrechtes ist. Für die vorgeschichtliche Bil- 
dung der Staaten ist diese Kultgemeinschaft gewiss das wesentlichste 
Moment, in historischer 2ieit aber den sakralen Factor in den Vorder- 
grund schieben zu wollen, wäre eine ungerechtfertigte üebertreibung. 
Die Götter sind überall. Wo Zwei zusanmien sind, da weilt der Gk>tt 
unter ihnen : er wird nicht weichen, wo Viele zusammen sind. Aber 
eben weil das religiöse Moment alle Handlungen der Griechen durch- 
zieht, ist es nicht unterscheidend für eine bestimmte Sache. Die 
Fäden der politischen Gedanken sind mit denen der religiösen ver- 
knüpft, aber nicht ununterscheidbar fQr das betrachtende Auge. Die 
Gestaltungsiähigkeit der griechischen Religion erlaubte auch ein leich- 
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teres Anschmiegen der religiösen Vorstellungen an die geänderten 
politischen Zustände. Eine Erweiterung oder Neuschöpfang einer 
Enltgemeinschaft war oft möglich, wenn der Kreis der Teilnehmer 
erweitert werden sollte. Die Bedeutung des einen Kultes f&r das 
staatliche Leben konnte im Laufe der Geschichte sinken oder steigen ; 
als ewig Gleiches bleibt nur die Verbindung mit dem Gotte. Soweit 
also die sakrale Bedeutung des Bürgerrechtes von der politischen un- 
trennbar ist, muss man sie bei der Klarstellung des Begriffes mit- 
betrachten, im übrigen aber dürfen klare politische Verhältnisse nicht 
durch sakrale Mystik getrübt werden. 

Das Recht der Teilnahme an der Regierungsgewalt schliesst na- 
türlich von selbst die Privat rechte , speziell das Niederlassungsrecht 
ein und es entsteht die Frage, wie sich diejenigen Personen, die wir 
Staatsangehörige zu nennen gewohnt sind, denen aber keine Teil- 
nahme an der Regierungsgewalt zusteht, zu den eigentlichen Bürgern 
verhalten. Nach Aristoteles wäre nur der Bürger in der vollen Demo- 
kratie Bürger. Die Oligarchie schränkt notwendig das Vollbürger- 
recht auf die Wenigen ein, in deren Hände sie die Entscheidung legt. 
Dennoch bezeichnet man die zur &pxh i^i<^ht zugelassenen Klassen der 
freien und einheimischen Bevölkerung in einer Oligarchie nicht als 
Nichtbürger und dennoch konnte ein Mitglied dieser der Vorrechte 
entkleideten Klassen sich mit dem Ethnikon nennen, das sein Bürger- 
recht erweist. Zu keiner Zeit der athenischen Geschichte, die histo- 
risch hinreichend hell ist, um ein Urteil zu gestatten, galt z.B. der 
Thete als Nichtbürger. Das, was diese Klassen der Bevölkerung cha- 
rakterisiert, ist das Indigenat. Der freie einheimische Bewohner des 
Staates, dessen Indigenat (wirklich oder fiktiv) aus den Zeiten der Grün- 
dung des Staates vererbt, d. h. bezüglich seines Ursprungs nicht kon- 
trollierbar ist, wäre also ein Bürger minderen Rechtes. Er braucht die 
Privatrechte, die dem Vollbürger zustehen, nicht erst zu erwerben, 
weil er sie hat; die politischen Rechte sind ihm vorenthalten. 
Die historische Entwicklung drängt aber allmählich dahin, der Ge- 
samtbevölkerung mit Ausschluss der Metöken und Sklaven, wenn 
nicht vollen so doch irgend welchen Anteil an der ipxh ^^ gewähren 
und die Ausschliessung einzelner Volksklassen von der Regierungs- 
gewalt als Ungerechtfertigte Vorenthaltung des Bürgerrechtes aufzu- 
fassen. In Oligarchien wird es von der Existenz allgemeiner Volks- 
versammlungen und ihrer Kompetenz abhängen, ob wir die Teil- 
nehmer derselben noch als Bürger im eigentlichen Sinne bezeichnen 
können. In Staaten endlich, in welchen jede denkbare Entscheidung 
in den Händen des Adels oder bevorrechteter KÜassen liegt, hat der 
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Hest der Bevölkerung kein eigentliches Bürgerrecht, sondern nur ein 
Indigenat. In der drakonischen Verfassung, in welcher der WaflPen- 
Tidel die Volksversammlung ausmacht *), hat der Rest der Bevölke- 
rung kein Bürgerrecht, während der Thete der solonischen Verfas- 
sung trotz einzelner Beschränkungen als Teilnehmer der Volksver- 
sammlung Bürger ist. Das, was den Theten der drakonischen Ver- 
fassung vom Fremden scheidet, ist die Nationalität, welche sich auf 
^ie Abstammung gründet, das Indigenat. Dieses schliesst das Recht 
innerhalb des Staatsgebietes zu wohnen, eventuell auch Grundbesitz 
^u haben, und die Asylie ein. Wenn der Metöke in Athen das Recht 
tles Aufenthaltes bezahlen musste, Grundbesitz aber überhaupt nicht 
erwerben konnte, so mangelt ihm jenes Incolatsrecht, welches der 
heimischen freien Bevölkerung auch in der Oligarchie zustand. Die 
Demokratie hat die Tendenz, allen Indigenen, deren Recht cpöast 
gesetzt erscheint, wenn sich sein Ursprung im Dunkel einer Vorge- 
-schichte verliert, das Vollbürgerrecht zu verleihen. Wenn wir also 
an der Definition des Bürgerrechtes als der Teilnahme an der Re- 
-gierungsgewalt festhalten, so müssen wir das Indigenat als den recht- 
lichen Ausdruck der Nationalität anerkennen. Im uneigentlichen Sinne 
kann der indigena auch TcoXCxrj^ genannt werden. Während der Fremde 
die lyxTYjat^, das Recht des Grundbesitzes, nur durch einen Akt der 
souveränen Gewalt erwerben kann, steht dasselbe dem Indigenen aber 
von selbst zu. Der mit lyxTTjat? beschenkte Fremde und der Indigene 
in einer oligarchischen Verfassung stehen sich also thatsächlich in 
ihren Befugnissen sehr nahe, da beiden der Anteil an der &pxh 
mangelt. Aber die Nationalität des Indigenen macht sich sofort in 
ihrem Verhältnisse zum Bürgerrechte bemerkbar, wenn z. B. in einer 
Timokratie der politisch Unberechtigte in eine höhere Schätzungs- 
klasse vorrückt, die ihm ohne weiteres das Bürgerrecht verschafft, 
während der Fremde es unter allen Umständen erst durch einen 
Schenkungsakt erwerben muss. Die Nationalität ist also eine Be- 
•dingung des Bürgerrechtes, ihr Mangel kann durch Schenkung ersetzt 
werden. 

Den Inhalt und Umfang des Bürgerrechtes in historischer Zeit 
genauer zu beschreiben, nachdem sein Begriff vorläufig festgestellt ist, 
soll nun hauptsächlich auf Grund der epigraphischen Quellen unter- 
nommen werden. 



*) Ar. noX, 'A^nijv, cap. 4. 



g Verleihnng des Bürgerrechtes. 

I. Die Yerleüiimg des Bürgerrechtes. 

Das Bürgerrecht wird entweder durch Geburt oder durch Ver- 
leihung erworben. Die Verleihung erfordert einen Akt der souve- 
ränen Oewalt , weil sie Anteil an der souveränen Gewalt gewährt. 
Insoferne als die Erweiterung der Zahl der Entscheidenden die Macht 
des Einzelnen naturgemäss einschränkt, ist jede Verleihung zugleich 
eine Selbsteinschränkung der Bürger und daher ein Geschenk. In 
der Regel wird dieses Privileg einem Fremden nach vorausgegangenen 
Verdiensten für den Staat erteilt. Im eigenen Interesse der Bürger- 
schaft liegt die Neucreierung von Bürgern nur dann, wenn die An- 
zahl der eigenen Bürger unter das notwendige Minimi^m, in Eriegs« 
zeiten wenn sie unter das Minimum der notwendigen Verteidiger- 
zahl gesunken ist. Das Minimum für die Verwaltung ist erreicht,, 
wenn eine weitere Verminderung die Besetzung der Aemter und Rats- 
herrnstellen nicht mehr möglich machte und die in der Demokratie 
notwendige Arbeitsteilung nicht mehr die hinreichende Zahl qualifi- 
zierter Personen vorfände. Aber schon früher tritt die Notwendigkeit 
einer Ergänzung ein, wenn die Zahl der Bürger so zu schwinden droht» 
dass ihre Gesamtheit kein Interesse an der Aufrechterhaltung de& 
selbständigen 'Staates mehr besitzt. Denn wie die Möglichkeit einer 
selbständigen Gesetzgebung und Verwaltung von der durch die hin- 
reichende Bürgerzahl mitbedingten Macht und Fähigkeit abhängt, so 
hängt der Wunsch nach einem selbständigen Staatswesen von dem 
durch die Masse getragenen Gesamtwillen ab. Denn der Einzelne wie 
die unzureichende Anzahl ordnen sich dem Willen grösserer Gemein- 
schaften unter und eine zu geringe Bürgerzahl erzeugt keinen selb- 
ständigen staatlichen Gesamtwillen. 

Wir finden daher in den griechischen Staaten im allgemeinen? 
zwei Motive für die Verleihung des Bürgerrechts an Fremde, die 
ÄvSpaYaö-ca und eövota des zu Beschenkenden oder die öXtyavd'pcüTcCa 
des verleihenden Staates. Die Bereitwilligkeit, die Existenz des einen 
oder des anderen Grundes anzuerkennen, ist jedoch nicht gleich. Die 
Staaten sind desto bereitwilliger, Neubürger aufzunehmen, je grösser 
die Zahl ihrer vollberechtigten Bürger ist. Oligarchien kommen kaum 
in die Lage, eine Burgerrechtsverleihung vorzunehmen; unter dem 
Drucke der Kriegsnot gerät vielmehr die Verfassung selbst nicht selten 
ins Schwanken. Unter der Herrschaft der Tyrannen, wo der Inhalt 
des Bürgerrechtes so arm ist, dass unter ü^lständen das Vorhanden- 
sein desselben bestritten werden kann, fanden häufig Massenerteilungen 
dieses eingeschränkten Bürgerrechtes auf Veranlassung der Tyrannen 
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selbst statt. In yollen Demokratien wurde man endlich immer frei- 
gebiger mit der Verleihung. 

Das Terliehene Bürgerrecht ist, wie gezeigt werden soll, niemals 
ein qualifiziertes; ein solches schliesst sich eigentlich, wenn man die 
gegebene Definition annimmt, von selbst aus. Wenn man dasYoll-^ 
bürgerrecht nicht verleihen wollte, so konnte man eine Reihe von 
Privatrechten verleihen, die mit der Teilnahme an der ipxh i^icbts 
zu thun hatten, aber den Bürgern von selbst zustanden, um eine ci- 
vitas sine suffragio zu schaffen. Ein diesem Begriffe entsprechender 
TerminuB ist aber für das griecBische Staatsrecht unmöglich, er wäre 
eine contradictio in adjecto. Die Begriffe Incolat, Epigamie, Dikaio-^ 
dosie geben mehr oder weniger vollständig eine Summe von Rechten^ 
die einem solchen Quasibürgertum entspräche. Es kommen allerdings 
bei Neubürgern einzelne Einschränkungen der politischen Rechte vor^ 
diese aber sind so unwesentlich und teilweise — wie das Verbot der 
Bekleidung gewisser Priestertümer durch Neubürger — sakraler Na- 
tur, dass sich nicht behaupten lässt , es seien Einschränkungen der 
Regierungsgewalt. 

Eine reiche Fülle inschriftlich erhaltener Bürgerrechtsdiplome 
der verschiedensten griechischen Staaten ermögUcht uns nun einen 
tieferen Einblick in die Bedeutung des Bürgerrechtes und fordert zu 
einer Zusammenstellung und Prüfung auf. Diese Diplome sind Volks* 
beschlüsse, durch welche einem Fremden Bürgerrecht verliehen wurde. 
Bei ihrer Durchsicht wird uns vor allem die Formel interessieren, 
durch welche das Bürgerrecht verliehen erscheint. Die attischen 
Bürgerrechtsdiplome zerfallen bekanntlich in zwei Gruppen, von denen 
die ältere die Verleihung durch 'A^vatov elvac, die jüngere durch 
SeSood-ac noXvztlav ausdrückt. Diese Unterscheidung ist bloss stilistisch, 
aber natürlich rührt die ältere Form aus einer Zeit her, in welcher 
der Gattungsbegriff TcoXixefa noch nicht in allgemeinen Gebrauch ge- 
kommen war. Wenn auch Historiker und Politiker schon früh den 
Ausdruck noXvzela für Bürgerrecht und noXlvn^ für Bürger anwen- 
deten, so blieb im ürkundenstil der konservativen Athener doch der 
Ausdruck Athener für Bürger von Athen erhalten. Ueberblickt man 
nun die Reihe ausserattischer Bürgerrechtsdiplome, so findet man nur 
in ausserordentlich wenigen Fällen die analoge Verleihungsformel, die 
den B^riff des Bürgerrechts durch das Ethnikon ausdrückt. Die ge- 
wöhnliche Formel ist elvac (SeScod^at) TcoXtxeCav oder efvac 7coX(xt]V. Die 
grösste Zahl dieser Dekrete fallt aber auch in eine Zeit, in welcher auch 
schon in Athen die jüngere Formel üblich war. Eine Reihe derselben 
gehört aber der Epoche an, in der für Athen die ältere Formel herrscht 
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Eines der ältesten Bürgerrechtsdekrete, der zu Olympia gefundene 
Beschluss der Chaladrier, hat die Formel XaXa5pcov -JJpiev ^). Wo wir 
sonst — von der litterarischen Ueberlieferung, die reich an Belegen 
ist, abgesehen — im griechischen Matterland die analoge Formel 
nachweisen können, ist sie in Beschlüssen angewendet, welche das 
Bürgerrecht an Massen erteilen, so im Sjrmpolitiebeschlusse von Me- 
deon und Stiris ^), im Kolonisationsdekret von Naupaktos '), bei ge- 
legentlichen Bezeichnungen des ätolischen ^), einmal auch des acbäi- 
schen *) Bürgerrechtes. Sonst lässt sich diese Formel nur noch auf 
kleinasiatischem Boden belegen. In einer Inschrift von Erythrae aus 
der Zeit unmittelbar nach der Schlacht bei Enidos wird dem Konon 
erythraeisches Bürgerrecht mit der Formel 'Epufl'palov elvac verliehen*), 
während in dem wenige Jahre später (357) fallenden Beschlüsse der- 
selben Stadt für den König Maussollos ^) die Formel schon efvac tco- 
Xfxrjv lautet. Ob hier ein Wechsel des Stils innerhalb dieser Zeit 
vorliegt oder das Dekret für den Athener durch attische Formulare 
beeinflusst ist, lässt sich nicht entscheiden. Femer ist die ältere Ver- 
leihungsformel in einem Dekrete aus Ilion , welches etwa ins dritte 
Jahrhundert zu setzen ist , vertreten ®) , sicher bloss stilistisch ver- 
schieden von gleichzeitigen Dekreten aus Ilion, die die jüngere Formel 
SeSoaä-at TroXtxetav bieten, und endlich hat ein Beschluss von Kyme*) 
die ältere Formel, obgleich die in demselben Dekrete mitverliehene 
Proxenie durch die Formel SeSoaS-at xxX. erteilt ist und sich gram- 
matisch leichter die jüngere Formel angeschlossen hätte. Aus diesen 
Beispielen darf man schliessen, dass in den wenigen Fällen, in welchen 
ausserhalb Attikas die Yerleihungsformel mit dem Ethnikon nach- 
gewiesen ist, ein Ueberrest eines früher allgemeinen Stiles vorliegt, 
der den Gattungsbegriff Bürgerrecht nicht kannte. Man darf auf 
solche anscheinend geringfügige Stilabweichungen Gewicht legen, 
weil sich immer sicherer herausstellt, dass man in ganz Griechenland 
an bestimmten Formularen für die Urkunden ausserordentlich zähe 
festhielt. Auch in den Bürgerrechtsdiplomen zeigt sich ein Lokal- 
stil, der unter Umständen ermöglicht, die Zugehörigkeit einer Inschrift 
zu bestimmen. So kann man die Yerleihungsformel weiter nach dea 

^) IGA 113: XaXÄÖptov ^^ev aöxöv xal yövov /toonpögevov /laoda^ioopYÖv. 

2) Bull, de corr. hell. V, p. 45. 

») IGA 321. 

*) Rangabö 750 c. 

») Lebas II, 353. 

*) Lebas Ilf, Nr. 39 = Dittenberger, sylloge 53. 

^) Lebas III, Nr. 40 = Dittenberger, syll. 84. 

^) Schliemann, Troja p. 252 f. = Ball, de corr. hell. IX, p. 161 : xal IXiela^ slvou • 

^) GIG 8523 = Lebas HI, 1522^: xal Eu)ia6oic S)i|ievau 
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Oruppen 8e86od*at uoXtxeCav und elvat tcoXCttjv scheiden. Die letztere 
Formel darf a potiori die insulare genannt werden; denn sie findet 
«ich auf Thasos, Andros, Keos, Aegina, vereinzelt auf Kreta, regel- 
mässig in Ealjmna. In Kleinasien kommt die Formel in Erjthrae, 
in Europa bloss einmal in Megara und einmal in Dodona, ausserdem 
noch in Byzanz, welches wohl auch seinen ürkundenstil aus Megara 
entlehnt hat, vor und endlich in einem Dekret unbekannter Herkunft, 
welches in der Nähe der Wolga gefunden ist, also irgend einer nor- 
dischen Stadt angehört. Singular ist die Formel S-^aS-at TcoXfxrjv, die 
«ich in Stymphalos findet. Alle anderen Dekrete bieten das Wort 
TZoXiTtia in irgend einer Verbindung. Dieser allgemein in Uebung 
gekommenen Formel wich endlich auch in Athen die lange heimisch 
gewesene. Die Formel tioXcttjv e!vat nimmt eine Mittelstellung zwi- 
schen der des Typus 'Aöifjvatov efvat und noXizeiay 5eS6oä*ac ein; sie 
enthält zwar schon den Gattungsbegriff, aber ist noch nicht zur Ab- 
straktion vorgeschritten. Die Abstraktion, d. i. die Konstruktion des 
Begriffes noXixela muss ja gewiss alt sein, aber die Anwendung des 
Wortes im Urkundenstil wird sich nicht über das letzte Drittel des 
fünften Jahrhunderts verfolgen lassen. Es ist daher die Möglichkeit 
geboten, dass hier eine Einwirkung der Litteratur stattgefunden hat, 
dass also die Konstruktion des Gattungsbegriffes Bürgerrecht ein Re- 
sultat der Forschung oder historischen Darstellung ist. 

Welche dieser Formeln aber auch angewandt sein mag, in 
jedem Falle ist die Verleihung des vollen Bürgerrechts, welches in 
der Teilnahme an der Regierungsgewalt besteht und das Incolat 
einschliesst , gemeint. Durch die Gleichwertigkeit des Ausdrucks 
tcoXJtt)^ einer Urkunde mit dem Ethnikon ist die Vollwertigkeit des 
in Urkunden verliehenen Bürgerrechts schon wahrscheinlich ge- 
macht. Die überwiegende Mehrheit der erhaltenen Dekrete umfasst 
zwar solche Fälle, in denen an eine eigentliche Ausübung der 
politischen Rechte nicht gedacht wurde, also blosse Verleihungen 
von Ehrenbürgerrechten vorliegen, was gelegentlich in der Fassung 
selbst zum Ausdruck kommt, wenn z. B. die Formel lautet xexet- 
{ifjaö'at TCoXtxeta ^). Aber selbst solche Ehrenbürgerrechtsdiplome 
sind zu Schlüssen über die Bedeutung des Bürgerrechts verwendbar, 
weil sie sich von den anderen nicht unterscheiden und ihnen staats- 
rechtlich vollkommen gleichstehen. Nun haben wir aber in unseren 
Dekreten eine Reihe von Zusätzen zur Verleihungsformel, die die 
Vollwertigkeit des verliehenen Bürgerrechts direkt beweisen. In einer 

^) In einem Psephisma der Eleer (Arch. Zeit. 1878, p. 92} aus dem Ende 
des ersten Jahrhunderts n. Chr. 
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Beihe von Sympolitiedekreten, welche unten eine zusammenhängende 
Behandlung erfahren werden, wird das gleichwertige Bürgerrecht als 
Teilnahme an allem Göttlichen und Menschlichen umschrieben, als 
{leTOX^: xal d*E(ü)V xa2 äv'8'pü)7civ(t)v ^). Sonst wird aber das verliehene 
Bürgerrecht umschrieben als Teilnahme an allem, woran die Bürger 
des yerleihenden Staates teilhaben. Der klassische Boden för die 
Formel ixetouoia irivxcov (bv xod ol Xoinol TcoXlxat (lex^x^uacv, sind die 
Inseln und E^leinasien. Sie findet sich in 

Samothrake: Brit Mus. III, 444. 

Thasos: ftexelvat aöxot? tcöcvxcov äv xaJ xolg äXkoi^ Qaaioi^ ti£- 

xeaxt CIG 2161; 

Keos: CIG 2352, 2353, 2354, 2357; Mus. it. I, 2, p. 218; 

Andros: Ath. Mitth. I, 237; Lebas II, Nr. 1800 (zu lesen: 

%od (ie[xelvac ab^zol^ . . . xat öotcov xal xöv äXXeov 
TccEvxcöv öv [xols 'A]vSp(o[t]5) 

Amorgos: Bull, de corr. hell. VIII, p. 445; 

Kalymna: Brit. Mus. II, 232, 233, 234, 235, 236, 237, 240, 

241, 242, 243, 253, 254; 

Kos: Brit. Mus. H, 247; Bull, de corr. hell. XI, p. 76; 

Jasus: CIG 2676, 2677, 2678; 

Bargylia: Bull, de corr. hell. XIII, p. 23; Lebas HI, 87; 

Mylasa: Wahrscheinlich: Athen. Mitth. XV, p. 264; 

Telmessos: Bull, de corr. hell. XIV, p. 167. 

Auf europäischem Boden findet sich die Formel nur in einer un- 
bekannten nordischen Stadt (CIG 2134b); Böckh hat in folgender 
Weise ergänzt: noXelzav ji^xoxov xt tccEvxcdv (b[v7i;ep xal xots dEXXot^ 
npo^hoK; xal xol? dajxttxat? xal inb yhoxx; [noXeliai^ ji^xeoxc]. 

Da sich nun diese Formel immer neben der die Bürgerrechts- 
Verleihung ausdrückenden, nie allein findet, hat sie die Bedeutung 
einer Erläuterung des Begriffes Bürgerrecht und soll die Gleichwertig- 
keit des v^erliehenen Bürgerrechts mit dem inb y^voug ausdrücken. 
In Griechenland selbst findet sich diese Formel nicht, dagegen be- 
gegnet zuweilen bndp'/ßiy idc äXXa x(|xia 6aa xxX., wodurch also nur 
die Ehrenrechte der Bürger explicite zugesagt erscheinen. Es ist die- 
selbe Formel, die sich auch häufig bei Proxenieerteilungen findet. 
Da nun aber gerade in denjenigen Gegenden, in welchen die erwähnte 
Formel vorkommt, die Proxenie häufig neben der Politie verliehen 
wird, so dürfte sie als gleichlautend aus den Proxeniedekreten in 
die Politiedekrete herübergenommen sein. Scheinbar unabhängig von 

*) CIG II, 2566. 2557 , cf. Bull, de corr. hell. IV. p. 864 «eWx«v *(v(dv xal 
dvd'pamCvoDv. 
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der Proxenie findet sich die Formel in Akräphia (Bull, de corr. 
helL XIV, p. 44 ff.): nohzeloe^ xac zSXka T(|iia & xal 'AxpacfieOot 
önoepX^^ ^) °^^ ^ Larissa (Athen. Mitth. YII, p. 64) : xoil xä Xoinä 
T(|ua ÖTcapx^lxev aöxolg TCdevxa 5aaa7cep Aaptaaaioc^, also in Boeotien 
und Thessalien, wo die ähnlichen Proxeniedekrete gebräuchlich waren. 
In der Regel wird aber die Formel in solchen Dekreten gebraucht, in 
denen Proxenie und Politie zusammen yerliehen wird und bezieht sich 
dann auf die Proxenie. Sie lautet : xal ziXXtz xtfica daa xal xoc^ dlX}.occ 
npd^tioiQ xoi EÜtpyixaiQ StSoxat oder auch nur 5aa xal xo7^ xxX. So 
findet sie sich in Delphi (Bull, de corr. hell. YI, p. 239), in Locris 
und zwar in Opus (Arch. Z. 1873 p. 141) und in Chaleion (CIG 1, 1567), 
in Thessalien und zwar in Alos (Bull, de corr. hell. 1890, S. 240 f.), 
in Lamia (Lebas H, 1142, 1143, 1144, 1145, 1146, Ath. Mitth. VII, 
p. 362, Vn, p. 364), in Thaumakes (CIG 1773, 1773, Lebas U, 1884, 
Athenaion II, p. 307, Bull, de corr. hell. VII, p. 45), in den Be- 
schlüssen des Aenianenbundes (CoUitz 1431 und Bull, de corr. hell 
XV, p. 331). Die Identität dieser Formel mit der in einfachen Pro- 
xeniedekreten yerwendeten lässt mit Sicherheit erkennen, dass sie sich 
nur auf die Proxenie bezieht. 

Ein Zusatz, der sicherlich den Zweck hat, die Gleichwertigkeit 
des Bürgerrechtes auszudrücken, ist die Formel ^<f ' laiQ %od 6{iocqc, deren 
Geltungsgebiet geographisch absteckbar ist. Auf den Inseln findet 
sie sich regelmässig in Samos, woher wir freilich lauter nahezu gleich- 
zeitige Urkunden haben und zwar : G. Gurtius, Stud. u. Inschr. z. Gesch. 
Y. Samos Nr. 9 mit der Zusatzformel, dass der Neubürger in die Unter- 
abteilungen des Volkes eingelost werden solle: xad*6xc xai xob^ dlXXou^ 
Saiiiouc; Ath. Mitth. IX, p. 194, ib. p. 195; C. Gurtius Nr. 7, ib. Nr. 8; 
ferner auf einer in Earystos gefundenen Inschrift GIG 2152b Add., 
welche jedoch die Bürgerrechtsverleihung eines A'emden Staates an 
karystische Bürger betrifft. Böckh hat Alexandria Troas als den Ort 
vermutet , yon dem der Beschluss ausging. Regelmässig ist femer 
die^ Formel noXizeia If ' X(tq xai 6|io(a in den Dekreten von Ephesus, 
welche sämtlich aus dem Ende des 4. Jahrhunderts stammen. Die 
Formel blieb aber sicher weit über diese Zeit hinaus erhalten, denn 
sie findet sich auch in dem Dekret aus dem Jahre 86, in welchem 
die Kriegserklärung der Stadt Ephesus an Mithridates (Lebas III, 136a) 
erhalten ist, und in dem die Metöken und Freigelassenen und waffen- 
fähigen Fremden zu 7coX£xa{ 4^' Igiq xal 6(iofqt gemacht werden. — 
In dem Sympolitiedekrete von Smjrma, in welchem die Bewohner von 
Magnesia ins smymäische Bürgerrecht aufgenommen werden (CIO 

^) Wakrscheinlicli ebenso ibid. p. 33 nach Holleaux*8 Ergänzung. 
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3187), lautet die Formel ebenfalls TcoXtxefav h Spiipv^ i^' lofi xai 
6(io{qc T0I5 öcXXot? uoXfTatg, wo der beigesetzte Dativ deutlich zeigt, 
dass das verliehene Bürgerrecht dem durch Geburt erworbenen gleich- 
gesetzt wird. Endlich ist die Formel erhalten in einem zu Assos ge- 
fundenen Beschlüsse von Stratonikea (Papers of the American school 
of classic studies Vol. I, p. 18 ff.) : SeSoaö-at TcoXtxetav . . §cp' laig xal 
b\Loi(f T0I5 i^ixeTepoc? tzoXIzolk;. Wenn aber die Heimat dieser ursprüng- 
lichen Fassung der Formel zweifellos Kleinasien ist und von dorther 
eine Beeinflussung von Samos stattgefunden hat, vielleicht auch in 
Jonien der Ursprung zu suchen ist, so findet sich eine modifizierte 
Gestalt derselben in Dodona (Carapanos p. 53 Nr. 7): 7coX(Ta]v effiev 
[AJifiapxov [Toojv xa[l] öfiotov xot? äXkoK; ATce'.pcbxacs und wahrschein- 
lich auch ib. p. 67, Nr. 33, Z. 3. — In Epirus kann diese Formel 
kaum nach jonischen Mustern gebildet sein ; sie ist weder völlig gleich 
mit der jonischen, wie man sonst erwarten müsste, noch ist sie für 
das gesamthellenische Gebiet auf Bürgerrechtsverleihungen beschränkt^ 
sondern bereits sehr früh för die Gleichheit der Bedingungen ange- 
wendet, unter denen Bundesgenossen aufgenommen werden, und spielt 
überhaupt in der Technik der Ausdrücke für internationale Verträge 
eine grosse Rolle. Von daher kam sie entweder überhaupt oder we- 
nigstens für Epirus in die Bürgerrechtsverleihungsformel. 

Aber auch wo kein solcher Zusatz in den Verleihungsdekreten 
vorkommt, ist ein Vollbürgerrecht gemeint. In Athen ist niemals^ 
seitdem die Formel SeSoaö-ac TcoXtxetav lautet, irgend ein Zusatz hin- 
zugefügt worden, der die Vollwertigkeit bewiese, und doch kann über 
diese schon darum kein Zweifel bestehen, weil in der Regel die Wahl der 
Phyle, des Demos und der Phratrie gestattet ist, die das Vollbürger- 
recht verbürgt. Aehnliche Verordnungen gibt es auch in ausserattischen 
Dekreten. Eine grosse Anzahl von Dekreten aber verleiht neben dem 
Bürgerrecht die Proxenie und zwar entweder in der Weise, dass die 
Proxenie dem eigentlichen Bürgerrechtsdiplom beigesetzt ist oder um- 
gekehrt dass das Bürgerrecht in das Proxeniedekret aufgenommen wuitle, 
so dass sich solche Proxeniedekrete von anderen, in denen bloss Pro- 
xenie verliehen wird, durch nichts als die Beisetzung des Wortes tco- 
Xtxefa unterscheiden. Dem Begriffe nach sollten sich nun Proxenie 
und Politie ausschliessen , denn die Proxenie ist eine Ehre, die dem 
Fremden und zwar in seiner Eigenschaft als Bürger eines fremden 
Staates verliehen wird, die Politie macht ihn zum Bürger des ver- 
leihenden Staates. Man kann daher sagen, dass ursprünglich nirgendwo 
beide Ehren zugleich verliehen worden sind, sondern nur entweder Pro- 
xenie oder Politie, dass es dagegen vorkommen konnte, dass jemand, der 
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bereits Proxenos geworden war, später das Bürgerrecht erhielt, nicht 
aber umgekehrt. Je mehr nun die praktische Bedeutung des ver- 
liehenen Bürgerrechts schwand, d. h. je häufiger die Politie als blosse 
Ehre an solche Fremde verliehen wurde, die niemals die Absicht 
hatten, von diesem Rechte Gebrauch zu machen und für die dasselbe 
auch nahezu wertlos war, weil sie ihren Wohnort nicht zu verlassen 
wünschten, desto mehr schwand auch die praktische Unterscheidung 
in der Verleihung der Proxenie und Politie. Wenn früher die Ver- 
leihung der Politie nach bereits vorher verliehener Proxenie als eine 
neue Auszeichnung angesehen wurde, die dem Verdienten zu Teil 
wurde, so wird jetzt die Häufung beider Auszeichnungen ein Aus- 
druck der gesteigerten Anforderungen der Auszeichnungsbedürftigkeit 
an die Auszeichnungsfähigkeit. Die Proxenie hat nur wenige recht- 
liche Dependenzen, die sie wertvoll machen. Selbst das Recht Grund- 
besitz zu haben, dessen Mangel den Mangel des Bürgerrechts am 
härtesten fühlen Hess, stand dem Proxenen nicht an sich zu, sondern 
dort, wo es ihm gewährt werden sollte, musste es ihm besonders ver- 
liehen werden. Ein Anteil an der Regierungsgewalt gebührte ihm 
natürlich nicht. In jenen Fällen, in denen neben der Proxenie auch 
lYxxyjat? y^$ xal oJxca^ verliehen wurde, liegt allerdings eine Art 
Quasibürgerrecht vor, weil dann wegen der andern in der Regel mit- 
verliehenen Rechte kaum mehr etwas als die Teilnahme an der ^PX^ 
zum Bürgerrecht fehlte. Da das Bürgerrecht auch diese verlieh, so 
galt es in jedem Falle als die höhere Auszeichnung, Bürger zu werden. 
Warum man mit der höheren Bewilligung auch die geringere verlieh, 
das hat seinen Grund in der Verschiedenheit des Charakters der beiden 
Ehren, von denen die Proxenie früher eine blosse Ehre wurde als die 
Politie. Während ursprünglich mit der Politie nichts yreiter verliehen 
wurde, als höchstens ein Lob oder ein Kranz, wurden mit der Proxenie 
je nach der Verschiedenheit der Staaten Ehrungen verliehen, die äus- 
serlich den Proxenen vor dem Bürger auszeichneten, wie z. B. die 
Proedrie, vielleicht auch einzelne Begünstigungen finanzieller Natur, 
die dem Bürger nicht zustanden. Es ist dies eine Folge des Um- 
standes, dass die Proxenie von Haus aus eine Ehrung für den Fremden 
sein sollte, während die Politie nur die Aufnahme in den Staatsver- 
band bezweckte. Wir wissen femer, dass wenigstens in einzelnen 
Staaten ein Gesetz bestand, welches den Umfang der einem Proxenos 
durch die Verleihung ipso facto zukommenden Ehren bestimmte und 
die Formel 6aa xolq äXkoi<; npo^hoK; bndp'/ei erklärt sich auch am 
besten durch die Beziehung auf dieses Gesetz, welche gelegentlich 
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auch aasdrücklich ausgeBprochen wird ^). Durch die Mitverleihung 
der Proxenie neben der Politie war daher namentlich in dem Falle, 
wenn vom Bürgerrecht kein eigentlicher Gebranch gemacht wurde, 
eine Reihe von Ehren und Auszeichnungen gegeben, die dem Bürger 
an sich nicht zustanden. Dadurch erhielt sich die Gewohnheit, Pro- 
xenie und Politie zusammen zu verleihen, desto sicherer, je mehr das 
Bürgerrecht zu einem blossen Ehrenbürgerrecht herabsank. 

In Kleinasien finden wir diese Verbindung bereits ziemlich früh. 
Das Bürgerrechtsdiplom von Erythrae für Mausollos z. B. hat völlig die 
Form eines Proxeniedekretes mit eingeschobener Bürgerrechtsklausel 
(Lebas-Wadd. III, Nr. 40: efvat iopyixrf^ xfj^ u6Xe(oc xal 7ip6$evov 
%al 7coX(tif]V xal efoTiXouv %al IxicXouv xal TcoX£[iou xal eip'^vyj^ dlauXei 
xal doTzo'^Sel %oA tit^Xecav xai irpoe8p(y]v). Lässt man in demselben 
die Worte xal TcoXdyjv aus , so hat man ein reines Formular eines 
Proxeniedekretes, wie es überall auf griechischem Boden vorkommt. 
Ebenso steht es mit den andern Bürgerrechtsdiplomen von Erythrae 
(Lebas HI, Nr. 39; Brit. Mus. III, 418). Diese aber betreflfen her- 
vorragende Männer, die die Stadt zu ehren bestrebt war, nicht solche 
Personen , die im eigenen Interesse das Bürgerrecht erstrebten. Es 
sollten daher alle Ehren auf sie gehäuft werden , die das staatliche 
Gemeinwesen zu vergeben hatte. In beiden Fällen ist aber auch zur 
Bürgerrechtsverleihung ein Ausdruck wie äv ßoöXtjTat zu denken, der 
auch in dem einen Falle, dem der Verleihung für Konon von Athen, 
wirklich gesetzt erscheint. D. h. die faktische Ausübung des Bürger- 
rechts erscheint, wenn nicht an die Aeusserung, so doch an die Be- 
thätigung des Willens gebunden; der Geehrte ist in jenem beliebig 
zu wählenden Momente Bürger, in welchem er die Rechte eines Bür- 
gers ausübt. Da eine solche Ausübung bei hervorrs^^enden Männern 
fremder Staaten oder bei ihren Königen nicht wahrscheinlich ist, so 
schien es angemessen, auch solche Ehrenrechte zu verleihen, die per- 
sönliche Auszeichnungen sind. 

Lehrreich sind in dieser Beziehung die zeitlich ungefähr zu- 
sammenfallenden Bürgerrechtsdiplome von Ephesus. Kein einziges 
derselben verleiht direkt Proxenie, aber während einzelne nichts 
weiter als die Politie verleihen, fügen andere einige gewöhnlich mit 
der Proxenie verbundene Ehrenrechte hinzu. Als Typus der ersten 
Art führe ich das Dekret Brit. Mus. HI, 454 an mit dem Schema: 

in&i8^ Aeüxinnoq npo9v\i,l(i\L napix^xai .... 5e86x*at 

T^ ßouX^ xal T^ Si^piq) SoOvat Aeiixteicq) «oXtxe£av aöx^) xal Sxydvot^ 

^) Vgl. Lebas II, 6 (Aegosthenae) xal xdt ÄXXa Tcdfevta öoa toTg ÄXXotg npoli- 
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g;Ä=»fm XSL si^jV^ «£ z^slsiz» «'• in siaarfj ij 5-^r;?j 5i> tr» Z"^a^ 

S^pzL Anr doL asfien Rt'S'k «ckeiLx^ ntsui« das» äosi» Fonsu^ ^cW 
Süd, wie: äe icgeT^.iafstg im Pro^xnii^iefaKiitt TorbwftWMft ^ <faig» 
alao m. ien. Dekzettn diiea» uratm Tjpos 6^mcht tiaurmuf ^Ml|Ct 
wiEide;. Ehren wie d^ Proed::« xsid d&e S^raeffiwtkeit W lMi|iOrt «tt4 
Exyort und 3am Reckt isr icibifkindiKtiHi fjcfftiut uriüi Aifes4f^)^kürt iin 
den BaSsß, in. Knees- und Fnedeasaniieflu mil dmr fV>liüi^ wul:suv^Nr«^ 
IcfliFH, wÜLreid man äch in d«n IX^k^Hen der ersl«tt Fc^rm mit diw 
PoLitie begnügte. Betraeiitet majci nim die EmfiingiNr d(Mr Büi^^^ 
drptnmf mit h«>oiooprox«nbciien Formein« so findet »«n iftxiter ikiMii 
den Rhodier Nikagons, der als Gesnndter der K^n^ Demetnoa und 
Seieskos gdmmoien mar nnd als solcher geehrt irerden scdlte^ diam 
einen ApoIIomon, der in Ang^rie^irenhciten d^ Antigonos und Demetnot» 
gesandt war, einen Thebaner Ljsikon Tv>n an bekannten V^rdien$teii« 
einen makedonischoi Fddhom Archestratos« dter Fn^ind iW KOnig^ 
wac, also bis anf einen nachweisbar solche Personen« denen weg^^ 
ihrer hohen Siellong oder der hohen Steihmg der Machthaber« die 
dnrth äe gedirt werd«i sollten, mehr als das Bürgerrecht Terliehen 
werden sollte, Ton dem sie kaum einen Gebranch sxi machen in die 
Lage kommen konnt^oL Die andern Dekrete Ton Ephesns haben, so« 
weit die Erhaltung der Steine ein urteil ml&sst, die reine Btlrger* 
rechtsformel, bezwec-kten also nichts als die thats&chliche Verleihung 
des Bfirgerreehts. Unter den zahlreichen Dekreten befindet sich nur 
ein einziges auch sonst Ton der üblichen Form abweichendes, welches 
Proxenie und Politie verleiht Es ist das für den Arkader EuU\y* 
damos (Brit. Mus. IE, 459). 

Sind die ephesischen Bürgerrechtsdiplome geteilt nach der reinen 
und der homöoproxenischen Form, ohne selbst in diesem letstoren 
Falle Proxenie mitzuverleihen, so gibt es andere kleinasiatische Städte, 
die Proxenie- und Politiedekrete ausdrücklich kombinieren, St^ sind die 
Bürgerrechtsdekrete von lasos (CIG H, 2673 b, 2075, 2670, 2677, 2078) 
sämtlich Proxeniedekrete, das Dekret von Kalymna für luohvere 
von lasos geschickte Richter (CIÖ II, 2671) ist gleichfalls ein Pro- 
xenie- und Politiedekret , obgleich in der Masse der Hürgerrechls- 
diplome von Ealymua nur ein einziges vorhanden ist, das, wenn die 
vorzuuehmenden Ergänzungen nicht trügen, Proxenie und l\)litiö äu- 

S B a n t o , Grieoh. Bürgerrecht. 2 
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gleich Terleiht ^). Ob aber hier die Ealymnier Rücksicht auf die^ 
Debung in lasos genommen haben oder ob für die Mitverleihnng der 
Proxenie ähnliche Gründe massgebend gewesen sind, wie in Ephe- 
sns für die Mitverleihnng der proxenischen Ehren, bleibe dahingestellt. 
Ebenso ist der Beschlass Bull, de corr. hell. XIII, p. 23 eine Kom- 
bination Ton Proxenie und Bürgerrecht. Das gleiche Verhältnis weist^ 
Bargylia (Lebas III, Nr. 87) auf. Charakteristisch ist derBeschlusa 
Yon lasos für mehrere von der Stadt Priene gesendete Richter (Brit. 
Mus. III, Nr. 420), in welchem die Proxenie yerliehen wird, in Bezug auf 
das Bürgerrecht aber beschlossen wird, die Verhandlung über das- 
selbe eu dem gesetzlichen Termin anzuberaumen ^). Die Verleihung 
der Proxenie und der Politie waren also nicht nur verschiedene Akte,. 
sondern die Formen, unter denen die Politie verliehen wurde, waren 
auch komplizierter als die ftir die Proxenie. Ebenso ist das Dekret 
aus Dion (Arch. Z. 1871, p. 170 ~ Schliemann, Ilios p. 710) einkom-^ 
biniertes Proxenie- und Politiedekret, ebensowie aus derselben Stadi 
GIG II, 3596 , das erste den Freund eines Königs, den Tamniter Dia- 
phenes, das zweite den Arzt und Lebensretter des Königs Antiochos- 
Soter betreffend, also beide Personen, die besonders geehrt werden 
sollten, während der Stein bei Schliemann, Troja p. 252 f. (« Bull, 
de corr. hell. IX, p. 161) vier Tenediem, die die Proxenie vermutlich 
schon durch Vererbung besassen, neuerdings das Bürgerrecht aller- 
dings neben einigen sonst mit der Proxenie verbundenen Ehrenrecht^i 
verleiht. Das Dekret von Kyme (CIG II, 3523) verleiht Proxenie und 
Politie zugleich, während das von Telmessos (Bull, de corr. hell. XIV^ 
p. 161) ähnlich wie die Dekrete von Ephesus Politie nebst den mit 
der Proxenie verbundenen Ehrenrechten ohne Proxenie an einen Ephe- 
sier verleiht und in der Aufzählung der Beschlüsse von Zeleia (Ath. 
Mitth. IX, p. 58) in der Regel Politie mit der homöoproxenischen 
Formel, einmal auch einem Proxenos Politie verliehen wird. 

Aus dieser Uebersicht ergibt sich wenigstens für Kleinasien mit 
annähernder Sicherheit die Entwicklung, dass die Proxenie nebst den 
mit ihr verknüpften Rechten eine persönliche Auszeichnung für ver- 
diente oder hervorragende Männer, denen das Bürgerrecht ursprünglich 
nicht verliehen wurde, gewesen ist und in den Fällen, in welchen 

*) Newton, Anc. gr. inscr. of the Brit. Mus. II, Nr. 244: xal ^[jisv aörol^ 
iv KaXö]jiva 7coXi[xsCav . . . dlxdXstav Ttdcvxwv . . . xal] Sx7tX[oüv dkoüX]6l xa[l doicovösL. 

^ stvai da aötoög xal npogdvot)^ xfi^ icöXeo)^, nepl noXiTeCag bk aötoT^ te xal 
tcit^ &XYÖV01C xfnOif^ npOYpdcpaod-ai xob^ npooxäna^ iv zoX^ iwö|jLOic XP^^^*'^ ^^^ i™ 
BeBchluss von Priene: icsTtoCTjvxat da aöxoOc xal Ttpogdvoug tfjg icöXecog, wspl dk no^ 
Xtxslac aÖTotc *» xal ixyövotg aöröv §ictTeTQ^x*<'tv "^oTg Ttpoordiatg npOYpdc|;ao6-at äv- 
tCt^ ivv6iiOic XP^o^C* 
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das Bürgerrecht nicht um besonderer Verdienste willen, sondern auf 
Grand des Nachweises eines Anrechtes oder im Interesse des Nen- 
bürgers selbst verliehen wurde, auch weder die Proxenie noch die mit 
ihr verknüpften Rechte verliehen wurden, dass aber überall dort, wo 
das Bürgerrecht nur eine der Anerkennungen für besondere Verdienste, 
wirkliche oder konventionell zugestandene, sein sollte, entweder die 
Proxenie mitverliehen wurde oder doch die gewöhnlich an der Pro- 
xenie haftenden Rechte, wie Proedrie, Einfuhr und Ausfuhr im Krieg 
und Frieden, auch Asphalie und Asylie besonders erteilt wurden. 

Gehen wir zu den Inseln über, so finden wir die Kombination 
von Proxenie und Politie zunächst auf Kreta (Bull, de corr. hell. III, 
p. 431 ; Journal of hell. stud. VI, p. 251 Nr. 2 ; Bull, de corr. hdl, 
IV, p. 354), ferner regelmässig in jenen Bürgerrechtsdiplomen von 
Samos, welche infolge der Zurückführung der Verbannten durch Per- 
dikkas nach der Schlacht bei Krannon für die Beschützer der Ver- 
bannten während des Exils beschlossen wurde. Die Formel lautet: 
ävaYpi^l^ai aÖTÖv Tcpo^evov %al eöepyexrjv xoö Si^(ioi> xoö SapiCcov, 8e86a- 
ÖHXi 8' aÖTcp xai Ixyovot^ aöxoö itoXtxefav iq)' Xoiq xal ö{iota xxX. Nur 
das älteste dieser Dekrete aus dem Jahre 322 für Gorgos den Hoplo- 
phylax Alexanders und dessen Bruder, zwei Bürger von lasos ^), ent.- 
hält trotz seiner Redseligkeit die einfache Bürgerrechtsverleihung, 
vermutlich weil zur Zeit derselben der Wert des Bürgerrechts noch 
nicht so gesunken war, dass er durch die gleichzeitig erteilte Proxenie 
erhöht werden musste, wie später, als eine grossere Anzahl von 
Personen dieser Ehre teilhaft geworden war. Sonst findet sich diese 
Kombination auf den Inseln nur vereinzelt , einmal auf Amorgos ^) 
in einem Beschlüsse für den Rhodier Nikolaos, wo die Anordnung, 
den Beschluss der Stadt den Rhodiem mitzuteilen, beweist, dass 
es sich um eine besondere Ehre, nicht um den wirklichen Genuss 
des Bürgerrechts handelt ; einmal in Mytilene ') , wo die Strategen 
angewiesen werden, zum gesetzlichen Termin die Verhandlungen 
über Proxenie und Bürgerrecht der zu Ehrenden einzuleiten, welche 
von der Stadt Erythrae als Richter gesendet worden waren ; ganz 
vereinzelt in Poieessa auf Keos ^) neben anderen Dekreten von der 
Form der reinen Bürgerrechtsdiplome, wo es vielleicht nicht gleich- 
gültig ist, dass der Beschluss einem Makedonen gilt; endlich zwei- 
mal, also vielleicht r^elmässig, in Tenos in allerdings jüngerer 2ieit. 

0. Gnrfciiis, Inschr. n. Stad. z. Gesch. v. Samos Nr. 7, p. 22 = Dittenb. 
syH 119. ') Ann. d. inst 1842, p. 158 = Ath. Mitth. XI, S. 82 f. 

') Sitzber. der Wien. Ak. 1872, p. 335: elaoLffiaoa^cu d& nspl adxeov iv xtiC^ 
Xpövotc xolc ftx z& vö|uo xoil Totc oxpaxdf 01^ Snci)^ 6ndp§i) a5toioi ffpogevto xod icoA.its[(]o(. 

*) Mns. ital. Yol. I, p. Id8, Nr. 3. 

2* 
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Auf ein verstümmeltes Dekret von Ealymna, wo wahrscheinlich der- 
selbe Sachverhalt vorliegt, ist schon hingewiesen worden (8. 17 f.). 
Am häufigsten kommt jedoch die gemeinsame Verleihung von 
Proxenie und Politie im nördlichen Griechenland vor, vielleicht weil 
die überwiegende Mehrzahl der erhaltenen Dekrete einer späteren Zeit 
angehört. Aber auch hier ist deutlich genug, dass nur das Ehren- 
bürgerrecht, die persönliche Auszeichnung, sich mit der Proxenie ver- 
bindet. So besitzen wir aus Thessalien eine Reihe von Beschlüssen, 
die beide Ehren vereinigen. Aus der Stadt Alos haben wir ein De- 
kret, das neben der Proxenie und Politie auch Asylie, Isotelie, Epi- 
nomie, Incolat, Asphalie, kurz die mit der Proxenie verknüpften Rechte 
verleiht, während das berühmte Dekret der Larissäer (Ath. Mitth.YII, 
p. 64), in welchem allen Bewohnern des Gebietes auf Anordnung Phi- 
lipps V das Bürgerrecht verliehen wird, ebendeshalb, weil hier nicht 
«ine Aaszeichnung, sondern eine simple Erweiterung des Bürgerrechtes 
auf bisher nicht berechtigte Volksklassen vorliegt, keine Spur einer 
proxenischen Formel oder gar, einer Proxenieverleihuug aufweist. Es 
heisst einfach: SeSooS-etv T<3tv TcoXcteJav xal aöxots xal Joyovots xal 
xä XotTcd TCfita 67iapx^|iev udcvxa SaaaTiep Aaptaaafot^. Ebenso wird in 
Krannon, wo in Bürgerrechtsdiplomen eine die Gleichwertigkeit des 
verliehenen Bürgerrechts verbürgende Formel (xaTTdcuep xal xols ^o- 
Xfxat?) üblich ist, die Proxenie mit der Politie verbunden. Im Beschlüsse 
bei Gollitz Dial.-J. 361 heisst es : SsSoad'ac .... itoXcxecav xaxxircep xa2 
xol^ TCoXtxacs xol$ Kpavvouvfot^, öirapx^fiev |iä xal Tnpo^evCav aöxoO xal 
xotg ^ay6vot5. In Lamia geht die kombinierte Verleihung durch. Als 
Typus sei der ßeschluss Ath. Mitth. VII, p. 362 angeführt, wo Pro- 
xenie, Politie, Enktesis, Asphalie und die anderen Ehren verliehen 
werden. Ebenso Lebas II, Nr. 1140, 1142, 1143, 1144, 1145, 1146 
und Ath. Mitth. VII, p. 364. In Thaumakes geht die Verbindung eben- 
falls durch, nur dass dort das Bürgerrecht nicht TuoXtxeca, sondern 
laonoXi-zela heisst. (Vgl. Bull, de corr. hell. VII, p. 45; CIG 1772 
= Athenaion II, p. 317; CIG I, 1773; Lebas II, 1184). Eine nicht 
vollständig erhaltene Inschrift von Phayttos zeigt sicher Politie neben 
mehreren mit der Proxenie verknüpften Rechten ; ob Proxenie selbst, 
ist fraglich, aber der Ergänzung des Wortes steht nichts im Wege *). 
Verbindung beider Ehren ist ferner in Mesambria (CIG 2053bc). Da- 
gegen ist in allen Fällen, in welchen Massenaufnahmen in die Bürger- 

^) Ath. Mitth. VIII, p. 126. Zu ergänzen ist von Z. 12 an fe7ia[tv]d[oat aöxöv 
ärtl %po(x.yi]osi J ÖtaxsXel xP^IJ-^^^c npb^ t7)v [reöXtv • .] Ö8Ö6o9'a[t bk aäx^] TCo[X]t- 
x[sC]a[v] xotl Totg ixyövotg [xal wpogevfav xal yf)? xal olxtag SYXxyjotv] dxiXetav, 
&7civo|j.£av, douXfav xal do^dtXeiav xal no\i\io\} xa6 elpi^vYjg xocl elaaYO)Yi][v xal ig- 
aytüf^ «..] xal (fuXiJc elvai Ip. ^aOxTcp [^(] ä[v ßoüXTjxau 
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Schaft stattfanden, also von einer persönlichen Auszeichnung nicht 
die Bede sein kann, einfache Bürgerrechtsformel zu finden, so (Ath. 
Mitth. VIII, p. 107 fif.) in Phalanna, wo die Perrhäber, Doloper, 
Aenianen, Achäer und Magneten in das phalannische Bürgerrecht auf- 
genommen werden und in Pharsalus (Heuzey etDaumet, miss. arch. 
Nr. 199, p. 425), wo eine Anzahl Bundesgenossen ins pharsalische 
Bürgerrecht aufgenommen wird, ohne dass ihnen natürlich irgend 
eine Auszeichnung zuerkannt wird. 

In den Dekreten der Aenianen liegt ebenfalls die Verbindung 
von Proxenie und Politie vor. In Boeotien sind die Proxeniedekrete 
häufig, die Bürgerrechtsdiplome äusserst selten. Das Dekret von 
Akräphia (Bull, de corr. hell. XIV, p. 44) verleiht Proxenie und Po- 
litie und darnach ist auch das zweite Dekret von Akräphia (Bull, de 
corr. hell. XIV, p. 33 flF.) zu ergänzen. Einfach Bürgerrecht verleiht 
allerdings Theben in dem Beschlüsse für den Akräphier Epaminondas 
(Keil, syll. Nr. 81) für dessen Gesandtschaft zum Kaiser. Aber es 
ist zu bedenken, dass dies ein Beschluss einer thebanischen Stadt für 
den Bürger einer andern bootischen Stadt ist, zu einer Zeit gefasst, 
wo es jedenfalls wieder irgend eine politische Vereinigung von ganz 
Böotien gegeben hat, so dass es fraglich ist, ob ihm überhaupt die 
Proxenie hat verliehen werden können. Ebenso liegt die Kombination 
der Ehren in Oropos vor ('Ecp. dpx. 1891, p. 92 ff., Nr. 39, 40, 41). 

Phokis weist die Verbindung von Proxenie und Isopolitie auf und 
zwar in Antikyra (Oollitz 1521, 1522), Delphi (Bull, de corr. hell. V, 
p. 383, VI, p. 239), Ambryssos (Collitz 1520). Dagegen ist bei der 
Massenau&ahme der Medeonier in das Bürgerrecht von Stiris (Bull, 
de corr. helL V, p. 45) von Proxenie keine Rede und was noch schla- 
gender ist, bei einer nicht als Auszeichnung, sondern auf Grund eines 
Ansuchens erfolgenden Bürgerrechtsverleihung an einen einzelnen (Bull, 
de corr. hell. VI, p. 460 ff.) erfolgt ebenfalls die einfache Bürger- 
rechtsverleihung. 

Lokris hat Politie oder Isopolitie in Verbindung mit Proxenie 
und zwar: in Opus (Athenaion I, p. 484), Ghaleion (CIG 1567), Thronion 
(Collitz 1511); Akamanien hat ein Bürgerrechtsdiplom aufzuweisen 
(Ath. Mitth. rV, p. 224), welches Proxenie und Politie verbindet. Da- 
gegen ist in Epirus kein Bürgerrechtsdiplom gefunden, welches zu- 
gleich Proxenie gewährte. Trotz der grossen Anzahl kombinierter Ver- 
leihungen darf man doch eben w^en der charakteristischen Ausnah- 
men für Griechenland dieselbe Entwicklung annehmen, wie wir sie 
für Kleinasien und die Inseln vorausgesetzt haben. Zu erwähnen 
ist aber, dass eine grosse Anzahl dieser Dekrete einfache Proxenie- 
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dekrete sind, die nur das Bürgerrecht als sekundär mitverleihen. 

Das eine Bürgerrechtsdiplom aus Megara (Atfa. Mitth. YIII, p. 183) 
verleiht Bürgerrecht mit Proedrie, befindet sich also auf der üeber- 
gangsstufe zwischen einfacher Politie und kombinierter Proxenie und 
Politie. . 

Im Peloponnes finden wir die Verbindung beider Ehren durch- 
wegs in späten Inschriften. So in Thalamae (Lebas II, 281), in T^ea 
(Dittenberger, sylL 317 und Lebas U, 340 d) Isopolitie mit Proxenie, 
ferner Politie mit Proxenie vom achäischen Bunde verliehen auf der 
Eassandertafel (Ärch. Z. 1855 , p. 34 ff.). In älteren Dekreten und 
bei Massenverleihungen auch hier nicht. 

In den nördlichen Kolonien hat Byzanz selbst noch in der Kaiser- 
zeit das reine Bürgerrechtsformular (CIG II, 2060), dagegen findet 
sich die Kombination in Odessus (CIG 2056), in Olbia (Mel. Gr. Born. 
1855, p. 210, Latyschew inscr. or. sept. Pont. Eux. Nr. 15), Tomi 
(Arch. Ep. Mitth. XII, p. 129), Callatis (Arch, Ep. Mitth. XI, p. 50), 
in einer unbekannten Stadt (GIG 2134b) und in der Taurischen Gher- 
sonnes (Latyschew Nr. 187). 

Die vergleichsweise grosse Anzahl von Beschlüssen, welche Bürger- 
recht mit Proxenie verbinden, beruht eben darauf, dass es sich in 
allen solchen Fällen um persönliche Ehrungen handelt und die Mehr- 
zahl der erhaltenen Yolksbeschlüsse Ehrenbeschlüsse sind, weil diese 
am häufigsten auf Stein geschrieben worden sind. Wie sich aus 
der Zusammenstellung ergibt, hat man in einzelnen Staaten an der 
theoretischen Scheidung, ja inneren Unvereinbarkeit der Proxenie und 
Politie festgehalten, in andern frühzeitig die beiden Ehren vermischt. 
So hat man es in Athen verstanden, die Politie von der Proxenie rein 
zu erhalten. Wo der Ursprung der Kombination zu suchen ist, lässt 
sich nicht sagen; die ältesten epigraphischen Zeugnisse, die jedoch 
in diesem Falle wegen der Zerrissenheit des Materials wenig beweisen, 
dürften auf Eleinasien weisen, wo aber die Kombination nicht durch- 
geht. Die Fälle im nördlichen Griechenland beweisen wenigstens für 
die spätere Zeit die Regelmässigkeit dieser Uebung für diese Gegend. 
Ansätze zu einer Kombination finden sich fast immer, wenn Auszeich- 
nungen mit der Politie verliehen werden sollen, die sonst an der Pro- 
xenie haften. In diesen Fällen, sowie in denen, wo ausdrücklich Pro- 
xenie mitverliehen wird, wird aber auch besonders klar, dass das 
Bürgerrecht nicht selten verliehen wurde, ohne dass man der that- 
sächlichen Annahme desselben von Seiten des Geehrten versichert war. 
Dies folgt nicht nur aus dem Beisatze Sv ßo6XY]xac zur Yerleihungs- 
formel, die sich im Dekrete von Erjthrae für Konon findet, sondern 
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«uch aus der Verleihung einer Anzahl von Rechten, die vom Bürger- 
recht eingeschlossen sind, wie lyxxifjot; yfl? xal oJxfa?, Isotelie, und 
was sich auch findet^, Isotimie. In allen solchen Fällen haben wir 
-es mit einem potentiellen Bürgerrecht zu thun, d. h. mit einem sol- 
•chen, das von der souveränen Gewalt verliehen und daher in Rechts- 
kraft erwachsen ist, dessen Rechtswirksamkeit aber von der Ausübung 
4urch den Qeehrten abhing. Da diese in vielen Fallen nicht eintrat, 
überhaupt aber erst durch thatsächliche Teilnahme an der äpxh ^^^* 
treten konnte, wurden wenigstens jene Rechte als faktische verlieben, 
<lie sonst am Bürgerrecht hingen und deren Ausübung man sichern 
wollte, auch wenn das Bürgerrecht nicht angetreten wurde. Wo die 
gesetzliche Folge der Bürgerrechtsverleihung die ex officio erfolgende 
Einreihung in eine Unterabteilung der Bürgerschaft war, musste der 
Neubürger sofort in die Listen eingetragen werden ; sein Bürgerrecht 
war daher für ihn und seine Nachkommen allezeit beweis- und aus- 
übbar. Wo aber die Einreihung in die Unterabteilungen nicht oder 
nicht auf Grund der Verleihung, sondern erst einer Wahl, Willens- 
erklärung oder Bitte des Beschenkten erfolgte, war sein Bürgerrecht, 
wenn er nicht durch einen solchen Akt von demselben Besitz ergriff, 
bloss potentiell, die eventuell mitverliehenen Ehrenrechte aber waren 
in jedem Falle sofort antretbar. Der unterschied liegt aber immer 
im Willen des Geehrten, nie im Verleihungsakt selber , der in dem 
«inen wie im andern Falle identisch ist. Wenn also ein potentielles 
Bürgerrecht insofern ein Quasibürgerrecht genannt werden kann, 
als der Beschenkte faktisch nur die Privatrechte ausübt, aber an 
der ipxh nicht teilnimmt , so trifft auch diese Einschränkung nur 
den faktischen Zustand , nicht die rechtliche Grundlage. Vielmehr 
ist jedes verliehene Bürgerrecht ein volles, verleiht Anteil an der 
ipxh ^^^ schliesst die Privatrechte notwendig ein. Das gleichwertige 
Bürgerrecht gibt aber zunächst, wie schon sein älterer Ausdruck 
lehrt, das Ethnikon des Staates und damit den Genuss der po* 
litischen Rechte', welche in der Teilnahme an der Volksversamm- 
lung und in der Fähigkeit, Aemter zu erlangen , bestehen. Denn 
auch diese beiden Rechte sind in der |xeToua(a icavxcov inbegriffen. 
Ausdrücklich bezeugt ist dies in dem ältesten Bürgerrechtsdiplom von 
Ohaladrion ^), wo der Neubürger zum /laoTrpo^evo; und ./taoSa|iC(i>pY6c 
gemacht wird, d. h. ihm die Fähigkeit zugesprochen wird, die beiden 
Aemter der Proxenie (hier ein Amt) und der Damiurgie zu verwalten. 

Ob mit Eirchhoff (Arch. Z. 1877 , S. 197) eine aristokratische Verfassung 
von Ghaladrion anzimehmen ist, in der es auch ein minderes Bürgerrecht ohne 
Fähigkeit der Aemterbekleidung gegeben habe, ist mir fraglich. 
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Bezeugt ist es auch in dem Beschlüsse der Larissäer, den dieselbei» 
auf Befehl des Königs Philipp V gefasst haben. Dort wird nämlich 
zunächst nach den Worten des ersten königlichen Briefes sämtlichen 
in der Stadt wohnhaften Thessalem und andern Griechen das Bürger- 
recht verliehen. Hierauf erfliesst ein neuerliches königliches Hand- 
schreiben, dass die Larissäer den Zweck der allseitigen Ausdehnung 
des Bürgerrechtes verfehlt hätten, weil sie nicht die freigelassenen 
Sklaven in die Bürgerschaft aufgenommen hätten. Auf der voUkom-^ 
menen Gleichstellung der Freigelassenen beruhe die Qrösse der Römer^ 
welche den Liberten Bürgerrecht und ius bonorum gewährt hätten 
(7cpoaSex6|X£Vot ef^ xö ^oXfreupta xal töv Apy^sliov (leTaStSövts^). Auf 
Grund dieses zweiten Handschreibens erfolgt ein Beschluss der Stadt,, 
welcher offenbar den königlichen Intentionen gerecht zu werden sucht,, 
und den übrigen einfach das Bürgerrecht verleiht, ohne die Fähig- 
keit der Teilnahme an den Aemtern besonders zu verleihen; dieselbe 
muss daher im Bürgerrecht eingeschlossen sein. 

Es gibt allerdings Beschränkungen in der Bekleidung von Würden 
für den Neubürger, aber diese ändern die Qualität des Bürgerrechte» 
so wenig, als eine bestimmte erforderte Qualifikation, wie z. B. der 
Besitz ehelicher Kinder für die Strategie in Athen eine Verschieden- 
heit des Bürgerrechtes begründet. Namentlich findet ein Ausschluss^ 
der Neubürger von einzelnen Priestertümem statt, vielleicht auch von 
einzelnen Kulten. Aber es kann auch umgekehrt eine Kultgemein- 
schaft, die für die Bürger eingerichtet ist, an Nichtbürger verliehen 
werden, wenn die Bürgerschaft für den Umkreis dieser Kultgemein- 
schaft kompetent ist ^). Die Bedingung der bürgerlichen Abstam- 
mung von der dritten Generation an rechnet , soweit sie Priester- 
tümer betrifft, mit einer unkontrollierbaren religiösen Empfindung,, 
soweit sie Staatsämter betrifft — in welchem Umfange dies der Fall 
ist, wissen wir nicht — spielt zwar eine ähnliche Empfindung mit,, 
doch ist sie offenbar auch der juristische Ausdruck für einen fakti- 
schen Zustand. 

Sind nun die politischen Rechte der Neubürger denen der alten 
völlig gleich, so gilt dies selbstverständlich von den Privatrechten» 
Das Incolat ist zweifellos eine Dependenz des Bürgerrechtes und braucht 
nicht besonders verliehen zu werden, wenn das Bürgerrecht verliehen 
wird. In denjenigen F ormen der Bürgerrechtsdiplome , die ihrem 
Wesen nach Proxeniedekrete sind, wird es zwar ausdrücklich ver- 
liehen, aber das beruht einerseits auf dem Charakter dieser Dekrete 

^) Lebas 11, Nr. 1 (Aegosthenae) SeSöx^ai xot 2d|ioc, ön&vtot, xa icapYuv6o)vd-72 
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als Urkunden für das Ehrenbürgerrecht, andererseits auf der herüber- 
genommenen Passung von solchen Proxeniedekreten, welche Syxtyjat^ 
mit verleihen. Dagegen gibt es kein Btirgerrechtsdiplom der reinen 
Form, d. h. ohne gleichzeitige Verleihung der Proxenie, welches die 
lyxTyjot^ verliehe. Selbst die ephesischen Dekrete mit homöoproxe- 
nischer Formel haben keine lyxTTjot^. Verschieden von der lyxxrjatc 
ist der Anteil am Gemeindeland , der allerdings in einzelnen Fallen 
verliehen wurde. Wenn es in dem oft citierten Dekret der Ghala- 
drier heisst : xdv 8k yav Ix^v xiv ^v Iltaat, so ist damit natürlich nicht 
die Fähigkeit Grundbesitz zu erwerben, sondern der gewährte An- 
teil am Gemeindeland gemeint. Im Beschlüsse von Pharsalus ^), durch 
welchen die Bundesgenossen ins Bürgerrecht aufgenommen werden, 
wird dieser Anteil durch die Worte gewährt: ISouxaefi [idc l|x Ma- 
xouvfatc T&c IX^ji^vas toö Aouepx^^ T^S |x6pav TiXeö-pa l^efxovxa Ixflc- 
oTou efßöcxa Sx^tv Tuatpoutav. Im Verzeichnisse von Ehrendekreten der 
Stadt Zeleia^) wird einmal einem Kyzikener wahrscheinlich Bürger- 
recht verliehen — diese Annahme beruht auf einer Ergänzung — 
und daneben erhält er xX^pov ^v xtj) TceSfcp, oZ[x{]7)v, xfj7ro[v xui]|i[(ö]v 
St7jxoa((i)v (i(i(fop£a)V, ein anderesmal erhält ein Prokonnesier i^fitxXi^- 
ptov 8aaef7)€ xx['i^vetov ? h x](j) TteSfcp, ofxtTjv, xfjTcov x[ü](i|i(!)V £|X(f op£(ov 
^xaxöv und daneben, wenn richtig ergänzt ist, auch Politie. Wenn 
nun eine solche Beteilung mit öffentlichem Land bei Bürgerrechts- 
verleihungen nur ganz vereinzelt vorkommt, so beruht das auf den 
wirtschaftlichen Verhältnissen der Staaten. Vermutlich war in den- 
jenigen Staaten, die auf die angegebene Weise verfuhren, der grösste 
Theil des ackerbaren Landes Staatseigentum und konnte nur an Bürger 
kauf- oder geschenkweise mit einem Rückfallsrechte an den Staat für 
den Fall des Ablebens des Besitzers oder seiner direkten Descendenz 
überlassen werden. In welchem Grade auch die oft verliehene Epi- 
nomie, das Weiderecht, an das Vorhandensein von im Staatseigentum 
befindlichen Wiesen geknüpft ist, lässt sich nicht mit Sicherheit be- 
stimmen. 

Der Umfang der mit dem Bürgerrecht verbundenen Fähigkeit des 
Grundbesitzes hängt von dem Grade der Kompetenz der dem Staatswesen 
angehörigen Gemeinden ab. Innerhalb der Gemarkung der attischen 
Demen steht nur dem Demoten die volle Fähigkeit des Grundbesitzes zu, 
und die Gewährung des Gemeindeincolats hängt von dem autonomen 
Beschlüsse der Gemeinde ab. Es ist daher kein müssiger Zusatz, wenn 
z. B. in dem vom xocv6v der Aenianen gegebenen Bürgerrechtsdiplom 

^) CoUitz Nr. 326. 

>) Ath. Mitfch. IX, p. 58. 
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(Gollitz 1431) die SYXx7]ac^ im ganzen Gebiete der Aenianen gewährt 
wird; in den meisten Fällen wird natürlich Staat und Gemeinde zu- 
sammenfallen, denn staatliche Unterabteilungen, wie Phylen, Phra- 
trien u. dergL, haben niemals Gemeinderechte gehabt. Die Entwick- 
lung des Gemeindebürgerrechtes neben dem Staatsbürgerrechte, d. h. 
die Entstehung eines Gemeindeincolats lässt sich bisher nur in Attika 
Terfolgen. Aeltere Spuren sind jüngst in Kreta aufgedeckt worden. 
In einer Inschrift von Gortyn ^) werden nämlich die Gortynier und 
die ^v 'A«rXü>vc ./bcxCovte^ zusammen als Beschliessende angeführt, 
welche Atelie /aorfav Stxav xal /öixfav iv 'A.rXö)Vt verleihen. Wahr- 
scheinlich stand Avlon in irgend einem Verhältnisse der Unterord- 
nung zu Gortyn, etwa ^vie eine Gemeinde zum Staat. Das Recht, 
sich in Avlon niederzulassen, wurde daher mit von den Avloniern 
gewährt, von den Gortyniern wahrscheinlich die Jaaxla Stxa, welche 
in einem unsicheren Zusammenhange noch einmal ^) vorkommt. Diese 
kann nichts anderes sein als die Gewährung der Klagfähigkeit in 
dem Ausmasse, wie sie dem Bürger zusteht. Mit der Erteilung des 
Niederlassungsrechtes überhaupt und des Grundbesitzes in einer be- 
stimmten Gemeinde in Verbindung mit der Gleichstellung vor Gericht 
war allerdings ein Quasibürgerrecht gegeben, das sich nur durch Vor- 
enthaltung der politischen Rechte vom VöUbürgerrecht unterschied. 
In einer andern Inschrift von Gortyn wird Freigelassenen das Nieder- 
lassungsrecht unter den gleichen Bedingungen wie Bürgern gewährt '), 
aber nicht auch gleichzeitig die Juazia Scxa. D. h. jene Freigelassenen 
wurden Metöken, während der Dionysios der besprochenen Inschrift, 
der entweder Metöke oder Fremder überhaupt war. Quasibürget wurde. 
Dasselbe Verhältnis, welches hier durch Jaaxia Scxa ausgedrückt wird, 
heisst in einer lokrischen Inschrift dem Vertrage von Chaleion und 
Oianthea ^) iniSotiiia Scxa. Diese wird nämlich wechselweise den Met- 
öken der vertragschliessenden Staaten bei vierwöchentlichem Aufent- 
halt verliehen '^). Damit stand der Fremde unter dem Rechte des 



*) Mus. ital. II, p. 231, Nr. 83 f. publiziert von Halbherr. . . . [^]ioi ? . . . 
^üxdYaMt • ÖoDpt&v lötoxav Atovi)(o)pü)t Tü)]t Ko . . [dpexÄg Sv7i]oXd[p,ü)t xal ij/BpYeaCag 
Ivexoc röpxovg iitl ndvaa[ig YVü&jiatg xal o! 4d"p]6ot iv 'A/Xövt /otxtovxeg ätiXetav 
I«dvT«v d](/^)x6&t.[t xal ixYÖvoi^] . . . [/ajaxiav d(xav xal /otxCav iv 'A/Xövf ^{JAftv 
xöt x&v x(o]. üötög izbpfm xal /-otxoitiötov inaoX yfitg . . . 

*) Mus. ital. II, p. 210, Nr. 62 iSCxa^s fi p.i) e [XJdqot /aoxCav Ö£xav. 

•) Mus. ital. II, p, 227, Nr. 82 xcfeö' l/ade xoTg ropxuviotg TcoaTcCöovoi §[g] xöv 
dit8X[8ud*Spo)v ixof)(iev l^upA x]a Xfji xaxa/roixiddd-oi. Aax(6otov Inl x&i /ia^ai x[at 
x]& öjioCai xal p.7^ xiva xoOxov (itJxs xaxadti)X(6[^au 

*) IGA 322. 

^) al p.exa/oixioi nXiov {Jfyjvög i) ö XaXsisbg &v Olavd*iqp ^ 'äiav^i)( iv XoXsCcp, 
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Staates, den er bewohnte, und die härteste üebung des Fremdenrechtes, 
welches dem angesessenen Nichtbürger den Schutz des Gesetzes im 
YoUen Umfange nicht zugestand, war behoben. 

Ein Quasibürgerrecht u. zw. entweder die Enktesis allein oder die 
Enktesis in Verbindung mit der Gerichtszuständigkeit wird auch auf 
einer Reihe von rhodischen Inschriften durch .lTCc8a|i(a ausgedrückt. Wir 
begegnen einem Theon von Antiochia ^ & ^TucSafica SlSoxac ^), einem 
Gharinos Ton Laodikea, der denselben Beisatz führt ^), endlich einem 
Epicharmos von Soloi 4> ^ ini8a[iia S^Soxat"), dessen Sohn sich auf 
derselben Inschrift bereits T68co^ nennt zum sicheren Beweise, dass 
dem mit Epidamie beschenkten Vater, welcher sich mit seinem hei- 
mischen Ethnikon nennt, das Vollbürgerrecht noch nicht zustand. Für 
die Beurteilung des Ausmasses jener Rechte, die in der verliehenen 
ini8(x\ii(x, beschlossen waren, fehlt aber jeder Anhaltspunkt. Das Wort 
selbst verbürgt zum mindesten das Vorhandensein des Niederlassungs- 
recbtes und damit des Grundbesitzes. Eine Epigamie, welche den 
Sohn der Bürgerin aus der Ehe mit dem Fremden zum Bürger macht, 
ist nicht wahrscheinlich, ein bedingtes Bürgerrecht, welches erst in 
der zweiten Generation zu Tage tritt, nicht nachweisbar. Es ist daher 
höchst wahrscheinlich, dass der Sohn das Bürgerrecht rite erworben 
hat und die dem Vater verliehene Epidamie höchstens mit ein Motiv 
für diese Bürgerrechtsverleihung gebildet hat. Der änsserste denk- 
bare umfang der Epidamie sind aber selbstverständlich alle Privat- 
rechte; die politischen Rechte sind ausgeschlossen. In den meisten 
Fällen können wir das Quasibürgerrecht nur aus der Summe der dem 
Geehrten verliehenen Rechte zusammenrechnen. Der Begriff selbst 
ist nur einmal auf einer kürzlich zu Tage geforderten Inschrift aus 
dem Amphiareiön in Oropos ausgedrückt^). Der Beschluss der Oro- 
pier gilt der Herbeischaffung der nötigen Gelder für einen Mauerbau 
und verfügt die Aufnahme einer Anleihe, mit deren Ausführung die 
Mauerbaukommissäre im Vereine mit den Polemarchen betraut werden. 
Diese haben die Gelder zu möglichst billigen Zinsen aufzunehmen. 
Die Rückzahlung wird für das Jahr nach dem Beschlüsse festgesetzt. 
Diejenigen Personen nun, welche sich bereit finden, Beträge zu 10^/oiger 
Verzinsung darzuleihen, sollen die Proxenie, die Enktesis, die Isotelie, 
Asphalie, Asylie erhalten und ausserdem alle Rechte gemessen, wie 



^) Foacart, Bev. arch. N. S. XIII, p. 168 f.; ibid. p. 293 f. = Loewy, Inadir. 
gr. Bildh. 184, 185, ferner Loewj 186. 

*) Poucart a. a. 0. p. 158 = Loewy 188 und Loewy 189. 
^ Rh. Mus. IV, p. 166 = Loewy 191. 
^) *£(pT]|i8pC( dpxaioXoycxi^ 1891, S. 78. 
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die Bürger *). Während sonst nur einzelne Rechte , wie die Atelie^ 
in jenem Ausmasse yerliehen werden, in welchem sie den Bürgern 
zustanden, werden dem Wohlthäter hier alle Rechte in dem Ausmasse^ 
wie sie dem Bürger zustehen, erteilt, ohne dass jedoch die Teilnahme 
an der Regierungsgewalt damit gemeint sein kann, zum deutlichen 
Beweise, dass man mit d^m Bürgerrecht diese Teilnahme notwendig 
verband. Hier haben wir den adäquatesten Ausdruck für Quasibürger* 
recht gewonnen. Der Quasibürger hat also in allen Dingen des Le- 
bens von den Magistraten so behandelt zu werden, als ob er Bürger 
wäre. Sehr charakteristisch ist, dass sich die Bürgerschaft von Oro- 
pos scheute dafür, dass jemand den finanziellen Mut hatte, ein nicht 
schlechtes Geschäft einzugehen, ihm das Bürgerrecht zu verleihen, 
obgleich sie sich nicht scheute, durch Verheissung von erheblichen 
Rechten dazu anzulocken. Es mag dies darin gelegen sein, dass auch 
hier vielleicht ein Gesetz bestand, welches bloss Wohlthätem das 
Bürgerrecht zu verleihen gestattete. Wenigstens motivieren die Bürger- 
rechtsdiplome von Oropos die Schenkung mit der Formel ItcsiS^ äv^p 
dya-B-oc ioxt, oder ineiS^ eövou^ xaE xpi]anL6(; Jaxtv. Bei aller Dehn- 
barkeit des Begriffes dvSpaya'S-fa war aber ein Darlehensgeschäft zum 
normalen Zinsfuss nicht gut als Wohlthat aufzufassen, während der 
Erteilung des Quasibürgerrechts kein Gesetz im Wege stand. Eine 
einzige Person kam dem Bedürfnisse der Stadt Oropos entgegen und 
ihr Name wurde dementsprechend am Ende der Inschrift vermerkt. 
Wenn dieselbe ein Talent oder etwas darüber geborgt hatte, so be- 
durfte die Stadt keiner weiteren Hilfe und die etwa angebotene Hilfe 
weiterer Personen wäre nicht angenommen worden, die Erteilung der 
verheissenen Rechte wäre unterblieben. 

Aehnliche Bestimmungen mögen es sein, die sich auf zwei del- 
phischen Inschriften finden, wo Personen unbekannter Nationalität 
die (äx^Xeta tcöcvtcöv &q %od tote äXkoK; TCoXcxats verliehen wird ^). Der 
Wortlaut spräche dafür, dass die Geehrten delphische Bürger waren, 
aber da ihnen gleichzeitig ydt<; xal oSxfa^ gjXTcaac^ verliehen wird, ist 
diese Interpretation unmöglich. Es muss also entweder xols SOO^qk; 
scilicet TzoXixaii; verstanden oder angenommen werden, dass wir es hier 
mit Neubürgern zu thun haben, die von dem ihnen erteilten Bürger- 
rechte keinen Gebrauch machten und sich nun wenigstens die für sie 
wertvollen Rechte zusichern Hessen , die ihnen implicite zugestanden 
hätten, wenn sie das Bürgerrecht angenommen hätten. 

Es ergibt sich also eine Analogie zwischen der Entwicklung de» 

*) Wescher-Foucart, inscr. de Delphes, Nr. 7, 8. 
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angeborenen und des verliehenen Bürgerrechtes in der Trennung der 
Privatrechte von den politischen. Wie die politischen Rechte erst 
in der entwickelten Demokratie den Bürgern zukommen, in den alten 
Oeschlechterstaaten aber die Masse der Bevölkerung bloss das Nieder- 
lassungsrecht und im weitem Verlauf die Privatrechte überhaupt be- 
sitzt, so war auch bei der Verleihung des Bürgerrechtes die Vorstufe 
die Verleihung der Ansässigkeit, die Enktesis und die Gerichtszu- 
ständigkeit. Philippi ^3.t auf den gentilicischen Charakter des 
griechischen Bürgerrechtes hingewiesen und ihm den genossenschaft- 
lichen Charakter der modernen Staaten gegenübergestellt, mit Recht, 
insofern die historische Entwicklung des Bürgerrechts von den Ge- 
schlechtem ausgegangen ist, denen zunächst der Anteil an der Re- 
giemngsgewalt und auch das Niederlassungsrecht zustand. Die Ver- 
leihung des Bürgerrechts an Fremde war insofern eine Durchbrechung 
dieses Prinzips, als damit auch Personen in die Bürgerschaft aufge- 
nommen wurden, die den Geschlechterverbänden fernestanden. Aber 
da die Verleihung die Ausnahme ist, da sie sich als ein Geschenk 
des Staatsganzen an eine Person darstellt, und die Einreihung des 
Beschenkten in die aus den Geschlechtem erwachsenen Gemeinschaften 
die Fiktion des nicht bestehenden Geschlechtsverbandes ist, so durfte 
man in dieser Ausnahme eine Bestätigung der Regel sehen. Die Ver- 
leihung der Privatrechte aber, also des Quasibtirgerrechtes , ihrem 
Wesen nach auch eine Auszeichnung und ein Geschenk, bildete, wenn 
und da sie in grösserem Massstab vorgenommen wurde, einen üeber- 
gang zum genossenschaftlichen System des Bürgerrechtes. 

Die Verleihung des Bürgerrechtes an Fremde oder Halbbürtige 
ist normal ein Privileg, welches die souveräne Gewalt erteilt. Wenn 
in Zeiten grosser Umwälzungen massenhafte Einbürgerungen statt- 
fanden, so gestattet uns unsere üeberlieferung nicht immer ein sicheres 
Urteil über den Modus der Aufnahme; wenn z. B. von Kleisthenes 
erwähnt wird, dass er in Athen vielen Metöken und Sklaven zum 
Bürgerrecht verhalf, so wissen wir nicht, ob sich diese Einbürgerung 
nur deshalb an seinen Namen knüpfte, weil er der geistige Urheber 
derselben war, im übrigen sich aber unter den gültigen Formen der 
Bürgerrechtsverleihung abspielte, oder ob durch einen revolutionären 
Machtspruch eine Inpatriierung stattfand. Von Dionysios von Syrakus 
wird berichtet, dass er einen Teil des Landes in gleicher Weise den 
Fremden wie den Bürgern verteilte und unter dem Namen der Bürger 
auch die freigelassenen Sklaven, die er Neubürger nannte, umfasste '). 

^) Philippi, Beiträge zu einer Geschichte des att. Bürgerrechts, S. 6 ff. 
2) Diod. XIV, 7. 
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Hier haben wir es mit einem ofifenbaren Machtspruch des Tyrannen 
zu thnn, der einfach erklärte, die Liberten seien Neubürger, so dass 
o£fenbar ein rechtliches Verfahren, welches die Veränderung des Standes 
begründete, nicht erfolgte. Ebenso wird die Verleihung des syraku- 
sanischen Bürgerrechtes an die umgesiedelten Eauloniaten als eine 
Verfügung des Dionysios hingestellt ^). Ein Willkürakt des Tyrannen 
Gelon war die von ihm in grossem Massstabe vorgenommene Bürger-* 
rechtsverleihung ^). Wenn nach dem Sturz des Tyrannen diesen Neu- 
bürgern der Zutritt zu den Aemtern verwehrt wurde, ohne dass gleich- 
zeitig die Streichung aus der Bürgerliste erfolgte, so folgt, dass man 
die Aufhebung des Bürgerrechtes nicht verfügen konnte, weil seine 
Erteilung in den gesetzlichen Formen vor sich gegangen war. 

Auch sonst ist die Entscheidung schwer, wenn die Historiker 
den faktischen Verhältnissen Rechnung tragend der Person eines Er- 
oberers die Bürgerrechtsverleihung an Sklaven oder Metöken zuweisen 
und diesen somit zum verleihenden Organ machen. Wann und wo 
hier die unter dem Befehle des Machthabers beschliessende Volksver- 
sammlung als blindes Werkzeug übergangen wurde , lässt sich kaum 
feststellen. Kontrollieren können wir den Vorgang nur in jenen Fällen, 
in welchen uns die Inschriften als amtliche Dokumente desselben 
zu Hilfe kommen ; und da stossen wir ausnahmslos auf Volksbeschlüsse^ 
welche Bürgerrecht verleihen, müssen also die in der Volksversamm- 
lung konzentrierte souveräne Oewalt als das beschliessende Organ er- 
kennen. In den weitaus meisten Fällen charakterisiert sich die Bürger^ 
rechtsverleihung als ein auf die Person erteiltes Privileg, und der 
Volksbeschluss geht daher auch auf die bestimmte Person. Es konunt 
aber auch vor, dass bloss Bedingungen für den Erwerb des Bürger- 
rechts beschlossen werden und derjenige, welcher dieselben erfüllt, 
dadurch Bürger wird. In diesem Falle geht die Bürgerrechtsver- 
leihung nicht auf die Person, sondern diejenige Person, die ihre Quali- 
fikation nachweisen kann, wird durch die Exekutivgewalt als Bürger 
aktiviert. Bei einer Aenderung der Gesetzgebung im Sinne einer Er- 
weiterung des Bürgerrechtes erfolgt die Aktivierung der Neubürger 
auf diese Weise e lege , so bei der Ausdehnung der Politie auf Leute 
von einseitig bürgerlicher Abstammung. In solchen Fällen ist die 

*) Diod. XIV, 106 , 3 : 6 öfe Atovöotog . . . Tipoo^xa^ev Ixaxöv öp.i^pou^ öoOvai. 
Ao^dvToöv dfe TidcvToov dviCeogev htu. EauXcovCav* xaö'Wjg Ik xof)g p.&v ivotxoövxotg sl^ 
Dupaxoöaag {jieT({>xia6 xal noXixeCav doög nivxe Ir»} 9UV8X(i^p)3<78V &TeX8tg etvot. 

^) Diod. XI, 72: xdc^ 9i ^PX^C &icdaa( xotg ÄpxocCoig TcoX^xaig &ii&v8p.ov xoi)^ 9i 
givoüg xoüg hnl FiXcövog woXixeü^ivxag oöx •JjgCouv p-exixstv xaöxY]c xf)g xtji^g . . • . 
xoO ydp riXodvo^ nXsiovag x(5v |jit>pCa>v noXixOYpaqpiJoavxog ^ivoug {iio^96pouc ix xoö- 
xu)v nepieXeCnovxo TcXeCoug xSv licxaxioxtXCoov xaxd xou^ &noxeip,ivoi)( xoetpoö^. 
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Exekutive kompetent, weil nur die Prüfung vorgenommen werden 
muss, ob der Petent den Bedingungen des Gesetzes entspricht, eine 
Prüfung, die sich unter Umständen auch der längst im Genüsse de» 
Bürgerrechts Stehende gefallen lassen muss. Aber es bedarf auch 
in diesem Falle einer Ermächtigung der Behörden durch die souve- 
räne Gewalt, auf Grund der festgestellten Bedingungen Personen in 
die Bürgerliste einzuschreiben. Diese Ermächtigung folgt gewöhnlich 
aus der Fassung des Yolksbeschlusses von selbst. Denn in jenen 
Fällen, in welchen ein Gesetz nur allgemeine Grundzüge fQr die Ver- 
leihung des Bürgerrechts festsetzt, kann der Beamte nicht xaxd: t6v 
v6[iov ins Bürgerrecht aufnehmen. Es bedarf vielmehr ebenso eines 
Yolksbeschlusses, dessen Gültigkeit oder Einbringbarkeit an die Be- 
stimmungen des Gesetzes gebunden ist. Bestimmt z. B. das Gesetz, 
dass Wohlthätern des Volkes das Bürgerrecht gegeben werden könne,, 
so kann der Beamte nicht befinden, dass die einzelne Person Wohl- 
thäter sei und daher als Bürger eingetragen werden müsse, sondern 
nur das Volk kann auf Grund des Gesetzes dem Wohlthäter daa 
Bürgerrecht verleihen und der Volksbeschluss ist anfechtbar, wenn 
nachzuweisen versucht wird, dass der zu Beschenkende kein Wohl- 
thäter ist. Das hat nicht nur darin seinen Grund, dass man den Be- 
hörden nicht das Becht zugestehen wollte, die Handlungen der ein- 
zelnen Personen als Wohlthaten zu qualifizieren, also nicht bloss in 
der allgemeinen Fassung des Gesetzes, sondern auch darin, dass dem 
Wohlthäter nicht das Bürgerrecht verliehen werden muss, sondern 
nur kann. Anders steht es, wenn der Erwerb des Bürgerrechts an 
die Bezahlung einer Geldsumme gebunden wird, wo die notwendige 
und auch hinreichende Bedingung der Verleihung einfach festgestellt 
werden kann. Hier kann und muss die Behörde die Einschreibung 
vornehmen, ohne die Volksversammlung zu befragen. Der Exekutiv- 
gewalt steht eben nur die Anwendung des Gesetzes oder Volksbe- 
schlusses zu, nicht aber die Erteilung eines Privilegs an Stelle der 
souveränen Gewalt. Die Verleihung des Bürgerrechtes an Staats- 
wohlthäter ist nämlich immer noch ein Geschenk, welches natürlich 
nur der Schenker geben kann, die Verleihung auf Grund desErlags 
einer Taxe ist kein Geschenk mehr, sobald durch ein Gesetz oder 
Psephisma an denselben die Verleihung geknüpft ist. 

In einem Beschlüsse der am Heiligtum des Apollo und Herakles 
teilnehmenden Phylen von Kos ^) wird beschlossen, die Bürger auf- 
zuschreiben, ihren Namen, den Vatemamen, den Muttemamen, die 



^) Bnll. de corr. hell. VI, S. 249. 
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Pbyle beizusetzen und auch zu vermerken, ob der Betreffende eine 
Tochter hat. Bezüglich der Neubürger wird bestimmt, dass zu ihrem 
Namen auch hinzuzuschreiben ist, nach welchem Gesetze oder Volks- 
beschlusse sie das Bürgerrecht erlangt haben '). Man kann also 
Bürger werden durch ein Gesetz oder einen Volksbeschluss; ist man 
es durch ein Gesetz geworden, so musste der Fall eingetreten sein, 
dass das Gesetz hinreichende Bedingungen aufstellte, deren Erfüllung 
Ton der Behörde konstatiert wurde; wenn durch einen Volksbeschluss, 
so hatte man das Geschenk frei aus den Händen des Volkes empfangen. 
Aber es wäre falsch, wollte man glauben, dass in allen Fällen, in 
welchen den Personen, die eine bestimmte Bedingung erfüllen, das 
Bürgerrecht verliehen wurde, also in allen Fällen, in welchen die Neu- 
bürger thatsächlich ihr Bürgerrecht aus der Hand der Beamten em- 
pfiengen, em Gesetz diese Bedingungen aufgestellt haben müsse. Viel- 
mehr konnte dies auch ein Volksbeschluss thun. Es gibt Gesetze, welche 
allgemeine Grundzüge für die Verleihung des Bürgerrechtes festsetzen; 
an diese hat sich der Volksbeschluss zu halten, der einem Einzelnen 
Bürgerrecht gewährt; es gibt aber auch Gesetze, die die speziellen 
Bedingungen für das Bürgerrecht festsetzen, diese bedürfen keines 
Volksbeschlusses, sondern haben einfach angewendet zu werden. Ebenso 
gibt es Volksbeschlüsse, die schlechthin Bürgerrecht verleihen, einer 
Person oder mehreren Personen, dagegen auch andere Volksbe- 
schlüsse, die die Bedingungen feststellen, unter denen jemand Bür- 
ger wird. In Byzanz bestand z. B. das Gesetz, dass nur Bürger sei, 
wer von beiderseits bürgerlicher Abkunft wäre. In einer Finanznot 
beschlossen aber die Byzantier, das Bürgerrecht jedem gegen Erlag 
von 30 Minen zu verleihen *). Nach dem Wortlaut der Ueberlieferung 
haben wir anzunehmen, dass die Erweiterung des Bürgerrechts nicht 
durch ein Gesetz, sondern durch einen Volksbeschluss verfügt wurde. 
Dies ist aber keine Umgehung des Gesetzes, welches nur die Be- 
dingungen des durch Geburt erworbenen Bürgerrechts regelte, son- 
dern bleibt im Bahmen der Kompetenz des Volksbeschlusses, durch 
welches jeder Fremde unter Umständen mit dem Bürgerrecht be- 
schenkt werden konnte. Statt aber die Spende von 30 Minen abzu- 
warten und dann den Spender ad personam ins Bürgerrecht aufzu- 
nehmen, beschloss man allgemein jeden Spender zum Bürger zu ma- 
chen und musste daher die Erfüllung dieser Bedingung und die Ein- 



*) otg ÖdÖOTttt & noXvzsioLj xaxdt xCva vd|jiov 9^ Wyjia xotvöv xoö «avxö« öäjioü. 

*) Axiat. Oekon. p. 1346 b: övxog Öfe vöjiou aöxotg |ii] etvoa noXivfjy 8g dv ji^ 
ig dboxöv dkjiqpox^poöv ^, y(jpri\i.(kT(ü'^ ÖsYjO-ivxeg icpnjytoavxo x6v 4g §vöc övxa a&xoO xaxa- 
paX6vxi p.vftc xpidxovxa elvai icoXCxvjv. 
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traguDg in die Bürgerlisten den Behörden überlassen. Ein Bescbluss 
der Stadt Dyme in Acfaaia, welcher den Metöken, wenn sie ein Talent 
erlegten, das Bürgerrecht verlieh *), setzt dieselben Formen voraus; 
nur steht nicht fest, ob die Worte der Inschrift zu einem Psephisma 
oder zu einem Gesetze gehören. Für den Modus der Einbürgerung 
bleibt sich das aber gleich. In beiden Fällen sollten diejenigen, welche 
den Bedingungen nachgekommen waren, beim Bnlarchen, beim Pro- 
staten der Damosiophylakes und beim Schreiber in die Listen einge- 
tragen und von den Beamtenkollegien in die Phylen eingelost*) 
werden. Wäre der Anfang der Inschrift erhalten, so wüsste man, ob 
ein Gesetz oder ein Psephisma vorliegt. 

Wo die Feststellung der hinreichenden Bedingungen für den Er- 
werb des Bürgerrechts nicht so einfach konstatierbar war, wie bei 
der Zahlung einer Geldsumme, dort trat auch an Stelle der magi- 
stratischen Exekutive ein gerichtliches Verfahren ein. So bei der 
Verleihung des Bürgerrechts an die Platäer in Athen, wo sich jeder 
Platäer einer Dokimasie zu unterziehen hatte, ob er platäischer Bürger 
sei. Ebenso bei der Verleihung des Bürgerrechts von Dyme an eine 
Anzahl von Mitkämpfern im Krieg *), wo die Formel lautet : xoö^Se 
& TcoXt^ TCoXfxag iTzovipa'ZQ .... xpfvaaa xa^ ?va Ixaaxov. Das 
Wort xpfvetv geht hier auf die gerichtliche Untersuchung, ob der 
Betreffende die Bedingung der Teilnahme am Kampfe und der Ret- 
tung der Stadt erfüllt habe. Die Verleihung an die Mitkämpfer im 
allgemeinen erfolgte natürlich durch ein Psephisma. Ein ähnlicher 
Sachverhalt liegt in der Inschrift von Phalanna vor*), in welcher 
den umwohnenden Völkerschaften das Bürgerrecht verliehen wird Tot^ 
Tcoxypail^ajilvotg xal Soxc[iaa'8'£vT£aat xaxxöv v6[iov. Nur wird hier die 
gerichtliche Dokimasie nicht deshalb vorgenommen, weil die Ver- 
leihung an eine Masse stattgefunden hat und, der Einzelne seine Zu- 
gehörigkeit zu dieser Masse gerichtlich erweisen muss, sondern wie 
der Zusatz xaxxöv v6[iov lehrt, war die Dokimasie bei jeder Bürger- 
rechtsverleihung notwendig, sowie in der späteren Zeit auch in Athen, 
und es konnte für die Notwendigkeit derselben keinen Unterschied 
machen, ob ein Einzelner oder Massen beschenkt wurden. Die Auf- 
schreibung der Neubürger auf Grund des Volksbeschlusses vor der 
Dokimasie erfolgte aber hier naturgemäss durch die Magistrate. Gleich- 

Collitz Nr. 1614. 

*) dnoYpaqpdvTö) Öfe] «oxl töji ßoöXapxov xal f«poo]TdTav 8a[jjLOOioqpoXdxö)]v xal 
Ypa{jL(iaTtotdv, Toög 94 dicoylpa^ivTS^ xal öföjv d)iooap,dvoug xäv &Xix(av xal 96(v)[xs^ xd- 
Xavxov], xad-ü)€ Yd^paTrcat, ötaxXapCDodv[xö) a! oovap](x)^at<S)6 lodxaxa kvX x&g ^oX&g xxX. 

«) Bull, de corr. hell. II, p. 41. = ColHtz 1612. 

*) Ath. Mitth. VIII, p. 101. 

S 2 a n to, Orlecb. Bürgerrecht. 3 
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wohl wird sich die gerichtliche Dokimasie, weil sie an sich die Unter- 
snchang der Würdigkeit zum Gegenstande hat, mit darauf erstreckt 
haben, ob der Einzelne in Wahrheit einem der Yölkerstämme ange- 
hörte, für welche das Bürgerrecht im Psephisma gewährt wurde. Im 
Dekret von Pharsalus *) wird den Bundesgenossen pharsalisches Bürger- 
recht verliehen und zwar in ihrer Gesamtheit. Es ist nicht ange- 
geben, in welcher Weise über die Zugehörigkeit jedes Einzelnen be- 
stimmt wurde, aber es leidet keinen Zweifel, dass das in die Kom- 
petenzsphäre des Magistrats fiel. Die Namensliste der Neubürger, 
welche am Ende der Inschrift angehängt ist, war also auf Grund 
der Anmeldungen oder Erhebungen durch die Behörden aufgestellt 
worden, welche entschieden, ob jeder Einzelne Bundesgenosse der 
Pharsalier war und ob ihm daher nach dem Psephisma das Bürger- 
recht zustehe oder nicht. In allen diesen Fällen der Verleihung an 
begrifflich fest umschriebene Massen liegt natürlich nur ein ein- 
maliger Akt vor, und die Verleihung gilt nur für die Personen, welche 
augenblicklich den Bedingungen entsprechen, nicht für solche, welche 
einmal in Zukunft wieder alle Bedingungen erfüllen werden, die das 
Psephisma erfordert. 

Anders steht es mit den auf Grund der Briefe Philipps V er- 
flossenen Beschlüssen jder Larissäer ^) , durch die allen thessalischen 
und hellenischen Metöken das Bürgerrecht verliehen und die Auf- 
schreibung der Neubürger von Amtswegen angeordnet wird. Das 
Psephisma soll nämlich für alle Zeit (xaTCTCöcvTO^ XP*^^^0 gelten. Diese 
Bestimmung kann unmöglich die Unanfechtbarkeit des Volksbeschlusses 
bedeuten ; denn natürlich kann jeder Volksbeschluss durch einen zwei- 
ten umgestossen werden, und eine derartige Bestimmung hätte selbst- 
verständlich für die Volksversammlung keinerlei bindende Kraft ge- 
habt. Dagegen bedeutet die Bestimmung allerdings die Gültigkeit 
des Psephismas für so lange, als es nicht aufgehoben ist. D. h. die 
Bestimmungen desselben finden nicht nur augenblicklich Anwendung, 
sondern sollen auch in Zukunft, falls kein anderer Beschluss gefasst 
wird, zur Anwendung kommen, wenn neuerlich Metöken hellenischen 
Geblütes zuwandern. Diese werden dann auf Grund des in Kraft 
stehenden Psephismas sofort in die Bürgerschaft aufgenommen, 
ohne dass eine neuerliche Beschlussfassung nötig ist. Dieselben 
Grundsätze werden dann mit der gleichen Wirkung für die Zukunft 
in dem auf die ürgenz des Königs gefassten zweiten Beschlüsse der 
Larissäer auch auf die Freigelassenen ausgedehnt. In seiner prak- 

') Collitz Nr. 326. 

2) Ath. Mitth. VII, p. 64. 
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tischen Wirkung kam daher dieser Volksbeschluss einem Gesetze gleich, 
welches für alle Folgezeiten die Bedingungen des Bürgerrechtes regelt, 
wenn er auch nicht wirklich Gesetz war. 

Mommsen hat in einem diese Inschrift behandelnden Aufsätze^) 
den auch in der Inschrift selbst betonten Einfluss des römischen 
Staatsrechtes auf die Meinungen des Königs Philipp und der ihm er- 
gebenen Larissäer dargelegt. Der König wollte im Interesse der Ver- 
grösserung der Zahl der Bürgerschaft die Einführung des Bürger- 
rechts der Liberten, wie in Rom. Die Larissäer gingen zunächst nur 
zum Teil auf die Wünsche des Königs ein, indem sie den Metöken^ 
stand aufhoben und sämtliche Metöken zu Bürgern machten; es be- 
durfte einer zweiten Pression, um sie auch zur Aufnahme der Li- 
berten zu veranlassen. Da aber die Aufnahme der Neubürger nicht 
durch Aenderung des Gesetzes erfolgte, sondern in der sonst üblichen 
Form der Verleihung als eines Geschenks, so wäre ohne den Zusatz, 
dass das Psephisma für ewige Zeit gelten solle, keine Aenderung im 
Prinzip des Bürgerrechts eingetreten. Durch diesen Zusatz aber 
wurde der politische Gedanke des Königs verwirklicht. Es war ein 
völliger üebergang vom gentilicischen zum genossenschaftlichen Cha- 
rakter des Bürgerrechts, indem eben nun jeder freie Bewohner von 
Larissa Bürger wurde. Nur waren die Altbürger Bürger durch Ge- 
burt, die jeweilig angesiedelten Metöken oder die freigelassenen Sklaven 
aber Bürger durch Verleihung auf Grund des für immer gültigen 
Volksbeschlusses. Nichts war für den Bestand der kleinen griechi- 
schen Republiken gefahrlicher als das zähe Festhalten am gentili- 
cischen Bürgerrecht. Die berechtigten Familien starben aus und 
neuer Zuzug fand sich nicht ein, weil die Rechtlosigkeit die Bürger 
fremder Staaten in ihre Heimat bannte, oder es brachte ein starker 
durch den auflebenden Handel der Diadochenzeit herbeigeführter Zuzug 
ein fremdes und, weil rechtlos, staatlich uninteressiertes Element in 
die Staatswesen. Die ganze Entwicklung vom dritten Jahrhundert 
an drängte auf Zerstörung des gentilicischen Prinzips. Längst ruhte 
Kraft und Bedeutung der Staaten nicht mehr auf dem Grundbesitz 
der heimischen Familien, das bewegliche Kapital trat in den Vorder- 
grund und suchte über die engen Grenzen des eigenen Staates hinaus 
seine Bethätigung. Dadurch kam eine grössere Beweglichkeit in die 
Massen, die Einwohnerschaften der Staaten verschoben sich mehr als 
€S früher der Fall war, und die einzig richtige Konsequenz wäre der 
vollständige Bruch mit dem gentilicischen Bürgerrechte gewesen. 



*) Hermes XVII, S. 477 ff. 
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Diese Konsequenz zog man nicht, sondern flickte am alten Zeuge- 
herum. Eine grössere Zahl von Einzelyerleihungen des Btirgerrechtes^ 
häufiger auftretende Massenverleihungen , Staatsverträge mit gegen- 
seitiger Garantie Ton Rechten, Incolatsverleihungen an Metöken, end- 
lich Bundesstaatsbildungen waren die verschiedenen Heilmittel, die 
man gegen das üebel anzuwenden suchte. In unserer üeberlieferung^ 
ist König Philipp V der erste, welcher den vollen Wert der Iden- 
tität von Einwohner- und Bürgerschaft erkannte und in dem ge- 
gebenen Falle durchzuftlhren versuchte. Es ist aber bezeichnend, das» 
selbst in diesem Falle, in welchem sich die Stadt Larissa willfahrig 
erwies, den Kreis der Bürgerschaft bis zur gewünschten Grenze aus- 
zudehnen, der natürliche juristische Ausdruck nicht gefunden werden« 
konnte. Wenn der König der Stadt zur Hebung ihrer Einwohner- 
zahl, im Interesse der Ackerbestellung und vieler anderer Dinge 
die Aufhebung des gentilicischen Bürgerrechtes vorschlug, so musste 
das Gesetz in diesem Sinne geändert werden und lauten, dass Bürger 
jeder Freie sei, der in Larissa oder seinem Gebiete wohne. Aber das» 
jemand anderer als ein von larissäischen Bürgern Abstammender ^uaec 
Bürger sein könne, war ein so unfassbarer Gedanke, dass man, ob- 
gleich gewillt im Sinne des Königs vorzugehen, die nicht im Bürger- 
recht Geborenen nur immer in der Weise au&ahm, wie jeder einzelne 
Fremde auch sonst in die Bürgerschaft aufgenommen wurde. Ber 
völlig exakter Durchführung dieses Volksbeschlusses auch in der Zu- 
kunft kam dies freilich praktisch auf dasselbe hinaus. In allen grie- 
chischen Staaten waren die Bedingungen für das Bürgerrecht durch 
ein Gesetz geregelt, die Verleihung des Bürgerrechtes an Fremde aber 
der Kompetenz des Volksbeschlusses vorbehalten. Wurde von diesem 
Rechte ein so ausgiebiger Gebrauch gemacht, dass ganze Klassen der 
Bevölkerung mit dem Bürgerrecht beschenkt wurden und* die Aus- 
dehnung der Gültigkeit des Beschlusses auf die ganze Zukunft be- 
schlossen wurde, so liegt eigentlich eine üeberschreitung der Kom- 
petenz vor. Es wurde etwas durch einen Volksbeschluss geregelt^ 
was nur durch ein Gesetz geregelt werden durfte und wenn Aristo- 
teles die Herrschaft der (j^rjqjfaixata an Stelle der Gesetze als die 
schlimmste Blüte der Demokratie bezeichnet, so hätten wir es hier 
in seinem Sinne mit einer demokratischen Ausschreitung zu thun.. 
Dennoch war die Grenze schwer zu ziehen. Da die Verleihung an 
den Einzelnen zweifellos in der Kompetenz des Volksbeschlusses lag,, 
so lag auch die Verleihung an mehrere mit Namen genannte Per- 
sonen in derselben Kompetenz. Strittig könnte schon sein, ob der 
Volksbeschluss auch Klassen der Bevölkerung ins Bürgerrecht auf- 
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nehmen konnte, obgleich dies nur eine Modification des Princips der Auf- 
nahme von mehreren Personen war. Zweifellos aber musste es in das Gebiet 
des Gesetzes fallen, wenn ein solcher Volksbeschluss für ewige Zeiten 
festgesetzt wurde, weil damit eine grundsätzliche Bestimmung über den 
Erwerb des Bürgerrechtes geschaffen wurde, welcher völlig analog z. B. 
<der sonst gegebenen gesetzlichen Bestimmung war, dass dazu nur 
beiderseits bürgerliche Abkunft befähige. Die grosse Scheu, Gesetze zu 
Ändern, gefordert durch die komplizierte Form der Gesetzgebung, die 
wir freilich nur für Athen näher kennen, die aber offenbar überall 
bestand, trug wesentlich mit dazu bei, politisch notwendige Akte 
"durch Volksbeschlüsse zu regeln, indem man eine Form suchte, für 
welche die Kompetenz der Psephismata feststand. 

Was hier die Macht des Königs als leitenden Gesichtspunkt fest- 
stellte, das zwang nicht selten vorübergehend Kriegsnot und Bedürf- 
nis nach Kriegern den Staaten ab. Wo immer in der Verzweiflung 
des Augenblicks Sklaven oder Schutzverwandten das Bürgerrecht zu- 
gestanden wurde, dort haben wir es mit einem durch die Notwendig- 
keit abgerungenen Bruch mit dem gentilicischen Bürgerrecht zu thun. 
In allen diesen Fällen wird gleichfalls das Bürgerrecht durch Volks- 
beschluss verliehen. Im Notstandsgesetz von Ephesus ^) aus dem Jahre 
86 V. Chr. werden diejenigen Isotelen, Metöken, heiligen Sklaven, 
Freigelassenen und Fremden, welche sich zum Waffendienst melden, 
ins Bürgerrecht aufgenommen. Ihre Namen sollen die Truppenkom- 
mandanten den Proedren des Rates und seinem Schreiber behufs Ein- 
lösung in die Phylen und Chiliastyen mitteilen. Der Vorgang ist 
also ebenfalls der, dass der Volksbeschluss nur festsetzt, welcherlei 
Personen Bürger werden sollen, die Aufnahme der einzelnen Personen 
selbst aber Sache der Magistrate ist. Die Staatssklaven sollen nur 
frei und Metöken werden. Wir haben also hier einen vorübergehenden 
Uebergang zum genossenschaftlichen Prinzip des Bürgerrechtes. Der 
Umstand, dass die Staatssklaven von der Erwerbung des Bürger- 
rechts ausgeschlossen sind, beweist nichts dagegen ; die Privatsklaven, 
43oweit sie nicht schon früher freigelassen waren, sind gar nicht er- 
wähnt und haben daher wahrscheinlich gar kein Anrecht auf den 
Erwerb des Bürgerrechts gehabt. Daraus folgt nur, dass das ge- 
nossenschaftliche Prinzip nur für die freie Bevölkerung gelten sollte 
und die Sklaverei eben nicht abgeschafft wurde, wie sich von selbst 
versteht. Die Freilassung der Staatsklaven ist also nur ein weiteres 
Opfer, welches der Staat im Interesse seiner Wehrfähigkeit brachte, 



') Lebas III, 136 a. 
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und welches die Staatssklayen gegenüber den Privatsklayen be-*» 
YorzQgte. Besser gestellt sind nur die heiligen Sklaven. Natürlich 
wurden die anf solche Weise ins Bürgerrecht aufgenommenen Per- 
sonen VoUbürger. Auffallend ist die in einem anderen Zusammen- 
hange derselben Inschrift stehende Bestimmung, dass alle Personen, 
welche bis zu dem Zeitpunkte der neuen Verordnung ins Bürgerrecht 
neu aufgenommen waren, yoUen Anteil an den Ehrenrechten haben 
sollten. Hieraus wäre zu schliessen, dass die auf Grund der neuen 
Verordnung ins Bürgerrecht Aufgenommenen nicht Ivtifioi und [lezi- 
Xovxei; Tföv aÖTöv (piXavS-ptii^wv sein sollten. Aber diese Bestimmung 
bezieht sich auf gewisse Schuldenerleichterungen, die den Bürgern 
gewährt wurden, wie die Einsetzung in den vollen Oenuss der Rechte 
für Schuldner des Staates oder des heiligen Schatzes, die Sistierung 
gewisser Prozesse, die in gleicher Weise für die durch Geburt das 
Bürgerrecht Geniessenden wie für die bis zu dem gegebenen Zeit- 
punkte ins Bürgerrecht Aufgenommenen gelten soll. Die Staats- 
schuldner sollen lvTi|ioL werden und unter den ^iXöcvS-pcüica sind diese 
und andere Erleichterungen zu verstehen. Für diejenigen, welche 
von dem gegebenen Zeitpunkte an erst Bürger werden, sind diese 
Bestimmungen zum grössten Teile illusorisch; jedenfalls sind sie für 
sie nicht berechnet. Man darf daher aus der citierten Stelle nicht 
schliessen, dass hier eine Verleihung eines minderen Bürgerrechtes 
stattgefunden hat, welches das griechische Staatsrecht nicht kennt, 
sondern muss für die Fassung des Beschlusses die besonderen Ver- 
hältnisse verantwortlich machen, unter denen diese Verordnung zu- 
stande kam. 

In mehreren anderen Fällen, von denen einige noch ihre Be- 
sprechung finden werden, verleiht der Volksbeschluss ebenfalls nur 
fest umschriebenen Massen das Bürgerrecht, die Aktivierung derselben 
für die einzelnen Personen den Magistraten überlassend. Daher konnte 
auch Themistokles mit leichter Mühe, als die Thespier zur Hebung 
ihrer Bürgerzahl eine Massenaufnahme von Neubürgem veranstal- 
teten, durchsetzen, dass dem Sikinnos das Bürgerrecht verliehen wurde, 
weil er dazu nur die Magistrate zu gewinnen brauchte '). 

Die Hauptmasse der Bürgerrechtsdiplome bezieht sich aber auf 
die Verleihung an Einzelne. Auch hier haben wir es durchwegs mit 
Volksbeschlüssen zu thun ; da diese aber die bestimmte Person nennen, 

*) Herodot VIII, 75 : 'Evö-aaTa OsjwoxoxXdYjg . . . Xa^ä)v igip/exat 4x toö ouv- 
tdpCou, igeXd^v Ö& nijiTcet feg t6 otpaTÖneÖov xh Mffitüw ÄvÖpa TcXoCcp iwzB\.X&.\izwo^ tdt 
Xdysiv XP^^^f "^^ oövojia |jifev ^v HCxivvog, olxdxnjg Öfe xal noLi^aytoybz, fy "^öv Oejit- 
OTOxXdoüg Tca(do)v, töv b^ öoxepov xoöxwv xöv itpYjYjidTcov 6e|JiiOTOxXi7)( Oeomia xs 
k'RoltiQ^y d)c iiiedixovxo oC Oeonideg noXivJxa^. 
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welche beschenkt wird, so ist mit der Fassung des Yolksbeschlusses die 
Verleihung bereits perfekt geworden, soweit nicht die Gesetzgebungen 
einzelner Staaten noch andere Akte erheischen. Wenn bei den Massen- 
Verleihungen des Bürgerrechts natürlich immer ein politisches Motiv 
zu Grunde lag, also ein Akt wirklicher oder vermeintlicher Not- 
wendigkeit, und nur die Form der Verleihung die eines freiwillig er- 
teilten Geschenkes war, so kommt bei der Verleihung an Einzelne 
dieses Moment viel deutlicher zum Vorschein. Denn bei der Massen- 
erteilung entsteht für den Einzelnen, der dieser Masse angehört, ein 
Becht auf die Eintragung in die Bürgerlisten, dessen Erfüllung er 
beim Magistrat erzwingen kann. Es kommt für ihn also die That- 
sache, dass er sein Bürgerrecht einem Schenkungsakte des Volkes 
verdankt, nicht in gleich starker Weise zur Empfindung, wie für den 
einzelnen Aufgenommenen. Daher ist auch nur für den Letzteren 
die erteilte Politie eine Ehre. Die Verleihung ist aber auch ein freier 
Entschluss der Gesamtheit. Denn selbst dort wo Gesetze bestehen, 
die die Bedingungen feststellen, unter denen ein Volksbeschluss auf 
Bürgerrechtsverleihung gefasst werden darf, steht es im Belieben des 
versammelten Volkes, von dieser gesetzlichen Befugnis Gebrauch zu 
machen und nur nicht im Belieben über die gesetzlichen Bestimmungen 
hinaus Bürger zu kreieren. Für Athen kennen wir einige Gesetze, 
welche die Fähigkeit der Volksversammlung, Bürger zu machen, auf 
Wohlthäter und Flüchtlinge einschränkte *). Aber wenn das Gesetz 
so allgemein gehalten war, so hatte es nicht viel mehr zu bedeuten 
als das Zugeständnis der Kompetenz der Volksversammlung für die 
Bürgerrechtsverleihung. Ohne Zweifel hat das Gesetz auch die Mo- 
tivierung der Volksbeschlüsse stilistisch beeinflusst, welche die dem 
Staate erwiesenen Wohlthaten in den Vordergrund stellen. Aber die 
Dehnbarkeit des Begriffes dvSpayad'ca liess doch dem Volksbeschluss 
einen grossen Spielraum. Dieser umfang der Kompetenz des Pse- 
phismas kommt auch darin zum Ausdruck, dass eine ausdrück- 
liche Berufung auf das Gesetz in Verleihungsdiplomen niemals vor- 
kommt. Den Zusatz xaxa xbv v6|jlov (oder ähnlich) unmittelbar bei 
der Bürgerrechtsverleihungsformel führen nur die Inschriften von 
Andres ") und Histiäa '*) , und dieser kann ebensogut auf den Ver- 
leihungsmodus wie auf die gesetzmässige Notwendigkeit oder Zuläs- 
sigkeit der Verleihung bezogen werden. Aus der Masse der übrigen 

^) Vgl. meine Unters, z. attischen Bürgerrecht 8. 26 ff. 

') Lebas II, Nr. 1800: icoXeCtT^v elvai tf)^ nöXem^ t9)c 'Avdp^cdv xordc xobQ v6- 
liou^. Ath. Mitth. I, p. 236 ebenso. 

•) Bull, de corr. hell. X, p. 102: 8o0vat $fe xal 7ioXne(av aöx^ xal Ixyövoic 
xaxft t6v v6p«v. 
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Diplome lässt sich keine Beziehung auf ein Gesetz herauslesen. In 
der grossen Zahl der Dekrete« welche Proxenie mit Politie verbinden, 
namentlich wenn sie in der für einen grossen Teil Griechenlands üb- 
lichen verkürzten Form ') abgefasst sind, steht die Bürgerrechtsver- 
leihung inmitten der Verleihung anderer Rechte, äusserlich und inner- 
lich unUnterschieden. Wenn solche Dekrete in der Regel damit 
schliessen, dass dem Geehrten auch alle i, anderen^ Rechte gegeben 
werden, welche sonst Proxenen und Wohlthätem gegeben werden, so 
bezieht sich dieser Zusatz sicher auf ein Gesetz, das den Umfang der 
einem Proxenen zustehenden Ehrenrechte regelte, wie dies z. B. auch 
gelegentlich in der Formel nod Saa zol(; dWoiq npo^hoK; xal eöspy^-^ 
Tdig 5i6oTai Travxa xaxds töv vc|xov zum Ausdruck kommt '). Dieses 
Gesetz wird aber schwerlich, auch nicht ffir die Gegend, wo diese Ver- 
bindung am häufigsten vorkommt, nämlich für Mittel- und Nord- 
griechenland, und auch nicht für die in Betracht kommende Zeit des 
dritten und zweiten Jahrhunderts den Proxenen das Bürgerrecht zu- 
gesprochen haben, so dass uns die Eruierung eines Gesetzes über 
Bürgerrechtsverleihung auch hier nicht möglich wird. Möglicher- 
weise liegt in der Formel xaS^aTiep Tot{ Xoinol<; eöepylTatg , die sich 
auf mehreren ephesischen Dekreten neben der Verleihungsformel findet, 
die Beziehung auf ein Gesetz. Nirgends aber wird das Bürgerrecht 
an Einzelne durch ein Gesetz verliehen. Es ist daher auffallend, dass 
in Athen, welches bekanntlich komplizierte Formen der Bürgerrechts- 
verleihung hat, die Verleihung des Bürgerrechts ein v6p,os in* dvSpf ge- 
nannt zu werden pfiegt. Wir haben ja eine erhebliche Anzahl athe- 
nischer Bürgerrechtsdiplome, die alle (p7]cpca|xaTa sind und sich auch 
so nennen. Der Umstand, dass das Bürgerrecht erst auf Grund einer 
zweiten geheimen Abstimmung durch die Sechstausend perfekt wird, 
kann unmöglich das Psephisma zum Nomos machen, weil ja fClr die 
Gesetze andere Formen üblich sind. Ein Bürgerrechtsdiplom anders 
zu bezeichnen denn als Psephisma wäre für Athen so unerhört wie für 
jeden anderen Staat. In der That beruht aber die Bezeichnung vofxog 
in dv5pt für Bürgerrechtsverleihungen, vermutlich auch für den 
Ostrakismus und die (2§eca auf einem Missverständnis oder einer Kor- 
rupte!. Das Gesetz nämlich, welches den v6|xos in dvSpt verbietet, 
damit alle Bürger in gleicher Weise an den Gesetzen teilhaben, ver- 
bietet ihn schlechtweg ohne Einschränkung. So wird das Gesetz 
bei Demosthenes citiert (g. Timokr. 59, g. Stephanos U, 12, g. Ari- 
stokr. 86) mit dem Wortlaute: p.Tj8i in^ dvSpi v6p.ov d^elvat Q-etvat iä,)f 

^) Vgl. Swoboda, Die gr. Volksbeschlüsse S. 47 ff. «) So in der lokrischen 
Inschrift, Arch. Z. 1873, p. 142. Vgl. auch die S. 16 Anm. citirte Inschrift. 
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\iTfl TÖv aöxöv inl Tcaatv 'AÖTjvafots. Niemals hätte man aus den de- 
mosthenischen Stellen schliessen können, dass die Bürgerrechtsyer- 
leihung, die ein Yolksbeschluss ist, vö|jio^ in &v6pc genannt werden 
könnte, weil ja sonst jede Bürgerrechts Verleihung unmöglich, weil durch 
das Gesetz verboten gewesen wäre. Veranlassung zu dieser Verkeh- 
rung des Sachverhaltes war die Stelle bei Andokides in der Mysterien- 
rede § 87, wo zu dem gleichfalls citierten, Gesetzespassus noch die 
Worte hinzukommen: Idcv [i^ i^^xta/iXCoti; Sofg xpOßSyjv (py](ft^o|i£vots. 
Da mit dieser verordneten geheimen Abstimmung der Sechstausend 
ofiFenbar die bei Bürgerrechtsverleihungen und verwandten Beschlüssen, 
die zwar Itt' dvSpt gefasst wurden, aber nicht Gesetze waren, gemeint 
sein muss, glaubte man diese Privilegien mit dem Namen von v6|ioi5 
Itc' dvSpc belegen zu sollen. Aber schon das doppelte iav hätte 
stutzig machen müssen. Denn entweder der zweite Bedingungssatz 
steht in einem Unterordnungsverhältnis zum ersten, dann ist der erste 
sinnlos, oder er ist beigeordnet, dann muss ein i) eingesetzt werden. 
Vor Verlesung dieses Gesetzes (§ 86) bemerkt Andokides, dass die 
sogleich zur Verlesung zu bringenden Gesetze deshalb gegeben worden 
seien, weil den Bürgern so vieles Ungemach, xol<; (iJv xaiob v6|jlous, 
Tolg 8k xaiÄ ^ri^ioiiaza zdc. Tipöxepov yevofieva, widerfahren sei. Man 
vermisst also im citierten Gesetze eine Bestimmung über (|;y](pta|jiaTa 
^tc' dvSpf. Da wir aber wissen, dass diese unter der Bedingung der 
Abstimmung durch Sechstausend gestattet waren, so muss die Stelle 
im Gesetz so hergestellt werden: fiyjS^ kn dvSpl v6|jlov l^elvat Q-etvat 
idiv |x^ TÖv aÖTÖv inl n&oiy 'Aöifjvatotg [(iyjS^ (pT^qpiafia] iav (i^ Igaxta- 
XtXtot? So^-jo xpüßSrjv t^Tjcpt^opievocs. An jenen Stellen bei Demosthenes, 
wo eben nur das Verbot des v6|jiog in dv5pf anzuführen war, fehlte 
daher ganz richtig bei der Citierung des Gesetzes die Exemption der 
Abstimmung durch die Sechstausend und wurde korrekt behauptet, 
dass ein vofio? in dv8p{ überhaupt verboten ist. NatürKch kann man 
nicht einwenden, dass das Verbot des vofioi; in dvSpc durch den Er- 
lass eines c^i^cpco|jLa §7c' dvSpt habe umgangen werden können, weil 
Verfügungen, die ein Gesetz erforderten, überhaupt nicht durch ein 
Psephisma erlassen werden durften. Jetzt wird auch eine Stelle in 
der Rede gegen Aristokrates verständlich, an welcher gegen Aristo- 
krates, der zur Bürgerrechtsverleihung an Charidemos den Zusatzan- 
antrag gestellt hatte, dass das Leben des Charidemos durch besondere 
Massregeln gegen den, der ihn zu töten versuchte, geschützt werden 
solle, und deshalb 7capav6|Xü)v geklagt wurde, angeführt wird, dass es 
verboten sei, einen v6|io{ iTc' dv8p( einzubringen. Da nun das Gesetz das 
Leben der anderen Bürger nicht durch ein Sondergesetz für den Einzelnen 
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schütze, so dürfe ein solches auch nicht für Gharidemos eingebracht 
werden. Schon das wäre falsch, wenn der v6(io€ in ivSpi unter der 
Bedingung der Abstimmung durch Sechstausend gestattet war, richtig 
aber, wenn er, wie wir angenonamen haben, überhaupt verboten war. 
Da nun, fährt der Redner fort, die Yolksbeschlüsse gemäss den Ge* 
setzen abgefasst sein müssen, der Antrag für Gharidemos aber etwas 
für diesen verlangt, was nach den Gesetzen nicht allen Bürgern zu- 
steht, so ist er gegen das Gesetz, weil man nicht etwas durch einen 
Yolksbeschluss durchdrücken dürfe, was nicht einmal im Wege der 
Gesetzgebung zu beschliessen erlaubt sei. Das heisst doch wohl klar^ 
Aristokrates habe jenes Privileg für Gharidemos als Psephisma einge* 
bracht und er war dazu insofern berechtigt, als ein (]^if]cpiafia in* dvSpc 
unter den bekannten Modalitäten, die ja auch für die Bürgerrechts- 
verleihung an ihn beobachtet werden mussten, gestattet war. Gesetz- 
widrig aber war der Inhalt dieses Psephismas insofern, als er über 
die Kompetenz des Yolksbeschlusses ging und in den B.ahmen der 
Gesetzgebung gehörte; aber auch als Gesetzesantrag wäre er abzu- 
weisen gewesen, weil er ein v6{io$ iit" dvSpf wäre und dieser verboten 
ist. Nur so gewinnen diese Bestimmungen auch Sinn und Bedeutung. 
Alles was grundsätzlich, also durch ein Gesetz geregelt wird, muss 
überhaupt und speziell in einer Demokratie für Alle gleich gelten. 
Eine strafrechtliche Bestimmung kann z. B. nicht zu Gunsten eines 
Einzelnen aufgehoben werden, auch nicht wenn Sechstausend darüber 
abstimmen. Aber was die Gesetze nicht grundsätzlich geregelt wissen 
wollen und daher der Eompettenz der Yolksbeschlüsse anheimgestellt 
haben, das kann beschlossen werden unter gewissen den Beschluss 
erschwerenden Formen. Wenn trotzdem nicht alle Ehrenbeschlüsse 
wie die Bekränzung, das Lob und andere Dinge, die auch nur den 
Einzelnen betreffen, der Beschlussfassung durch die Sechstausend unter- 
zogen wurden, obgleich sie in gewissem Sinne auch ^7i(fio\Laxa kn^ 
äv§p( sind, so muss es noch Spezialgesetze gegeben haben, die der- 
gleichen nicht schwer ins Gewicht fallende Auszeichnungen ausdrück- 
lich und unter den einfachen Modalitäten des Yolksbeschlusses ge- 
stattet haben, oder es muss ein Spezialgesetz diejenigen Formen der 
Psephismata aufgezählt haben, die in technischem Sinne (p7]q)ca{JLaxa 
in dvSpf genannt werden. 

Es lässt sich also auch für Athen behaupten, dass niemals die 
Yerleihung des Bürgerrechts Sache der Geset^ebung gewesen ist» 
sondern völlig in der Kompetenz des Yolksbeschlusses lag. Für die 
anderen Staaten, für welche nicht einmal ein so kompliziertes Yer- 
fahren der Abstimmung, wie es in Athen üblich war, nachweisbar ist 



Yerleihnsg des Bürgenechtes. 43 

und das Gesetz tiber die f^<pla[iaxa stc' Äv5p( nicht galt, versteht es 
sich von selbst, dass wir auf Ornnd der Thatsacfae, dass alle Bürger- 
rechtsdiplome ({^r^cpCaptaxa sind, denselben Grundsatz anerkennen müssen. 
Uns ist freilich nicht immer der Volksbeschluss erhalten, wo 
ein Volksbeschluss vorgelegen haben musste. So ist aus Milet das 
Verzeichnis derjenigen Personen« eines bestimmten Jahres vorhanden, 
welche in demselben in die Bürgerschaft aufgenommen wurden ^). 
Natürlich wurden sie durch Volksbeschlüsse aufgenommen, aber die 
Aufzeichnung dieser Psephismen war nicht angeordnet, sondern bloss die 
Aufschreibung der Namen. Aber die Aufnahme hat deshalb nicht in 
der Weise stattgefunden wie in jenen Fällen, in welchen der Volks- 
beschluss nicht den einzelnen Personen, sondern bestimmten Klassen galt 
nnd die Magistrate die Aufschreibung der Namen der diesen Klassen 
angehörigen Personen vornahmen. Dies beweist der Zusatz, dass sie 
xat' eÖ£p7e(j{av, also wegen besonderer Verdienste aufgenommen wurden. 
Nebenbei bemerkt lehrt die Inschrift auch, dass in dem ganzen Jahr 
nur sieben Personen Bürger wurden und zwar vermutlich ein Diony- 
sios aus Ainos mit drei Söhnen, ein Demetrios aus Ainos mit seinem 
Sohne und ein Hermias aus Heraklea, vermutlich dem am Latmos. 
Hier lag also ein Psephisma vor, in Stein geschrieben wurde aber 
nur die Liste der Neubürger. In dem grossen Bürgerverzeichnisse 
aus Ilion ^) werden zunächst die Altbürger aufgezählt und daran eine 
weitere Liste geknüpft, die mit den Worten ol<; ISoStj t^ TcoXtxeta ein- 
geleitet ist. Die Volksbeschlüsse, auf deren Grund diese Verleihung 
stattfand, sind uns verloren. Diese Listen sprechen also nicht gegen 
die Verleihung des Bürgerrechts durch Volksbeschluss. Wir besitzen 
überhaupt nur eine einzige Inschrift, welche eine Verleihung durch 
mit Magistratsgewalt bekleidete ausserordentliche Kommissäre zu 
kennen scheint. Sie ist in Ephesus gefunden und enthält einen Be- 
schluss von gewählten Kommissaren, welche für die Verpflegung der 
Stadt eingesetzt waren, auf Verleihung des Bürgerrechts an drei nam- 
haft gemachte Personen ^). Natürlich kann diesen Kommissaren das 

^) Rayet, Rev. arch. XX7III, p. 107 (Ditt. syll. 314): iid oxstpavigcpöpou 
*OXüp.7i£xoü Toö 'AptcrxoxdXoüc otös i'^i^fowzo «oXtxat xax' eösp^sofav aöxol (ot) xal 
Sxyova* AiovOoio^ Unaprdxoo Atvio^, Aiovöoto^ AiovuoCou AXvio^, üo^Ccov Aiovuoiou 
Alvto€, Ai^piYJTptoc BoT^O^u Atvioc, 'AicoXXcovtog AijtiKjxpCou Atvtoc 'Apx^ot? Aiovaotoo 
Alvio^, 'Eppia^ [rXa]üxtx8oü HpaxXscöxifjc. 

*) Schliemann, Bericht üb. d. Ausgrabungen in Troja 1890, S. 344. 

*) Anc. gr. inscript. of the Br. mus. III, Nr. 461 : löogsv tote 1ip]flV^^>foi^ ^^ 
ToO di^oo ini x^ ofxq) icoii^oaad'ou noXCxa^ tpetg el( xdc au)Kpipovxa xoO bii\u)\i [döviOLZ 
xaxÄ zb (J^T^cptqia x^^ ßoü]Xf5€» dvaypcfctpai dk xÄ dvöjiaxa xöv Ysvojiäveov icoXtxÄv xeog 
veconoCac ötcoo xal xoög ÄXXoog noXiia[i dvaypdcpouotv] . . . IXaxov qpuXijv 'E^eoeXg 
XtXtaaxüv Olvföiwc- 
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Recht der Aufnahme in die Bürgerschaft nicht ^zugestanden haben, 
speziell nicht in Ephesus, von welcher Stadt wir eine Reihe von 
Bürgerrechtsdiplomen haben, die alle Volksbeschlüsse sind. Auch die 
Worte xaTcb zb (J^cptafia xfjg ßoOXifjs, wenn sie richtig ergänzt sind, 
auf 7coti^aaa9-ac noXizaQ zu beziehen , und so den Rat zum beschlies- 
senden, die Kommissare zum ausführenden Faktor zu machen, geht 
deshalb nicht an, weil auch der Rat nicht die Kompetenz zur Bürger- 
rechtsverleihung hatte. Es ist vielmehr nur die eine Erklärung mög- 
lich, dass das Volk beschlossen habe, jenen Personen, welche sich 
um die Verproviantierung der Stadt Verdienste erworben haben, ins- 
gesamt das Bürgerrecht zu verleihen und die Kommissare mit der 
Nominierung und faktischen Aufnahme zu betrauen. Diese fanden 
dann nur drei Personen der Ehre für würdig und wiesen sie der 
Phyle der Ephesier und der Chiliastys der OtvwTce; zu, statt wie sonst 
üblich war, die Erlösung dieser Unterabteilungen vorzunehmen. Welche 
Rolle dabei der Rat gespielt habe, ist allerdings nicht klar. Ein 
Psephisma des Rates kann vielleicht einige nähere Modalitäten ge- 
ordnet haben. Jedenfalls ging die eigentliche Verleihung von der 
Volksversammlung aus, während die Kommissare nur die Personen 
namhaft machten, die den Bedingungen des Volksbeschlusses ent- 
sprachen, dasselbe Verhältnis, welches sonst bei Massenerteilungen 
des Bürgerrechts regelmässig vorkommt. 

Wenn also die Bürgerrechtsverleihung wesentlich im freien Er- 
messen der Volksversammlung lag und dadurch als Geschenk cha- 
rakterisiert war, so folgt, dass sich feste Normen dafür nicht fest- 
stellen lassen, wann Bürgerrecht verliehen wurde und wann nicht. 
Das schliesst aber nicht aus, dass sich gewisse IJebungen festsetzten, 
der eine Staat leichter, der andere schwerer zugänglich war, wenn es 
galt, dieses Geschenk zu machen. Es gab daher griechische Staaten, 
welche in dem Ruf standen , den Zutritt zum Bürgerrecht ausser- 
ordentlich zu erschweren. Namentlich Sparta mit seiner geringen 
Zahl von Berechtigten verschloss sich den fremden Eindringlingen, 
um nicht durch Erweiterung der Bürgerzahl die Macht der Einzelnen 
zu schmälern. Die Art, wie Herodot *) die Einbürgerung des Sehers 
Tisamenos aus Elis erzählt, ist lediglich eine Bestätigung dafür. Die 
Spartaner wollten den Tisamenos als Feldherrn gewinnen, er erklärte 
jedoch, nur dann ihnen zu Willen zu sein, wenn sie ihm das Voll- 
bürgerrecht gäben ^). Anfangs sträubten sie sich darauf einzugehen, 
und als sie sich bereit erklärten, forderte er das Gleiche für seinen 

*) IX, 83. 

^) i^v |Jilv TcoXiiJxijv o'^icspov noiTjotovxat xc&v ndcvxcüv iisxaötöövxsg. 
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Bruder Hegias. Dass das yerliehene Recht ein YoUbürgerreclit war, 
folgt nicht nur aus dem Begriffe, sondern auch aus den drei Aus- 
drücken, die Herodot gebraucht: Suoii^oavxo Xewa^ixepov, töv ttöEvtcdv 
HeTot8t56vT8s und yJveo'S^t STrapxii^nfjv. Also auch hier, wo die Bürger- 
rechtsyerleihungen spärlich sind und der gentilicische Charakter 
streng festgehalten wird, wird der Neubürger Spartiate, vollkonimen 
gleich berechtigter Mitbürger. Als rühmenswertes Vorbild für die 
das Bürgerrecht verschwenderisch austeilenden Athener stellt gelegent- 
lich Demosthenes seinen Mitbürgern die Aegineten, Megarer und Spar- 
taner gegenüber, die sich der Werbung Fremder gegenüber viel spröder 
verhielten. Die Aegineten, die eine so kleine Insel bewohnten, hätten 
nicht einmal dem Lampis, der ihre Stadt und ihren Hafen erbaut 
hatte, das Bürgerrecht verliehen, die Megarer hätten den Hermon, 
der mit Lysander in der Schlacht bei Aegospotamoi 200 Trieren ka- 
perte, nicht zum Bürger gemacht und, als die Spartaner dies von 
ihnen verlangten, geantwortet, sie würden erst abwarten, ob er zum 
spartanischen Bürger gemacht werde und sich dadurch dieser Ver- 
pflichtung entzogen. Die Oreiten endlich hätten den Charidemos, ob- 
gleich er der Sohn einer Bürgerin von Oreos war, nicht in die Bürger- 
schaft aufgenommen ^). Diese Ausführungen sind zwar advokaten- 
haft gemacht, um die Freigebigkeit der Athener zu tadeln, sie be- 
weisen aber jedenfalls eine verschiedene Praxis in der Verleihung bei 
den einzelnen Staaten. Diese Verschiedenheit war natürlich auch in 
zeitlich auseinanderliegenden Perioden innerhalb desselben Staates 
möglich und vorhanden, und schon die Thatsache, dass unser epi- 
graphisches Material fdr das Bürgerrecht erst vom Ende des 4. Jahr- 
hunderts an reicher zu fliessen beginnt, läest erkennen, dass von der- 
jenigen Zeit an häufiger Verleihungen vorkamen, in welcher die Ab- 
geschlossenheit durch den frischen Zuwachs an fremder Bevölkerung 
ihr natürliches Ende fand und auch der letzte Rest von Adelsvor- 
rechten schwand, schliesslich die Erschütterungen der Diadochenkämpfe 
die Staaten vielfach auf neue Grundlagen stellten, zur Neukonsti- 
tuierung nötigten, jedenfalls aber die starre Gentilicität der Bürger- 
schaften etwas ins Wanken brachten. In diesen Wirren war aber 
auch einzelnen Personen in erhöhtem Masse die Möglichkeit geboten, 
sich um den fremden Staat wenigstens augenblicklich solche Ver- 
dienste zu erwerben, die eine Verleihung des Bürgerrechts gerecht- 
fertigt und geboten erscheinen liessen, um sie an den Staat auch für 
die Zukunft zu fesseln und um eine wirkliche Auszeichnung zu geben, 
die sich von den verbrauchten Ehren der früheren Zeit abhob. 

Dem. g. Aristokr. § 2U ff. 
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Die erhaltenen Bürgerrechtsdiplome sind fast ausschliesslich solchot 
die nur deshalb in Stein gegraben wurden , weil in der öffentlichen 
Ausstellung des Dekretes eine weitere Ehre für den Beschenkten er* 
blickt wurde. Sie lassen daher selten erkennen, dass ein anderes 
Motiv als das der Auszeichnung für die Verleihung massgebend ge- 
wesen ist, und gestatten keinen Schluss auf die innere Politik des 
Staates. Für Athen ist es uns bekannt, dass die devSpayad'ia ein ge- 
setzliches Erfordernis der Verleihung gewesen ist, für die anderen 
Staaten dürfen wir aus den erhaltenen Motivierungen schliessen, dass 
entweder ein gleiches Gesetz bestand oder die Verleihung wenigstens 
nur üblich war, wenn es sich um dcvSpe^ dyaö-of handelte. Die Moti- 
vierungen zählen nicht selten spezielle Verdienste des Geehrten auf, 
welche das Volk zur Verleihung des Bürgerrechts bewogen, häufig 
aber wird nur ganz allgemein das bewiesene Wohlwollen erwähnt. 
Inwieweit bei diesen formelhaften Motivierungen auch der Wunsch 
des Volkes mitspielt, einfach den Kreis der Berechtigten zu erweitem, 
lässt sich nicht mehr feststellen. Die grosse Anzahl der sogenannten 
verkürzten Dekrete von der Formel oE . . . IStoxav^x^p Selvt iroXtteJav xxX. 
entbehren vollständig der Motivierung und gestatten daher gar keinen 
Einblick in die Gründe der Verleihung. Wo uns aber die Motivie- 
rung erhalten ist, haben wir es zumeist mit der Anerkennung eines 
bestimmten Verdienstes oder der allgemeinen wohlwollenden Gesin- 
nung gegen den Staat zu thun. 

Um mit den kleinasiatischen Diplomen zu beginnen, so bildet 
eine der häufigsten Motivierungen, die sich für die Bürgerrechts Ver- 
leihungen finden, das Verdienst, das sich von fremden Staaten ge- 
sandte ßicbter durch Schlichtung von Prozessen und Streitigkeiten 
erworben haben. Solche Beschlüsse sind in Priene gefunden, in denen 
Bürgern dieser Stadt von anderen Städten das Bürgerrecht verliehen 
wird. So z. B. zwei Richtern von der Stadt lasus ^), einem Richter 
von der Stadt Erythrä '). Desgleichen verleiht die Stadt Bargylia 
einem Richter aus Teos Bürgerrecht ^), die Stadt Stratonikea einem 
Richter aus Assos ^), vermutlich die Stadt Alexandria Troas Richtern 
aus Earystus ^). Ausserhalb Eleinasiens kommen solche Verleihungen 
vor in Kaljmna für einen Richter aus lasus ®), in Mytilene für Erjr- 
thräer ^), in Akräphia in Böotien für Larissäer % Die geographische 



*) Anc. gr. inacr. of the Brit. Mua. m, 420. ^j i^i^^ 413. 

') Lebas III, 87. *) Papers of the american school Vol. I, p. 18 ff. 

") CIG II, 2152 b. «) CIG H, 2671. 

^) Sitzungsber. d. Wien. Akad. d. W. 1872, p. 386 = Collitz Nr. 215. 

8) BulL de corr. hell. 1890, p. 33 ff. u. 44 ff. 
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YerbreituDg dieserVerleibungenlässt auf eine diesbezügliche allgemeine 
griechische Uebung schliessen. Da die Bicbter immer einer befreundeten 
Stadt abgefordert und durch diese geschickt werden, so wird im Volks- 
beschluss die Stadt, die sie entsendet hat, gelobt und werden ihr 
Ehren zugesprochen. Sehr häufig wird das spezielle Verdienst der 
Richter in der Motivierung noch durch ein allgemeines Lob des Wohl- 
wollens und Eifers für die verleihende Stadt eingeleitet. Die Er- 
haltung des vollen Wortlautes der betreffenden Urkunden verdankt 
man in der Regel dem Umstände, dass der Ehrenbeschluss an die 
Heimatsstadt der Richter gesandt und von dieser auch ungekürzt in 
Stein gegraben wurde. Der Fundort der meisten dieser Inschriften 
ist daher nicht der Ort des Beschlusses, woraus weiter folgt, dass 
diese Bürgerrechte nur Ehrenbürgerrechte waren, d. h. von dem Be- 
teiligten nicht ausgeübt wurden. 

Die thatsächUche Abhängigkeit der griechischen Staaten von den 
Königen nach Alexanders Tode bewirkte nicht selten die Verleihung 
des Bürgerrechts an Abgesandte derselben oder an Personen, die an 
deren Hof die Interessen der Stadt vertreten oder ihnen sonst Dienste 
geleistet hatten, unter diesen Gesichtspunkt fallen z. B. mehrere 
schon erwähnte ephesische Dekrete, wie das für den Gesandten des 
Demetrios und Seleukos, den Rhodier Nikagoras ^), das für den Ge- 
sandten des Demetrios, Apollonides(?)^), das für den Akarnanier Eupho- 
nios, welcher eine Gesandtschaft an Prepelaos den Feldherrn des Kas- 
sander begleitete °), für den Makedonen Archestratos den Freund des 
Demetrios, welcher diesem und der Stadt Dienste leistete *), die In- 
schriften aus Ilion *) für einen Temniten, der bei einem König sich 
für die Stadt verwendet hatte, und die für den Arzt Antiochos des I ^), 
die aus Samos für Gorgos ^), der sich für die Restitution der Stadt 
an die Verbannten bei Alexander verwendet hatte, die von Kos ®) für 
«inen Gesandten an Antipater, die von Aegina •) für einen Gouver- 
neur Attalos des III, die von Akräphia für einen Gesandten an den 
römischen Kaiser ^'^), imd die von Odessus für Hermeias **), der sich 
am Hofe eines Skythenkönigs der Stadt wohlwollend gezeigt hatte. 

Die einzelnen speziellen Verdienste, die sich die in die Bürger- 
schaft aufgenommenen Personen noch sonst erworben haben, aufzu- 
zählen, würde zu weit führen. Es seien nur erwähnt die Inschrift 

Brit. Mus. III, Nr. 453. ^) ibid. Nr. 448. ») ibid. Nr. 449. 

*) ibid. No. 452. ^) Arch. Z. 1871, S. 170. •) CIG 3596. 

^) Gurtins, Stud. u. Inschr. zur Geschichte von Samos Nr. 7. 

«) Bull, de corr. hell. V, p. 209. 

») CIG II, 2189b = fficks manual Nr. 189. 

") Keü, aylloge inscr. Boeot. Nr. 31. ") CIG II, 2056. 
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aus Stymphalos ^), welche einem Manne gilt, der nach einem Kriege 
die gefangenen Bürger mit seinem Gelde ausgelöst hatte. Wiederholt 
wurden Verdienste um die Verproviantierung der Stadt oder kriege- 
rische Verdienste durch die höchste Anerkennung ausgezeichnet, welche 
die Stadt zu yergeben hatte. Bemerkenswert und für eine bestimmte 
Zeit charakteristisch sind femer die Bürgerrechtsverleihungen an 
Dichter, welche die verleihende Stadt in ihren Werken verherrlicht 
hatten. Hieher gehört das Dekret von Enossus *) för den Gramma- 
tiker Dioskurides aus Tarsus, der ein Loblied auf Kreta geschrieben 
und seinen Schüler Myrinos nach Knossus geschickt hatte und dort 
Konzerte abhalten liess, ferner das Dekret von Samothrake für den 
Tragödiendichter Dymas aus lasus *), welcher in einem Drama, das 
die Geschichte des Dardanos behandelte, die Insel verherrlicht hatte, 
imd endlich das Dekret von Lamia *) für eine Dichterin aus Smyrna 
für ein Gedicht, in welchem sie des Volkes der Aetoler und seiner 
Vorfahren würdig gedacht hatte, zugleich ein deutliches Ehrenbürger- 
diplom, da ja eine Frau keine poUtischen Rechte erwerben konnte. 
Inwieweit Künstler, welche sich durch ihre bildnerischen Werke die 
Dankbarkeit einer Stadt gesichert hatten, in die Bürgerschaft der- 
selben aufgenommen zu werden pflegten, ist eine unter Archäologen viel 
verhandelte Frage. Dass dies vorkam, ist sicher, ein darauf bezügliches 
Bürgerrechtsdiplom hat sich freilich nicht gefunden. Im ganzen aber 
ist die politische Anerkennung poetischer und ähnlicher Verdienste ein 
Produkt der Zeit nach Alexander. Die angeführten Fälle der Auszeich- 
nung von Dichtem beziehen sich nicht auf die poetische Leistung an 
sich, sondern auf die der Stadt erwiesenen Huldigungen, für welche 
die Zeit des Niedergangs ein schärferes Ohr hatte, als die Blütezeit. 
Als Kuriosum sei endlich auch die Verleihung des Bürgerrechts 
an einen Rossarzt von seiten der Stadt Lamia erwähnt ^), welcher 
den Bürgern der Stadt seine unzweifelhaft wertvollen Dienste unent- 
geltlich zur Verfügung gestellt hatte und sich auch sonst als ein 
wackerer Mann erwies. Die Inschrift gehört ins zweite Jahrhundert. 
Weniger fremdartig berührt uns die Verleihung des Bürgerrechts an 
einen Architekten ®). 

*) Bull, de corr. hell. 1888, p. 489. Von Z. 2 an ist zu lesen: eöepy^c] 
fB^ivfllxotf.] xal iv To[t %p6x&po^ XP^^^^ ^*l vöv] iiapY6ys[v]Yjp,ivo€ , Sypac^s [6 Setva] 

noXCtav ^io^ai aöxöv [xal ixyövoüß xal o]x6<:pvü5oat [xl^^fatC öopx^iaTc otg xot^ 

SXöoato dii6X[uTpa xoTg Sv v:oXi]\ioi /otXivxoig (isy^a 4noXe[. . . x]al TptaxooCatg. 

«) Bull, de corr. hell. IV, p. 854. 

») Brit. Mus. 444; cf. Swoboda, Volksbeschlüsse S. 119. 

*) Rangab^, Ant. hell. II, 741 = Lebas II, 1142. 

*) Athen. Mitth. VII, p. 864. 

•) Arch. Epigr. Mitth. XI, p. 51. 
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Aber auch wo das politische Motiv der Verleihung mehr als 
durchsichtig ist, wird immer die der Stadt erwiesene Wohlthat, das 
freundliche und werkthätig gute Verhalten des zu Ehrenden gegen 
die Stadt ausdrücklich hervorgehoben, und zwar meistens, wenn nicht 
die Redseligkeit der späteren Dekrete alle Voraussetzungen übertrifft, 
in festen formelhaften Wendungen, die entweder die Stetigkeit des 
Kanzleistils verraten oder sich auf ein vorhandenes Gesetz beziehen. 
Solche Wendungen sind : intl ivi)p xaXö^ xdyaWs ioxt oder T[p6*u|i6g 
ioTt nepl Ti)V tcoXcv, TiÄaav eövotav xal TipoS-ufifav izapi'xjtxai xal xocvfl 
x^j) 5i^|i(p xal iSiof. Tolg ivTuyxötvouoiv xöv tcoXctöv oder TTpirrcüv Sca- 
xeXel dyaft-öv 6xt Sövaxai , XP^^^'S Tcap^xeT^at u. dgl. Solche Motivie- 
rungen finden sich in allen Fällen unverkürzter Dekrete, in denen 
die Aufnahme einer oder mehrerer bestimmter Personen durch einen 
ad hoc gefassten Volksbeschluss stattfindet, nicht aber dort, wo die 
Aufnahme der einzelnen Personen auf Grund eines allgemein die 
Klasse der aufzunehmenden Personen bezeichnenden Psephismas er- 
folgt. Sie finden sich z. B. auf einer Reihe von samischen Dekreten, 
welche Personen gelten, die vor der Repatriierung der Flüchtlinge 
sich diesen wohlwollend erwiesen haben, weil diese Wohlthäter einzeln 
aufgenommen wurden. Sie finden sich aber nicht in jenen Fällen 
von Massenverleihungen , die mehr oder minder auf dem Versuche 
der Einführung des genossenschaftlichen Prinzips des Bürgerrechts 
beruhen , welches eben zugleich den Bruch mit jenem Gesetze be- 
deutet , das nur wegen ivSpayab'la die Verleihung des Bürgerrechts 
gestattete. Das Motiv der Verleihung in diesen Fällen ist die öXi- 
Yavd*p(i)7uCa des verleihenden Staates, sei es die absolute, sei es die 
durch eine augenblickliche Notlage bedingte. Wie in der Familie 
Kinderlosigkeit ein üebel ist, das durch eine Fiktion, die Adop- 
tierung, geheilt werden kann, so ist im Staate die äXtYavd'pü)7c(a ein 
Uebel, das durch Trocrjats von Neubürgem geheilt wird. In Kriegs- 
zeiten äussert sich die äXcyavd'pcoTrCa durch den Mangel an Kriegern, 
in Friedenszeiten durch den Mangel an Ackerbautreibenden empfind- 
lich. Auch finanziell kann der an Bürgerzahl unzureichende Staat 
seine Bedürfnisse nicht befriedigen und den Nachbarstaaten gegen- 
über kann er nicht jenen Einfluss aufbieten und jene Achtung er- 
zwingen, die seine Selbständigkeit verbürgen. Die Aufnahme der 
Halbbürtigen ist die erste Stufe zu einer gesunden Regelung dieser 
Verhältnisse, ihr folgt die Aufnahme der Metöken und, was nur ein 
Schritt mehr ist, der Freigelassenen. Das Verhängnis der griechischen 
Staaten war es, dass sie sich zwar nicht selten in einzelnen Momenten 
ihrer Geschichte zum genossenschaftlichen Prinzip bekannten und es 

Szanto, G riech. Bflrgerreoht. 4 
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gelegentlich auch energisch durchführten, dass sie es aber nicht dauernd 
adoptierten, sondern starr an der Gentilicität ihres Bürgerrechts fest- 
hielten, bis das Bürgerrecht Überhaupt nichts mehr bedeutete, und 
noch über diese Zeit hinaus. Die politischen Fehler rächen sich nicht 
im Momente der durch eine Reihe günstiger umstände bedingten 
Lage, sondern doppelt schwer, wenn sich das Unglück einstellt. 

Da der Volksbeschluss die einzige Form der Bürgerrechtsver- 
leihung ist, so richten sich die Verleihungsmodalitäten für das Bürger- 
recht nach den Modalitäten für den Volksbeschluss. In Athen frei- 
lich begegnen wir besonderen Vorschriften über die Verleihung des 
Bürgerrechts, die aber speciell attisch zu sein scheinen. Wenigstens 
können wir gleiche Erschwerungen in anderen Staaten mit unseren 
Mitteln nicht nachweisen, obgleich manche derselben der Aufnahme 
von Neubürgem gegenüber sich viel spröder verhielten. Es kommt 
eben mehr auf die Handhabung der Vorschriften als auf deren Inhalt 
an. Eine zweite Abstimmung nach perfektem Volksbeschluss, wie 
wir sie für Athen, auch wenn wir keine Schriftstellemachrichten 
hätten, aus der Fassung der Inschriften erschliessen könnten, bei 
welcher eine Normalzahl von Abstimmenden zugegen sein muss, lässt 
sich sonst nirgendwo beweisen. Dagegen finden sich in einzelnen Staaten 
einige Spuren einer von der gewöhnlichen Form der Volksbeschlüsse 
abweichenden Art von Bürgerrechtsverleihungen. So begegnet man 
in dem Beschlüsse der Stadt lasus für die von Priene gesandten 
Richter *) der Verleihungsformel eivat 8k aöxoö^ xal npo^ivoDq xfj^ 
TcoXea)^, Ttepi TcoXtxecac 8i abxolg xe xal xotg Ixyivocg aöxöv Ttpoypöc- 
4>aaS"at zobq npoaxdxaq iv xol^ ivvofiocg XP^^^^S- Während also die 
Proxenie von der betreffenden Volksversammlung direkt beschlossen 
wurde, wurden in Bezug auf das Bürgerrecht die kompetenten Be- 
hörden angewiesen , in der gesetzlichen Zeit den Vorschlag einzu- 
bringen. Die gesetzliche Zeit kann entweder absolut eine bestimmte 
Volksversammlung des Jahres oder relativ eine Frist, welche von der 
ersten Behandlung der Sache in der Volksversammlung an läuft, be- 
zeichnen. Wahrscheinlicher ist das Zweite. Da aber die Beauftragung*) 
der Prostaten notwendig in der Volksversammlung vorgenommen wor- 
den sein muss, so haben wir sicher zwei Volksversammlungen, die über 
die Sache zu befinden hatten, wenn auch für die zweite nicht eine 
Minimalzahl von Abstimmenden erwiesen werden kann. In einer 
zweiten Inschrift von lasus für einen Koer ') stellen die Prostaten 

') Brit. Mus. Iir, 420. 

*) ib. Z. 55 mpl bk, t?)^ noXtxefag aöxolg xs xal IxYÖvotg aöxc&v Sntxexdxaotv 
xolg wpooxdxatg TipoYpdcpaoO-at Iv xolg lvvöp,otg XP^^o^C« 
») Bull, de corr. hell. XI, p. 76. 
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und Strategen den Antrag, und enthält die Motivieroug ebenso die 

Verleihungsklausel wie der Beschluss, in folgender Weise: imiB^i 

uavxl x<p Siljjicj) eövoug ÖTcöcpxet .... l'va ^Tcaive^ . . , . ydvijTat 5fe xai 
izp6^$vo<; xfj^ TcoXecog 5o^t Sk aötcp xal TcoXtxeta . . . SeSox^-at lacjeö- 
aiv iicacveaai . . . önap^eiv 6^ aöxöv xal i;p6§£Vov x^^ TcoXecoc, Se- 
S6ad-ai 6i aöx^p xa2 icoXixefav . , . . ^7cixXy]pa>aai 5i aöxöv xal ItuI cpu- 
X^v iv xot^ ivv6p,ot{ XP^^®^» Hier haben wir also das Protokoll des 
zweiten Beschlusses, welcher bereits die Einlösung in die Phylen an- 
geordnet, also die Verleihung endgültig yerfßgt hat. Die Antragstel* 
lung durch die Prostaten mit der bereits völlig g^ebaien Motivierung 
spricht für die Identität des Verleihangsmodus mit dem im ersten 
Falle klargestellten. Der gleiche Fall liegt in einer Inschrift: für 
einen Bürger aus Bargylia vor, wo ebenfalls Motivierung und Be*- 
schluss sich decken ^). Dagegen haben wir noch einige kleinere 
Bürgerrechtsdiplome aus lasus, deren Fassung auf eine solche Pro^ 
zedur nicht schliessen liesse ^). Dies sind aber kurzgefasste Diplome, 
^ie nur Auszüge aus den Protokollen und sämtlich in lasus ge- 
funden sind, während die drei, welche die Prozedur ausführlich schil- 
dern, in den Heimatstädten der Geehrten, das eine in Priene, das 
Andere in Kos, das dritte in Bargylia gefunden sind, und den vollen 
Wortlaut des in extenso den betreffenden Gemeinden übersandten Be- 
schlusses reproduzieren. Die betreffenden (]/7}(pia[iaxa sind wahrschein- 
lich auch auf Kosten der Geehrten oder ihrer Heimatstädte aufge- 
stellt worden, während die Dekrete verkürzter Form blosse Nachweise 
für die erfolgte Bürgerrechtsverleihung in lasus selbst sind. 

Sicher ist uns ein ähnliches Verhältnis für Mytilene verbürgt 
in einer Inschrift für von Erythrä geschickte Richter ^). Die Moti- 
vierung sagt , dass der Strateg und der Gegenschrmber die Belobung 
<les Volkes der Erythräer und der von ihm gesandten Richter bean- 
tragt, in Betreff der Proxenie und Politie aber den Antrag gestellt 
hätten, dass die Strategen hierüber in der gesetzlichen Frist die Vor- 
lage machen sollten; der Beschluss verfügt die Belobung und Be- 
kränzung und föhrt fort : etoayi^aaad'ac Si^ %tpl aöxcov ^v zoIq xP^^^ 
xolg ix x(p v6[i(o xal xolg oxpaxayo^^ bnidg önocp^i^i aöxotac npo^^ia 
xodnoXixefa. Hier ist also die Proxenieverleihung unter demselben kcnn- 
plizierten Verfahren einer zweiten Abstimmung unterworfen. Die Er- 
haltung des Beschlusses im Wortlaut verdanken wir abermals dem üm- 



*) Bali, de corr. hell. XUI, p. 23. 

«) CIG 2673, 2675, 2676, 2677, 2678. 

^ Kenner, Wr. Sitzber. 1872, p. 335: xal nepl Tcpogev^oc^ xal izoXizBict^ Cva 
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stände, dass derselbe der geehrten Stadt übersandt wurde. Er ist 
in Erythrae, nicht in Mytilene gefunden. 

Nahezu sicher einen gleichen Verleihungsmodus dürfen wir ffir 
Samothrake annehmen. In der Inschrift f&r den Tragödiendichter Dyma» 
aus lasus ^) sind uns zwei ^ri^la[iaxa erhalten. Das zuerst aufge- 
zeichnete besagt in der Motivierung, dass der Rat uepl inaUox) xai 
axe^avou xal noXt/ztlag yorberaten habe, im Beschlüsse setzt es Lob, 
Bekränznng und Bürgerrecht fest. Das zweitaufgezeichnete sprichir 
in der Motivierung nur davon, dass der Bat über Lob und Kranz 
das TTpoßoOXeujJia gefasst habe, der Beschluss selbst verfügt daher 
auch nur Lob und Kranz und ecvai Sh aüxC^ xal äXko iyad-öv 6Öp£ad*ai 
5tc &v ßouX7]Tac Tcapa toO Sifj|JLOu. Aus mehreren Koinzidenzen geht 
aber hervor, dass das Lob und der Kranz des ersten Beschlusses iden- 
tisch sind mit denen des zweiten. Wir haben daher anzunehmen, dass 
die Verleihung des Bürgerrechts nicht so rasch von statten gehen 
konnte, als die des Kranzes, dass sie aber gleichwohl in derselben: 
Volksversammlung angekündigt worden war , in der der Kranz^ 
beschlossen wurde, weil wir aus dem 7rpoßoöXeu|ia des ersten Be- 
schlusses wissen, dass der Rat über Lob, Kranz und Politie zusammen 
beraten hatte. Der zweitaufgezeichnete Beschluss ist daher chrono- 
logisch der erst«. Er enthält auch ziemlich ausführlich die Verdienste 
des Geehrten, die der andere nur kurz berührt und er enthält auch 
die Bestimmung, den Beschluss dem Volke von lasus zukommen zu 
lassen. Sobald also in der ersten darüber abgehaltenen Volksver- 
sammlung Lob und Bekränzung in Rechtskraft erwachsen waren, be- 
schloss man sofort die Absendung des Beschlusses an die in ihrem 
Mitbürger geehrte Stadt. Hierauf erst wurde nach Ablauf der ge- 
setzlichen Frist und abermaliger Verhandlung in der Volksversamm- 
lung die Verleihung des Bürgerrechts perfekt, und man sandte auch 
diesen zweiten Beschluss, welcher nicht mehr in gleicher Ausführ- 
lichkeit die poetischen Leistungen des Dymas analysierte, nach der 
Stadt lasus. Dort aber wurden beide Beschlüsse zusammen in Stein 
aufgeschrieben und zwar der später perfekt gewordene zuerst, der 
frühere an zweiter Stelle. Antragsteller in beiden Fällen ist der ßa- 
otXeöi;, aber in jedem Beschlüsse ein anderer, also war, als der zweite 
Beschluss gefasst war, das Amtsjahr des ersten bereits abgelaufen.. 
Es versteht sich von selbst, dass der Inschriftstein nicht in Samo- 
thrake, sondern in lasus gefunden ist. 

Wir haben hier gesehen, dass die für die Erteilung des Bürger- 



1) Brit. Mus. ni, 444. 
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Techts vorgeschriebenen Modalitäten zunächst für die Erteilung der 
Proxenie nicht gelten, aber auch einen Fall kennen gelernt, in wel- 
<^hem für Proxenie und Politie gleichmässig die zweite Abstimmung 
Torgeschrieben ist. Die Proxenie hatte in der That der Politie den 
Bang als Ehre allmählich abgelaufen, weil die Rechte, welche die 
Politie gewährte, nicht von Bedeutung waren für jemanden, der in 
^seiner Heimatstadt blieb. Es ist daher nicht zu verwundern, dass 
wir einmal auch das umgekehrte Sachverhältnis finden, dass nämlich 
die Politie sofort bei der ersten Verhandlung gleichzeitig mit Lob 
und Eranz endgültig verliehen wird, in Betreff der Proxenie aber die 
Beamten angewiesen werden, die nötigen Schritte beim Rate einzu- 
leiten, um die Erteilung derselben zu veranlassen ^). 

Da wir in der überwiegenden Anzahl von Fällen nur solche 
Bürgerrechtsdiplome besitzen, die in der verleihenden Stadt auf Stein 
geschrieben worden waren, darunter sehr häufig auch solche, die uns 
in offenbar verkürzter Gestalt erhalten sind, lässt sich aus dem 
Stillschweigen der Inschriften über eine eventuelle zweite Abstim- 
mung nichts schliessen. Dass sie überall oder auch nur an den 
meisten Orten üblich gewesen ist, wird auch nicht einmal vorauszusetzen 
sein. Dass sie dort, wo sie vorhanden war, auf attischen Einfiuss zu- 
rückgeht, ist chronologisch möglich, sonst aber unerweisbar. üeberaU 
aber dürfen wir ein bestehendes Gesetz annehmen, welches den Modus 
der Verleihung durch Volksbeschluss regelte und vielleicht die Fristen 
festsetzte, innerhalb deren eine Bürgerrechtsverleihung durchgebracht 
werden durfte. 

Von sonstigen Erschwerungen der Verleihung begegnet uns in 
Athen vom Ende des 4. Jahrhunderts an die gerichtliche Dokimasie 
des perfekt gewordenen Volksbeschlusses. Die beiden Fälle, in denen 
wir die Dokimasie ausserhalb Attikas finden, und die oben besprochen 
worden sind, beweisen nichts, weil es sich um Massenverleihungen 
handelt, wie bei den Platäem in Athen, welche ebenfalls eine Doki- 
masie zu bestehen hatten, lange bevor dieselbe regelmässig eingeführt 
wurde. In mehreren Fällen, in denen die vorzunehmende Prozedur 
ausführlich geschildert wird, ist von einem Eingreifen des Gerichts 
nicht die Rede. 

Die völlige Einbürgerung eines mit dem Bürgerrecht beschenkten 
Fremden findet erst dadurch statt, dass er in die Listen der bestehenden 
Unterabteilungen eingetragen wird. Aus dem gentilicischen Charakter 

^) In einer unpublizierten Inschrift ans Seleukia am Elalykadnus, welche 
n. a. einen Beschluss von Ealchedon enthält, dem diese Bestimmungen ent- 
nommen sind. 
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des Bürgerrechts folg t tod selbst, dass es keinen Bürger geben konnte 
der nicht einer der Phylen oder Phratrien angehörte, deren Summe 
den Staat bildete. Da der Neubürger (p6a£c einer solchen Phyle nicht 
zugezählt werden kann , muss er iroci^aei Mitglied derselben werden. 
Wegen des Mangels einer souveränen Gewalt der Phylen steht es 
jedoch nicht im Belieben dieser Unterabteilungen, den Neubürger 
aufzunehmen oder abzuweisen, sondern der Staat, der ihn aufge- 
nommen, konnte seine Aufnahme unter allen umständen oktroy- 
ieren und dieser politischen Notwendigkeit gegenüber schwiegen 
auch alle sakralen Bedenken, die sich dagegen stellten. In Athen 
war es bekanntlich dem Neubürger gestattet, sich Phyle, Demos und 
Phratrie zu wählen, der er angehören wollte ; in andern Staaten war 
die Erlösung der Phyle vorgeschrieben. Zahlreiche Bürgerrechts- 
diplome enthalten keine Andeutung über die Einordnung der Neu- 
bürger, ohne dass deshalb auf den Mangel einer solchen Einteilung 
der Bürgerschaft zu schliessen wäre. In dem Beschlüsse von Dyme *), 
welcher die Einbürgerung Fremder von der Bezahlung einer Geld- 
summe abhängig macht, wird ein- für allemal bestimmt, dass die 
Behörden die Neubürger nach geleistetem Eid in die drei Phylen 
einzulösen haben. In den einzelnen Staaten haben die Diplome fol- 
gende Formeln: 

Von Inseldekreten hat das von Thasos^) die Formel: Jdvat bi 
aötob^ xai inl ndxpriy fjy äv TteCfrwotv. Es wird also ein gütliches Ueber- 
einkommen zwischen dem Neubürger und der ndxpocj die ihn auf- 
nehmen soll, erfordert, vielleicht weil die Gemeinschaft eine zu kleine 
war, als dass man durch einen staatlichen Machtspruch das friedliche 
Einvernehmen ihrer Mitglieder hätte stören wollen. Auf Keos be- 
gegnen wir nur in Karthäa, nicht in Poieessa der Formel: %al ^uXf]^ 
•flZ äv ßoöXü)VTat xal olxou ®). In Tenos ist die Formel xal npbi; (f u- 
Xijv xal 9patpfav Ttpooypa^fjvat ÖTCofav äv ßoöXtjTat Regel *), in Andros 
J§elvac Bk aöxol^ xai cpuX^g Yevlafrat, Vj? äv ßoöXwvrat xal <ppaTp(a€ 
Vj^ Äv [6px{a ?]ü)vtat *), in Aegina ypdt^aa9'ai cpuXf]^ xal 8i^[aou oö äv ßo6- 
XTjxat*). In Amorgos haben wir neben Urkunden, die über die Zu- 
gehörigkeit zu den Phylen nichts bestimmen, eine, welche die Zu- 
weisung zu einer bestimmten Phyle (BaotXetxöv) verfügt, weil der 
Neubürger Sohn einer Bürgerin ist, die vermutlich vor ihrer Ver- 
heiratung mit einem Bürger von Seleukia dieser Phyle angehört 



*) Bull, de corr. hell. H, p. 94 = Collitz 1614. *) CIG 2161. 

») Mus. ital. Vol I, p* 218; cf. CIG 2853. 

*) CIG 2330, 2338 = Brit Mus. II, 376. 

^) Ath. Mitth. I, p. 237. •) CIG 2139 b. 
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Latte ^). Ans der Verwendung des typischen Ausdruckes i7CixX7]p&aai 
dürfen wir schliessen, dass in Amorgos die Einordnung nicht wie in 
den früher erwähnten Fällen durch Wahl des Neubürgers, sondern 
durchs Los vor sich ging. Die Urkunden von Samos bieten die Formel 
iniyLkrip&oai aöxtv ittl (füX^v xal ytXiaaxby %al ixaxoaxby xal ydvog *), 
also auch hier war die Einlösung üblich, wahrscheinlich auch in Kos mit 
der Formel [ImxXTjpföoat ^uXijv] xal x^^^^^^ *)• Die zahlreichen Ur- 
kunden von Ealymna haben die Formel iKirXrip&aai Sh aÖTob^ iicE X8 
9uXd:v %od Sä[iOV mit dem Schlussvermerk IXoc/t fuXa^ (Name) 8oe|iou 
(Name), der das Resultat der vorgenommenen Einlösung nach den 
Worten imxXap&^ inl (f\>Xä.y xdt 6de[iov enthält ^). Eine einzige 
Inschrift von Kalymna, welche das Bürgerrecht dem Sohne eines 
Bürgers verleiht, bestimmt, dass jener die Phyle und cTu^ylveuz seines 
Vaters beibehalten solle *). In Eleinasien hat Ephesus ebenfalls die 
Formel htmXrip&aai Si aöx&v ei^ fuX^v xai x^^^^^^v mit dem Schluss-' 
vermerk SXaxe cpuX^v . . xtXtaoröv . .®), Smyma dieselbe Einrichtung, wie 
ans dem Dekrete hervorgeht, durch welches die Magneten in die 
Bürgerschaft aufgenommen werden ^), wo es heisst: ^TcixXTjpcoaäxooaav 
8i o( l^exaoxal et^ xd^ (puXd^ xd dvevex^^vxa öv6(iaxa Tzdrza xal dva« 
Ypa(pixQ>aav tlq xd xXrjpcoxi^pia xod laxco {lexouoC« xolq iyaypaxpelat 
elQ x3s xX7]p(i)xi^pia tccEvxwv öv xal xol^ Xoinol^ icoXfxatg (tixeoxt. Wenn 
hier auch xXirjpcoxi^piov das Listenverzeichnis der Phyle bedeutet, in 
welches der Name des Neubürgers eingezeichnet wird, so muss mit ^m- 
xX7]p(i)aixQ>aav am Anfang der citierten Stelle doch das Einlosen der 
Neubürger in die einzelnen Phylen gemeint sein,- auf dessen Grund 
dann nach erlangter Phyle die Einschreibung (dvaypafi^) in die xXi]- 
poDxfipia erfolgt. Das Wesentliche ist also auch hier das Los; nur 
ist man nicht sicher, ob in Smyrna die Losung bei Neubürgem immer 
erfolgte oder nur in dem Falle, wo man es mit einer Massenver- 
leihung zu thun hatte. Aber der Ausdruck xXrjpcoxi^pcov für XTj^iap- 
Xcxöv Ypa[i{iax£tov scheint doch eine Bürgschaft dafür zu sein, dass 
auch in der Regel die Phyle, der man angehören sollte, durch das Los 
und nicht durch eigene Wahl oder Uebereinkommen bestimmt wurde. 
Für Stratonikea ist die Formel ini%Xr)pGiaai aöxöv hd 9uXt)v mal 
8fj|iov ^) , in Mylasa wahrscheinlich [diccxXTjpfi^aai] inl xoe^ ^uXd^ xai 

Bull, de corr. heU. VIII, p. 445. 
«) Curtins Nr. 7, 8, 9. Ath. Mitth. IX, p. 194 ff. 
») Bull, de corr. hell. V, p. 210. 

*) Brit Mus. II, 232, 233, 234, 236, 237, 240, 242, 243, 249 a, 253, 254, 271, 
276, 277. 

*) Brit. Mus. n, 238. •) Brit Mus. m, 447 ff. ^) CIG 3137. 

«) Papers J, p. 18. 
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ou[vYeveta<;'), vermutlich ebenso in Olymos '). lasus hat die Einlösung'^). 
Dagegen finden wir in Ilion die Formel eJg (füXijv eJat6vTa<; -^v äv fl-IXcootv*) 
oder i§6tvat aöx^ji xod efe (füXijv xal xöv 8f][iov -^v äv ßouXrjxat iy^pd- 
fead'ai ^), einmal auch gar keinen darauf bezüglichen Vermerk ®). 

Auf europäischem Festland findet sich die Freiheit der Wahl in 
Athen, femer in Larissa in Thessalien mit der Formel (fuXdg iXo\ii- 
votg inioxoM nola^ xe ß^XXetxat ^, in Phayttos in Thessalien ®), in By- 
zanz mit der Formel xai noxi^pa^iaey 7co6' äv xe 6IX7) täv IxaToorötöv ®), 
die Erlösung im Gesetz von Dyme in Achaia. 

Die Verbreitung der beiden Modalitäten der freien Wahl und 
der Einlösung in die Phylen ist daher, um die termini der Sprach- 
wissenschaft zu entlehnen, wie aus der Uebersicht hervorgeht, nur 
wellentheoretisch, nicht stammbaumtheoretisch zu erklären. Die Ab- 
grenzung der beiden Verbreitungsbezirke kann so vorgenommen wer- 
den, dass eine nördliche Gruppe, die in Europa bis zum Peloponnes, 
in Kleinasien bis über Ilion reicht und von den Inseln jedenfalls noch 
Andros und Tenos umfasst, die freie Wahl gestattet, die südliche 
Gruppe, zu welcher in Kleinasien noch Smyrna gehörte und zu der 
die Inseln, die unter der Breite von Smyrna liegen, zählen, in Europa 
vielleicht der Peloponnes, das Los verfügt hat. Mit Stanimes- 
eigentümlichkeiten hat diese üebung nichts zu thun. Erst mit der 
vollzogenen Einordnung der Neubürger in die Phylen oder Ge- 
schlechter ist das verliehene Bürgerrecht in Aktivität getreten. Auch 
bewiesen kann es nur durch den Vermerk in den betreffenden Listen 
werden, da gewiss nicht alle Verleihungsbeschlüsse in Stein gegraben 
wurden, sondern die Auf Schreibung meistens, wenn auch nicht immer, 
eine neue Ehre war, die dem Wohlthäter erwiesen werden sollte. Nur 
als Mitglied der Phyle, des Demos, der Phratrie, der Syngenie, der 
Tausend- oder Hundertschaft, des Geschlechtes kann der Neubürger 
seine bürgerlichen Rechte ausüben, als solcher ist er aber auch voll- 
berechtigt. Freilich wird er noch als Neubürger bezeichnet und als 
solcher wahrscheinlich auch in den Listen geführt; dennin den Voll- 
verzeichnissen der Bürger werden die Neubürger getrennt aufgeführt. 
Es ist daher möglich, dass in einzelnen Staaten eine levis macula 
bestand, die dem Neubtirger anhaftete — für Athen wissen wir, dass 
ihm die Bekleidung des Archontates versagt blieb — , aber das ändert 
grundsätzlich die Qualität des Bürgerrechtes nicht. Sicherlich gab 

') Lebas TD, 360. ^) Lebas III, 334. 

») BuU. de corr. hell. XI. p. 76. *) ibid. IX, p. 161. ») CIG 3596. 

«) Arch. Z. 1871, p. 170. 

^) Ath. Mitth. Vn, p. 64. ^) ibid. VEI, p. 125. 

®) GIG 2060 und in einer unpublizierten in Seleukia gefundenen Inschrift. 
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€s auch gewisse Einschränkangen, die der Neubürger sich in den 
SonderversammluBgen der Unterabteilungen gefallen lassen musste, 
aber diese sind, gewiss auch nur faktische , nicht rechtliche gewesen 
und wiegen nicht schwerer als die Bevorzugung adliger oder erbge- 
sessener Familien bei gleicher Berechtigung aller Staatsbürger in 
modernen Staaten. Der Ehrgeiz der Neubürger richtete sich ja auch 
in der Regel nicht auf die Erreichung der höchsten Aemter und 
Priestertümer, sondern ihr Verlangen war die Gewährung des gleichen 
Rechtes mit jenen Personen, in deren Mitte sie lebten, und die Teil- 
nahme an der Regierung des Staates, in welchem sie lebten, in jenem 
Ausmasse, in welchem dieselbe jedem Bürger zustand. Das aber wurde 
durch die Verleihung des Bürgerrechtes erreicht. Dass die Gewäh- 
rung eines solchen Rechtes in den Händen derer liegt, die ihn in 
ihre Gemeinschaft aufnehmen wollen und ihr eigenes Recht dadurch 
einschränken, ist völlig erklärlich. 

Das verliehene Bürgerrecht ist erblich, so gut als das durch Ge- 
burt erworbene. In der Regel wird es auch aüz(f xal xoIq Sxyovotg 
verliehen, und ist demnach die Erblichkeit schon im Dekrete ausge- 
sprochen. In einzelnen Dekreten, und zwar völlig regellos fehlt die 
Bestimmung xal xoig ^xyovoi^. Doch ist darauf kein Gewicht zu 
legen, es kann ein Versehen sein, oder das Dekret kann einem Kinder- 
losen gelten. Die Eintragung in die Listen hat besonders für 
die Erblichkeit ihre Bedeutung. Der etwa bestehende soziale 
Unterschied zwischen Neu- und Altbürgem musste sich daher auch 
im Laufe der Generationen ausgleichen und konnte nur insofern ab- 
geschwächt stehen bleiben, als die alten Familien eine Tradition hatten, 
die ihren Adel verbürgte. Eine weitere Frage aber ist, ob der Zu- 
satz xal xol^ ixyöyoK; sich auf diejenigen Kinder bezieht, welche be- 
reits geboren waren, als der Vater das Bürgerrecht erhielt, oder auf 
diejenigen, die er erst bekommen würde, nachdem er Bürger geworden, 
oder auf beide. Wenn unter den Ixyovoi die vorhandenen Kinder gemeint 
sind, so würde es sich natürlich von selbst verstehen, dass auch die 
künftigen Kinder Bürger sind, wenn aber die künftigen, so würde 
das Bürgerrecht der vorhandenen nicht mehr sicherstehen. Da jedoch 
im allgemeinen minderjährige Kinder dem Stande des Vaters folgen, 
da nach dem Bürgergesetz von Dyme, welches die Zahlung eines Talents 
für die Verleihung des Bürgerrechts erforderte, ausdrücklich die Söhne 
bis zum 17. Jahre mit inbegriffen werden, ältere Söhne aber selbst ihr 
Talent erlegen müssen, so ist von vornherein anzunehmen, dass auch 
minderjährige Kinder der Neubürger Bürger werden. Für die gross- 
jährigen Söhne ist aber die Frage, ob sie mit dem Vater ins Bürger- 
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recht aufgenommen werden, mindestens nicht für alle Staaten zu be- 
jahen. Ein Beispiel aus Dyme wurde schon angeführt, ein zweites 
bietet eine Inschrift von Ealymna ^) , nach welcher Agoranax, der 
Sohn des Ägorakles, für seinen Sohn Agorakles, welchen er als 7cp6- 
yovo$ bezeichnet, das Bürgerrecht bei Rat und Volk verlangt hatte. 
Die Bezeichnung Tcpiyovo^ beweist, dass dieser Sohn der älteste war, 
also auch später geborene Kinder vorhanden waren. Offenbar hatte 
der Vater deshalb bloss für den ältesten Sohn das Bürgerrecht zu 
verlangen, weil die jüngeren eo ipso Bürger waren, und zwar weil 
sie entweder schon im Bürgerrecht geboren oder doch wenigstens 
minderjährig waren, als es der Vater erhielt. Wäre der Vater aber 
^öaei Bürger gewesen, so müsste der Sohn ebenfalls Bürger sein, 
könnte also nicht erst aufgenommen werden, es sei denn, dass er ein 
Halbbürtiger war oder dass er das Bürgerrecht verloren hatte. Der 
Verlust des Bürgerrechts ist ohne ein Verschulden gegen den Staat 
nicht denkbar, der ihn aber dann nicht aufgenommen hätte, für 
die Halbbürtigkeit ist kein Anhaltspunkt vorhanden, und der umstand, 
dass er nach seinem Grossvater heisst, spricht mindestens gegen eine 
geradezu uneheliche Geburt. Der Beschluss verleiht dem Sohne und 
dessen Nachkommen auch wirklich das Bürgerrecht und weist ihn in 
dieselbe Phyle, der der Vater angehört. Die wahrscheinlichste Er- 
klärung bleibt also, dass der Sohn grossjährig war, als der Vater 
Bürger wurde und durch ein eigenes Psephisma zum Bürger gemacht 
werden musste. Die Motivierung des Beschlusses enthält kein Ver- 
dienst, sondern gibt nur die Bitte des Vaters als Grund der Ver- 
leihung an. Dass diese in einem gentilicisch aufgebauten Staate aus- 
reichte, um den Sohn zum Bürger zu machen, ist eine Sache, die 
weiter nicht Wunder nehmen kann. 

In einer Inschrift von Telmessus *) wird dem Ephesier Hermogenes, 
und dessen Sohne Zoilos aöiot^ xe xal ix^övot? Bürgerrecht verliehen, 
offenbar weil der Sohn grossjährig war. Sonst hätte die Verleihung 
an den Vater und dessen Nachkommen genügt. 

Auch in anderen Fällen kamen Verleihungen auf Grund von di- 
rekten Ansuchen vor, ohne dass das erbliche Anrecht vorgelegen 
hätte, wenn nämlich ein Gesetz das Anrecht verbürgte, wie wir dies 
für Athen sicher wissen ^). Ein Fall ist uns aus Ephesus bekannt *), 
wo ein Bürger von Histiäa sein Bürgerrecht verlangt und erhält. Die 

Brit. Mus. II, 288. 
*) Bull, de corr. hell. XTV, p. 167. 
*) Vgl. m. Unters, z. att. Bürgerrecht, S. 27. 

*) Brit. Mus. III, 460 : iTietöi] 'Avttcpföv ' AvxtjjiivovTOg louoieög .... xaxaox&g 
slg tijv ßoüXijv xal töv ö^jjiov alxeTxat «oXitefav, öeööx^at xxX. 
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Kürze des Dekretes gestattet uns nicht den Gnmd seines Ansuchens 
ZQ erkennen. Es muss nicht ein solcher Fall vorgelegen haben, fne 
der besprochene von Kalymna war, aber er ist möglich. — Auffallend 
ist femer die Fassung eines Bürgerrechtsdiploms aus Thasos, durch 
welches dem Polyaretos, Sohn des Histiäos, das Bürgerrecht verliehen 
wird ^) und nicht, wie gewöhnlich der Fall ist, seine Kinder (xal 
TOi>^ gxydvou^) mit zu Bürgern werden, sondern ausdrücklich seine 
mit Namen angeführten Sohne Polyaretos, Antigenes und Histiäus 
und seine Töchter Parmenusa und Nika und die Nachkommen dieser 
Kinder ins Bürgerrecht aufgenommen werden. Da das Bürgerrecht 
unmöglich den etwa noch zu erwartenden Kindern vorenthalten werden 
sollte, so haben wir anzunehmen, dass der mit fünf Kindern ges^« 
nete Mann als er Bürger von Thasos wurde, in einem Alter war, 
welches zu der Hoffnung auf weitere Nachkommenschaft nicht mehr 
berechtigte, mithin seine Kinder wahrscheinlich schon grossjährig 
waren. Wäre er nur allein oder er aal of IxYovot allgemein gespro- 
chen aufgenommen worden, so hätten eben die grossrjährigen Kinder 
kein Bürgerrecht gehabt und die ihm erwiesene Ehre wäre illusorisch 
gewesen. Wir hätten aber in der gleichzeitigen Verleihung an seine 
Kinder einen weiteren Beweis für die Schranken der Erblichkeit ver- 
liehenen Bürgerrechts. Merkwürdig bleibt dabei noch die Verleihung 
an die Töchter. Waren sie unverheiratet, so hatte dieselbe keine 
praktische Bedeutung. Waren sie verheiratet und hatten Kinder, so 
waren diese nach dem Wortlaut des Volksbeschlusses Bürger, ohne 
dass es ihre Väter sein mussten. 

Solche Fälle, dass der Sohn einer Bürgerin, die einen Fremden 
geehelicht hatte, das Bürgerrecht der Mutter wieder erlangte, kommen 
vor. Aber erwerben kann es der Sohn nur in derselben Weise wie 
jeder Fremde, d. h. durch einen Volksbeschluss. Hier ist also das 
Verfahren abgekürzt. Statt zwei Volksbeschlüsse zu machen, von 
denen der eine den Söhnen des Polyaretos das Bürgerrecht verlieh, 
der zweite den Söhnen seiner Töchter, fasste man beide in einem 
Akte zusammen. Ein Beispiel für die Verleihung an den Sohn einer 
Bürgerin ist die Inschrift aus Amorgos '), in welcher der Beschluss 
den Serapeion den Sohn des Dionysius aus Seleukia önflEpxovra u&v xf^^ 
noXlxiSo^ Svra Bk ixi xal ofxfjov dyadöv xal TCpcotcov xfjg 7c6Xe(Os iv- 
Spöv zum Bürger macht und ihn in eine bestimmte Phyle, vermutlich 
die, welcher die Familie der Mutter angehört hatte, einweist. Nahm 
man hier die Verleihung mit Rücksicht auf die Sippe des Petenten, 

CIG 2161. 

*) BuU. de corr. hell. VIII, p. 445 £F., Nr. 10. 
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der eine einflussreiche Verwandtschaft hatte, und mit Rücksicht auf 
seine haibbürgerliche Geburt vor, so sollte, da die Verleihung nicht 
in anderen Formen vorgenommen werden konnte, als sie für einen 
Wohlthäter der Stadt gültig waren, die Sache wenigstens nichts kosten. 
Daher wird der Schreiber angewiesen, den Volksbeschluss in das 
Staatsarchiv (xd: §7]|i6ata Ypa|i|iaTa) einzutragen, der neue Bürger 
selbst aber, die Aufschreibung in Stein vornehmen zu lassen und die 
Aufstellung der Stele im Heiligtum des Zeus und der Athene Polias zu 
besorgen. Die Motivierung hebt natürlich trotz alledem die sSvota des 
Petenten hervor. Wir sehen, dass eine Frau von bürgerlicher Abkunft als 
TcoXlxtg bezeichnet wird , wie auch sonst geschieht ^). Natürlich ist 
der Inbegriff der Rechte der Bürgerin nicht identisch mit denen des 
Bürgers, sondern der Ausdruck bezeichnet eben nur Tochter eines 
Bürgers und ist kein strenger juristischer Begriff. Es ist daher eine 
Ausartung, wenn einmal einer Frau Politie, freilich auch Proxenie 
verliehen wird ^) , und zwar von der Staat Lamia. Da aber trotz 
dieser Verleihung ihren Söhnen noch immer nicht das Bürgerrecht 
zustünde, sondern diese im besten Falle als mütterlicherseits Halb- 
bürtige aufgefasst werden müssten, wird ihren Kindern in solenner 
Form besonders die Politie verliehen, indem es im Verleihungsdekrete 
nicht heisst aöxai xa2 xolg ^xyovoig, sondern erst am Schlüsse des 
ganzen die Frau betreffenden Dekretes ausdrücklich und ungewöhn- 
lich hinzugefügt wird: xai iyi'^Qyioi<i aöxa? Trpo^evfav TcoXtxefav eJvat. 
Verwitwete Frauen erwerben nach dem Gesetz von Dyme das Bürger- 
recht ähnlich wie die Männer. 

Wenn also die Söhne von Bürgerinnen nicht e lege Bürger sind, 
so müssen wir, wenn nach den Worten des Aristoteles (Polit. V, 
p. 1278a, 27) in einzelnen Demokratien die Kinder von Bürgerinnen 
Bürger waren, ebenso wie die Unehelichen, dies als einen duich augen- 
blicklichen Notstand verursachten vorübergehenden Zustand ansehen, 
wie es auch Aristoteles fasst; dieser sagt weiter, dass wenn die be- 
treffenden Staaten sich wieder erholt hätten, sie zuerst die Kinder 
der Sklaven, dann der Sklavinnen, dann die Söhne von Bürgerinnen 
des Bürgerrechts berauben, so dass zuletzt wieder der normale Zu- 
stand des Erfordernisses beiderseits bürgerlicher Abkunft bleibt. Na- 
türKch konnten solche Entziehungen des Bürgerrechts nur pro futuro 
gelten, nicht aber diejenigen, die es bereits erworben hatten, desselben 
berauben. Aristoteles spricht dabei von der Gesetzgebung, welche 
das Bürgerrecht auf die angegebene Weise einschränkt oder erweitert. 

^) Inschriftlich z. B. in Rhodos (Brit. Mus. II, 343) und sonst. 
2) S. oben S. 48. 
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Dies ist auch der korrekte Weg. Denn wenn das nrsprfingliclie Gre- 
setz beiderseits bürgerliche Abkunft erforderte, so konnte eine Er- 
weiterung des Bfirgerrechts auf andere Erlassen wieder nnr durch ein 
Gesetz erfolgen nnd die nachmalige Einschranknng neuerdings dnrch 
ein Gesetz. Da man sich aber scheute, so hänfig, als es notwendig 
war, die Gesetze zu ändern, einem augenblicklichen Bed^rfiiisse aber 
auch durch eine einmalige Aufnahme Nichtberechtigter abgeholfen 
werden konnte, so fand man den Weg, den wir bereits kennen gelernt 
haben, nemlich durch Yolksbeschluss diejenigen Klassen der Bevölkerung, 
welchen nach dem Gesetz das Bürgerrecht nicht zustand, als Neu- 
bürger aufzunehmen, womit ihre Nachkommen eben£EilIs aufgenommen 
waren. Nicht aufgenommen waren aber diejenigen Personen, die spater 
in jene Bevolkerungsklassen eintraten, denen gesetzlich kein Bürgerrecht 
zustand, nicht also später zuwandernde Metöken oder später gebome 
Sklavenkinder. Dies musste durch Emeuung des Volksbeschlusses 
erreicht werden. Die Stelle des Aristoteles verbtirgt aber, dass in 
einzelnen Fällen auch wirklich eine Aenderung des Gesetzes statt- 
fand, die aber sicherlich das letzte Auskunftsmittel war, auf welches 
ein an öXiYoevdpcDida leidender Staat verfieL Als Normalgesetz flQr 
das Bürgerrecht durch Geburt haben wir daher anzunehmen, was fftr 
Athen feststeht: \iexixo\x3i xfj^ noXvzüag ol 1^ ificpoTepcoy yerf^>f6xtQ 
äxsz&y (Ar. twX. Ad*, cap. 42). Die gesetzlichen bestinmiungen über 
das Bürgerrecht der vc^i und ihre jeweiligen Veränderungen in den 
einzelnen griechischen Staaten lassen sich nicht mehr eruieren. Dass 
aber die beiderseits bürgerliche Abkunft, wenn möglich, tiberall ge- 
fordert wurde, ist sehr wahrscheinlich. 

Der gänzliche Verlust des Bürgerrechts ist bei seinem gentiJicischen 
Charakter ausgeschlossen. Doch ist ein teilweiser Verlust der bürger- 
lichen Bechte durch strafweise Entziehung möglich. Wie das Voll- 
btirgerrecht identisch ist mit der Entimie, so ist die Atimie der gänz- 
liche oder teilweise Verlust desselben. Die Atimie wird durch das 
Gesetz oder in einzelnen Fällen durch den Volksbeschluss yerhängt 
und hat die Unfähigkeit zur Teilnahme an der R^erungsgewalt zur 
Folge. Ausser durch Atimie kann das Bürgerrecht auch durch Exil 
verloren werden. Das Exil bedeutet den Ausschluss aus der Gemein- 
schaft in sakraler und politischer Beziehung. Es entzieht nicht nur 
die politischen Bechte, sondern auch das Niederlassungsrecht und das 
Eigentum. In Bürgerkriegen wurde über die unterliegende Partei 
gar oft das Exil verhängt, d. h. sie mnssten nicht nur das Land um 
des Friedens willen meiden, sondern der neukonstituierte Staat schloss 
sie auch rechtlich von seiner Gemeinschaft aus. Die Verbannten selbst 
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fühlten sich dabei natürlich weiter als Bürger ihrer Heimatstadt, deren 
augenblickliche Konstitution sie nicht anerkannten. Wir haben einen 
Beleg dafür, dass Verbannte, als durch ein Kompromiss eine Einigung 
der Parteien zu stände gekomman war, neuerdings durch Yolksbeschluss 
in die Bürgerschaft aufgenommen werden mussten, weil sie ihr ur- 
sprüngliches Bürgerrecht verloren hatten. In der Urkunde von Tha- 
sos ^) werden nämlich die (peOyovxe; bnb toO StiJiioü, also die vertrie- 
b^en Oligarchen, nachdem ein Kompromiss geschlossen war, unter 
abkürzendem Verfahren ins Bürgerrecht aufgenommen. Nach Ablauf 
eines bestimmten Termins vom Momente der Anmeldung sollen sie 
ihr volles Bürgerrecht wieder ausüben. Wären die Oligarchen wieder 
siegreich in Thasos eingezogen, so wäre die Verleihung des Bürger- 
rechts, dessen Verlust sie ja nicht anerkannten, unnötig gewesen. 

Einen eigentümlichen Fall bedingten Verlustes des Bürgerrechts 
lernen wir bei Koloniegründungen kennen. Da nämlich die Bürger 
der Städte, von denen wir wissen, dass sie Kolonien anderer Städte 
sind, durchaus nicht Bürger der Mutterstadt sind, so müssen sie 
das Bürgerrecht in irgend einem Zeitpunkte verloren haben, 
anders als die Kleruchen, die ihr Bürgerrecht auch in der Kleruchie 
beibehalten. Auf welche Weise dies geschab, lehrt die berühmte In- 
schrift, welche die von den hypoknemidischen Lokrern nach Naupaktos 
ausgesandte Kolonie behandelt ^). Im Eingangsparagraphen wird von 
dem auswandernden Lokrer gesagt, dass er Naupaktier werde {inel 
xe NauTcaxTcog yevyjxat, NauTraxxtov dovxa öicto (x' •§ Aoqpöv), ^^vcdv 
8ata Xayx*v£tv xal Metv d^ecfiev) und in Lokris nur eine Art Hospi- 
tium geniesse. Von der Steuerzahlung in lokrischem Gebiete wird er 
befreit, (pplv x' aö xtg Aoqpög yevTjxac xöv TTüoxvajjitStcov , d. h. so- 
lange bis er wieder lokrischer Bürger wird. Er übt also infolge des 
Anschlusses an die Kolonie sein lokrisches Bürgerrecht nicht aus. Doch 
wird ihm gestattet, wenn er will, zurückzukehren, wenn er einen 
mannbaren Sohn in Naupaktos zurückiässt, der das Aussterben des 
Hauses verhindert. Zu dieser Rückkehr bedarf er keiner speziellen 
Erlaubnis durch Volksbeschluss , weil sein (pöast erworbenes Bürger- 
recht unverlierbar ist. Der zeitliche Verlust desselben ist also nur 
ein Quiescieren des Bürgerrechts, bedingt durch den Erwerb eines 
anderen, wenn die betreffende Stadt unter dem Schutze der Heimatstadt 
steht, um die neugegründete Kolonie vor Zerstörung zu bewahren. 
Es ist nicht gesagt, ob ein gleiches Beversionsrecht auch den späteren 

*) Joum. of helleidc studies VIII, S. 401. Vgl. meine Bemerkungen Ath. 
Mitth. XV, p. 80 ff. 
«) IGA 321. 
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Oenerationen zustehe. Auch ist das nicht wahrscheinlich, weil der 
praktische Gesichtspunkt der war, den Kolonisten, die sich zur Aus- 
wanderung entschlossen hatten, die Möglichkeit zu bieten, dass sie 
fOr sich gut machten, was sie bei diesem Entschlüsse versehen hatten. 
Wird also das Reyersionsrecht nicht ausgeübt, so folgt daraus der 
dauernde Verlust des ursprünglichen Bürgerrechts und die endgültige 
Scha£fnng eines neuen, so dass die ausgesandte Kolonie im weiteren Ver- 
lauf völlig unabhängig von der Mutterstadt wird, ihre Bürger dort als 
Fremde gelten und ihnen höchstens eine sakrale Gemeinschaft bleibt. 
Aehnlich dürfte die Koloniebildung von Korinth und Korkjra 
gewesen sein. Thukydides I, 24 erzahlt über die Ereignisse vor dem 
peloponnesischen Kri^, dass sich die Epidamnier bedrängt durch 
Beutezüge der Barbaren an ihre Mutterstadt Korkyra um Hilfe wandten, 
dort aber abgewiesen wurden. Auf Anraten des Orakels wandten 
sie sich darauf nach Korinth, nicht bloss weil dies die Mutterstadt 
von Korkyra war, sondern auch weil altem Brauche gemäss die Kor- 
kyraer als sie die Kolonie gründeten, einen Korinthier als Oikisten 
nach Epidamnus geschickt hatten, den sie als Bürger ihrer Mutterstadt 
zu dem Zwecke herbeiriefen. Die Korinthier sagten zu, zum Teil aus 
Haas g^en die Korkjräer, weil sich diese um. die Mutterstadt wenig 
kümmerten, bei den gemeinsamen Festen den Korinthiem die Ehren* 
gaben weigerten und ebenso g^en die einzelnen Korinthier verfuhren, 
die zu ihren Opfern kamen. Daraus folgt mit Sicherheit, dass der 
Zusammenhang zwischen Kolonie und Mutterstadt bereits ein sehr 
loser geworden war und von einem gemeinsamen Bürgerrecht nicht 
mehr die Bede sein konnte. Als nun die Korinthier den Epidamniem 
zu Hilfe kommen wollten, begannen die Korkjräer darüber erbost 
die Belagerung ihrer Tochterstadt. Auf die Nachricht hievon ver- 
kündeten die Korinthier öffentlich, dass sie nun selbst eine Kolonie 
nach Epidamnus ausführen würden und jeden, der wollte, unter glei- 
chen Bedingungen au&ehmen wollten (xod äyjjL iicoixtov h^ ttjV 'EIiu- 
Sa|ivov ixfjpuoGov Iic2 x^ log xat 6|ioia töv ßouXo|ievov ievoi). Wer 
augenblicklich nicht mitziehen, aber doch später an der Kolonie teil- 
haben wolle, der sollte g^en Erlag Yon fünfzig Drachmen in Korinth 
bleiben dürfen. Da nun die Stadt Epidamnus bewohnt v^ar und ihre 
eigenen Bürger hatte, so muss diese Kolonieausführung im Einver- 
sUmdniiwe mit den Epidamniem erfolgt sein, wie die der Lokrer im 
Einverständnisse mit den Naupaktiem. Den Korinthiem, die sich 
dort ansiedeln wollten, konnte es aber nicht gleichgültig sein, ob sie 
als blosse Metöken, wenn such in gewisser sakraler Gemeinschaft mit 
den Epidamniem, in dem neoge wählten Aufenthaltsorte lebten und 
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es muss ihnen daher epidamnisches Bürgerrecht garantiert worden 
sein. Die Koidnthier konnten sich , wenn sie sich Epidamnus ge- 
winnen wollten, mit dieser wesentlichen Stärkung der korinthischen 
Elemente in ihrer Enkelstadt begnügen , mussten aber andererseits 
auch auf dem Bürgerrecht ihrer Kolonisten bestehen. Wir vermögen 
nicht zu sagen, welche Konsequenzen dies für das bestehende ko- 
rinthische Bürgerecht der Kolonisten gehabt hat, werden aber nach 
Analogie der Inschrift von Naupaktos und aus der allgemeinen Wahr- 
nehmung, dass die Bürger der Tochterstädte nicht Bürger der Mutter- 
städte sind , den Schluss auf Verlust des korinthischen Bürgerrechts 
ziehen müssen. In welcher Weise dieser Prozess vor sich ging, ob 
durch einen Akt der Regierungsgewalt, ob durch Nichtausübung des 
korinthischen Bürgerrechts, speziell durch Nichteintragung der in der 
Kolonie geborenen Kinder in die Bürgerlisten der Heimatsstadt, ist 
natürlich nicht zu sagen. Jedenfalls reichte das zwischen Mutterstadt 
und Kolonie bestehende sakrale Band nicht aus, um die politische 
Gemeinschaft zu begründen und wie wir an dem Beispiele von Kor- 
kyra sehen, nicht immer, um auch nur ein einfaches Verhältnis gegen- 
seitigen Wohlwollens zu sichern, wenn die Interessen auseinander- 
fielen. Was den Wiedererwerb des ursprünglichen Bürgerrechts durch 
einen Kolonisten betriflTt, so wäre auch betreffs der folgenden Gene- 
rationen, für welche das Reversionsrecht nicht verbürgt ist, die gen- 
tilicische Verbindung mit der Mutterstadt ein Motiv der Verleihung 
des Bürgerrechts gewesen, dem sich schwerlich irgend eine Stadt un- 
zugänglich gezeigt hätte. 

Dieser Verlust des Bürgerrechts durch den Erwerb eines anderen 
findet aber nur dort statt, wo der Heimatstaat an dem Aufblühen 
des anderen ein lebhaftes Interesse hat , wie bei der Gründung einer 
Kolonie. Sonst nimmt der Heimatsstaat von der Verleihung eines anderen 
Bürgerrechts an einen seiner Bürger rechtlich keine Kenntnis und er- 
kennt in der Annahme desselben keinen Verzicht auf das ursprüngliche 
Bürgerrecht. Wenn auch der Geschlechterstaat eigentlich den Besitz 
zweier Bürgerrechte an sich ausschliesst, so hat man die strenge Kon- 
sequenz daraus immer doch nur im eigenen Staate für das Gemeinde- 
bürgerrecht gezogen. Ein Athener kann nur einem Demos angehören, 
wird er von einem Mitglied eines fremden Demos adoptiert , so folgt 
er der neuen Gemeindezugehörigkeit, wobei ihm allerdings das Re- 
versionsrecht gewahrt bleibt. Aber die Aufnahme eines Bürgers in 
einen anderen Staat als Aufhebung seines natürlichen Bürgerrechts 
anzusehen, lag ausserhalb der Rechtsauffassung der Griechen. Das 
römische Bürgerrecht schliesst bekanntlich ein zweites Bürgerrecht 
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ans , wenigstens theoretisch ^). In der Praxis scheint die Meinung 
der Juristen geteilt gewesen zn sein, und ein vorsichtiger Mann wie 
Pomponius Atticus lehnte das athenische Bürgerrecht ab, weil er 
fürchtete, durch die Annahme das römische zu verlieren. „Gleich- 
zeitiges mehrfaches Bürgerrecht '^f sagt Mommsen a. a. 0., „oder gleich- 
zeitige Zugehörigkeit zu mehreren Gemeinden ist logisch wie praktisch 
so unmöglich wie mehrfache Vaterschaft oder mehrfache Gentilität, 
weil der Staat auf dem Geschlecht ebenso ruht wie das Geschlecht 
auf dem Hause. An diesem im Wesen der Dinge begründeten, aber 
anderswo insbesondere durch das fiktive Ehrenbürgerrecht verküm- 
merten Prinzip haben die Römer . . . unwandelbar festgehalten*. Der 
Aufbau des Staates auf dem Geschlecht steht für Griechenland ebenso 
fest wie für Bom und das mehrfache Bürgerrecht ist im Grunde also 
dort ebenso ausgeschlossen. Auch ist sicherlich der weite Umfang 
des Ehrenbürgerrechts ohne praktische Konsequenz dem Besitz mehr- 
facher Bürgerrechte förderlich gewesen. Aber je mehr sich die Er- 
kenntniss Bahn brach, dass das Bürgerrecht die Teilnahme an der 
Begierungsgewalt ist, desto weniger war auch gegen die Teilnahme 
an zwei Begierungsgewalten theoretisch einzuwenden. Das mehrfache 
Bürgerrecht ist daher in griechischen Staaten eine ganz gewöhnliche 
Erscheinung, und selbst das mehrfache Bürgerrecht in Staaten, welche 
zusammen einen gemeinsamen Bundesstaat bilden, ist weder ausge- 
schlossen noch selten. Die praktische Ausübung war ja allerdings 
unter Umständen ein Ding der Unmöglichkeit, aber die theoretische 
Möglichkeit ist von grösserer Bedeutung, als es scheint. Es waren 
nicht nur wertlose Auszeichnungen für Fremde dadurch ermöglicht, 
sondern auch die Grundlage für eine Beihe wichtiger Staatenbildungen 
gelegt durch die Möglichkeit der Yereinigimg und Verschmelzung 
verschiedener Bürgerschaften. Eine Beihe solcher Bildungen wird 
uns im Verlaufe der Untersuchung noch eingehender beschäftigen. 
In den letzten Jahrhunderten vor Christus und in der Kaiserzeit 
wurde dann die Häufung aller möglichen Bürgerrechte eine Art Sport, 
welchen reiche Müssiggänger unter mitunter beträchtlichen Opfern 
an Geld und Freundlichkeit trieben. Die öffentlich ausgestellte In- 
schrift, die die von den entlegensten Städten gebotenen Beweise der 
Wertschätzung den Bewohnern der Heimat verkündete, war der er- 
strebte Lohn. Die Beispiele für solche Ordensjäger anzuführen wäre 
nutzlose Mühe, nicht minder nutzlos die Ehreninschriften anzuführen, 
in denen die heimische Stadt ihren Bürger auszeichnet, ihn zugleich 



Mommsen, BOm. Staatsrecht m, 1, S. 47 f. 

Sxanto, 6xl0eb. Bflrgexreeltl. 
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als Ehrenbürger vieler anderer Städte preisend. Kurz und vielsagend 
drückt sich z. B. eine in Sparta gefundene Inschrift aus, wenn sie 
sagt : 1^ TioXts 1^ Sfjiupvatov Fitov 'loöXtov 'louXiavöv töv fötov TcoXefxTjv 
. . . noXeixeu'9'dvTa Se §v öX^ xf 'EXXoESt xal Max£8ov(qe xal BeaaaXicL 
%al Kp7]t€iv . . Eine viel grössere Anzahl von Bürgerrechten war 
nicht gut zusammenzubekommen. Das notwendige Korrelat zu dieser 
Häufung war natürlich auch die Entwertung des Ehrenbürgerrechts, 
üeberblickt man nun Inhalt und Entwicklung des Bürgerrechts 
in Griechenland, so findet man thatsächlich die Definition des Ari- 
stoteles richtig. Die Teilnahme an der Begierungsgewalt ist der 
Prüfstein des Bürgerrechts. Nur behandelt Aristoteles nicht dieje- 
nigen Bechte, welche mit dem Bürgerrecht verknüpft sind und seine 
Voraussetzung bilden, die aber von ihm auch losgelöst werden können, 
und deren Summe das Quasibüi'gerrecht bildet. Diese Sunmie von 
Privatrechten ist von grosser Bedeutung für jene Verfassungen, in 
denen die Begierungsgewalt nicht allgemein ist, weil sie den unter- 
drückten Klassen das Minimum verbürgt, mit welchem sie im Staats- 
wesen ihr Auskommen finden konnten, sie ist auch von Bedeutung 
für die Fremden, welchen das Bürgerrecht nicht zuerkannt wurde, 
denen man aber mit Bereitwilligkeit die Rechte von Quasibürgem 
gewährte. Die Frage, welche Aristoteles von der theoretischen Be- 
trachtung ausschliesst und nur npb(; XP^^^^ zulässt, wer nämlich von 
der heimischen Bevölkerung zum Bürgerrecht zugelassen sei, lässt 
sich, ohne auf das Dunkel der vorgeschichtlichen Zeit zurückzugehen, 
nicht beantworten, weil sie die Frage nach den ersten Gründern des 
Staates einschliesst. Wo das Bürgerrecht auf den Geschlechtem be- 
ruht, dort geht eben der letzte Grund auf Zeiten zurück, deren Ge- 
schichte niemals eruierbar war. Der Neubürger hat den Volksbe- 
schluss als Dokument seiner Zugehörigkeit, der Altbürger die Tra- 
dition als endgültiges Zeugnis. Ein sicheres Ergebnis ist aber die 
Gleichstellung des Neubürgers mit dem durch Geburt das Bürgerrecht 
Besitzenden, hinsichtlich der vollen Teilnahme an der Regierung, d^ 
Gleichstellung vor dem Rechte, des Eintritts in die sakrale Gemeinschaft. 
Für alle griechischen Staaten lässt sich sagen, was Demosthenes ^) 
gelegentlich von Athen sagt : . . i7roi7]aoE{i6d*a 7CoXlxif]V xal Sidb xf]<; Sco* 
peöu; xaüxriq iieT66a>xa[iev aöt(p xal iepG^v xal 6aEa)v xal vo[iC{i(OV xal 
Tcdvxcov Sacov ntp aäxolQ \iixe(rzv^ i^|itv. Für das Bürgerrecht selbst 
aber ist eine nicht völlig ausreichende, aber doch das Wesen der Sache 
treffende Definition neben der des Aristoteles die von Plutarch Tuepl 
(iov. U gegebene: noXixtla iazl {lexakri^i^ x(by h 7r6Xei Stxafcov. 

') g. Aristokr. § 66. 
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n. Die Isopolitie. 

Die yerbreitetste Ansicht über Begriff und Wesen der Isopolitie 
liat Niebuhr ^) zum Urheber, welcher anter Zngrundel^nng einet 
kretischen Inschrift zunächst die Angaben der Historiker über den 
latinischen Bond zu prüfen unternahm und unter Isopolitie ein durch 
Vertrag eingegangenes Verhältnis zweier Staaten, die ToUkommen 
gleich und yon einander unabhängig sind, verstand, also ähnlich wie 
nach ihm Marquardt *) wesentlich nur die Verleihung der Isopolitie 
An Staaten im Auge hatte und jedenfalls einen doppelseitigen Akt, 
wie bei einem Vertrag notwendig, annahm. Beiden Gelehrten kam 
es nur auf das Verständnis des Ausdruckes in seiner Anwendung auf 
xömische Verhältnisse an, und nur sekundär interessiert sie seine 
Wurzel im griechischen Staatsleben. Böckh hingegen hat sich gelegent- 
lich einer Inschrift '), welche einer einzelnen Person Isopolitie verleiht, 
kurz dahin ausgesprochen, dass die Isopolitie ein nicht vollkom- 
menes Bürgerrecht sei, welches etwa der Isotelie gleichzusetzen wäre. 
Mommsen endlich hat erkannt, dass die Griechen in Beziehung auf 
römische Verhältnisse das Wort so wie die Latiner dvitas verwend^i 
«bald für das Bürgerrecht ohne Stimmrecht, bald und häufiger für das 
Bürgerrecht mit Stimmrecht' (Böul Staatsr. III, 1, S. 643 f., Anm. 4). 
Sehen wir nun von der Anwendung dieses Ausdruckes bei Dionysius von 
Halikamass, bei welchem der latinische Bund gemeint ist, ab und fragen 
wir, welche staatsrechtliche Bedeutung innerhalb griechischer Verhält- 
nisse dem Worte überhaupt zukommen könne, so ergibt sich sofort, 
dass die litterarische UeberUefernng der späteren Zeit denselben zweifel- 
los mit Vorliebe anwendet, um ein an Massen verliehenes Bürgerreckt 
zu bezeichnen, während er älteren Quellen in dieser Bedeutung mid 
wahrscheinlich überhaupt firemd ist. Das vielleicht älteste Zeugnis 
steht bei Aristoteles in der TzoXvtda Sapiiov % wo erzählt wird, dass 
die Sander, als sie infolge von Bedrückung durch Tyrannm — viel- 
lekki ist Pol jkraies gemeint — einoi beträchtlichen Verlust von Bür- 
gen za beklagen hatten, den Sklaven die Isopcditie verliehen« Allein 
schwerlich geht dieser Ausdruck auf Aristoteles selbst zurück, er ist 
vielmehr dem Excerptensammler zur Last zu legen, Photius oder dem, 
•auf welchem Photius, der das Fragment überliefert, fusst 



^) y^ Niebofar, Bdm. Gesch. hag. v. bler n, S. 53 C 

^ BAm. Staatsvenraltmig I *, S. 24. 

^ GIG I, pag. 732. VgL aack Dittoaberger sylL ni Rr. 181, Hole 3. 

*) VgLBoBe, &giii.Axi8t Nr. 575 = Malier fr agm. InsL Gr. II, S.16011r.l81. 
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hat aber zur Wahl eines solchen Ausdrucks die in seiner Zeit übliche- 
Verwendung desselben für Massenbürgerrecht veranlasst. Einen greif- 
baren Fall dieser Art haben wir bei Diodor ^), wo von der Erteilung 
des attischen Bürgerrechts an die Platäer die Rede ist, die zwar zum 
Jahre 372 berichtet wird, aber, wie ich glaube, auf das Jahr 427 z» 
beziehen ist *). Die älteren Quellen ^) für die Bürgerrechtsverleihung 
von 427 kennen jedoch diesen Ausdruck nicht. In beiden Fällen, 
kann von einer wechselseitigen Bürgerrechtsverleihung nicht die Rede 
sein, in beiden Fällen geht der Ausdruck JooTCoXixeca nicht auf zeit- 
genössische Quellen zurück, in beiden Fällen wird er nach dem Sprach- 
gebrauch einer späten Zeit nur zu dem Zwecke angewandt, um die Verlei- 
hung an Massen zu charakterisieren. Dagegen findet er sich ebenso zweifel- 
los in einer ursprünglichen Quelle, bei Polybius *) , welcher von der 
Verleihung des athenischen Bürgerrechts an die Rhodier diesen Aus- 
druck gebraucht , der sicher nicht auf Rechnung des Epitomators 
zu setzen ist, sondern von Polybius selbst herrührt. Denn wir be- 
sitzen die „freie Uebersetzung* der echten Polybiusstelle bei Livius, 
welche durch ein offenkundiges Missverständnis ihres Urhebers ebenso 
den Gebrauch des Wortes loonoXiTela, bei Polybius an dieser Stelle 
verbürgt, wie sie die ihm von den römischen Historikern beigelegte 
Bedeutung klarlegt. Wenn Livius nämlich sagt: ,civitasque Rhodiis 
data, quem ad modum Rhodii prius Atheniensibus dederant\ so ist 
klar, dass der Nebensatz nichts ist als die vermeintlich richtige Um- 
schreibung des Wortes JooTCoXtxeca in dem Sinne, wie es die Spätem 
verstanden, als ein wechselseitig verliehenes Bürgerrecht. Denn von 
einer Erteilung des rhodischen Bürgerrechts an die Athener ist nicht 
nur nichts bekannt, die ganze Situation widerspricht dem auch auf 
das Entschiedenste. Die Verbündeten, Attalos und die Rhodier stehen 
mit Philipp V im Krieg, Athen ist gegen Philipp erbittert, weil er 
den Akarnanen gestattet hatte, einen Rachezug ins attische Gebiet 
zu machen. Diesen Moment benützen die Verbündeten, um Athen 
zur Kriegserklärung gegen Philipp zu bestimmen und nach Verlesung^ 
des Briefes des Königs Attalos in der Ekklesie werden diesem über- 
schwängliche Ehren erwiesen, ebenso wie nach Anhörung der Ge- 

*) Diod. XV, 46 : oE öfe IIXaTaietg . . . x^g laonoXtxe(ag Ixoxov ötA tJ^v xp>jcrxö- 
xy)xa TOÖ 8i^p.oo. 

^) Ich habe Wien. Studien VI, S. 166 ff. ausführlich darzulegen versucht,, 
dass im J. 372 eine nochmalige Erteilung des Bürgerrechtes an die Platäer, 
von der einzig Diodor berichtet, der die feststehende vom J. 427 verschweigt, 
nicht stattgefunden habe. 

») [Dem.] c. Neära 103 ff. 

*) Polyb. XVI, 26, 8 : xal Ti&ot 'Poötotg laowoXtxeCav fecJjYjcptaavTa . . . ; vgl. Nis- 
sen, Unters, zur vierten und fünften Dekade des Livius S. 11 (Liv. XXXI, 15)^ 
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«andten der Rhodier den Rhodiem. Den leiacteren wird aber, wie 
Poljbius ansdracUich bericlitet, das Büi^errecht w^en eines spe- 
ziellen Yon ihnen geltoid gemachten Verdienstes, der Resütation von 
yier gekaperten athenischen Schiffen, gewährt. Damit ist die Politie- 
erteilnng von Athen an die Rhodier motiviert, völlig unmotiviert wäre 
aber eine vorhergegangene Politieerteilnng seitens der Rhodier als 
eines Staates, der nm ein Bündnis ansucht , an Athen als den Staat, 
der es schliessen soll, ehe der Erfolg dieses Ansuchens bekannt ist 
livins hat also den Ansdmck des Poljbios missverstanden und ihn 
in dem za seiner Zeit gebränchlichen Sinn gefasst Als ein Bündnis 
ist der Ansdmck femer in den Qaaestiones Graecae ^) ge&sst, ohne 
dass es gelingen kann, das dort überlieferte Verhältnis ii^endwie 
historisch zn fassen. Von einer Isopolitie Lebadeias mit dem Koinon 
der Arkader in irgend einer historischen Zeit wissen wir nichts, und 
eine solche wird dort auch nnr behauptet, um eine plausible Erklä- 
rung für die bei den Arkadem übliche Bestrafung deijenigen zu finden, 
die absichtslos in das unzugängliche Heiligtum des Zeus Ljkaios 
drangen und nach Eleutherä geschickt wurden, was wahrscheinlich 
schon Theopomp berichtet hatte '). Die Bedeutung dieser üebeiv 
üeferung für die mythische Zeit hat in allem wesentlichen unum- 
stösslich E. O. Müller') dai^elegt Vielleicht bezieht sich die be- 
hauptete Isopolitie auch nur auf die mythische Zeit. 

Wenn nun nach alledem angenommen werden kann, dass der Iso- 
politie mindestens nicht von Haus aus der Begriff einer Art von 
aeqnum foedus zukommen konnte, so erhebt sich neuerdings die For- 
derung nach einer Sammlung des nun erweiterten epigraphischen 
Materials. Die Inschriften, in welchen Isopolitie verliehen wird, 
scheiden sich aber sofort in solche, in welchen die Verleihung der 
Isopolitie seitens eines Staates an eine einzelne Person erteilt wird, 
und in solche, durch welche ein Isopolitieverhältnis zweier Staaten 
unter einander fgeregelt werden sollte. Die Inschriften der erstbe- 
zeichneten Art sind folgende: 

Bootien: 1. Oropos: 'E<pi]|i6ptg[(lpx- 1891, S. 95, Nr. 41 

an einen Athener. 

Phokis: 2. Delphi: Bull, de corr. helL VI, p. 239: Iso- 

politieverleihung der Delphier an von einer be- 
freundeten Stadt zur Schlichtung von Streitig- 
keiten entsandte Richter; 



^) Flut Qo. Gr. 39: . . . xol AsßodeSoev ftouv VxmoXnäa «pöc 'Apxddac. 
«) Polyb. IVI, 12, 7. 
C3i^ OrdiomeiUM und die Miiiyer S. 151 f. 
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3. Antikyra: Lebas II, 1002 : Isopolitie der Anti- 

kyräer an einen Ambrysier; 

4. Antikyra: Lebas U, 1101. 

Lokris: 5. Cbaleion: CIG I, 1567 = CollitzU67: Iso- 

politie an einen Bürger von Aegion; 
6. Thronion: GoUitz Nr. 1511: an einen Aetoler. 
Thessalien: 7. Thaumakes: CIG 1,1772: an einen Herakleoten; 

8. Thaumakes: CIG 1,1773: an einen Larissäer; 

9. Thaumakes: Bnll. de corr. hell, VII, p. 45: 

an mehrere Larissäer. 
Epirus: 10. Dodona: Arch. ep. Mitth. a. Oest. V, S. 131; 

an einen Apolloniaten seitens der Molosser; 
11. (?) Dodona: ibid. 133: seitens der Epiroten. 

lao]TcoXtTe(av so ergänzt, daher fraglich. Fick 

schreibt: 6tö] TtoXtxefav. 
Peloponnes: 12. Tegea: Dittenb. sylL317: an einen Thessaler ; 

13. Tegea: Lebas II, 340d. 

14. Thalamae: Lebas II, 281. 

Kreta: 15. Aptera: CIG 2558, besser Bull, de corr. helL 

III, S. 431 : an ein Brüderpaar aus Hieropolis. 
Wenn wir von den beiden mit 10 und 1 1 bezeichneten Inschriften 
aus Dodona absehen, so sind sämtliche Isopolitiedekrete zugleich Pro* 
xeniedekrete, d. h. sie haben lediglich die Form von Proxeniedekreten, 
nur dass neben den in solchen Diplomen üblicher Weise aufgezählten 
Rechten die Isopolitie auftritt ganz in derselben Weise wie sonst 
vielfach die Politie ^), ja es ist nicht einmal eine lokale Scheidung 
möglich, weil mehrere der hier citierten Städte ganz ebenso durch 
Politieerteilung erhöhte Proxenenrechte verleihen wie sie Proxenen- 
rechte mit Isopolitie gewähren. Dagegen fällt sofort auf, dass unter 
den Isopolitie erteilenden Staaten sich kein einziger jonischer befindet, 
obgleich in jonischen Staaten die Kumulation von Proxenie und Po- 
litie eine ziemlich häufige und vergleichsweise auch alte Erscheinung 
ist ^). Ebensowenig ist ausser Kreta eine Insel vertreten. Die Hei- 
mat und der Ursprung dieses Wortes sind also jedenfalls entweder 
im Mutterlande oder in Kreta zu suchen, die Zeit der Entstehung 
darf nach den erhaltenen Beispielen kaum über das Ende des dritten 
Jahrhunderts hinaufgerückt werden. 

Erwägt man, dass die Inschriften 2, 3, 4, 10 und 11 zweifellos 
Beschlüsse von Städten sind, die einem Bundesstaate angehören, für 7, 

^) Ygl. Monceaux, les proxenies Grecques S, 58 W. und oben S. 18 ff. 
2) Ebenda. 
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8, 9 schwerlich eine mogfiche Zeit ausfindig za madlien isi, in weldier 
die Zugehörigkeit Ton Thaumakes zu einem thessahachen xoiväv od» 
zum atnUschen Bund abgewiesen werden könnte und bei den anderen 
die Bundeszogehöiigkeit eben&Ds wahrscheinlidli ist, so könnte man 
auf den Gedanken kommen, daas Isopolitie zwar nicht im römischen 
Sinne die Erteilung des Bürgerrechts an eine Gemeinschaft bedeat^ 
▼ieUeicht aber die Erteilnng seitens einer Stadt, welche einer gröaserm 
Staatsgpmeinschaft angehört. Aber eine solche Annahme wird durch 
die massenhaft vorhandenai Bel^e von blossen PolitieerteUungen 
seitens derselben oder anderer S^te, die zweifellos einem Bundes- 
staate angdiörten, ausgeschlossen. Ebenso auisgeschlossen ist aher 
auch die Annahme eines qualifiziertai Bürgerrechts, wofür nur an- 
geführt werden kann und wurde, dass sich nirgendwo in Isopolitie- 
dekreten die Zuteilung der Neuau^enommenen in die Unterabteilungen 
(Phratrien und Phjlen), und dass im Bürgerrecht eingeschlossene 
Sechte wie die iyxxriaiQ f^g xol ohda^ mit Yerliehen word^i sind. 
Aber dieselbe Erscheinung findet sich in den Politiedekreten desjenigen 
Charakters, dem die Isopolitiedekrete fast ausschliesslich angdiören, in 
denen nämlich Prozeniemit erteilt wird und die alle einer Zeit angehören, 
in welcher das Bürgerrecht mehr eine zuerkannte Ehre als ein zum 
wirklichen Gebrauche verliehenes Recht bedeutete, ohne dass man 
deshalb berechtigt wäre, an der juristischen Qualität des Bürgerrechts 
etwas zu ändern. Lässt sich also weder ein geringerer Wert 
der Isopolitie gegenüber der Politie, noch yon Haus aus eine andere 
Richtung in Bezug auf Subjekt oder Objekt statuieren, so bleibt nichts 
als Identität, soweit das Wesen der Sache in Betracht kommt. Die 
einzige mögliche sprachliche Analogie, die sich darbietet, ist der yiao- 
Tcpo^evo^ und /taoSaiiuopyo^ der Inschrift der Ghaladrier (IGA 113), 
wo der mit dem Bürgerrecht Beschenkte durch diese Ausdrücke als 
mit der Fähigkeit bekleidet hingestellt werden soll, die Aemter der 
Proxenie und Damiurgie zu bekleiden, natürlich ohne dass er deshalb 
diese Aemter auch bekleiden musste. Isopolitie könnte daher nach 
dieser Analogie nichts anderes als die Fähigkeit sum Y ollbüi^errecht 
bezeichnen, d. h. die absolute Verleihung desselben seitens des Staates 
ohne die erfolgte Annahme seitens des Beschenkten, also dem Aus- 
druck ervai aöxq) x^v TcoXiTeiav ^ ßouXi^xai, der sich gleichfalls findet, 
entsprechen. Praktisch kommt jedoch dieser Gedanke in unseren Iso- 
politiedekreten sicherlich nicht zur Geltung, da die Annahme des ver- 
liehenen Bürgerrechts ja zweifellos oft erfolgte, auf die Ausübung des- 
selben aber gewiss hier nicht häufiger verzichtet wurde als in Fallen mit 
simpler Politieerteilung. Der Unterschied zwischen /taoicp6^evog und 
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laonoXlvrii; ist also wesentlich der, dass mit der Verleihung der Isopolitie 
der Geehrte rechtlich Bürger des verleihenden Staates ist, und nur 
fraglich bleibt, ob er von seinem Rechte Gebrauch machen wird, der 
/laoTTpogevog aber nur die Fähigkeit hat, 7rp6^evo( zu werden. Na- 
türlich konnte ein solches Rechtsverhältnis ganz gut auch durch ttoXi- 
xeia ausgedrückt werden und wurde es thatsächlich. Der Ausdruck 
laoKoXixela ist daher gleichwertig mit TtoXixeta I9' laiQ %al 6(ioCa und 
nur lokal von diesem geschieden. Wenn Flavius Josephus ( Ant. Xu, 1) 
bei dem Bericht über die Ansiedlung der Juden in Alexandria durch 
Ptolemäus I sagt : %al zol^ MaxeS6aiv Iv 'AXegav8pe(qc TCoiVjaa^ laono- 
X^xa^, so meint er die volle Gleichberechtigung, und der Dativ xol^ 
MaxsSoatv ist ideell von foo- regiert. Das Wort boiroXfxa? ist also 
hier zu übersetzen: gleichberechtigte Bürger. Ist aus diesem Aus- 
drucke auch nichts für das Wesen der Isopolitie in früherer Zeit zu 
schliessen, so beweist er doch zum mindesten, dass Isopolitie niemals 
ein bloss qualifiziertes Bürgerrecht bedeutet haben kann, sondern die 
absolute Gleichstellung der Neubürger mit den alten Bürgern bedeutet 
haben muss. Seit aber die Bürgerrechtserteilung immer mehr eine 
blosse Ehrung wurde, kam es häufiger vor, dass die Geehrten keinen 
Gebrauch von dem ihnen zuerkannten Rechte machten. Auch für 
diese behielt man natürlich den neuen Terminus bei, der sich auch 
vorzüglich eignete, um Massenbürgerrechtserteilungen zu bezeichnen. 
Der klassische Boden der Isopolitie in dem Sinne einer solchen ßürger- 
rechtserteilung an Staaten ist dem Zustande der üeberlieferung nach 
Kreta, doch lassen sich auch hier deutlich zwei Stadien unterscheiden, 
die einfache Bürgerrechts Verleihung an sämtliche Bürger eines fremden 
Staates und der wechselseitige Vertrag, kraft dessen die Bürger des 
einen Staates zugleich Bürger des anderen werden und umgekehrt. 
Natürlich ist diese zweite Form der Isopolitie eine abgeleitete und 
ursprünglich nichts als ein doppelter Akt, indem jenes Recht, welches 
dem einen Staate vom anderen verliehen wurde, neuerdings von dem 
zweiten dem ersten zuteil ward. Erst in übertragener Bedeutung und 
in späterer Entwicklung heisst dann auch ein wirklicher Staatsvertrag, 
der wechselseitig Isopolitie gewährt, kurz EaonoXtxefa. Die ursprüng- 
liche Bedeutung des Wortes iaonoXvzela, wird am besten durch den 
Ausdruck »gleichwertiges Bürgerrecht" wiedergegeben. 

Die Isopolitie im Sinne einer Massenerteilung des Bürgerrechts 
findet sich in folgenden Inschriften: 

Teos 1. Beschluss der Biannier (Kreta) Lebas III, Nr. 77; 

2. . . Pallaier (Kreta) Lebas III, Nr. 78; 

S. , , Arkader (Kreta) Lebas III, Nr. 80; 
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Elatea 4. Beschluss der Elatäer für Tenos Bull, de corr. hell. 

XI, p. 332. 
Im Sinne eines wechselseitigen Vertrags findet sich der Ausdruck in : 
Kreta 5. Vertrag zwischen Olus und Latos CIG 2554 = Mus. 

it. I, p. 144; 

6. Vertrag zwischen Hierapytna und Priansos CIG 2556; 

7. Eid für die Hierapytnier CIG 2555; 

8. Vertrag zwischen Ällaria und Faros CIG 2557; 

9. Eid der Lyttier Hermes IV, p. 267; 
10. Vertrag zwischen Hierapytna und Magnesia (das Wort 

Isopolitie umschrieben) Mnemos. I, p. 114; 

Phigalia 11. Vertrag zwischen Messene und Phigalia Lebas H, 

Nr. 328a; 

Pergamon 12. Vertrag zwischen Pergamon und Temnos Altert, v. 

Perg. VIII, 1, Nr. 5. 
Die sub 1 — 3 genannten Inschriften gehören dem Komplex jener 
kretischer Beschlüsse an, durch welche dem Heiligtum und der Stadt 
Yon Teos auf Bitten ihrer Gesandten die Asylie garantiert wird. Diese 
Beschlüsse ^) fallen , wie Waddington nachgewiesen hat , in zwei 
verschiedene Zeiträume, indem bei den älteren die Gesandten Apollo- 
dotos und Kolotes intervenierten ^), bei den jüngeren hingegen Hero- 
dotos und Menekles. Die Beschlüsse der älteren Gruppe gewähren 
Asylie in derselben Weise wie die jüngeren, aber niemals Isopolitie, 
von den jüngeren gewähren drei Isopolitie , einer ') hat die Formel 
-Jjfiev TTjfoü? TcoXtxag xöv TEpavvfcov, gewährt also Bürgerrecht, einer *) 
schliesst sich an die ältere Gruppe an, hat also kein Bürgerrecht, 
während Nr. 81 und 82 blosse Ehrendekrete für die Gesandten sind 
und die Dekrete der Athamanen, Delphier und Aetoler, welche gleich- 
falls kein Bürgerrecht gewähren, durch die geographische Lage der 
betreffenden Staaten (daher kommt auch die Abordnung einer an- 
dern Gesandtschaft) von dieser Gruppe zu eximieren sind. Die Er- 
neuerung der vor einer Generation gewährten Asylie bewog demnach 
die meisten kretischen Städte zu einer Steigerung der Beziehungen, 
welche in der Isopolitie ihren Ausdruck fand. Die Formel lautet in 
76 einfach: ^(lev TzoXixa<; xöv 'Epavvfwv mit offenbar identischer Be- 
deutung. Schon aus dieser Zusammenstellung folgt, dass unter Iso- 
politie nichts anderes verstanden sein kann als unter Politie. 

Die in Betracht kommenden Formeln der drei Isopolitiedekrete 
und des Politiedekretes der 'EpoEwtot sind: 

') Lebas HI, Nr. 60-85. ^) ib. Nr. 60-74. ») Nr. 76. 

*) Nr. 75 Beschluss der Apteraier. 
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Nr. 76 

*Epavv£(i)v 

SeSöxS-at f^is^ Tyjfou? icoXfTag'Epav- 

v((i)v, £lvat S^ aÖTo?( xa2 ix^Xecav 

xal lyxxyjotv yS^ xal oJxfac 

Nr. 78 
naXXaCcov 

S[fSo(iev Se] xal ÄxIXetav xal EaoTco- 
Xtxefav xal heb xtve^ Ä5tx[T^ao)atv 

• • • Lß°''l]^^[^^ 'fl ^6Xt(; xöv] IlaX- 
Xa£ü)V xxX. 



Nr. 77 

Btavv£(!)V 

icocoO(i£V Sfe 6(ide( xal laonoklzoL^ noä, 

ixeXelg xal 7coXI(i(i) xal s^pc^vag xal 

iflJv xtve? . . . TioXejiföatv . . . ßoa- 

Nr. 80 

' A p X a 5 (0 V 

8oövat 6|Atv JaoTcoXixefav xal Svxxrjatv 

ya? xal ofxcag xal ÄxIXetav, xaöxa 

Sfe 8tSo(jiev ö|itv xal Idw xtve^ &Si- 

xifjawacv . . . ßGa-Si^ooiiev xxX. 



Aus diesem conspectus ergibt sich, dass die Isopolitie in alP diesen 
Fällen zugleich mit Atelie und dem Hilfsversprechen bei üeberföllen, 
zweimal auch mit lyxxifjatg yerliehen wird, welche offenbar auch dort 
zu verstehen ist, wo sie nicht ausdrücklich genannt ist, d. h. also, 
dass diese Isopolitiedekrete, welche dem Staate der Teer gelten, sich 
ihrem Wesen nach an die Dekrete, durch welche Einzelbürgem Iso- 
politie verUehen wird, anschliessen ; diese aber unterscheideQ sich 
ihrerseits wieder von denjenigen Politiedekreten überhaupt nicht, 
welche nach der Weise der Proxeniedekrete abgefasst sind. 

Nr. 4 verdankt seine Entstehung ähnlichen Gründen. Hier wird 
der Insel Tenos und ihrem Poseidonheiligtum Asylie und Isopolitie 
von Seiten des xotv6v der Phokeer verliehen: ^TcatvSaai Sk y,al xi)v 
TcöXtv Tyjvfcov .... xal elfiev T7][v]fot? laoTioXtxsEav irÄot SeSoji^vav i\i 
OcoxeOac. Nach allen Analogien wäre es falsch, hier Isopolitie etwa 
so zu deuten, als ob damit ein gleichmässig in allen phokischen 
Städten geltendes Bürgerrecht gemeint sei. Die Verleihung geht 
vielmehr vom xocv6v aus, und es ist auch nur phokisches Samtbürger- 
recht gemeint. Ganz anders stellt sich hingegen die Sache bei den 
Isopolitie vertragen. 

Das unter Nr. 5 aufgeführte Dekret charakterisirt sich als ein 
Vertrag zwischen Latos und Olus und bestimmt zunächst Freund- 
schaft, Bundesgenossenschaft und wechselseitige Hilfe im Kriegsfälle. 
Es bestimmt sodann lyxx>jat? und Isopolitie |Jiexlxovxt ■S'fvcov xal dv- 
'8'pü)7c{v(!)v und zwar sowohl für die Latier in Olus als auch für die 
Oluntier in Latos, so dass also auch hier mit dem Ausdruck iaoTioXc- 
xe(a noch nicht das wechselseitige Verhältnis ausgedrückt erscheint. 
Durch den oben erwähnten Ausdruck der Teilnahme am Menschlichen 
und Göttlichen ist aber die Isopolitie deutlich als Vollbürgerrecht 
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charakterisiert. Denn dieee Formel ist nicht nur technisch die Formel 
für das VoUhtirgerrecht, sie erschöpft anch völlig alle Merkmale des- 
selben. Im weiteren Verlaufe wird ZoDfreiheit, Beuteteilung und Ver- 
eidigung der Bürgerschaften statuiert, ferner, was wesentlich ist, das 
Recht der Teilnahme an der Volksversammlung für jeden Latier in Olus 
und umgekehrt, welches, ein Ausfluss des Bürgerrechtes, Anteil an 
der Souveränetät gewährt. Aehnlich ist das Verhältnis in der Inschrift 
Mnemos. I, p. 114. Kriminelle Voruntersuchungen, Epigamie, Di- 
kaiodosie werden gleichfalls wechselseitig gewährt. Dennoch bleibt 
die Integrität beider Staaten erhalten und ihre Grenzen werden sogar 
festgesetzt. Die Thatsache, dass Rechte wie die Epigamie, welche 
aus dem Vollbürgerrecht von selbst folgen, mitverliehen werden, hat 
ihren Grund in dem potentiellen Charakter der Isopolitie, von deren 
Verleihung ja nicht notwendig Gebrauch gemacht werden musste. Aber 
auch hinsichtlich dieses Punktes unterscheidet sie sich noch nicht von 
vorne herein von der Politie. Aehnlich ist das Verhältnis in Nr. 6, 
wo zwischen Hierapytna und Priansus Isopolitie, Epigamie, Enktesis, 
Teilnahme am Menschlichen und Göttlichen für die beiderseitigen 
Vollbürger und volle bürgerliche Freiheit und Fähigkeit, gültige Ver^ 
träge zu schliessen, beschlossen wird. Ebenso wird das Recht der 
Aussaat und damit der Ernte und die Isotelie verliehen. lieber die 
Isopolitie hinaus geht das Recht des Kosmos der einen Stadt, in der 
Ekklesie der andern mit den Kosmoi derselben zu sitzen. Dies ist 
aber noch nicht als die Einführung eines sympolitischen Momentes 
zu deuten, üebrigens sind die Bürger der einen Stadt deutlich als 
Bürger der andern gekennzeichnet (oi äXkoi TioXliat) ^). So sehen wir 
auch hier einerseits den rein bürgerrechtlichen Charakter der Iso- 
politie, der infolge des ümstandes, dass dieses Bürgerrecht als an 
Massen verliehen bloss potentiell ist, allmählich den Charakter eines 
Staatsvertrags annimmt und sich der Sympolitie nähert. Nr. 8 ist 
ein Vertrag zwischen den AUarioten uiid Pariem von gleicher Be- 
deutung, bei welchem nur interessant ist, dass in beiden Städten 
wechselseitiges Bürgerrecht beschlossen, damit also die Form des 
Vertrages erreicht ist^). 

Ein weiteres Isopolitiedekret gleichen Charakters ist wahrschein- 
lich die Inschrift, welche Naber (Mnemos. I, p. 105 fiF.) publiziert hat 
und welche ein Bündnis zwischen Hierapytna und Lyttos darstellt, 

') CIG 2556, Z. 87 : Sv öfe xotg •Hp[o)]tx[öt]€ xal Iv xaTg ÄXXat; lopxatg oE uapa- 
tüYX*vovTS€ fep7c6vTO)v Tcap' dXXdtXotg äg dvöpi^Vov xa^(bg oE ÄXXot noXtTat. 

^) sTpiev Öfe 'AXXapwÄxatg xal napCoi^ IsoTioXtxetav jist^x^*^^ '^^ '^ 'AXXaptc&xqp 
i\i Ildpq) xal d^tvcDv xal dvä^poonCvtov dboaöxcog da xal x^ Uapitp &v *AXXapCqi p.szix'oiiot. 
xial ^tvo)v xal dlv^p(i)ic{vQ>v, i&v ouvdox^ xaSxa x^ M\i(p x0 IlapCcp. 
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wenn auch der vordere Teil der Inschrift weggebrochen ist , in 
welcher die isopolitische Formel stehen musste. Ferner gehört hieher 
Nr. 7 und 9, wo bloss der Eid erhalten ist und dieser das Versprechen 
enthält, fev xaSe xa laonoXizela zu verharren. Dies ist aber zweifellos 
eine Uebertragung, durch welche der Vertrag selbst mit seinem Haupt- 
merkmal bezeichnet wird. 

Diese Fülle von Isopolitiedekreten, welche einen doppelten Akt 
der Bürgerrechtserteilung seitens zweier Staaten voraussetzen, be- 
schränkt sich zum grossen Teile auf Kreta und das letzte Viertel des 
dritten Jahrhunderts, eine Zeit der fortwährenden Verbindungen grie- 
chischer Staaten unter einander, welche das bereits vorhandene Prin- 
zip der Isopolitie als ein bundbildendes verwendeten. 

Derselben Zeit vermutlich gehört auch noch Nr. 11 der auf- 
gezählten Dekrete an ^), welches allein den Ausdruck laonoXizeia 
sprachlich so fasst, dass darin zugleich die Wechselseitigkeit des Ver- 
hältnisses ausgedrückt erscheint. Die kretischen Dekrete statuieren 
ja immer bloss einen zweiseitigen Akt, die Erteilung der Isopolitie 
an den einen Staat und hierauf die Erteilung seitens des beschenkten 
Staates an den schenkenden, zuweilen auch die Wechselseitigkeit durch 
Hinzufügung des Trpö? dXXi^Xoü? kennzeichnend. Hier haben wir zum 
erstenmale die Formel -^(lev zoli; MeaavCot^ xal OtaXIot? taoTioXtTeCav, 
also die Verwertung des im ersten Kompositionsgliede des Wortes 
iaouoXixda liegenden Begriffes, um die Gleichwertigkeit der beiden 
in Betracht kommenden Bürgerrechte auszudrücken. Die Situation 
ist die, dass Gesandte des ätolischen Bundes zu den Messeniern kamen, 
um diese zur Aussöhnung mit den Phigaliem zu bewegen, dass in- 
folge dessen die Isopolitie zwischen Messene und Phigalia beschlossen 
und zugleich die Ungültigkeit dieser Vereinbarung für den Fall be- 
stimmt wird, dass Phigalia nicht in Freundschaft mit den Messeniern 
und Aetolern bleiben sollte. Die Inschrift gehört somit einer Zeit 
an, in welcher sowohl Messene als auch Phigalia dem ätolischen 
Bunde angehörten. Wir wissen aus Polybius, dass Phigalia vor Be- 
ginn des sog. Bundesgenossenkrieges im J. 221 im bundesstaatlichen 
Verhältnisse zu Aetolien stand ^) und gleichzeitig Messene ebenfalls 
in einer nicht näher definierbaren Bundesgenossenschaft zum ätoli- 
schen Bunde stand. Wir wissen ferner, dass Phigalia von den Aeto- 
lern besetzt und zum Ausgangspunkte mannigfacher Plünderungszüge 
auf messenischem Gebiete gemacht worden war. Die bald darauf 
von den Messeniern an den achäischen Bund gerichteten Bitten um 

^) LebasII, 328 a, Explic. üeber die Zeitbestimmung vgl. Foucart im Eom- 
mentar zur Inschrift. ^) IV, 3 : SxuYXo^ve dh xöxe aup.noXixsuop.ivv) xotg AlxoDXoTg. 
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Aüfhabme in die acluische Bmidesgenossenschaft wurden Ton einzelnen 
Gliedern dieses Bundes freundlich aui^enommen, während die Aetoler, 
obgleich selbst Bundesgenossen der Messenier sowohl als sach der 
Achäer, die Aufiiahme der Messenier in die Bundesgenossenschaft der 
Achäer als casus belli erklarten, ihre Zurückweisung aber mit Ein- 
haltung des Friedens beantworten wollten, icpa^fia icdhrccov dXoYarcarcoy, 
wie Polybius sagt ^). Nach B^inn des Krieges erklärten jedoch die 
Messenier, dass sie, solange das benachbarte Phigalia in den Händen 
der Aetoler sei, nicht in der Lage wären, von diesen abzufallai '). 
Als Psophis in Elis in die Hände des achäischen Bundes gefallen 
war, ging auch Phigalia zu diesem und Philipp yon Macedonien über *). 
Damit ist die Zeit g^eben, fiber welche hinaus unsere Inschrift nicht 
gesetzt werden kann, weil Phigalia nicht mehr in freundlichem Yer- 
hältnis zum ätolischen Bund stand. Es ist nur die Zeit unmittelbar 
Yor B^inn und zu Anfang des Bundesgenossenkri^s denkbar, also 
rund 220 y. Chr. Da die ätolischen Schiedsrichter und Gesandten 
ein Bundespsephisma überbrachten, um die Messenier zur Freundschaft 
mit Phigalia nach Beübung der Zwistigkeiten zu bestimmen ^), so 
ist nicht unwahrscheinlich, dass diese ätolische Intervention im eigen- 
sten Interesse der Aetoler Yorgenonmien wurde und die Torang^angenen 
Unbilden der Phigalier gegen die Messenier yielmehr den Aetolem 
zur Last fielen« Es werden wohl jene obenerwähnten Brandschatzungen 
gewesen sein, welche mit Erlaubnis der ätolischen Führer durch Pi- 
raten Ton Phigalia aus gegen Messene unternommen wurden und die 
den ersten Anlass zu den Beschwerden der Messenier boten. Schlössen 
diese datnals mit Phigalia Isopolitie auf Grund eines freundschaftlichen 
Yerhältnisses zu den Aetolem*), so bereift es sich, dass sie im 
weiteren Verlaufe sich weigern mussten, in die gewünschte Bundes- 
genossenschaft mit Philipp und dem achäischen Bunde zu treten, so 
lange Phigalia in ätolischen Händen war und es nicht m^lich wurde, 
auch diese Stadt zum Beitritt zu yermögen. Bei Poljbius ist als 
Grund hiefür die geographische Nahe der Städte angegeben, in Wahr- 
heit tritt noch ihr Yertragsyerhältnis hinzu. Der Vertrag selbst be- 
stimmt ausser der Isopolitie noch Epigamie, yerordnet femer die Er- 



*) Freeman , histoiy of fedend gOTemment p. 513 iL rechtfertigt die Po- 
litik der Aetoler. 

*) Polyb. IV, 31. •) Polyb. IV, 79. 

*) iiCEtSi] napa^&föpsydli 7cpeaß£[u]xal xol diaXo[xal icapÄ xöv AltuplAv T{|iQuoc» 

"KXEÖnoLxpol^ TÖ 4^/qpto||ia x6 nap& t»v AlxcDAAy dai[itmKcof xol aihol] dtsXiyovTO 

5|voia xol^ iv x[SbiL ({'^qpiqiau, d^]idvxeg duJLu^vai icoxi tw[c ^loXto^ . . . 

^) Z. 19 : i&y ^ }ii] l(ji]|iiyo)VTt ol ^uxXisQ tv x&i qpiXfuu icori 'cä>c M8]aooiv{ei>c 
xol AltttXoic . . . 
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richtung von Verträgen inb oufißoXcov, wodurch die Recbtseinheit be-^ 
wirkt werden soll nnd das beiderseitige Ernterecht im fremden Qe- 
biete. Hiemit ist deutlich wie auch sonst in Fällen der Isopolitie 
die Zweiheit der Staaten geschützt und der potentielle Charakter der 
Isopolitie gegeben. In formeller Hinsicht ist zu bemerken, dass der 
erhaltene Teil der Inschrift bloss den Beschluss der Messenier ent- 
hält, welchem die Klausel angehängt ist : SSo^e 6i %od xot^ ^iaXI[ob( 
Tcoieiv nab-inep o]( Mzaadt^ioi i^a^i^arzi. Wir sehen also, dass ein- 
mal die Isopolitieerteilung von den Messeniem an die Phigalier be- 
schlossen wurde, dann auch umgekehrt von den Phigaliern an die Mes- 
senier, so dass der Vertrag (öjioXoyta) durch zwei getrennte Akte ge- 
trennter Staaten endgültig zustandekam. Ebenso ist das Verhältnis 
in den Isopolitie seh liessenden kretischen Staaten zu denken, wenn 
dort auch vielfach die Beurkundung in der Form eines beiderseits 
ausgestellten formlichen Vertrages vorgenommen wurde. 

Am klarsten spricht sich der Begriff der Isopolitie in der Ver- 
tragsurkunde zwischen Temnos und Pergamon (oben Nr. 12) aus. Die 
Urkunde beginnt mit einem Beschluss der Pergamener, bevollmäch- 
tigte Oesandte an Temnos in Betreff des Abschlusses einer Isopolitie 
zu senden (ötcü)^ (j^igcpia^c zcxlq 7c6Xeaiv dl(icpoTdpacg laonoXizeia). Darauf 
folgt der Beschluss der Pergamener, welcher besagt, dass die Tem-^ 
niten in Pergamon und die Pergamener in Temnos Vollbürgerrecht 
besitzen sollen und, um jeden Zweifel auszuschliessen, nicht nur da- 
neben die eyxxyjatg verbürgt, was auch sonst vorkommt, sondern 
auch ausdrücklich das Stimmrecht in den beiderseitigen Volksver* 
Sammlungen garantiert (S|i|i6vai Ta(iy([Tacac dv nep]Ya|jRp nohr 
[x]e(av xotl nspya|Jt'i^v[otat h Tafjivq)] |jieTex6vT[elaat (&v xoti ol d[XXo[t 
TzoXlzoL (lex^xotjot xal y&<; xal ot[x(a]? Syxxrjatv l[(i|ievott T(p TaftvQxtjt 
i{i nepyccjiip [x]al xq) n£pYa[(n^vq) ^v T(i|jiv(|)' t^ökfoy S]i cpiprjv xöv 
T[a]}ivfxav [i|i nepyaiJtq) na^dnep 6 nepy]a|jiy)voc ^epet xal x6v n[ep- 
yi(iy)vov iv Tajivq) xaSniicep 6] Tajivfxa^ ^Spet). Wenn noch irgend 
ein Zweifel bestehen könnte, dass die Isopolitie ein volles Bürgerrecht 
sei, so würde dieser durch diese ausdrückliche Festsetzung des ius 
suffragii gehoben. Man ist daher auch nicht berechtigt, das ius bo- 
norum für den Isopoliten theoretisch auszuschliessen. 

Wir besitzen aus Pergamon auch einen späteren Isopolitievertrag, 
^n welchem im Gegensatze zu dem eben besprochenen der potentielle 
Charakter der Isopolitie, der jedoch nur ein sekundäres und konsekutives 
Moment ist, hervorgehoben erscheint Das Wort Isopolitie wird dort 
allerdings nicht gebraucht, sondern vielmehr das ihm, wie bereits er- 
wähnt, völlig gleichwertige itoXtxeta. Es ist die Urkunde, welche in 
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den Altertfimem von Peigamon (VUl, 1, Nr. 156) pnblizieri ist and 
das Yerlialinis Yon Peigamon nnd Tegea regelt. Der An&ng des 
Dekretes, welcher die BegrQndong enthielt, ist bis aaf wenige Besk^ 
zarstört, ans denen jedoch noch hervorgeht, dass in ihm die Ver- 
leihni^ des t^eatischen Bürgerrechts an die Peigamener erwähnt 
war. Der Beschlnss der Pergamener erteilt das pergamenische Bürger- 
recht an diejenigen Tegeaten, welche dasselbe erlangen wollen (i^«>- 
o£av Si, [elvoi xoi] icoXiXE[äE]a9ai £v nEp[Y]de|up toCc ßo[u]Xo|i£votc Tc- 
fedhfat^ fiext/^oxyp, ic]iy[r(o]v [&v x\al o£ iXXoi nepyaiiTjvoc). Die geo- 
graphische Entfernung der beiden yertragschliessenden Städte Yon 
einander hat diese Fassung der entscheidenden Worte verursacht, nach 
welcher nicht jeder T^eate schlechthin Bürger von Peigamon ist, 
sondern nur ö ßouX6|ievo^. Im Wesen laufen beide Fassungen auf dasselbe 
hinaus, im Beschlüsse fbr T^ea liegt ebensogut ein Isopolitieverhaltnis 
vor wie in dem Dekrete für die Tamniten, und der erste Fall ist auch 
nicht um ELaaresbreite einem sjmpolitischen Verhältnisse näher als 
der zweite , sondern der potentielle Charakter des letzteren ist eine 
natui^enuLsse Folge aus dem Wesen der Isopolitie, die eintreten musste, 
da keine der beiden souveiünen G^ewalten au%ehoben war. 

Wir yerm^en denmach die Entwicklung der Isopolitie in ver- 
schiedenen Stadien zu verfolgen. Zunächst ist es ein mit der Politie 
identischer Begriff, welcher einen gleichen Umfang der von ihm ein- 
geschlossenen Rechte aufweist. Ihm entspricht die Verleihung der 
Isopolitie an Einzelne. Sodann wird der Ausdruck mit Vorliebe an- 
gewandt, um Verleihungen von Büigerrechten an Massen, z. B. auch 
an sämtliche Büi^er eines anderen Staates zu bezeichnen, aber auch 
hier noch einseitig. Die nächste Folge solcher Isopolitieerteilungen 
an Staaten ist aber, dass der beschenkte Staat seinerseits ebenso das 
Bürgerrecht i&n ursprünglich verleihenden Staat erteilt und so ein 
dof^ltes Isopolitieverhältnis erzeugt, welches im weiteren Verlaufe 
dann wieder mit demselben Ausdruck belegt wird, so dass am End- 
punkte der Entwicklung unter Isopolitie wirklich ein Vertragsverhältnis 
zweier Staaten zu verstehen ist. 

Die Gktrenntheit der souveiunen Glewalten garantiert auch in 
dem letzten Falle die Gtesond^h^t der beiden Staatsverbände, deren 
einzelne Bürger Bürger zweier Staaten sind, wobei freilich nicht alle 
von dem neuen Bürgerrechte Gebrauch machen. Es war daher nicht 
überflüssig, die Privatrechte, welche Ausflüsse des Bürgerrechts sind, 
im besonderen zu verleihen. Epigamie, §rxT7]ai^, Epinomie u. a. 
standen daher jedem Bürger des einen Staates in dem anderen zu. 
Ein wichtiger Punkt war die g^enseitige Rechtsgebung, welche in 
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den kretischen Dekreten ausdrücklich bestimmt ward, in dem Dekrete 
von Messene und Phigalia durch noch zu errichtende Symbolieverträge 
geregelt werden sollte. Keinem Zweifel jedoch kann es unterliegen, 
dass das den Vollbürger charakterisierende Recht, das der Teilnahme 
an der souveränen Gewalt der Volksversammlung, dem Isopoliten zu- 
gestanden habe. Doch wenn z. B. dem Kosmos der einen kretischen 
Stadt das Recht eingeräumt wird, in der Ekklesie der anderen mit 
den Kosmoi der letzteren zu sitzen, so bezieht sich diese Bestimmung 
nur auf die Ehre der Sitzordnung, die Teilnahme an der Volksver- 
sammlung selbst steht dem Kosmos nicht als Beamten, sondern als 
Isopoliten zu. Nur wenn, was möglich ist, ihm auch eine gewisse 
magistratische Gewalt, etwa in der Leitung der Volksversanunlung 
des fremden Staates zugestanden hätte, könnten wir ein sjmpolitisches 
Moment, also eine Weiterführung der Isopolitie annehmen. 

Eigentümlich ist das Verhältnis der Isopohtie zum staatlichen 
Föderativsystem. Theoretisch verlangt jedes bundesstaatliche Ver- 
hältnis ein gemeinsames föderatives Organ. Ein solches fehlt im Iso- 
politieverhältnis vollständig, und die absolute staatliche Unabhängig- 
keit und Freiheit der denisopolitievertrag schliessenden Staaten schliesst 
jeden höheren staatlichen Verband aus. Das moralische Element aber, 
welches die einzelnen Teile eines Föderativstaates an einander kettet,, 
und welches wir mit dem dafür üblichen Terminus als <;ptX£a kenn- 
zeichnen können, ist vorhanden, vorhanden ist in der Regel auch 
die Gleichheit der Privatrechte, vorhanden ist endlich potentiell die 
absolute Staatseinheit, soweit sie sich in der souveränen Volksver- 
sammlung konzentriert, da ja die rechtliche Möglichkeit für jeden 
Bürger des Staates A gegeben ist, in der Volksversammlung des 
Staates B mitzuraten und umgekehrt. In diesem Falle wären die 
beiden Volksversammlungen thatsächlich identisch , soweit die Teil- 
nehmer in Betracht kommen, verschieden hinsichtlich des Namens,, 
der ihnen zukäme, hinsichtlich der Berufung und des Ortes ihrer Ta- 
gung. Praktisch aber ist auch die Identität der Teilnehmer unmög- 
lich. Ein dem bundesstaatlichen Verhältnis näher kommender Zu- 
stand wird aber eben durch die vorauszusetzende oder auch Vertrags- 
massig festgesetzte ^tX£a, sowie durch die wechselseitige Gewährung 
aller Privatrechte erreicht. Daher kommt es, dass die kretischen 
Städte in der Zeit, in welcher sie sich zu einem Bunde zusammen- 
zuschliessen beabsichtigten , ohne ihre gesonderte Existenz aufgeben 
zu wollen, an der gegenseitigen Gewährung der Isopolitie ein Surrogat 
fanden für einen einheitlich geordneten Staat, dass sie mithin die 
Isopolitie als ein bundbildendes Prinzip anwandten. 
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In diesem Sinne scheint auch der ätolische Bund sich mehrere 
seiner Glieder auf isopolitischem Wege angeschlossen zu haben. Zwar 
leidet es keinen Zweifel, dass die Städte des eigentlichen Aetolien 
sympolitisch verbunden waren. Das lehrt schon die einfache That- 
Sache des Sammehiamens Aixü)Xo(. Auch bezeichnet Polybius wieder- 
holt selbst ausserhalb dieses engeren Verbandes stehende Staaten als in 
Sympolitie mit den Aetolem lebend ^) und den ätolischen Staat selbst 
als eine au|i7CoXiTs(a^). Allein Freeman') hat schon darauf aufinerksam 
gemacht, dass das Verhältnis der ausserätolischen Bundesstädte zum 
Bunde ein anderes war als das der ätolischen Städte untereinander, 
dass denmach die rein ätolischen Städte sehr gut eine Sympolitie genannt 
werden konnten, während für die anderen Bundesstädte eine solche ja that- 
sächlich Yorkommende Bezeichnung anderweitig zu erklären sein wird, 
vermutlich so, dass Polybius die Verhältnisse des achäischen Bundes 
übertragend alle Bundesstädte der Aetoler sympolitisch nannte, 
wenn auch das staatsrechtliche Verhältnis der Sympolitie nicht be- 
9tand. Es hat somit nicht in dem Sinne ein ätolisches Samtbürger- 
recht gegeben, dass sämtliche der Symmachie angehörige Staaten 
an demselben teilgenommen hätten , wohl aber ein ätolisches Samt- 
bttrgerrecht hinsichtlich der durch Sympolitie mit einander ver- 
bundenen, der ätolischen Urstädte, wie wir sie kurz nennen wollen. 
In der That lässt sich in einem Falle ein solches Samtbürgerrecht 
nachweisen, welches xocvo7coXiTe(a genannt wird, und offenbar als tto- 
XiTe(a ToO xoivoO toO AixcoX^bv, nicht, wie auch geschehen^), als lao- 
nokixela interpretiert werden muss. Es handelt sich um eine in Delphi 
gefundene Inschrift *^), deren erster unvollständig erhaltener Teil den 
Beschluss der Aetoler enthält, dem Epikles, Bürger von Oaxos auf 
Kreta, das Bürgerrecht zu verleihen •), während der zweite Teil das 
Ersuchschreiben von Oaxos enthält, in welchem ausgeführt wird, dass 
der Vater des Epikles, Eraton, auf einem Feldzuge nach Kypern ge- 
storben , seine Kinder in Gefangenschaft geraten und Epikles nach 
Amphissa als Sklave verkauft worden sei; Epikles habe aber sein 



') Polyb. IV, 8, 6 : «lg tijv töv ^^lyocXicöv «öXiv . . . ixÖYXAvs Öfe Tött oujitto- 
Xixsüojiivrj T0l6 AIxcdXoXc. Polyb. II, 46, 2: ... TiYsccv Mavrivstav 'Opxojwvöv, xdg 
AlxcöXolg oö jiövov ot>p.|jLax(dac önapxoöoag ÄXXdt xal ou|jLiioXtTSüO|idvag töxs nöXeiQ . . . 

') Polyb. rV, 25, 6: IIapa«Xrja£coc Öfe xal xoög ötcö tÄv xatpÄv ^vayxaojiSvooc 
&xouoC(oc (iexix^iv x^^ AIto>X£&v at)p.itoXiX6£ac .. . 

') Hiatory of federal govemment I, p. 831 f. und 843. 

*) So von HaussouUier. 

*) Herausg. v. HaussouUier Bull, de corr. hell. VI, p. 460 ff. 

*) [iio]Xpx]a[v dvaypdqpetv aöxöv xotl x]dtv dvaypa<p4v Öö^l6V '£mxXe[t, t&v Öfe 
imtl^dqpigiv xdv] icspl x&g &vaYP«7&€ icoii^aao^ai &v voüiCpMiH IxxXT^oCai. 
S z a n t o, Grieoh. Bürgerrecht. Q 
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Lös^eld gezahlt und sei somit Metöke in Amphissa ^). Das Ersuchen 
geht nun dahin, ihm die xocvoTToXcxe^a zu verleihen ^). Das Schreiben 
ist an die ätolischen Bundesbehörden, nicht an die Stadtbehörden von 
Amphissa gerichtet, beweist somit schlechthin die Existenz eines äto- 
lischen Bürgerrechtes, welches unabhängig vom Sonderbürgerrecht 
einer zum ätolischen Bunde gehörigen Stadt ist, und die staatsrecht- 
lich selbständige Stellung und Souveränetät des xoiv6v. Es lässt sich 
dies historisch aus der von allen Forschem, am schärfsten von Free- 
man hervorgehobenen ursprünglichen Eigentümlichkeit des ätolischen 
Bundes, nicht sowohl ein Bund von Städten als von Landschaften 
zu sein, erklären. Für uns ist die Inschrift auch zunächst deshalb 
von Bedeutung, weil wir durch sie ein solches aetolisches Bürger- 
recht nachzuweisen vermögen. 

Eine andere Frage aber ist die, woher es kommt, dass das blosse 
Ersuchen der Stadt Oaxos an den ätolischen Bund hingereicht hat, 
um dem Metöken von Amphissa das ätolische Bürgerrecht zu ver- 
leihen, dass diese Verleihung nicht etwa durch besondere Verdienste 
des Einzubürgernden motiviert, ja dass nicht einmal das Verlangen 
nach Verleihung des Bürgerrechts im Schreiben der Stadt Oaxos be- 
sonders begründet wird. Ein blosses freundschaftliches Verhältnis 
zwischen den beiden Staaten kann zu einer derartigen unmotivierten 
Ehrung keine hinreichende Veranlassung sein. Der ganze Akten- 
wechsel macht vielmehr den Eindruck, dass die Bescheinigung seitens 
der Stadt Oaxos, dass Epikles das dortige Bürgerrecht geniesse, hin- 
gereicht habe , um ihm das ätolische zu verleihen , sowie um diese 
Verleihung rechtlich zu verlangen. Daraus aber würde folgen, dass 
in eben jenem Sinne, welcher für die Isopolitie oben in Anspruch 
genommen worden ist, dem eines potentiellen Bürgerrechtes, ein Iso- 
politieverhältnis zwischen dem ätolischen Bunde und Oaxos bestand, 
dass also jeder Bürger von Oaxos ätolischer Samtbürger, jeder Aetoler 
Bürger von Oaxos werden konnte, wenn er wollte. Hieran kann uns 
\ auch der Umstand nicht irre machen, dass die Bürgerrechtsverleihung 

/' für Epikles einer nochmaligen Beschlussfassung durch die ätolische 

I Ekklesie unterzogen wurde. Denn die materielle Beschlussfassung 

konnte sich ganz gut auf die Prüfung des Vorhandenseins des oaxi- 
sehen Bürgerrechts beziehen und musste die durch das Vertragsver- 
hältnis bereits erledigte Frage der Abhängigkeit des ätolischen 
Bürgerrechts vom oaxischen nicht einbegreifen, üeberdies ist vielleicht 

*) olxd[(ov iia]p' 6p,ä &v 'Ajiqptooat, uoXtxag lä)v djiög. 

*) [^V^Z 9i dCxaia n]of,rieVzs f ^povxCddovxeg Sicai, et zi^ xa &dcx^ a[öt6v, dico]- 
XÖYjtac öqp* 6p.((ov [xoijvoä: xal ISCai, & 8& xoivoTCoXi[TsCac] dl'9(a önq^pxt} dv[aYpa9d. 
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auch nicht die Yerleihiuig des Bürgerrechts, sondern nur seine Inkraft- 
setzung, die dvaypacqpi, yerlangt und wenn man die wahrscheinliche 
Er^nzung Haussoulliers annimmt, auch beschlossen worden, obgleich 
es zweifelhaft ist, wie der Ausdruck ävoypacpa zu interpretieren ist. 
Ein Fund der jüngsten Zeit, welcher Friedrich Halbherr yerdankt 
wird, lehrt uns überdies, dass ein bopolitieyertrag zwischen Oaxos 
und den Aetolem wirklich geschlossen wurde. In einer yerstümmelten 
Inschrift dieser kretischen Stadt ^) sind nämlich einzelne Beste erhalten, 
die Halbherr noch gerade diesen Schluss yerstatteten *). 

Wir sehen hier an einem Beispiele, in welcher Weise solche 
Staaten, die geographisch nicht dem ätolischen Bunde nahelagen, 
durch Isopolitieyertiüge doch angegliedert werden konnten, ohne dass 
zwischen ihnen und dem Bunde eine höhere Einheit zu besteh^i 
brauchte. Wir sehen aber auch, um wie yiel weniger der isopolitische 
W^ geeignet war, ein festes Bundesyerhältnis zu b^ründen, als der 
sympolitische, wenn die Inkraftsetzung des bundesmässig garantierten 
Bürgerrechts einen Schriftenwechsel zwischen den Regierungen not- 
wendig machte '). 

Man konnte immerhin noch zweifelhaft sein, ob der ätolische 
Bund oder seine Politiker wirklich die Isopolitie als ein bunderwei- 
temdes Prinzip mit Bewusstsein yerwendeten, weil das hier nachge- 
wiesene Isopolitieyerhaltnis mit einer kretischen Stadt eingegangen 
war, auf Kreta aber die Isopolitiebündnisse in Schwang waren 
und daher auch dieser Vertrag als ein Erfolg der kretischen Politik 
erscheinen konnte und dann keine Anwendung litte auf jene anderen 
dem ätolischen Bunde zugehörigen Staaten, die nicht im strengsten 
sjmpolitischen Bundesyerhältnisse mit ihm lebten und ihm doch so 

^) MuB. itaL di antichita chusica Vol. m, p. 184 f., Nr. 197. 

^ Z. 1: aof^&f. . . Z. 2: xdde au[yg^svxo. Z. 3: xaa. AVuoXl&y. Z. 4: Xucv, 
looic[oXixeC2v. Z. 5: u xoivod. Z. 6 ff. folgen Bestimmnngeii hinsichtlieh mili- 
iSriBcher Hüfsleistongen. 

') Es zeigt sich hier wieder, dass die Isopolitie, auch als Staalsvecirag, 
das yollbOrgenrecht im Gefolge hat, daher dem Isopoliten die Teilnahme an 
den souTeränen Gewalten jedenfaUs in demselben Aasmasse wie dem Nea- 
bürger überhaopt garantiert. Sobald Epikles durch Loskaof der Sklaverei ent- 
hoben war, also in den Metökenstand eintrat, war anch, da es einen Oazier, 
der Metöke in Aetolien gewesen ^^re, rechtlich nicht geben konnte, die Be- 
dingung seines ätolischen Bürgerrechtes gegeben. Fraglich bleibt dagegen, wie 
es mit dem Oaxier stand, der in Aetolien als Sklave lebte. Da er Lösegeld 
zahlte, so scheint man die Privatrechte desjenigen ätolischen Bürgers, der ihn 
gekauft hatte, soweit geschont zu haben, dass man den Eaof nicht fSr ungültig 
erklärte, weil ein IsopoUte gekauft worden war. Es war dies eine KoUision 
zwischen der Isopolitie und dem Privatrechte des SUaTenbesitieB, dar innerhalb 
dieser Verhältnisse nicht Torgebeugt werden konnte, wie das bei der Sympolitie 
zweifellos mdgUch war. 

6* 
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nahe standen, dass Polybins schlechtweg den Terminus sjonpolitiscb 
anf sie anwenden konnte. 

Allein es scheint, dass ein gleiches Verhältnis sich zwischen dem. 
ätolischen Bande und Eeos nachweisen Tässt, was doch eine bIU 
gemeinere Anwendung des isopolitischen Prinzips wahrscheinlich macht. 
Wir besitzen nämlich Beschlüsse der Aetoler, Naupaktier undKeier,, 
welche das gegenseitige Freundschaftsverhältnis regeln wollen ^). Zwei 
dieser Dekrete behandeln den gegenseitigen Schutz und die Asylie 
zwischen Eeos einerseits und den Aetolern andererseits '), zwei andere 
die Bürgerrechtsverleihungen, und zwar wird in dem einen dieser De- 
krete ^) den Keiem seitens der Naupaktier das Bürgerrecht verliehen, 
natürlich nur das von Naupaktos, welches seinerseits dem ätolischen 
Bunde angehörte. Dieses Bürgerrecht wird als noXixeia bezeichnet,, 
seinem Werte und seiner Bedeutung nach können wir es ebensogut 
als ioonokixela bezeichnen. Im anderen ^) wird hinwiederum von Seiten 
der Eeier in Erwiderung dieses Vorrechtes und auf Orund des Berichtes 
einer Gesandtschaft, welche die Nachricht von der erfolgten Bürger- 
rechtsverleihung seitens der Naupaktier nach Eeos brachte ^), nicht 
etwa beschlossen, den Naupaktiem, sondern den Aetolern das keische 
Bürgerrecht zu verleihen •). Der Vorgang ist also der , dass Nau- 
paktos als einer der zum ätolischen Bunde gehörigen und mit ihm 
in Sjmpolitie lebenden Staaten den Eeiem das naupaktische, damit 
aber implicite das ätolische Bürgerrecht verlieh , dass aber der keische 
Staat die Gesamtheit der Aetoler in seine Gemeinschaft aufnahm, 
da die Aufnahme der Naupaktier nicht genügt hätte, um auch sämt-> 
liehe Aetoler zu Eeem zu machen. Es war Überflüssig, dass sich 
etwa das Bundessynedrion der Aetoler mit der Bürgerrechtsverleihung 
an die Eeier beschäftigt und ihnen wie in dem FaUe von Oaxos das 
Samtbürgerrecht der Aetoler, die xoivoTcoXcteCa verliehen hätte, da durch 
den Beschluss der Naupaktier dieses bereits erlangt worden war. Aus 
der Verleihung des keischen Bürgerrechts an die Aetoler als Erwide- 
rung des Geschenkes der Naupaktier erkennen wir aber, dass die Ab« 
sieht, in der dasselbe erteilt worden war, nämlich die Eeier zu Aetolern 

>) GIG n, 2B50, 2351, 2352 und Bangab^, Ant. heU. n, Nr. 750 c. 
^) GIG 2350 und Rangab^ II, 750 c. 
») GIG 2351. *) GIG 2352. 

*) Insidi) &yaYiXXoootv ol npioßeic oC AicootocXivxtg sl^ Naönaxtov xal npb^ xob^ 
ouvddpoog xo6c AlTtt>X(&v nfloav sGvaav xal qpiXoxtfiCav &v8sd«lx^^ Noofcaxttou^ xecl 
xob^ ouvidpooc xo&c Alta>Xä^v itpög tdEg itöXtiz xd^ KsCttv xal &(|)ii]q)io(iivoi tlolv 
Naonäxxioi noXiTtCav elvai KsCoic xal y% ^^ olx(ac iyxTijoiv xal t^v 
äXkmv fierix^iv Kstoo^ Svnsp xal Kaundxttoi {istix^^^^^y deddx^ai xxX. 

^) slvai AlvüXdi^ noXtteCav iy Ktot xal yfj^ xal olxCa^ Iyxti^oiv xal xfiv äXXerh 
{lexdx&iv aÖTOÜg ndtvxcov Svnep xal Eetoi [iAxiy(o^ow. 
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^u machen, richtig erfasst wurde. Za gleicher Zeit^) befasste eich auch 
<ler ätolische Bund als solcher mit der Frage des Anschlusses von Eeos 
uad erkannte den Eeiern Asylie und andere Ehren — nicht das Bürger- 
recht — zu, (j)c AiT(i)X(S)V SvTCDV T<&v Kef(ov, d. h. weil die Eeer Aetoler 
sind. Aetoler aber waren sie eben erst durch Verleihung des naa- 
paktischen Bürgerrechts geworden'). Es ist klar, dass^ was das Wesen 
des Bürgerrechtes, die Ausübung der souveränen Gewalt, betrifft, die 
Eeier als solche keinen Anteil an der panätolischen Versammlung 
hatten, ausser insofern sie Naupaktier waren und ihr naupaktisches 
Bürgerrecht ausübten, dass hingegen die Naupaktier als solche An- 
theil an der Versammlung hatten, mit anderen Worten, dass die Nau- 
paktier in Sympolitie mit den Aetolern und in Isopolitie mit den 
Eeiern lebten und eine Folge dieses Doppelverhältnisses auch die Iso- 
politie zwischen Aetolern und Eeiern war. Freilich wird dieses Ver- 
hältnis nicht Isopolitie, sondern Politie genannt. Dies beweist aber 
höchstens etwas für die Verbreitung des neu geprägten Wortes, nicht 



') Das Bürgerrechtsdiplom von Naupaktos für Keos (CIG 2351) ist in seiner 
•einem keischen Beschlüsse einverleibten Abschrift iitt ^(öpou 21a)xpdxou6 xoö TC- 
^ovog datiert, das citierte Asyliedekret von Eeos für die Aetoler (Bangab^ 750 c) 
hat denselben Mann zam Antragsteller. 

^) Es sind noch andere Erklärungen der citierten Stelle versucht worden. 
E. Kuhn, Entstehung der Städte der Alten, p. 120 u. 182, interpretiert die Worte 
„bildlich'' und übersetzt: »gleich als ob die Eeier Aetoler wären''. Diese Erklärung 
scheitert ebenso an der sprachlichen Unmöglichkeit wie an der Thatsache, dass 
in jenem Dekret der Aetoler, welches den Mitylenäem einen gleichen Schutz 
verbürgt (hersg. von M. Fränkel, Arch. Z. 1885, S. 142 flP.) und welches im üb- 
rigen mit dem Dekret OIQ 2350 identisch ist, der Beisatz &q Alx(i)X£5v dvrcov xSv 
MuTiX)}va6o)v, wie erwartet werden müsste, fehlt. Hieraus erhellt, dass der oben 
«itierte Beisatz in den zwei keischen Dekreten kein müssiger ist, sondern eine spe- 
cielle Beziehung hat. Ernster ist die Erklärung der Worte zu nehmen, wie sie 
unter Beistimmung von W. Feldmann (Analecta epigr. ad historiam sjnoecis- 
morum et sympolytiarum = Dissert. Argent. Vol. IX, p. 121) Buecher (de gente 
Aetolica Amphictyoniae participe p. 19) aufgestellt hat, der darin einen Hin- 
blick auf die Thatsache zu erkennen glaubte, dass die Eeier ihren Ursprung 
auf Naupaktos zurückleiteten; da die Naupaktier aber nunmehr Aetoler ge- 
worden wären, so wäre das Yerwandtschaftsverhältnis zu diesen statt zu den 
Naupaktiem substituiert worden. Aber für em derartiges genealogisches Ver- 
hältnis pflegen die Inschriften andere Termini anzuwenden als gerade die für 
den Ausdruck des Bürgerrechtes üblichen. Ausserdem wäre diese Erinneirung 
des Ursprungs viel angebrachter gewesen im Dekrete der Naupaktier, wo sie 
fehlt. Endlich könnte man sich die Erklärung gefallen lassen, wenn wir von 
einer Bürgerrechtsverleihung, der allein der Terminus AlxcoXföv övxcov x®v EeCcov 
völlig entspricht, nichts wüssten und den Zusatz daher sonst irgendwie erklären 
müssten. Gerade aber weil das ätolische Samtbürgerrecht den Eeiern niemals 
erteilt wurde, sondern dasselbe nur eine notwendige Folge des ihnen verliehenen 
naupaktischen gewesen ist, schien es angemessen, im Asjliedekrete der Aetoler 
die Thatsache des ätolischen Bürgerrechtes für die Eeier besonders hervorzuheben. 
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für das Wesen der Sache, welches, wie bereits oben bemerkt, eben- 
sogut durch TcoXixe^a ausgedrückt werden konnte. 

Unter solchen Verhältnissen gewinnt der (S. 76 ff.) besprochene Iso- 
politievertrag zwischen Phigalia und Messene eine erhöhte Bedeutung, 
umsomehr als er auf Betreiben der Aetoler zustandekam. Offenbar lag 
die Absicht zu Grunde, den einen der beiden Staaten auf dem Wege 
der Isopolitie an den anderen zu binden, welcher bereits sympolitisch 
oder isopolitisch mit dem ätolischen Bunde verknüpft war. Ist die» 
aber der Fall, dann war es ein bewusster Akt ätolischer Politik, 
neben den sympolitisch verbundenen Staaten geographisch entfernter 
gelegene Gemeinschaften wenigstens soweit zu verknüpfen, dass ihren 
sämtlichen Bürgern ein potentielles Bürgerrecht verliehen werde, wel- 
ches für jeden einzelnen in Kraft treten konnte, wenn dieser wollte. In 
diesem Sinne ist auch die von Freeman ausgesprochene Vermutung 
einer Abstufung der Bundesverhältnisse richtig, welche im übrigen 
W. Vischer *) erfolgreich bekämpft hat. 

Der Erfolg für das Bundesverhältnis war naturgemäss ein viel 
geringerer, wenn die Isopolitie als wenn die Sympolitie gewählt wurde. 
Die Verschmelzung zu einem einheitlichen Staate war von vornherein 
ausgeschlossen, von vornherein war somit die Möglichkeit eines Wider- 
streites der beiderseitigen souveränen Gewalten gegeben und selbst 
diejenigen Bürger des einen Staates, welche von ihrer Isopolitie im 
anderen Gebrauch machend an der Volksversammlung des anderen 
teilnahmen, mussten notwendigerweise im Banne einer gewissen Zu- 
rückhaltung bleiben, wollten sie nicht Gefahr laufen, dass sie der 
Aufopferung der Staatsinteressen zu Gunsten ihres Heimatstaates^ 
verdächtigt wurden. Aus dem Gesichtspunkte der Bundesbildung hat 
daher die Isopolitie nicht viel mehr für sich als andere Freundschafts- 
oder Symmachieverträge und steht selbst hinter solchen Bundesver- 
hältnissen, wie es die beiden attischen Seebünde gewesen sind, weit 
zurück, in eben dem Masse, in welchem sie die Selbständigkeit der 
vertragschliessenden Staaten besser wahrte. Dagegen bedeutet sie 
einen grossen Fortschritt hinsichtlich der gegenseitigen Gewährleistung 
der Privatrechte. Epigamie, Grundbesitz, Klagfähigkeit, kurz die- 
jenigen Rechte, deren Fehlen den Mangel des Bürgerrechts in an- 
tiken Staaten so schmerzlich empfinden Hess, waren gewährt, und der 
Umstand, dass für diese Privatrechte die Isopolitie von unendlich 
grösserer Bedeutung wurde als für die politischen Rechte, hat mit 
zu dem Missverständnisse geführt, als ob die Isopolitie rechtlich eine 



*) Kleine Schriften I, 578. 
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ciyitas sine suffragio gewesen wäre, was sie faktisch oft gewesen 
sein mag. 

Wir konnten die Entwicklung der Isopolitie durch die drei Sta- 
dien der einseitig erteilten (an Einzelne oder an Massen), der zwei- 
seitig erteilten und endlich der wechselseitig sich bedingenden Iso- 
politie verfolgen. Die dritte Form entwickelt sich naturgemäss aus 
der zweiten, indem der eine Staat nicht mehr bedindungslos die Iso- 
politie an den zweiten in der Erwartung erteilt, dass dieser nunmehr 
auch ihm das gleiche Anrecht gewähren würde, sondern sich durch 
vorhergegangene Verhandlungen der gleichzeitigen Gewährung ver- 
sichert. Die zweite Form der Isopolitie (die zweiseitig erteilte) ist 
aber nichts als eine zweimalige Isopolitie der ersten Form. Nimmt 
man diese Entwicklung an, so folgt von selbst, dass der im ersten 
Eompositionsgliede des Wortes loonoXixeia gelegene Gleichheitsbegriff 
nicht auf die Gleichheit des Bürgerrechts zwischen den vertragschlies- 
senden Staaten sich erstrecken kann, das Wort also nicht aequum foe- 
dus bedeutet, sondern nur auf die Gleichheit des neu erteilten Bürger- 
rechts mit dem bestehenden der Altbürger, dass also der Ausdruck 
identisch ist mit noXtxefa §cp' Totj xal 6|io(q& oder mit izoXixeia im 
strengen Wortsinne ; es ist merkwürdig, dass ein Wort, welches aus- 
drücklich ein gleiches Bürgerrecht bedeutet, so interpretiert worden 
ist, als ob es ein minderes ^ also ungleiches Bürgerrecht bedeutete. 
Wir konnten aber auch sehen, dass der Ausdruck laonoXixela eben 
wegen seiner Begriffsidentität mit noXizela — soweit die erste und 
die zweite Form in Betracht kommen — nicht überall angewendet, 
sondern häufig durch noXtxefa ersetzt wurde, während für die Iso- 
politie der dritten Form ein anderer Ausdruck nicht zu Gebote stand, 
woraus sich die spätere Verwendung desselben für das aequum foedus 
erklärt. 

Der wiederholt hervorgehobene potentielle Charakter der Iso- 
politie haftet keineswegs mehr an ihr als an der Politie, er wird nur 
erst sichtbar dadurch, dass das Bürgerrecht an Staaten verliehen wird, 
deren einzelne Bürger einen verschiedenen Gebrauch von dem ihnen 
zuerteilten ßecht machen. Die Folge davon ist eine gewisse Inkon- 
sequenz, ein Abweichen von den strengen Folgerungen der Isopolitie. 
Dies zeigt sich z. B. deutlich in mehreren der kretischen Isopolitie- 
verträge, in welchen den Beamten der vertragschliessenden Städte 
wechselweise das Recht eingeräumt wird, in das Amtshaus des fremden 
Staates zu gehen ^) und mit den Beamten desselben bei Aufzügen 



^) CIG 2556 Vertrag zwischen Hierapytna und Priansus : 6 tk x^op^g 6 xcov 
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Oerichtshofes, über welchen wir durch Polybius XXII, 19, 10 unter- 
richtet sind, bis zum Jahre des Vertrags begangen worden sind, 
und solchen, welche sich in Zukunft ereignen werden. Damit 
wird aber der Zweifel angeregt, ob der gemeinsame Gerichtshof, sei 
er IxxXrjTog nöXc^ oder gemischt, wirklich nur für Staatsverbrechen 
und nicht vielmehr auch für jeden Fall eines von dem Angehörigen 
des einen Staates dem des andern zugefügten Unrechtes in Geltung 
sein sollte. Für die Verbrechen aus der Zeit bis zum Abschluss der 
Verträge wird verordnet, dass die Behörden des laufenden Jahres, 
in welchem der Vertrag zu stände kam, die Instruktion zu über- 
nehmen und vor einem Gerichte durchzuführen hätten, welches auf 
gemeinsamen Beschluss beider Städte bezeichnet werden sollte ^). 
Aber auch die nach Inkrafttreten der Verträge sich ereignenden 
Verbrechen sind nicht wesentlich anders zu behandeln; es haben 
lediglich die Behörden des betreffenden Jahres eine beiden Städten 
genehme neutrale Instanz zu bestimmen, welche als gemeinsames 
Gericht ihres Amtes zu walten hat ^). Man sieht also, dass aus dem 
Isopolitieverhältnisse der beiden Staaten hinsichtlich der Behandlung 
derEriminalfälle zwischen streitenden Parteien beider Staaten schlechter- 
dings gar keine Konsequenz gezogen ist und Symbolieverträge wie 
zwischen zwei beliebigen anderen befreundeten Staaten geschlossen 
werden. Denn obgleich nirgends angedeutet ist, dass mit den citierten 
Bestimmungen bloss solche Fälle getroffen werden sollen, in welchen 
ein Bürger des einen Staates von einem Bürger des anderen eine 
Schädigung erlitten hat, versteht es sich doch von selbst, dass Eri- 



^) öirfep bh t65v npoyeyovÖTWv Tcap' Ixaxipoig &dixT]|idxa>v dcp' $ xö xotvoöt- 
xtov ÄTciXtus XP^^®» iwtr}odo9*ö)v xdtv ötsgay(oy&v ol oöv 'EvfTiavxt xal Nfecövt xöo|iot 
iv ^ xa xotv^ bö^iQ dixocaxY]pC({) &|xqpoxipaig xat^ nöXeoi kn aöxföv xoG|iovxQ)v xal xö^ 
lyyöo^ xaxaoxaodbvxcov bnkp xoöx(i>v ä(;p' £^ xa &|xipag & oxdXa xed^ i|x piT^vC. Die 
lyyuoi, die in Monatsfrist nach Beschreibung der Stele zu stellen sind, können 
Vertreter der Staaten, welchen die streitenden Teile angehören, vor der Ix- 
T/Ckrj^o^ sein. 

*) tnkp dk xöv öoxspov feyytvo|i4vo)v ddixTjp.dxcdv irpoöfxag |xiv x.P'*5^^**^ xaS-oDg 
xö 8idypa}i|jLa §x^^ ^^P^ ^^ '^ dixaoxvjpCo) ol iTciaxdpisvoi xax' iviauxöv nap' ixaxipoi^ 
x6otiot tc6X(,v oxavodo^v, &y xa d{ji90xipaic xatg n6Xta[i döj^ig, ig £g x6 inixptxi^piov 
x6X8[l]xat xal iyyöo^ xaxioxdvxo) &^* S.^ xa dt^iipa^ inioxSvxt inl x6 dtpx^tov iw di- 
(ii^vq) xal 8iegay6vx(i)v xaOxa in' aöx(5v xoa|xövx(ov xaxdb xö dox^iv xoiv^ aötißoXov. 
Der Unterschied in der Behandlung dieser Eriminalfälle von der derjenigen, 
welche vor Errichtung der Verträge vorgefallen sind, besteht also wesentlich 
im Termine der Beendigung der Voruntersuchung durch Nominierung der gyyuoc, 
welche für die Zukunft auf zwei Monate nach Beendigung der Instruktion durch 
Aufschreibung der Klage auf der oavCg festgesetzt wird, während die andern 
einen Monat nach Errichtung der Vertragsstele beendigt sein- müssen, damit 
mit der Ausserkraftsetzung der Uebergangsbestimmungen Ernst gemacht werden 
könnte. 
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minalfälle, welche sich zwischen Bürgern desselben Staates abspielten, 
Ton den heimischen Gerichten abgeurteilt wurden. Der Grund für 
eine solche Adoption der internationalen Gerichtsbarkeit, trotzdem 
die Schwierigkeiten, welche dieselbe sonst hervorriefen, durch den 
Begriff der Isopolitie selbst gelöst waren, lag in der bestehenden 
Selbständigkeit der Staaten, welche ein Souveränetatsrecht preiszu- 
geben fürchteten, wenn sie einen ihrer Angehörigen von einem Ge- 
richte aburteilen liessen, durch welches sie mittelbar die Souveränetät 
des anderen Staates über den eigenen anerkennen würden. Das Miss- 
trauen in die Unparteilichkeit einer solchen Gerichtsbarkeit mochte 
dazu kommen und so hielt man an überkonmienen Formen internatio- 
naler Rechtsordnung fest, welche theoretisch durch die Isopolitie über- 
holt waren. 

Im übrigen waltet bei der Ordnung der Gerichtssachen derselbe Ge- 
danke ob, der bei der gesonderten Verleihung der Epigamie, der Enktesis 
und anderer in der Politie eingeschlossener Privatrechte vorschwebte. 
Die gesonderte Souveränetät der vertragschliessenden Staaten, welche 
das oberste Prinzip der Isopolitie bildet und sie von der Sympolitie 
scheidet, hatte natürlich auch zur Folge, dass die Souveränetätsrechte 
getrennt ausgeübt wurden. So konnte, worauf schon hingewiesen 
wurde, niemals die Volksversammlung des einen der beiden Staaten 
aufhören, berufen und befragt zu werden, so konnte es aber auch 
einmal geschehen, dass beide Volksversammlungen gemeinsam tagten. 
Wenn wir uns erinnern, wie der Vertrag zwischen Messene und Phi- 
galia zustandekam, so haben wir auch ein deutliches Beispiel dafür, 
wie in dem dem Vertragsabschluss vorangehenden Stadium vorge- 
gangen wurde. Beide Staaten schlössen die Vereinigung jeder für 
sich, jeder durch seine eigenen souveränen Gewalten, jeder bot dem 
andern die theoretische Möglichkeit, in ihm aufzugehen. Wir haben 
schon darauf hingewiesen, dass auch dort, wo die Urkunde mit einem 
TflESe ouvdS-evTo und der Doppeldatierang nach beiden Eponymen ein- 
geleitet ist, nur die Form der Beurkundung geändert, das Wesen der 
Sache aber gleich geblieben ist. Offenbar ging in diesen Fällen der 
formell abgefassten Vertragsurkunde der bindende Beschluss der Volks- 
versammlungen voraus. Ein einziges Mal findet sich ein Ausdruck, 
der uns stutzig machen muss. Im Vertrag zwischen Latos und Olus 
(oben S. 73 Nr. 5) heisst es nämlich nach der durch das von Halbherr ge- 
fundene Exemplar berichtigten Fassung hinsichtlich der Beuteteilung 
im Kriegsfälle, dass jede Stadt nach der Zahl ihrer Kämpfer an der 
Beute teilhaben solle, \iii[t* i]5[£a]T(o infjSaxlpat [jiepJtSa^ iTz[oxi\i' 
vea^ac al (lij] xoivai a( nöXeig ßouXe6a(ovxai. Es scheint also für 
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-diesen Fall eine gemeinsame Beratung in Aussiebt genommen worden 
zu sein, von der es nicht klar ist, ob sie als gemeinsame Beratung 
der Volksversammlungen gedacbt ist, oder ob der Ausdruck nicht 
etwa als getrennte gleichzeitige und übereinkommende Beratung zu 
verstehen ist. Verstärkt wird dieses Bedenken noch durch die Wieder- 
holung des gleichen Ausdrucks in prägnanterer Form am Schlüsse 
des Steines. Auf den förmlichen Isopolitievertrag folgen nämlich die 
Grenzbestimmungen zwischen den beiden Staaten, hierauf die Anwei- 
sung, dass gegenseitig Eide 'ausgetauscht werden sollen und das Eides- 
formular, zum Schlüsse endlich ein ^i^fia|ia, welches aus der Zeit 
späterer Eponymen und von einem andern Monate datiert ist als der Iso- 
politievertrag und welches mit der Sanktionierungsformel ISo^e Aax^oig 
xal 'OXovTtotg xotva ßü)Xeuaa|x^vot$ die Bestimmung enthält, auch ausser 
Bundesgenossenschafts- und Isopolitiebeschlüssen die gegenwärtigen 
Beschlüsse auf derselben Stele aufzuschreiben ^). Unter den gegen- 
wärtigen Beschlüssen kann kaum etwas anderes als die Grenzregulie- 
rung und die Feststellung des Eidesformulars verstanden sein. Um 
die Bedeutung der Sanktionierungsformel mit xoiv^ ßcoXsuaapidvoi^ zu 
verstehen, mnss man beachten, dass im vorhergehenden Isopolitie- 
vertrage der Fall vorgesehen ist, dass es sich als notwendig heraus- 
istellen könnte, noch andere Beschlüsse auf die Stele zu schreiben, als 
den Vertrag. Es wird nämlich die Gültigkeit eines von beiden Städten 
gefassten Beschlusses, nützlich Erscheinendes hinzuzuscbreiben, für 
die Zukunft; ausgesprochen, d. h. erklärt, dass ein solcher Beschluss 
nicht vertragswidrig sein würde, wenn ihn beide Städte fassen, ohne 
dass von einer gemeinsamen Beratung oder Abstimmung die Rede 
wäre; das entscheidende Wort xotvqc fehlt ^). Das Psephisma am 
Schlüsse bezieht sich aber ausdrücklich auf diese Vertragsbeötimmung, 
indem es die Anordnung, die neuen Beschlüsse hinzuzuschreiben, da- 
mit motiviert, dass sie xP'^^^M'öc xaJ aujAcpepovia sind, und der Vertrag 
ausdrücklich festsetzte, dass nur das was xpi]oni.ov effiev äiicypflKcpac 
erscheint, aufgeschrieben werden dürfe. Wir können also mit Sicher- 
heit sagen, dass diejenige Vertragsbestimmung, auf Grund deren die 
neuen Beschlüsse gefasst wurden, nichts von einer gemeinsamen Be- 
schlussfassung enthielt, sondern nur das Einverständnis der souveränen 
Gewalten beider Städte erforderte. Wir können daher auch mit Sicher- 



9iXdv^po)ica t£ ye^ovöia zcd^ w6Xeoi xal t& vöv öögavxa itpooypdcpat icpög tAg Tipo- 
DTcapxcäaag oxcUac, 'XJP^ai[M 5vxa xal ouixy^povxa 6n(üi jiäXXov aögYjxat & (ptXCa. 

') sl bi xt xa öög-g xalg «öXeot [ßo)]Xeüoa[|x]ivais [XP^^l^l^-o^ ®^1^®^ STwypdcpat, 
Sv^vov xal Svopxov So[x]q). 
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lieit sagen, dass wean wirklich eine gemeiDsame Yolksyersammlung 
stattgefunden hat, der die neoen Anträge zur Beschlussfassung unter- 
breitet worden sind, d. h. wenn die berufenden Behörden der einen 
JBtadt darein gewilligt haben, die Yolksyersammlung in demselben 
Lokale und gleichzeitig mit der der anderen abzuhalten, doch von 
einer einheitlichen Versammlung nicht die Bede sein konnte, dasc^ 
die Abstimmung getrennt, curiatim, erfolgt sein müsse und die ge- 
meinsame Yolksyersammlung demnach nicht als eine Verschmelzung 
der souyeränen Gewalten gedeutet werden dürfe, welche dem Wesen 
der Isopolitie widerstrebt und das Verhältnis der beiden Staaten zu 
einem sjmpolitischen gemacht hätte. Auch die Form der Beurkun- 
dung, welche in der Sanktionierungsformel beide Staaten nennt, in 
der Datierung nach beiderlei Magisraten rechnet, yerbürgt die Ge- 
trenntheit der Beschlüsse. 

War durch die oben citierte Vertragsbestimmung die Möglichkeit 
geboten, Zusatzbestimmungen zu treffen, so sollte durch eine weitere 
Verfügung die Eliminierung der bereits angenommenen Bestimmungen 
hintangehalten werden, indem die Ungültigkeit eines Beschlusses auf 
Eliminierung, sowie die Ungültigkeit jeder nicht aufgeschriebenen 
Bestimmung yertragsmässig festgesetzt wurde ^). Im Vertrage von 
Hierapytna und Priansus (S. 78 Nr. 6) wird hingegen die Amendierungs- 
möglichkeit des Vertrages zugestanden und demgemäss beiden Teilen 
gut dünkende Verbesserungen för gültig befunden, wobei natürlich 
wieder an getrennte Beschlussfassungen zu denken ist ^). Im Ver- 
trage yon Hierapytna und Lyttos^) wird endlich ähnlich wie in dem 
yon Latos und Olus bestimmt, dass Streichungen yon Vertragsbe- 
stimmungen ungültig, Zusätze gültig seien *). Man begreift nicht, 
wie man irgend eine Aenderung der Vertragsbestimmungen, sei es^ 
Streichung sei es Zuthat, yon etwas anderem als dem übereinstim- 
menden Willen der Kontrahenten abhängig machen kann imd muss 
daher annehmen, dass diese Verfügung yöllig illusorisch war für den 
Fall, als wirklich beide Städte die Aufhebung eines Vertragspunktes 
beschlossen. Sie kann also nur den Sinn haben, dass ein Volksbe- 
sehluss, welcher die Aufhebung eines Punktes des Vertrages verfügen 
sollte, rechtlich bei bestehendem Vertrage und ohne die gleichzeitig 
erfolgende Uebereinstimmung des anderen Staates gar nicht erfolgen 

^) 5x1 ö' &v \9i\ ig^Xotsv R] |ii] Siitypdcp[a]t[ev], jiiJTs Ivopxov jiy^to Sv^tvov. 

*) al di u xa 8ö£^ dficpotipatg laCg nöXtai. ßa>Xeuop,ivaig inl z^ xocv^^ ouiicpS- 
povu diopdtöooEo^ai, xöpiov loxco t6 dccDpIKoO'iv. 

^) MnemoB. I, p. 105 ff. 

*) öxt Tt xa öögig xalg TcöXeotv IgsXäv ^ IvO-djisv bu |ifev IEdXot|isv [liftt SvS-tvov 
|w^8 Ivopxov ^|iev öxt dk Iyypd4/atp.ev Iv^tvöv xe ^jji«v xal 6vopxov. 
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konnte und dass im Falle der Zulassung eines solchen Antrages sei- 
tens der Vorsitzenden Behörden und seiner Annahme durch die Volks- 
yersanmilung dieses rechtlich uneinbringbare ^ii^io\ia keine Gültig- 
keit hatte. Auch aus dieser Verfügung geht hervor, dass es kein 
gemeinsames Organ, keine gemeinsame Qewalt gab, deren Befehle 
für isopolitisch verbundene Staaten bindend gewesen wären, sondern 
dass alle gemeinsamen Angelegenheiten nicht anders als durch iden- 
tische Beschlüsse der Gewalten beider Staaten erledigt werden konnten. 

Dieses eigentümliche Prinzip der Isopolitie zwischen Staaten, 
welches sich, wie wir gesehen haben, keineswegs aus irgend welchen 
rudimentären Formen von Bünden, sondern vielmehr aus dem Bürger- 
rechte selbst entwickelt hat, konnte nur auf dem Boden von Griechen- 
land die Stelle einer bundesartigen Verschmelzung von Staaten ein- 
nehmen, ohne sich zu einer wirklichen Bundesverfassung zu entwickeln. 
Nur dort, wo der Freiheits- und Selbständigkeitstrieb der einzelnen 
Kleinstaaten ein so mächtiger war, dass kein Vorteil irgend welcher 
Art zu einer Preisgebung oder Uebertragung der Souveränetät führen 
konnte, war es möglich, dass eine derartige Bundesform nicht zu 
einer engeren Verbindung führte. 

Sonderbar mag unser modernes Empfinden berühren, dass in den 
meisten Isopolitieverträgen die Summe gegenseitigen Wohlwollens, 
welche durch das Wort cptXfa ausgedrückt wird, vertragsmässig ga- 
rantiert ist. Was immer in diesem Worte zusammengefasst ist, er- 
scheint uns neben den bestimmten und realen Vertragsbestimmungen 
entweder als überflüssig oder als wertlos, weil abhängig von dem 
sittlichen oder gemütlichen Empfinden der Kontrahenten, welchem 
wir in Staats- und Bündnisverträgen keine Stätte gönnen. In Zeiten 
unausgebildeten Völker- und Staatsrechts und mangelnder politischer 
Erfahrung gibt es aber einen nicht aufgehenden Best gegenseitiger 
Anforderungen, der nicht anders als durch eine Garantie des wechsel- 
seitigen Wohlwollens in eine Formel gebracht werden kann. War 
eine solche cptXfa und ihre Wahrung noch überdies unter Eid gestellt, 
ihre Verletzung der strafenden Hand der Götter anheimgegeben, so 
war auch die möglich grösste Wahrscheinlichkeit des Festhaltens an 
den Gesinnungen gegeben, die erforderlich waren, um nach den Worten 
des Aristoteles das eö ^fjv der Bürger zu bewirken. In der That ist 
also ein solcher Freundschaftsvertrag im Altertum eine viel realere 
Vereinbarung gewesen, als ein gleiches Uebereinkommen in einem 
modernen Staate wäre, aus dessen Gesichtspunkte die verbriefte (fikix 
den Reiz einer gewissen Naivetät ausübt, deren Poesie selbst durch 
die nüchternen Bestimmungen der Verträge schimmert. Für eine 
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dauerhafte Staatenverbindung ist freilich diese (fOda eine unumgäDg- 
liehe Voraussetzung, als ein Vertragspunkt gehört sie psychologisch 
in eine Reihe mit den Friedensschlüssen auf hundert Jahre und den 
Bündnissen für ewige Zeit, deren faktische Lebensdauer sich genau 
nach der Dauer derjenigen Interessen richtet, welche sie ins Leben 
gerufen haben. 

Man mnss zwischen der Zeit der Entstehung des Wortes Iso- 
politie und der des staatsrechtlichen Begriffes oder Gedankens scheiden. 
Das Wort kommt erst verhältnismässig spät auf, das früheste Zeugnis 
wäre das Gitat aus Aristoteles icoXtxefa Safiicov, von welchem wir 
nicht wissen können, ob es soweit wörtlich ist, dass wir den Ausdruck 
als aristotelisch bezeichnen können. Andererseits haben wir ausge- 
prägte Formen der Isopolitie in später Zeit bis ins zweite Jahrhundert 
kennen gelernt, bei denen dieser Terminus zur Bezeichnung des We- 
sens nicht in Anwendung gekommen ist, sondern durch Politie schlecht- 
weg ersetzt wurde. Für die Durchführung staatlicher Isopolitien in 
grösserem Massstabe war nun allerdings die historische Voraussetzung 
derjenige Zustand hellenischer Staaten, welcher sich nach der Dia- 
dochenzeit entwickelt hat, politische Ohnmacht der Einzelstaaten, 
Aufgeben der Eigenart, Verzicht auf grössere auswärtige Politik, Be- 
dürfnis nach Anschluss an einander. Aber der der Isopolitie zu Grunde 
liegende Gedanke, die Aufnahme sämtlicher Bürger eines fremden 
Staates in die eigene Bürgerschaft, ist älter. Aus dem Ende des 
fünften Jahrhunderts haben wir dafür ein Beispiel in dem Dekrete 
der Athener für die Samier ^), welches LoUing vollständig bekannt 
gemacht hat. Den Samiem öaot [lexd xoö 81^(101) xoö 'AÖTjvatcov ^fi- 
vovxo wird das athenische Bürgerrecht verliehen *) , und im Zusatz- 
antrag wird die Verteilung der Neubürger in die Demen und Phylen 
angeordnet, durch welche das Bürgerrecht erst perfekt wird, u. zw. 
darf wohl angenommen werden, dass die Einschreibung in die Demen 
erst auf Grund der Meldungen derjenigen Samier vorgenommen wer- 
den sollte, die von dem Privileg Gebrauch machen wollten. Aber 
diese Aufnahme in die attische Bürgerschaft unterscheidet sich we- 
sentlich von der oft besprochenen der Platäer, welche nach Zerstörung 
ihrer Stadt heimatlos nach Athen flüchteten und dort zu Bürgern 
wurden in derselben Weise, wie ein Einzelner das Bürgerrecht er- 
langte. Denn der Staat der Samier hörte mit der Aufnahme seiner 
Bürger in die athenische Gemeinschaft nicht auf zu existieren. Kurz 

AsXxtov dpxatoXoytxöv 1889, S. 25 ff. 

^) Z. 12: 8ed6x^i x^ ßouX^ xal x$ dn^ixq) 22a|j.tot>c ^AOif^vaCoug slvai noXixsoo* 
pivou^ ÖTCO)^ äv aöxol ßoöXcovxocc xal ötco)^ xa9xa Soxai d>c iTCixrjdsiöxaxa i^ypox&poi^t 

XObMTCSp aÖXOl AifODOlV. 
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vor diesen Ereignissen hatte erst die demokratische Partei in Samo» 
die Oligarchen vertrieben, und infolge dessen hatten die Athener erst 
die Autonomie von Samos hergestellt, wie LoUing bemerkt hat ^). 
Man könnte also umgekehrt sagen, dass vom athenischen Standpunkte 
aus Samos erst ein Staat zu sein begann in jener Zeit, als seine^ 
Bürger in die attische Gemeinschaft aufgenommen wurden. Damit 
ist aber im Wesen das isopolitische Verhältnis (u. zw. das einseitige) 
gegeben. Die Wahrung der Souveränetät beider Staaten findet ihren 
richtigen Ausdruck in der Anerkennung der getrennten Gesetzgebung '),. 
recht im Gegensatze zu dem obersten Prinzipe der Sympolitie, welches 
Einheit der Gesetzgebung erfordert, während die Bestimmung iiisiSav 
eJpi^vT] Y^VTjTat, xoxe nepl xöv äXXcov xotv^ ßouXeücoö-at die zwiefache 
Interpretation zulässt, dass damit die Beschlussfassung des athenischen 
Demos, in welchem sich auch die Neubürger befinden, gemeint sei,^ 
oder dass an eine einverständliche Beschlussfassung beider Volksver- 
sammlungen gedacht ist. Die Wahrung der Souveränetät beider Staaten 
folgt endlich aus der Bestimmung über die Bechtsprechung, die den 
beiderseitigen Gerichten unter Anerkennung ihrer Urteile im andern 
Staat gewahrt bleibt '). 

Ebenso muss wenige Jahre vor dieser Isopolitie die Idee einer 
solchen Art der Bürgerrechtserteilung auf kleinasiatischem Gebiei 
vorhanden gewesen sein. Denn die Stadt Antandros gewährte zum 
Dank dafür, dass syrakusanische Schiffsmannschaft ihr beim Bau der 
Stadtmauer behilflich war, den Syrakusanem die t^Epy&oia und noXi- 
xefa *). Wenn das antandrische Bürgerrecht wirklich allen Syräku- 
sanern d. h. x$ ßouXop,^V(p zukam, so haben wir auch hier ein iso- 
politisches Verhältnis, und zwar soweit unsere Ueberlieferung zu sehen 
gestattet, ein solches, bei dem bloss die Syrakusaner antandrisches Bürger- 
recht erhalten, nicht umgekehrt. Auch hier ist nicht die Spur einer 
höheren politischen Einheit der beiden Staaten vorhanden, jeder 
der beiden bleibt nicht nur selbständig, sondern kann auch auf die 
Beschlüsse des anderen Staates kaum einen Einfluss nehmen. Die 
staatsrechtliche Wirkung der Verleihung des antandrischen Bürger- 
rechts an alle Syrakusaner ist vielmehr nicht verschieden von der 
der Verleihung an einzelne Bürger von Syrakus. Wie dem einzelnen 
Fremden in sich steigernder Erkenntlichkeit alle Privatrechte und 

*) Lolling im Eommentar zur Inschrift AeXxfov dpx« 1889, S. 29 f. 

^) totg dk vd)xoig xP?ia^(xt. Tolg oqpstipotg aöxöv aötovö^Loug övxa^ (Z. 15 f.) 

') Vgl. meine Bemerkungen Athen. Mitth. XVI, S. 32. 

*) Xen. Hell. I, 1, 25: vai)7CTjY0i)p,äv(öv bk o[ 2Iüpaxöotot Äjia xoTg 'AvxavöpCotg: 
Toö xeCxo^C "f^ STisxiXeoav xal Iv x^ ^poop^ 5^peoav ndvxcDV {läXioxa. ötÄ xaöxa öä. 
eöepyeofa xe xal «oXtxeCa HopaxooCotg &v 'AvxctvÖpq) §ox£. 
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Privilegien und auf höchster Stufe das Bürgerrecht verliehen werden 
kann, so kann anch der Summe aller dieser einzelnen dem betreffenden 
fremden Staate angehorigen Personen, wie Epigamie, Inoolat, Ätelie, 
so auch Bfirgerrecht verliehen werden. Die Sache wie die Form bleibt 
dieselbe. Die praktische Bedeutungslosigkeit solcher Isopolitiever- 
leihungen ist aber nicht bloss in dem mangelhaften Grebrauch zu su- 
chen, den die Beschenkten von ihrem Rechte gemacht haben, dieser 
mangelhafte Gebrauch war vielmehr von vorneherein g^eben durch 
die geographische Entfernung der cu einander in Beziehung tretenden 
Staaten, welche die Ausnutzung des gewahrten Rechtes unmöglich 
machte, während Isopolitieerteilungen zwischen nahe bei einander lie* 
genden Staaten, wenn sie in frOherer Zeit stattgefunden hätten, zwar 
nicht in dem Masse wie die Sympolitie, aber doch in erkennbarer 
Weise die politischen Verhältnisse der Staaten zu einander hätten be- 
einflussen müssen, wie sie thatsächlich die Verhältnisse der kretischoi 
Staaten zu einander beeinflusst haben. 

Zu derselben Zeit gewährten die Ephesier den Selinuntiem Atelie, 
aber erst nachdem das Staatswesen der Selinuntier zu Grunde gegangen 
war, Isopolitie (Xen. Hell. I, 2, 10), vielleicht früher aus staatsrecht- 
lichen Bedenken nicht. 

Der Oedanke der Isopolitie kommt aber überraschender Weise 
schon in sehr alter Zeit zum klaren Ausdruck. Herodot berichtet 
nämlich (1, 54), dass Krösus, als ihm von Delphi das Orakel zu Töl 
geworden war, er werde ein grosses Reich zerstören, erfreut über die 
Olfickverheissung das f&rstliche Geschenk machte, jedem einzelnen 
delphischen Bürger eine Summe Geldes zu übersenden. Zum Danke 
dafür verliehen die Delphier dem Krösus und den Ljdiem die Pro- 
mantie, die Atelie, die Proedrie und gaben jedem Lydier die Erlaub« 
nis, Bürger von Delphi zu werden, wenn er wollte (. . ISoaoev . . . 
7cpo|iavxigi7]v xal dTeXe(v]V xo! iipo£Sp{7]v xol d^etvai x^ ßouXo|iev(]> adxc&v 
feyia^t AeXqpöv i^ t6v äd xpovov). Offenbar beruht diese Nachricht 
auf einer Urkunde. Denn die Gewährung des Bürgerrechts ist nicht 
wie in späterer Zeit durch die Formel e^vai icoXitEiav ausgedrückt, 
sondern durch die ältere eZvoi AeXf 6v ; andererseits ist Promantie, Atelie 
und Proedrie verliehen ganz so wie in den anderen erhaltenen Bürger- 
rechtsdiplomen von Delphi. Die Scheu, eine herodoteische Nachricht 
für so alte Zeit als urkundlich anzunehmen, die nach den Funden des 
letzten Dezenniums wohl überhaupt wesentlich abgenommen hat, muss 
aber völlig schwinden, wenn wir die Bestätigung för das isopolitische 
Verhältnis von Sardes zu Delphi auf einer Inschrift des 2. Jahrhun- 
derts nachzuweisen vermögen. In einem Belobungsdekret der Stadt 

8 s a n t o , Oileeh. Bftrgenecht. 7 



98 Isopolitie. 

Delphi für einige Gesandte von Sardes (Bull, de corr. hell. Y, p. 883 f.) 
wird nämlich in der Motivierung hervorgehoben, dass die Gesandten 
von Sardes die seit alters vorhandenen Ehrenrechte zu erneaem ge- 
sucht haben (ävave(oaci|i£Voi xdcv bizdpxoDOOc^ aÖT^dv z&i näXei luapdb 
Toö Sce|iou 7tpo|iavTe{[av TcpoStxfaJv TrpoeSpfov nod icoXtxefav nach der 
Ergänzung von HaussouUier). Mit Ausnahme der Prodikie sind dies 
dieselben Rechte, von deren Gewährung Herodot spricht, der an Stelle 
der Prodikie die Atelie setzt* Da jedoch 7cpoSix(a]v in der Inschrift 
ergänzt ist, so ist möglicherweise an dessen Stelle äx^Xeiajv einzu- 
setzen. Die Isopolitie oder das Recht jedes Bürgers von Sardes del- 
phischer Bürger zu werden, knüpfte daher zweifellos nach delphischer 
Tradition an Krösus an, und es ist kein Grund vorhanden zu bezwei- 
feln, dass jenes zur Zeit unserer Inschrift wieder in Erinnerung ge- 
brachte Recht wirklich zu Krösus' Zeit verliehen wurde. Den ge- 
ehrten Gesandten wird nun im Beschlüsse die Proxenie, Asylie, Atelie 
und die lyxTTjat^, nicht aber das Bürgerecht von Delphi verliehen. 
Nun ist es an und für sich möglich, dass die genannten Auszeich- 
nungen für die Gesandten genügend erschienen und das Bürgerrecht 
eben nicht verliehen werden sollte; naher aber liegt die andere Er- 
klärung, dass es eben deshalb nicht verliehen zu werden brauchte, 
weil durch den alten Isopolitiebeschluss eben jeder Bürger von Sardes 
Delphier war, sobald er woUte, die Aktivierung des delphischen 
Bürgerrechtes für die Gesandten von Sardes also von der Kundgebung 
ihres Willens abgehangen hätte. Die Proxenie aber und die lyocTTjat^, 
welche allerdings im Bürgerrecht eingeschlossen ist, besonders zu 
verleihen, war notwendig, weil jenes potentielle Bürgerrecht eben 
nicht aktiviert worden war, und es hatte dies nichts Auffälliges, weil 
selbst in Bürgerrechtsdiplomen dieses Recht mitverliehen zu werden 
pflegt, obgleich es aus dem Bürgerrecht von selbst folgt. 

Dieser älteste Fall einer Isopolitie liegt weit hinter der Zeit zu- 
rück, in welcher für dieses Verhältnis der eigentümliche Name fest- 
gelegt wurde, auch weit hinter der Zeit, in welcher dasselbe für po- 
litische Zwecke staatenbildend verwendet wurde, und ist ein Beweis 
dafür, dass sich die Isopolitie auf dem Boden des Bürgerrechts und 
nicht auf dem des Bundesrechts entwickelt hat, dass ferner der eigent- 
liche Charakter der Isopolitie, welche die beiden in Betracht kom- 
menden Staaten als solche fortbestehen lässt und bloss potentiell ist, 
zwar erst zur deutlichen Erscheinung kommt, wenn die Isopolitie an 
einen Staat d. h. an dessen sämtliche Bürger verliehen wird, dass 
aber das Wesen der Sache ebenso vorhanden ist, wenn ein einzelner 
Bürger eines fremden Staates Bürgerrecht erhält. 
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Zagleich wird aber die Frage über den zeitlichen Um&ng, f&r 
den eine yerliehene laopolitie gilt, dorch diese Nachriebt gelöst. Wenn 
nämlich alle Bürger eines Staates Barger eines andern in potentia 
werden, so kann sich diese Yerleihnng anf jene Personen beschranken, 
die Zur Zeit der Yerleihnng bereits Bürger des beschenkten Staates 
gewesen sind oder sie kann alle Personen umfassen, die jemals in 
Zukunft das Bürgerrecht des beschenkten Staates erwerben würden. 
Im ersten Falle wären Yon der zweiten Generation der Bürger, welche 
dem Abschlnss der Isopolitie folgte, nur jene Bürger des verleihenden 
Staates geworden, deren Yäter bereits Yon der yerliehenen Isopolitie 
Gebrauch machend wirklich Bürger des andern Staates geworden 
sind und ihr Bürgerrecht auf ihre Söhne vererbt haben. Die Söhne 
derjenigen Yäter hingegen, welche von ihrem Rechte keinen Gebrauch 
gemacht hatten, könnten nicht mehr unter jenen Personen begriffen 
sein, die das Recht hatten, ihr Bürgerrecht im Isopolitie erteilenden 
Staate zu verlangen. Erstreckt sich aber die Isopolitieerteilung auf 
alle Zukunft, so kann zu jeder Zeit jeder Büi^er des beschenkten Staates, 
dessen Vater oder Ahn nicht Bürger geworden ist, das ihm zustehende 
Recht in Anspruch nehmen. Aber auch diese Yerscbiedenheit ist dieselbe, 
die uns beim einfachen Bürgerrecht längst bekannt ist (S. 57 ff.). Auch 
dort ist es eine Frage, ob der Abkömmling eines Neubürgers, der 
niemals thatsächlich sein Bürgerrecht in dem ihn auszeichnenden 
Staate ausgeübt hat oder der keinen Schritt gethan hat, welcher zur 
Aktivierung des verliehenen Bürgerrechts notwendig ist, schon durch 
Geburt das Büi^errecht seines Ahnen besitzt oder ob er als ein völlig 
Fremder zu behandeln ist, der nur durch einen neuen souveränen 
Akt Bürger werden kann. Für das an einen Einzelnen verliehene 
Büigerrecht ist die Frage in der Regel dadurch gelöst, dass dasselbe 
dem Geehrten xal xol^ ^xyovoi^ verliehen wird, also seine Nachkom- 
men mit durch denselben Akt ins Bürgerrecht aufgenommen erscheinen. 
Trotzdem kommen Fälle vor, in welchen der Nachkomme eines mit 
Bürgerrecht Beschenkten sich das ihm zustehende aber nicht akti- 
vierte Bürgerrecht durch einen neuen Akt der Staatsgewalt bestätigen 
liess, und auch solche Falle, in denen der Sohn eines Neubürgers ins 
Bürgerrecht angenommen wurde. Das liegt aber in dem allgemeinen 
Satze begründet, dass jedes Recht, welches längere Zeit hindurch nicht 
Ausgeübt wird, wenn nicht thatsächlich erlischt, doch mindestens be- 
stritten werden kann. Wenn also auch eine Verjährung des Büi^r- 
rechtes nicht nur nicht nachgewiesen werden kann, sondern auch nicht 
einmal wahrscheinlich ist , so lag es doch im Interesse eines jeden, 
«in längere Zeit nicht ausgeübtes Recht vor möglichen Anfechtungen 
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durch irgend einen unbestreitbaren Emeuerungsakt zu bewahren. Bei 
der Ifiopolitie haben wir es nun in den meisten Fällen mit einer ün-> 
zahl nicht in Aktivität getretener Bürgerrechte zu thun. Denn ea 
ist niemals vorgekommen, dass sämtliche Bürger des einen Staates von 
ihrem Bürgerrechte im andern Gebrauch gemacht hätten. So lange nun 
die gleichen politischen Verhältnisse obwalten, welche zur ein- oder 
doppelseitigen Verleihung der Isopolitie geführt habrai, wird das be- 
stehende Isopolitieverhältnis nicht in Vergessenheit geraten können 
und jeder, der will, auf Orund desselben in die Bürgerschaft des be- 
treffenden Staates aufgenommen werden müssen. Wenn sich aber im 
Laufe der Zeit die Beziehungen, die zur Aufstellung der Isopolitie 
geführt haben, verändern, seit geraumer Zeit kein Ansuchen eine» 
Bürgers des einen Staates um Aufnahme in den anderen auf Grund 
der Isopolitie stattgefunden hat, so ist damit zwar das thatsächliche 
Rechtsverhältnis nicht aufgehoben, aber es besteht bei den Behörden 
Unsicherheit darüber, ob dieses Rechtsverhältnis existiert und mög- 
licher Weise bei der Staatsgewalt Abgeneigtheit, eine unter anderen 
Verhältnissen eingegangene Ve^flichtung zu erfüllen. Wenn also int 
zweiten Jahrhundert die von Delphi an Sardes unter Krösus verliehene 
Isopolitie erneuert wird, welche im ganzen Verlaufe der zwischen- 
liegenden Geschichte keine Rolle gespielt und schwerlich jemals 
irgend welche praktische Folgen gehabt hat, so gleicht diese 
Erneuerung sehr einer Ausgrabung vergilbter Akten zum Nachweis 
eines Rechtsanspruches, der ohne den Bestand zur Verfügung stehen- 
der Archive unerweislich wäre, wie solche in unseren Zeiten nicht blos» 
in Privatprozessen, sondern auch nicht selten zur B^ründung poli- 
tischer Ansprüche im Dienste einer bestimmten politischen Absicht 
vorgenommen worden sind. Solche von der Gelehrsamkeit der Forscher 
zeugenden Ausgrabungen können mitunter die geforderten praktischen 
Dienste wirklich leisten, sie sind aber dann ein in die politische Rech- 
nung neu eingeführter Faktor, und eben weil die betreffenden Rechts- 
ansprüche vor Alters begründet waren und nun erst der Wiederer- 
weckung bedürfen, sind sie kein lebendiges Glied des öffentlichen 
Rechtsbewusstseins und erhalten erst durch ihre künstliche Belebung 
Bedeutung. 

Sicherlich gehörte der Nachweis der den Sardianem von Delphi 
verliehenen Isopolitie nicht zu den leichten Dingen. Es bedurfte, 
mehr als einer Erinnerung des öffentlichen Bewusstseins, mehr ala 
eines Appells an das Gedächtnis der souveränen Gewalt, um das Recht 
der Sardianer zu erweisen. Zweifellos ist dasselbe durch das Studium 
der Archive erwiesen worden, indem man die Urkunde fand, welche 



101 
m Kmna Zok «eses Tohihak genfvlt hatte. Di» die C ea qgft ei t 



Anstand, aera Besfedbca amnerkeniKB mid auf Gnmd dumJ &cn 
Fortdaoer n b rariiftjwni - Hitte diese GcDeürdiot löAk 



sö wiie es waluselMnilkli önera GddiHcm der die alte ÜTtosde aas 
TagesIiditgcaQgai bitte, um das Anredit der Lädier aaf die delpUsche 
isopoläüe XB crveiseB. nidit gdmigeiu Behördea und Volk d«r IM- 
phior ftr die AnerksBEong Tenlieter Ansprodie n 
diese Isopolitie hätte ihren Sdilaf foitgesetii, um mchi 

Aber eine so grosse aeäliche Ausdehn nng ämer einmal 



natüriich nur dann mogUch, wenn diese ohne Be- 
sdiraakung auf die lebende Generation TerlidieB wurde. Fand diese 
Beschränkung statt, so wuroi die Nachkommen dojenigen. welche 
sich nidit xor Au£uhnie ins Bürgerrecht des andern Staates 
hattea, ab ToDstandig Fremde xu behanddn. Solche beschrankte 
pohtiea kminen TorgekoBunen aen. wenn es täA darum banddte, 
den Bfirgem einer Stadt für die Zeit eines Torübergehendcn Kriegs* 
CTstandes Zuflocht in einem befreondetea Staat zu gewähren« Die 
Aufnahme der Flatäer in die athenische Büigersdiaft ist dafir ein 
BcispdL Denn da wir wis s en , dass es nach Wiederha-steDung 
Stedt PliHer gab. die kein attisches BOi g eii e ch t besassou denen 
gar nodi das Incolat, wdches im Bfli g ei iedit inbegriffen I 
lidien weidoi konnte, so mosB es entweder Flatäcr gegeben haben, wekfe 
Ton demTerüehenm Boigenechte keinen Gebrauch gemacht haltaa aad 
deren KadikonmMB daher wegen der Besduänkung der YeriideBea 
Isopcditie auf die lebende Gen»«ti<m nidit attisdie BSiger waren, 
oder was redtiich dasselbe ist. Jene Platäa* ohne attisdMs Bürger- 
redit mOssen plaäisdie NeubSiger snn, auf wdche ans d emaci bea 
Grunde das tot ihra* Au&ahme Terliehene atlisdie Buigmecht keine 
Anwendung Cmd. Die Bechtskonsequeaien waren in dem Falle der Piatier 
Tiel strenger zu aehm, da jeder Plaiäer tot seiner endgültigen A ufnahme 
in die attisehe BüigerKhaft nch ein^ Dokimasie über sein plalüsch» 
Bttigerredit m untersidien hatte, die Aufnahme ako xz^' ivz iuerro 
etattfinid, und damit der Bedttssnsprach jedcsEinadnen bdegbarwmrde. 
Eine unsidiia- überliefinie Isopolitie ist das tou den Samienii 
d« Megarem erteilte Bfirgerrecht, nm wddiem in den Quaestiaaei 
Giaeeae') die Bede ist Angd»lich bekämpften die Megarer die 
Pennthier und nahmen F^sdn für die Kriegsge&ngcnen mit 



Pfait Qu. Ot. hl. 



102 Isopolitie. 

Dies erfuhren die Begierenden von Samos, die Geomoren, also die 
adeligen Ghrandbesitzer , und sandten neun Feldherren mit dreissig 
Schiffen entgegen, von denen zwei durch einen Blitzschlag vernichtet 
wurden. Mit den anderen besiegten die Feldherren die Megarer und 
nahmen 600 gefangen« Durch diesen Sieg kühn gemacht beschlossen 
sie mit Hilfe der Gefangenen, welche sie nach Befehl der Regierung 
in die von ihnen selbst mitgebrachten Fesseln legen sollten, die hei- 
mische Adelsregierung zu stürzen und eine Demokratie einzurichten. 
Sie versicherten sich der Mithilfe der Gefangenen durch Vorweisung 
des Befehls der Behörden der Adelsregierung, welcher die Fesselung 
anordnete, und führten sie nach Samos u. zw. geradeswegs zum Rat- 
haus, wo die Geomoren versammelt waren, die auf ein gegebenes 
Zeichen getötet wurden. So wurde die Demokratie wiederhergestellt 
und zum Dank beschlossen , dass jeder Megarer , der wolle, Bürger 
von Samos sei '). Wir haben daher ein potentielles Massenbürgerrecht 
der Megarer in Samos , also eine Isopolitie. Man ist schwerlich be- 
rechtigt, diese Ueberlieferung zu verwerfen, schwerlich auch die Ver- 
anlassung zu bestreiten, die zur Verleihung dieser Isopolitie geführt hat, 
wenn auch die chronologische Fixierung der Erzählung manchen Zweifel 
offen lässt. Versuchen wir eine Zeitbestimmung, so müssen wir einen 
Umsturz der Verfassung von Samos in unserer Ueberlieferung suchen, 
bei welchem die Regierung der Geomoren durch eine Demokratie ge- 
stürzt wurde. Ein solcher Umsturz ist aus dem Jahre 412 nach- 
weisbar, in welchem nach Thukydides das Volk zweihundert der Macht- 
haber tötete, vierhundert des Landes verwies und ihre Güter einzog. 
Dem gestürzten Adel, der ausdrücklich als Geomoren bezeichnet wird, 
wird auch die Epigamie entzogen ^). Diese Verfassungsänderung ging 
aber mit Hilfe der Athener vor sich, wie nicht nur Thukydides aus- 
drücklich berichtet, sondern auch die ganze Situation, insbesondere 
die Stationierung des athenischen Heeres vor Samos klar beweist. 
Irgend welche Teilnahme der Megarer ist nicht nur nicht überliefert, 
sondern verbietet sich auch durch die Bundesgenossenschaft, in wel- 
cher Megara mit Sparta stand. Im darauffolgenden Sommer fand 
ein neuerlicher Versuch der samischen Oligarchie statt, sich der Herr- 
schaft zu bemächtigen, der bald unterdrückt wurde '). XTm diese Zeit 
aber sollte auf Veranlassung des Pharnabazus von den peloponnesi- 
schen Bundesgenossen der Versuch gemacht werden, Byzanz zum Ab- 
fall von Athen zu zwingen; die peloponnesische Flotte gewann die 

^) ib. : oöxo) dl x^c nöXecog iX8t)d«p(0d«(oif2& toög ts ßouXo^Svou^ tfi^v Msyttpiiov 
TcoXCxac licai^oavxo. 

«) Thuc. Vin, 21. ») ib. 73. 
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hohe See, um den Athenern verborgen zu bleiben und ein Teil der- 
selben, aus zehn Schiffen bestehend, begab sich unter dem Megarer 
Helixos in den Hellespont und bereitete dort den Abfall von Byzanz 
vor. Ihnen zogen »die aus Samosc, womit zunächst die athenische Flotte, 
die vor Samos stand, gemeint ist, wobei aber die Teilnahme samischer 
Schiffe nicht gerade ausgeschlossen ist, entgegiBn und lieferten 
ihnen vor Bjzanz eine Seeschlacht, beiderseits acht Schiffe stark ^). 
Dieses Ereignis ist das einzige in jener Zeit, wo ein megarisches Ge- 
schwader einem, das samisch genannt werden kann, gegenüberstand. 
Nur handelte es sich nicht um Perinth, sondern um Byzanz. Die 
beiden Städte können immerhin von einem späteren Autor vertauscht 
worden sein, weil sie später in sympolitischer Verbindung mit einander 
standen, es kann auch eine eventuelle Digression nach Perinth in der 
thukydideischen üeberlieferung übergangen worden sein und es ist 
endlich nicht unmöglich, dass Gefangene der Magarer zum Sturze 
der zweiten Oligarchie verwendet wurden. Es wäre daher an sich 
nicht unmöglich, das in den Quaestiones Graecae berichtete Ereignis 
an dieser Stelle einzuschalten. Die üebergehung der Teilnahme der 
Athener würde sich aus dem Zweck der Notiz, zur Erklärung eines 
unverständlichen Ausdrucks das Verhältnis zwischen Megara imd Sa- 
mos herbeizuziehen, ausreichend rechtfertigen. Aber die plutarchische 
Nachricht sagt, dass die Geomoren, welche bei diesem Anlass gestürzt 
wurden, die Herrschaft innehatten ixeids xtjV AyjfJtoxiXous ocpayijv xaE 
T^v xaTdXuotv Tfjs §xe(vou (Jtovapxta^, also nach dem Sturze eines Ty- 
rannen Demoteles, den man ins 7. Jahrhundert zu setzen pflegt. Will 
man aber das Ereignis vom Tyrannen Demoteles trennen , so fragt 
sich ob eine Geomorenherrschaft von der Schlacht bei Mykale bis zum 
Jahre412unverändertbestandoderobsieinzwischen noch einmal von einer 
Demokratie abgelöst wurde, die neuerdings einer Oligarchie wich, so 
dass das berichtete Ereignis in jene Zeit des ersten IJebergangs von 
der Geomorenherrschaft zur Demokratie zu setzen wäre. Nun wissen 
wir, dass vom Jahre 440 bis 412 sicherlich eine Oligarchie bestand, 
fraglich ist die Sache für die Zeit von 479 bis 440. Dass aber der 
Beitritt zum delisch-attischen Bund nicht notwendig eine demokra- 
tische Verfassung für Samos zur Folge haben musste und dass für 
die Annahme einer demokratischen Verfassung in Samos um diese 
Zeit nichts geltend gemacht werden kann, hat Grote eingehend dar- 
gelegt. Es ist somit wahrscheinlich, dass der erste Sturz einer Adels- 
herrschaft nach Beseitigung der Tyrannis durch eine Demokratie im 
Jahre 412 stattfand ; wenn also das von Plutarch berichtete Ereignis 
*) Thuk. ym, 180. 
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nicht um diese Zeit stattfand, so müsste nach dem Tode des Demo- 
teles die Tyrannis von einer Oligarchie und diese wiederum yon einer 
Demokratie abgelöst worden sein, worauf wieder eine Tyrannis folgte. 
Die zeitliche Bestimmung dieses isopolitischen Verhältnisses bleibt 
also unsicher ^). 

Der Begriff der Isopolitie, wie wir ihn, dem Sprachgebrauch einer 
späteren Zeit folgend, welche das Wort nahezu ausschliesslich in die- 
sem Sinne gebraucht, gefasst haben, als einer Aufnahme sämtlicher Bür- 
ger eines Staates in die Bürgerschaft eines andern bei weiter bestehender 
Unabhängigkeit beider Staaten, reicht also in sehr alte Zeit zurück. 
Bewusst für Zwecke der Staaten Vereinigung verwendet wurde die Iso- 
politie allerdings erst ziemlich spät, aber auch noch in ihrem letzten 
Entwicklungsstadium ist sie im Wesen nichts als eine Bürgerrechts- 
verleihung. 

m. Die Sympolitie. 

Jeder griechische Staat erhält seine Einheit durch die souveränen 
Gewalten, die ihn leiten. Volksversammlung, Bat und Beamten sind 
aber die drei Faktoren, die diese Gewalten bilden ; und da sämtliche 
griechische Staaten entweder geradezu eine demokratische Verfas- 
sung hatten, oder wenn eine oligarchische, eben nur einer aus- 
gewählten Anzahl von Bewohnern des Staates das Vollbürgerrecht 
zukam, zu den Attributen des Vollbürgers aber das Recht der Teil- 
nahme an der Volksversammlung und im allgemeinen die Fähigkeit, 
Ratsstellen und Aemter zu bekleiden, gehörte, so beruhte die Einheit 
des Staates in letzter Linie auf der Existenz des Vollbürgerrechts. 
Wenn daher mehrere Städte an denselben souveränen Gewalten Teil 
hatten, so bildeten sie zusammen einen Staat und hatten ein gemein- 
sames Bürgerrecht; und wenn zwei ursprünglich selbständige Staaten 
das ITebereinkommen trafen, künftig nur einen einzigen bilden zu 
wollen, so hatte dies zur Folge, dass in dem neuen Staate einer 
Volksversammlung, einem Rat, einerlei Beamten die Gewalt zu- 
kam und ein Bürgerrecht bestand. Es ist dabei für die Auffassung 
eines solchen Staates belanglos, ob die ehemals getrennten Glieder 
des neuen Einheitsstaates überhaupt keine beschliessenden und voll- 
ziehenden Gewalten und kein spezielles Bürgerrecht besitzen, oder ob sie 
sich dieselben gewahrt haben, aber nur in einem Umfange und mit 
einer Kompetenz, die für ihre besonderen lokalen Angelegenheiten in 
Betracht kamen. Eine solche Staatenvereinigung heisst Sympolitie 

^) Zeitlich unbestimmbar ist auch die Isopolitie von Harma und Argos bei 
Strabo ZK, 404 nach Philochoros, auf welche mich Studniczka auf Grund einer 
Mitteilung Dümmlers aufmerksam macht. 
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und unterscheidet sich vom Synökismos immer juristisch, nicht 
immer faktisch. Denn der Synökismos ist nichts anderes als die 
lokale Vereinigung getrennter Städte, sei es durch Umsiedlung der 
Bewohner in eine einzige Stadt, sei es durch Zusammenlegung 
zweier oder mehrerer Stadtgebiete. Er hat die Sympolitie, die staats- 
rechtliche Vereinigung, nicht notwendig im Gefolge, aber in der Regel 
werden diejenigen Gründe, welche zum Synökismos führten noch 
früher zur Sympolitie geführt haben. Wer Synökismos und Sympolitie 
für identisch hielte, gegen den könnte die Widerlegung des Satzes, 
als ob das Bürgerrecht durch die Ortseinheit bestimmt würde, wie 
sie Aristoteles durchgeführt hat, mit gleichem Erfolge angewendet 
und hervorgehoben werden, dass das Bürgerrecht an der ipxh 
hängt. Dies hindert nicht, dass die Schriftsteller zuweilen die beiden 
Worte unterschiedslos gebrauchen und in Fällen, in denen eine un- 
zweideutige Sympolitie vorliegt, von Synökismos sprechen '). 

So ist der der XTeberlieferung nach von Theseus vollzogene Syn- 
ökismos von Attika in Wahrheit eine Sympolitie, weil einerseits 
einheitliche souveräne Gewalten vorhanden sind und die Behörden 
und beschliessenden Versammlungen der einzelnen Demen weder nach 
aussen hin den Staat vertreten, noch unbeschränkte Kompetenz in staat- 
lichen souveränen Angelegenheiten haben, andererseits aber ein ein- 
heitliches Bürgerrecht besteht, welches durch das Wort 'AS7)valo$ 
ausgedrückt erscheint, und das Bürgerrecht der Demen sich als ein 
blosses Gemeindebürgerrecht charakterisiert. Die Einengung der Kom- 
petenzen dieser beschliessenden Demenversammlungen und ihrer Be- 
amten lässt endlich diese Sympolitie zu einem Einheitsstaate er- 
wachsen, der nur seiner historischen Entstehung nach als Sympolitie 
bezeichnet werden kann, in Wahrheit aber kein Bundesstaat mehr 
ist. Zu einer bundesstaatlichen Sympolitie ist daher nicht bloss die 
Existenz von gemeinsamen Gewalten mit ausreichender Kompetenz und 
die Existenz eines gemeinsamen Bürgerrechts vonnöten, sondern auch 
umgekehrt ein gewisses Mass von Souveränetät der Einzelstaaten, die 
nur an den gemeinsamen Gewalten ihre Grenze findet. Diese Souve- 

^) Dies scheint Feldmann (Anal, epigr. ad bist, sympolitiarum et synoe- 
cismorum Graecormn s= Diss. Argent. IX, p. 8) zu verkennen, welcher unter 
Synökismos schlechthin den aus mehreren Staaten erwachsenen Einheitsstaat, 
unter Sympolitie den Bundesstaat versteht, dessen gemeinsame Gewalten ent- 
weder bloss die äussere Politik zu leiten haben, oder doch wenigstens den Kom- 
petenzen der Sonderstaaten grössere Beservatrechte vorbehalten. Diese Unter- 
scheidung mag historisch zutreffen in dem Sinne, dass dem Synökismos eine 
Sympolitie vorhergeht oder parallel läuft , welche sich bis zum Einheitsstaat 
entwickelt. Aber das ist sekundär und der Synökismos als solcher kann die 
Sympolitie nicht ersetzen. 
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ränetät findet in der Regel ihren Ausdruck im Rechte der Münzprl^ng, 
in der selbständigen Oerichtsbarkeit und in der Freiheit der Verwal- 
tung, Rechten, welche den attischen Demen fast vollständig abgehen. 

Andererseits gibt es eine Reihe von Staatenyerbindungen, die 
wegen des Mangels eines gemeinsamen Organes, welches eine höhere 
Staatseinheit repräsentierte, nicht nur nicht als Sympolitien gefasst 
werden können, sondern überhaupt nicht unter eine staatsrechtliche, 
höchstens unter eine yölkerrechtliche Betrachtung fallen. Auch der 
erste attische Seebund ist kein Bundesstaat, auch ihm fehlt das ge- 
meinsame Organ; die grösste Anzahl der Bundesgenossen ist unter- 
thänig, die andern sind bloss a6|i[iaxoi der Athener, und das Wort 
von des »attischen Reiches Herrlichkeit < hat seine volle politische 
und historische, aber keine juristische Berechtigung. Der zweite 
attische Seebund besitzt allerdings in dem auviSpcov der Bundes- 
genossen ein gemeinsames Organ, aber ein solches, dem jede Sou- 
veränetät und jedes Recht, das aus einer solchen fliesst, mangelt. 
Das auvISptov begutachtet, aber die Entscheidung steht bei der at- 
tischen Volksversammlung. Es mangelt also auch hier ein gemein- 
sames souveränes Organ, und von einem Bundesstaate kann auch hier 
keine Rede sein. 

Wenn aber die Sympolitie an das Vorhandensein einer gemein- 
samen souveränen Gewalt gebunden ist, so ist das Mass von Selb- 
stöndigkeit, welches den Einzelstaaten gelassen wird, der Einteilungs- 
grund für die verschiedenen Arten von Sympolitien. So unterscheidet 
sich der vollständig entwickelte athenische Staat gar nicht von einem 
Einheitsstaate, weil die Kompetenzen der Demen keinerlei souveräne 
Gewalt einschliessen , ihren Volksversammlungen keinerlei Gesetz- 
gebungsrecht zukommt, ihre Beamten keine staatlichen Funktionen 
haben, und es keine richterlichen Befugnisse der Demen gibt. Dem- 
gemäss gibt es auch kein von den Demenrechten unabhängiges ge- 
meinsames attisches Bürgerrecht, niemand ist Athener, ohne Demot 
zu sein. Aber es gab andererseits zweifellos Sympolitien mit grös- 
seren Reservatrechten fQr die Einzelstaaten und einem geringeren Be- 
wusstsein der Zusammengehörigkeit, durch welches die Scheidung der 
sympolitisch verbundenen Staaten in Einzelstaaten ermöglicht wurde* 
In solchen Fällen gab es neben dem gemeinsamen sympolitischen 
Bürgerrecht noch ein entweder juristisch vorhandenes oder doch im 
historischen Bewusstsein latent bestehendes Einzelstaatsbürgerrecht. 

Der Gedanke, kleine, historisch selbständig erwachsene Gemein- 
wesen durch Eonzentrierung ihrer souveränen Gewalten zu einem 
Bundes- oder Einheitsstaate zu verschmelzen, welcher entweder durch 
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die Schöpfang eines neuen, früher nicht vorhandenen Staatsbegriffes 
oder durch die IJebertragung der Gewalt auf einen vorhandenen ver- 
tragschliessenden Staat verwirklicht werden konnte^), schlug namentlich 
in der an politischen Neuschöpfungen reichsten Zeit nach Alexander 
dem Grossen Wurzel und ermöglichte mit der Gründung von Bünden 
eine politische Nachblüte des Griechentums. 

In den inschriftUch erhaltenen Sympolitiedekreten findet der sym- 
politische Gedanke seinen klarsten Ausdruck im Beschlüsse der pho- 
kischen Staaten Stiris und Medeon ^) , wo die Gemeinsamkeit des 
Bürgerrechts im vollsten Sinne, die gemeinsame Teilnahme an der gesetz- 
gebenden Versammlung imd der Aemterbestellung sowie die gemein- 
same Gerichtsverfassung, kurz die gemeinsame Souveränetät ausdrück- 
lich bestimmt wird '). Diese Gemeinsamkeit wird aber nicht durch 
die Schaffung eines neuen Bürgerrechtes, sondern durch die Aufnahme 
sämtlicher Medeonier in das stirische Bürgerrecht kraft der Formel 
bewerkstelligt, welche die absolute Identität des Neubürgerrechtes 
mit dem alten der Stirier beweist, indem die Medeonier Sttptot Xaoi 
xal 8[iotoc werden sollen. Da den Medeoniern jegliche Souveränetät 
genommen wird, so können sie staatsrechtlich nur, wenn sie eine ge- 
sonderte Existenz überhaupt haben wollen, als eine der üblichen Unter- 
abteilungen einer Bürgerschaft figurieren, und zwar werden sie eine 
Phratrie der Stirier^), ähnlich wie die in Ephesus aufgegangenen 
selbständigen Staatswesen Phylen geworden sind. Diese Phratrie ist 
keine künstliche, sondern eine auf gentilicischer und religiöser Grund- 
lage bestehende Gemeinschaft, welche nur, weil sie keinen Staat mehr 
bUdet, als Phratrie gefasst werden muss. Die heimischen Opfer hat 
auch der aus den Medeoniern natürlich von der Gesamtheit der Stirier 
(obgleich dies nicht ausdrücklich überliefert ist) zu wählende Eepota- 
|xCas auszurichten, welchem in Gemeinschaft mit den stirischen Ar- 
chonten die Rechtspflege und die Auslosung der Volksrichter zukommt. 
Diese Bestimmung ist natürlich ein Kompromiss, welches den Zweck 
hat, die ehemalige Selbständigkeit von Medeon zu markieren. Die 
Staatsidentität wird femer durch die Festsetzung einer einheitlichen 
souveränen Gewalt, nämlich durch die Identität der Volksversamm- 



Vgl. W. Peldmann a. a. 0. 

^ Bull, de corr. hell. V, 1881, p. 42 ff. 

•) sT^iev [tjoög MeöecövCoüg itdvxag [SJxtptoog tcoog xal öjiotoug [x]al ot)vex(x)Xi3- 
oid|^8iv xal ouvapxoaxaxeladtti |jt8t& t&g nöXiog t(5v SxipCoov xal dixd[|^8]tv tdg SCxag 
tdg litl nöXto^ ndoa^ xob^ ivcxo^Svou^ [x]aTc d^ixCaig. 

*) 8övT(0v bk xol ^xipioi xft (f paxpCa T(5v MedeoovCoov iv tzioiz Texxdpoig dpyoptou 
livfiLc nivxe xa[l xjönov xdv xoiXei|iivav [A]a[(ia]xp8Cav. Vgl. Feldmann a. a. 0. S. 135. 
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lang, der Beamten und der Gerichte verbürgt *). Ebenso wird in 
^em Brief des Königs Antigonos an die Teier, welcher den nicht zur 
Ansfdhrung gelangten *) Synökismos von Teos und Lebedos regeln 
will, die Einheit des neuen Staates durch die Einheit des Bürger^ 
rechtes ausgedrückt, indem der vom neuen Staate an das Panionion 
zu entsendende Ratsmann als Teier d. h. als mit teischem Bürger-^ 
recht versehen bezeichnet wird, gleichviel, ob er cpöaet Teier oder 
Lebedier ist ^). Ohne Zweifel war in dem verlorengegangenen Ein- 
gange des Briefes auch die Einheit der' souveränen Gewalten verordnet 
worden. Der neu zu errichtende Staat heisst daher Teos, die Sym- 
politie selbst hätte, wenn sie vollzogen worden wäre, juristisch nur von 
den beiderseitigen Volksversammlungen beschlossen werden können. 
Dass es faktisch die Befehle des Königs Antigonos waren, denen man 
damit nachkam, thut der rechtlichen Bedeutung der Sache keinen 
Eintrag. Die Gesetzgebung des künftigen Staates wird so geordnet, 
dass beide Teile je drei Nomographen wählen, welche die neuen Ge- 
setze fertigzustellen und an die (gemeinsame) Volksversammlung zur 
Beschlussfassung zu leiten haben. Der König behält sich ein Veto 
gegen die beschlossenen Gesetze und eine von ihm selbst oder von 
einer von ihm zu bestimmenden neutralen Instanz zu vollziehende Ent- 
scheidung hinsichtlich der vorgeschlagenen aber von der Volksver- 
sammlung nicht angenommenen Gesetze vor ^). Diese Gewalt des 
Königs wächst natürlich nicht aus dem Staatsrecht der Gemeinden 
hervor, sondern ist eine Unterwerfung unter die thatsächliche Macht, 
die ihren staatsrechtlichen Ausdruck in der formellen Annahme der 
königlichen Befehle darch die Volksversammlung findet. Die einheit- 
liche Volksversammlung (6 8fJ[Jio^) beweist aber die Staatseinheit, die 
Sympolitie, welche nur deshalb, weil zugleich ein Synökismos statt- 
fand oder stattfinden sollte , in der Inschrift in dem Namen auvot- 
xta(i6$ mitinbegriffen erscheint. Die königliche Politik, welche diese 
Stadtvereinigung plante, hatte ja überdies kein so lebhaftes Interesse 
an der staatlichen, als an der örtlichen Vereinigung der beiden Städte, 
da eine grössere politische Selbständigkeit den beiden Städten 
ohnehin nicht gelassen werden sollte, sondern die weittragenderen Be- 
schlüsse nach dem Willen des Königs gefasst werden mussten, gleich- 
viel ob von einer oder von zwei Volksversammlungen. Das Wesen 
der Sympolitie besteht aber auch hier in der Aufnahme sämtlicher 



^) S. S. 107, Aimi.3. 

2) Feldmann a. a. 0. p. 17 f. 

«) Lebas, III, Nr. 86, § 1 xal xaXetoa-at TijVov. 

^) ib« § 8, cf. Feldmann a. a. 0. p. 32 ff. 
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Lebedier in das teische Bürgerrecht bei gleichzeitiger Aufhebung der 
souveränen Gewalten und des Bürgerrechtes von Lebedos. Dieser Zn- 
satz begründet erst das sympolitische Verhältnis. 

Nicht minder deutlich spricht der Sympolitievertrag zwischen 
Smyrna und Magnesia am Sipylus ^). Die Smjnnäer nehmen die Eo- 
Ionen und £inwohner yon Magnesia in die Bürgerschafk auf, ver- 
teilen sie in die Phylen und schreiben sie in die Bürgerrerzeichniss» 
ein. Die Neubürger haben vollen Anteil an der Begierungsgewalt,, 
geben jegliches selbständige Souveränetatsrecht, speziell die Gesetz- 
gebung und die Münzprägung auf, und mit dem Aufhören des Staaten 
der Magnesier ist die Sympolitie in der Weise vollzogen, dass der 
intakte Staat der Smymäer um eine Anzahl neuer Bürger bereichert 
wird. Ein Synökismos findet gleichzeitig nicht statt, vielmehr bleiben 
die augenblicklichen Bewohner von Magnesia in ihrem Wohnsitze 
und nehmen überdies einen Stadtverwalter vom Gesamtdemos an. Dio 
Mehrzahl der Bewohner von Magnesia war allerdings nicht bürger- 
lich, sondern bestand aus Militärkolonen und Metöken ^), die Bürger- 
schaft war gegenüber diesen Elementen unter ein solches Mass gesunken, 
dass der eigentliche Staat faktisch nicht mehr bestand, und es werden 
daher, um die Sympolitie politisch wertvoll zu machen, sämtliche 
freie Einwohner hellenischen Blutes in die Bürgerschaft von Smyrna 
aufgenommen. Nirgends begegnet uns in dem Vertrage die Bezeich- 
nung ol MflcyvTjtee, sondern ol i[i MayvTfjata xaTotxot und oE dcXXot ol 
oJxoövxes ^|A Mayvtjatijc. Ln strengen Sinne des Wortes ist also hier 
keine Sympolitie vollzogen worden, weil der eine kontrahierende Teil 
keine izqXixeIoc mehr war. Thatsächlich liegt aber schon deshalb eine 
Sympolitie vor, weil sich die Militärkolonie ohne hindernde Einflüsse 
zu einer TüoXtxsta entwickelt haben würde. Daher sind auch nur diejenigen 
Elemente, welche die konstituierenden eines solchen in der Entwick- 
lung begriffenen Staatswesens geworden wären, die Kolonen und die 
freien hellenischen Bewohner, in Smyrna zum Bürgerrecht zugelassen 
worden. Nicht die Sklaven, die sonst zuweilen in Fällen der Not 
Bürger wurden, nicht die Barbaren, denen kein Anteil an einem 
etwa sich bildenden magnesischen Bürgerrecht zugestanden hätte. 
Die unumschränkte Geltung des Bürgerrechts für die Neuaufgenom- 
menen wird nicht nur durch ihre Aufnahme in die Bürgerlisten und 
den ausdrücklichen Zusatz, dass sie an allem teilhaben sollen, woran 



^) CIG 3137. lieber die historischen Verhältnisse s. Feldmann a. a. 0. p. 69 ff. 
') Gf. Feldmann a. a. 0. 
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die übrigen Bürger teilhaben ^) , verbürgt , sondern auch durch die 
Zulassung zu allen Aemtem'), femer durch die Formel i%i* Icqg xal 
öiio(a, welche der Verleihungsklausel beigesetzt ist '). Die neuaufge- 
nommenen Bürger bekennen sich als unterworfen den Gesetzen und 
Volksbeschlüssen der Smymäer, d. h. sie erkennen die bestehende 
Begierungsgewalt an *). Die Sympolitie kam allerdings auf Grund 
eines gegenseitigen Vertrages zustande, welcher auch die Bewohner 
Yon Magnesia in einer bestimmten Weise yerpflichtete, der entschei- 
dende Akt aber, durch welchen diese Sympolitie vollzogen wurde, ist 
nichts weiter als eine einfache Bürgerrechtsverleihung der Smymaer 
an eine grössere Menge von Personen. Dadurch, dass den Magneten 
das smy maische Vollbürgerrecht gewährt wird und diese den. Bürger- 
eid leisten, ist das neue Verhältnis genau so besiegelt, wie bei der 
Aufnahme eines Einzelnen in die Bürgerschaft. Diese Passivität in 
der Mitwirkung bei der Neukonstituierung seitens eines Kontrahenten 
hat in den Besonderheiten des Falles ihren Grund, der, wie oben aus- 
geführt, keine typisch reine Sympolitie ist. In allen diesen Fällen, 
ebenso wie in der Sympolitie von Argos und Eorinth im korinthischen 
Kriege ^), wird nicht eine neue Souveränetät geschaffen, sondern der 
eine der beiden Staaten geht im andern bereits existierenden auf. 
Diese Form der Sympolitie nähert sich daher beträchtlich der Iso- 
politie, bei welcher ja ebenso alle Bürger des einen Staates in die 
Bürgerschaft des andern aufgenonmien werden, wie hier z. B. alle 
Korinther Argiver werden. Der Unterschied besteht aber darin, dass 
hier der in die Bürgerschaft von B aufgenommene Staat A aufhört 
zu existieren, während dort beide Staaten ihre Existenz wahren und 
daher auch nach wie vor beiderlei souveräne Gewalten fortbestehen. Die 
besprochene Form der Sympolitie, bei welcher der eine Staat im an- 
dern aufgeht, nennen wir die synökistische. Mit ihr wurde keinerlei 
staatsrechtliche Neubildung geschaffen, nur der Akt der Staatenver- 
schmelzung, nicht das Resultat derselben fällt unter eine vom Ein- 



^) Z. 53: xal Soxco ^sxouoCa xoTg &vaYpa9eloiv elg x& xXifjpcor^pioc ndvtcDv &x 
xocl xolg XoiTcoTg noXizai^ liixeartv. 

^) Z. 77 : xal liexouaCav aöxolg d(6a(0 t(&v ts &py(Bi(üy xal x&w d^XXoDV tfi^v xoiv6&v 
T^C TcöXecog &Y xal oi dtXXoi noXXxM |i&xdxot>oiv. 

^) Z. 43: dedöod'ai da xotg &\i. MayvifjaCa xaxoCxoig xoX^ xe xax& nöXiv ticTceSoi 
xal Tcel^oTg xo^l 'co^ önafd-poig TcoXixe(av iw 2p.öpv^ dqp* Iqg xal ö{io£qp xolg diXkoi^ no- 
XCxaig. Z. 74: xal Tcoii^aopiai aöxo6g noXCxa^ ndvxa^ xal xoug ixYÖvoug aöx65v i^* 
Vtq iMd 6[ioic(. xolg d^XXoig noXixou,^ xxX. 

*) Z. 65: xal noXixsöao^iai )töd>* ö\ioiaz Aoraoidoxcog xaxd xob^ 2!|iopvaCcov v6- 
)Lo\)Q xal x& (|;i7qp6o|jiaxa xoO di^iiou. 

^) Xen. Hell. lY, 4. 6; cf. Yischer, über die Bildong von Staaten und Bün- 
den, El. Sehr. I, p. 347. 
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heitsstaat yerschiedene Kategorie. Anders verhält es sich mit den 
eigentlichen, politisch fruchtbaren Sympolitien, mit den Bundesstaaten, 
in welchen bei Bestehen der Einzelstaaten eine über allen stehende 
Regierungsgewalt neu geschaffen wurde. In solchen Sympolitien muss 
es ein Einzelbürgerrecht und ein Gesamtbürgerrecht geben und die Exi- 
stenz beider Arten von Bürgerrecht ist ein ausreichender Beweis für eine 
solche Sympolitie. Das glänzendste, konsequenteste und folgenreichste 
Beispiel einer solchen im grossen Umfange durchgeftthrten Sympolitie 
bietet in der griechischen Geschichte der achäische Bund nach seiner in 
der 124. Olympiade vollzogenen Neukonstituierung. Polybius, dem wir 
fast ausschliesslich die Kenntnis derVerhältnisse des achäischen Bundes 
verdanken, nennt diesen wiederholt eine Sympolitie und scheidet zwi- 
schen den a6[iiiaxoc, welche vorübergehend oder zu einem bestimmten 
Zweck ein Bündnis mit dem achäischen Gesamtstaate geschlossen haben, 
und den eigentlichen Bundesgliedern oder Sonderstaaten. An der be- 
kannten Stelle ^), wo er von der Entwicklung de» achäischen Bundes 
spricht, wirft er die Frage auf, woher es komme, dass die Achäer 
ein solches üebergewicht im Peloponnes erhalten hätten, da dieje- 
nigen, denen ursprünglich der Name der Achäer zukomme, sich weder 
durch die Grösse des Landes und der Städte, noch durch Reichtum 
und männliche Tugenden auszeichnen, und beantwortet diese Frage 
damit, dass es nach seiner Meinung keinen Staat gebe, der Gleich- 
berechtigung und Freiheit sowie wahre Demokratie in höherem Grade 
besitze, als der achäische Bimd, als dessen Tugenden er die lo6x7i<; 
und cpcXavd-pcoTrca preist. Mag nun das Lob dieser Verfassung auch mit 
auf die demokratischen Einrichtungen des Bundes gehen, so kann doch 
keinem Zweifel unterliegen, dass sich die vollständige Gleichheit nur 
auf die Gleichheit der Bundesglieder unter einander beziehen kann. Andere 
Staaten mochten selber eine demokratische Verfassung haben, wenn sie 
einem Bunde angehörten, konnten sie trotzdem — ^ um die Termini des 
griechischen Staatsrechts beizubehalten — mit Rücksicht auf ihre Bundes- 
zugehörigkeit einer tyrannischen Verfassung unterworfen sein. Im wei- 
teren Verlaufe seiner Erzählung betont Polybius ausdrücklich, dass die 
Städte Dyme, Patrai, Tritaia und Pharai eine Sympolitie schlössen und 
die andern achäischen Städte daran teilnahmen. Aber auch der An- 
schluss der ausserhalb Achaias gelegenen Städte seit der Strategie des 
Aratus wird gelegentlich als Sympolitie bezeichnet, und charakteristisch 
für die Konzentrierung der Regierungsgewalt ist die bekannte Stelle, 
dass der achäische Bund nur deshalb nicht als einzige Stadt bezeichnet 



^) Polyb. n, 38 ff. 
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werden könne, weil sein Gebiet nicht durch eine Mauer umschlossen 
sei, denn es herrschten^dieselben Regierungsgewalten, dieselben Ge- 
setze, sogar Mass und Münze seien einheitlich. Das bundesstaatliche 
Moment war nur dadurch gewahrt, dass die Verfassungen der Einzel- 
staaten bestehen blieben. Am klarsten lässt sich das Verhältnis 
durch die Münzprägung erläutern. Dass die Prägung eine einheit» 
liehe war, wird nicht nur von Polybius bezeugt, sondern erhellt auch 
aus den gefundenen Münzen. Die Kupfermünze im ganzen Gebiet 
trägt das Bild des Zeus Homagyrios mit der Nike, der Revers das 
Bild der Demeter Panachaia, die Silbermünze den Zeuskopf und auf 
dem Revers die Inschrift. So der allgemeine Typus. Dennoch prägt 
jede Stadt für sich, nur nach dem Bundessystem, denn die Münzen 
tragen die Inschrift AXAIQN nebst dem vollen Namen der prägenden 
Stadt oder den Initialen derselben, ausserdem auch Magistratsnamen, 
von denen nachgewiesen wurde, dass dieselben Namen städtischer, 
nicht bündischer Magistrate seien '). Man tastete also das Präge- 
recht, welches die einzelnen Staaten vor ihrem Eintritt in die Sym- 
politie hatten, nicht an, und setzte nur alles Wesentliche, Schrot und 
Eorn , sowie Typus von Bundeswegen fest. Es trat also nur eine 
Beschränkimg der Einzelsouveränetät durch die höhere Souveränetät 
der Sympolitie ein. 

Folgerichtig musste es also ein Bürgerrecht der Einzelstaaten 
und ein achaisches Bundesbürgerrecht geben, und zwar auf Grund 
derselben Genesis der Sympolitie, welche im Münzsystem dieses eigen- 
tümliche Verhältnis hervorgerufen hat. Die unangetastete Souve- 
ränetät der Einzelstaaten erforderte ein Bürgerrecht derselben, die 
sympolitische Neuschöpfung ergab ein neues gemeinsames Bürger- 
recht. Ein Einzelstaat des achäischen Bundes kann daher auch völlig 
wie ein autonomer Staat sein Bürgerrecht verleihen, und der Neu- 
bürger ist ebenso implicite achäischer Bürger wie der ursprüng- 
liche. Das bezeugt ein interessantes Bürgerrechtsdiplom der Stadt 



*) Vgl. Leicester Warren, on the föderal coinage. Das eigentümliclie Ver- 
hältnis der prägenden Städte zum Bunde hat schon Weil (Ztschr. für Numism. 
IX, p. 209) dahin charakterisirt: , Sie übten ihr Prägerecht, jedoch als Mitglieder 
des achaeischen Bundes. '^ Ebendort p. 232 ist der Nachweis geführt, dass die 
Magistratsnamen der Silbermünze auf städtische Behörden gehen. Anders stünde 
die Sache, wenn die ältere Silbermünze, welche auf dem Revers die Sigle AX 
ohne Zusatz des Namens oder der Abkürzung der prägenden Stadt zeigt, nach 
dem Vorgange Cousinöry's mit Friedländer (Z. f. N. 11 p. 246) in die erste Epoche des 
achäischen Bundes, etwa bis zur Reduktion der Doppelstrategie auf die einfache 
zu setzen wäre. Es scheint jedoch mit Weil a. a. 0. angenommen werden zu 
müssen, dass diese Münze der Zeit des achäischen Bundes weit voraus liegt, 
und auf vollständig anderen staatsrechtlichen Voraussetzungen beruht. 
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Dyme, welches sicher aus den Zeiten des Bundes stammt, und in 
welchem einer Reihe von Leuten, die sich im Kriege um die Stadt 
Verdienste erworben haben, das djmäische Bürgerrecht yerüehen wird^). 
Aus dem Verzeichnisse der Namen der mit dem dymäischen Bürgerrecht 
beteilten Personen ergibt sich nichts über ihre frühere Staatsange- 
hörigkeit und es ist nicht ausgeschlossen, ja sc^ar wahrscheinlich, 
dass hier auch Bürger anderer achäischer Städte in die Gemeinschaft 
von Dyme angenommen wurden, die also schon achäische Bürger 
waren. Aber ausser Zweifel steht durch die Inschrift, dass es ein 
dymäisches Bürgerrecht gegeben hat, und sicherlich stand kein Rechts- 
grund dag^en, auch Nichtachäer in dieses Bürgerrecht aufzunehmen 
und sie dadurch zu Achäem zu machen. Die Verleihung erfolgte 
unter gesetzlich festgestellten Normen, yermutlich auf Grund einer Art 
Dokimasie, wie in der spätem Form der attischen Bürgerrechtsver- 
leihung. 

Noch viel sicherer ist der Sachverhalt in einer anderen In- 
schrift aus Dyme *) , in welcher ein Beschluss der Dymäer über 
Erteilung des Bürgerrechts an die Epoken der Stadt erhalten ist, 
ohne dass in den Bedingungen , welche die Aufnahmswerber zu er- 
füllen haben, das Erfordernis des bereits erworbenen achaischen 
Bürgerrechts namhaft gemacht wäre. Diejenigen, welche in die dy- 
mäische Bürgerschaft aufgenommen werden wollen, müssen — wenn 
die Ergänzungen, wie wahrscheinlich, das Richtige treffen — von 
freier Geburt sein und ein Talent an die Stadt zahlen. Erwachsene 
Söhne sind als selbständige Bewerber zu behandeln, Söhne unter sieb- 
zehn Jahren erwerben das Bürgerrecht durch den Vater. Wenn wahr- 
scheinlich auch eine augenblickliche Finanznot diese Au&ahmstaxe 
hervorgerufen hat, so macht die ganze Verfügung, welche für den 
Staat eine Anzahl ansässiger Personen gewann, statt sie als einen 
fremden Körper im eigenen Fleische sitzen zu lassen, dem politischen 
Sinne der Dymäer mehr Ehre, als der Einsicht mancher Modemer 
die Entrüstung über den Verkauf von den Vätern ererbter Rechte. 
Der Eid, den der Vater eines weniger als siebzehnjährigen Sohnes 
oder einer unverheirateten Tochter zu schwören hat'), ist ein auf 
Grund eines bestehenden Gesetzes vorgeschriebener und demnach ent- 
weder jener Eid, den der Vater überhaupt bei Einführung seiner ehe- 

*) Bull, de corr. hell, ü, 40—44 = CoUitz, Dial.-Inschr. No. 1612. 

') Bull, de corr. hell. II, 94 mit den Ergänzungen von Fick, Bezzenb. Btr. 
V, 321, jetzt bei ColUtz, DiaJ.-I. Nr. 1614. 

*) diioaÄ](o)^ö) ip. ßoüXa 6 TrarJjp töv vö|itjJW3V 6p[xov • % jiÄv sTiisv a]öxoö y^vsäv 
xal [ve(i)]x6pov §7cta[xaiSexa /stIcov] töv ööv naTd[a yvi^otov] ibid. Z. 10 ff. nach 
der Ergänzung 0. Hoffmanns bei Gollitz. 

S Santo, Griech. Bürgerrecht. 8 
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liehen Kinder in die Phylen oder deren Unterabteilungen zu schwören 
hatte oder derjenige, der im allgemeinen gesetzlich für Neuburger 
vorgeschrieben war. Eine Neuerung für diesen Fall war nur der Teil 
des Eides, der sich auf die Minderjährigkeit des Sohnes bezog. Der 
Orund ist klar. Der volljährige Sohn hätte sich selbständig um die 
Aufnahme bewerben und gleichfalls ein Talent erlegen müssen. Minder 
klar ist, warum das Vorhandensein der unverheirateten Tochter be- 
eidet werden musste. Der minderjährige Sohn erwarb durch den Eid 
des Vaters das Bürgerrecht bei Eintritt der Grossjährigkeit. Für die 
Tochter konnte höchstens die Epigamie und die Teilnahme an den 
religiösen Funktionen bürgerlicher Frauen erworben werden. Wir 
wissen aber nicht einmal, ob die Ehe eines djmäischen Bürgers mit 
einer Nichtbürgerin nicht gültig war und somit die Verleihung der 
Epigamie gegenstandslos gewesen wäre. Wohl aber ist es nicht un- 
wahrscheinlich, dass das Bürgerrecht auch bei einseitig bürgerlicher Ab- 
kunft — wenigstens in dieser Zeit der Not an der hinreichenden Anzahl 
von Vollbürgern — gesetzlich war und demnach auch von der Mutter 
geerbt werden konnte. In diesem Falle war der Erwerb des Bürger- 
rechts seitens der unverheirateten Tochter allerdings eine Sache von 
Bedeutung. Wahrscheinlich wird diese Vermutung gemacht durch 
die Bestimmungen des zweiten Teiles der Inschrift, wenn diese dem 
Wesen nach richtig wiederhergestellt sind *) , durch welche auch 
der freien und freigeborenen Witwe die Möglichkeit des Erwerbs des 
Bürgerrechts für ihre Söhne gesichert wird. Das von den Neubür- 
gem erworbene Bürgerrecht ist auch ein volles, ausdrücklich wird 
ihnen die Fähigkeit, das eponyme Stadtamt zu bekleiden, sowie die 
anderen Aemter zu verwalten, zuerkannt und die gleichmässige Ver- 
teilung in die drei bestehenden Phjlen angeordnet ^). Damit ist na- 
türlich nur das Vollbürgerrecht in Djme garantiert, das achäische 
Bürgerrecht kann aber nicht verliehen werden, weil zu einer solchen 
Verleihung die Ekklesie von Dyme inkompetent ist, dann aber auch, 
weil sie nicht notwendig ist, denn jeder Dymäer ist implicite Achäer. 
Das ist eben der unterschied zwischen der bundesmässigen und zwi- 
schen der synökistischen Sympolitie, wie wir sie im Verhältnis von 



^) [El bh] x'4p<^ &X6u[d'ipa xal Ig] iXeud'£[pQ)v d-eXi^aet xoi]va)V&X[v xSt^ nöXio^ 

7capS]ata) [ ] xÄt Yüv[atxl ] Xt . * YSveÄt E[l bk Ix^^ ööv 

&vxö€] &TCXot[xaCÖexa /sxloov] ^ ^0Yaxip[a dvixöOTOv, dp.o]a(i|i[evoc xöv vömiiov ö](p)- 
xov in [ßo]üX[äf ij jiiv a]öxa[6 sX[ie[y yz^Bä.w xal vsc6T](e)[pov] xxX. 

*) . . SiaxXapQ)adv[x(0 cd or)vap](x)£at cbg loöxaxa §iil x&g cpoXig xal Xa[x6vxo) 
inl xäv] DicaxCda, inl x&v AujiaCav, inl xdv Oeani[aCav]. Die drei Phylen von Dyme 
dürften durch dorischen Einfluss entstanden nnd ihre lokalen Namen an die Stelle 
derjenigen der dorischen Phylen der Dymanen, Hylleer u. Pamphyler getreten sein. 
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Smyrna und Magnesia, von Teos und Lebedos und von Medeon und 
Sidris kennen gelernt haben, dass hier das Bürgerrecht der Sonder- 
istaaten besteht und das gemeinsame Bürgerrecht nach sich zieht, 
dort aber der eine Staat völlig aufhört zu existieren, dass also hier 
die bestehende Soiiveränetät des Sonderstaates Konsequenzen für die 
Souveränetät des Bundestaates hat. Natürlich kann der Einzelstaat 
auch im achaischen Bunde nicht rechtsverbindlich für den Bund be- 
schliessen, aber die innerhalb der Grenzen seiner bedingten Souve- 
ränetät gefassten Beschlüsse werden vom Bundesstaate anerkannt, 
dieser acceptiert den Einzelstaat in der von diesem selbst bestimmten 
Form. Ebenso wie es zu den Rechten eines Bürgers von Dyme ge- 
hört, Bürger des achaischen Bundesstaates zu sein, so gehört es zu 
«einen Pflichten, an den Bundeslasten teilzunehmen. Es wird daher 
in dem besprochenen Beschlüsse ausdrücklich betont, dass die Neu- 
bürger an den Lasten des Bundes teilzunehmen haben ^). 

Sogar der Eintritt eines Staates* in den achaischen Bund findet 
iseinen staatsrechtlichen Ausdruck in der Verleihung des achaischen 
Bürgerrechts an die Mitglieder des Sonderstaates, wie aus der In- 
korporierungsurkunde von Orchomenos in den achaischen Bund ^) her- 
vorgeht, in welcher der Termin des Eintritts in den Bund durch die 
Worte bezeichnet wird: dcp' oö (sc. ol 'Opxopi^vtot) 'Axatol ly^^ovTo. 
Diese Verleihung des achaischen Bürgerrechts an Orchomenos, durch 
welche die Sympolitie besiegelt wurde, fand in einfacher Weise, so wie 
andere Bürgerrechtsverleihungen vor sich gingen, durch einen Volks- 
beschluss der Achäer und zwar der Bundesekklesie statt, auf Grund 
«ines vorhergegangenen Vertrages mit Orchomenos selbst, wie aus 
<lem in derselben Urkunde erhaltenen Eid hervorgeht: -Jj |X(iv i(i] Tzaotv 
l(i|ie[v]elv iv xäti oiiXat xai Tat &\ioXoyiai xal xöc (l^acpfa|iax[c xöt yeyfo- 
|x^V(oc Tot xot]v[(üt] Töt T[(b]v 'Axatöv. Diese Form der Aufnahme in 
den Bund beweist schlechthin die Existenz eines gemeinsamen Bürger- 
rechtes und damit die Existenz eines gemeinsamen Staates im unter- 
schied von anderen Bünden, die keine selbständigen Staaten sind. 
Ausserdem haben wir aber auch die Bürgschaft für die Existenz des 
achaischen Bundesbürgerrechts durch die Thatsache der Verleihung 
desselben an eine einzelne Person, an Kassandros den Sohn des Mene- 
stheus, wie aus der sog. Ehrentafel für denselben unzweideutig her- 



*) xal xotv(o]ve6vta) ^soxoXtÄv Äv & niXtg xaötoxÄt e aöxföv xal &px^^^^ 

TÖv xe slg xb xotvöv [^öpxov xal täc eloqpoplag xÄg (xe) elg xö xotvöv xa(Y)Y[p«<PÄd- 
Die Ergänzungen treffen wohl wenigstens dem Sinne nach das Richtige. Unter 
xoiv6v ist natürlich der achäische Bund zu verstehen. 

«) Lebas ü, Nr. 353 = Dittenberger, syU. Nr. 178. 

8* 
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vorgeht *). Ebenso kann dafür, wenn auch nicht mit gleicher Sicher- 
heit, geltend gemacht werden, dass auf einer dodonäischen Inschrift *) 
ein Aa|iapxoc Aa(i£a 'Axato? erwähnt wird. Man darf wohl auch 
hier annehmen, dass der betreffende Mann auch mit seinem Stadtethnikon 
bezeichnet worden wäre, wenn es ein achäisches Staatsbürgerrecht 
nicht gegeben hätte. Die Verleihung desselben musste natürlich pri- 
mär von der gemeinsamen Gewalt erfolgen und zog an sich noch 
Dicht das Bürgerrecht irgend eines Einzelstaates oder aller Einzel- 
staaten nach sich, wie es umgekehrt der Fall war. Wir kennen die 
Grenze nicht, innerhalb deren der Einzelstaat rechtsverbindlich be- 
schliessen konnte, aber er hat sicherlich keine Möglichkeit gehabt, 
Gesetze zu geben. Denn wenn es zum Wesen der Sympolitie gehört, 
dass alle an derselben teilnehmenden Staaten die gleichen Gesetze 
haben, und wenn Polybius überdies für den achäischen Bund speziell 
die Einheit der Gesetzgebung bezeugt, so gibt es keinen anderen Aus- 
weg als die Annahme, dass die Bundesgewalt ausschliesslich für die 
Gesetzgebung kompetent war, weil sonst jedes vom Einzelstaat be- 
schlossene Gesetz eben diese Einheit gestört hätte. Die Annahme, dass 
der Einzelstaat Gesetze habe beschliessen können, insoweit sie der Bundes- 
staatsgesetzgebung nicht widersprachen , also einer höheren Geltung^ 
der Bundesgesetze, würde der üeberlieferung auch nicht völlig gerecht 
werden und eine Kassierungsinstanz voraussetzen, die zwar die Bundes- 
ekklesie sein könnte, von der uns aber sonst nichts bekannt ist. Das 
allmähliche Anwachsen des achäischen Bundes und der successive An- 
schluss einzelner Städte, die schon früher ihre eigenen Gesetze hatten, 
macht es vielmehr wahrscheinlich, dass im Falle des Eintritts in die 
Sympolitie die alten Gesetze in Bausch und Bogen ausser Kraft gesetzt 
und die Bundesgesetze angenommen wurden. Aber die Bundesekklesie 
konnte auch verbindliche Psephismata beschliessen, deren Abgrenzung 
von den Gesetzen uns hier noch weniger möglich ist, als auf dem Boden 
anderer griechischer Staaten, in Betreff deren das Material reichlicher 
fliesst. Da aber sogar die Inkorporierung der Staaten in den Bund 
durch Psephismata beschlossen wurde, ausserdem die Kriegführung 
unmöglich gewesen wäre ohne die Möglichkeit, Bundespsephismen zu 
beschliessen, so müssen Volksbeschlüsse der Bundesgewalt in ungemein 
ausgedehnter Weise angewendet worden sein. Ebenso sicher ist aber 
das Recht der Volksbeschlüsse im Einzelstaat ; innerhalb der Kom- 



^) Arcli. Z. 1855, p. 34 ff., Nr. 75: t6 xotvöv 'Axottßv upogevtqj: xal uoXtxsCqt. 

*) Carapanos, Dodona p. 53, Nr. 7, Z. 7 : [Aajidpxloo toÖ Aajii[a] 'Axat[oö xtX. 
Dagegen ist Z. 10 ff. zu lesen ; poo]v xa[l] öjioiov xolc [ÄXXotg 'ATC]etpd)xaig, nicht 
['Axaiöjv xal 5|jtotov, wie Carapanos ergänzt. 
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petenz, welche fQr die Volksbeschlüsse von den Gesetzen gelassen 
wurde, konnte sich das Selbstbestimmungsrecht der Einzelstaaten äus- 
sern. Das Bürgerrecht wird aber in allen griechischen Staaten durch 
Yolksbeschluss yerliehen und auch dort, wo seine Verleihung noch 
an erschwerende Formen gebunden ist, ist niemals ein Gesetz er- 
forderlich, welches höchstens die Bedingungen der Verleihung r^eln 
kann. Es ist daher yollkommen entsprechend, dass die Einzelstaaten 
auch durch ein Psephisma ihr Bürgerrecht verleihen, was yöllig in 
ihrer Kompetenz liegt. Auch die Rechtspflege liegt in den Händen 
des Einzelstaates, und zwar sowohl in jenen Fällen, in denen sie 
durch einen Yolksbeschluss ausgeübt wird, wie dort, wo ein Gerichts- 
hof kompetent ist. Das erstere scheint der Fall zu sein in jenem 
Falschmünzerprozesse, von dem schwerlich Kunde auf die Nachwelt 
gekommen wäre, wenn er nicht durch die Ekklesie verhandelt und 
wenn deren Beschluss nicht in Stein aufgezeichnet worden wäre ^). 

Wie die Erteilung des Bürgerrechts durch Volksbeschluss des 
Einzelstaates erfolgt, so wird auch die Aberkennung der Ehrenrechte, 
die Atimie, vom Einzelstaat mit dem Erfolg ausgesprochen, dass dieselbe 
nicht nur für die beschliessende Stadt, sondern für den ganzen Bund 
in Geltung ist. Denn wenn jeder sein Bundesbürgerrecht als Sonder- 
staatsbürger ausübt, so muss auch die Atimie im Sonderstaat die 
Atimie im Bunde zur Folge haben '). Das ist nicht nur theoretisch 



*) Bull, de corr. hell. H, 98. Nach Weil, Z. f. Num. IX, 234 bei CoUitz D.-I. 
1613: [ini ^eojxöXou ^XoxXiog, [Ypap,J|jkaxiaxa Aa{iOxp([xou ßouXJdpxou KXioDvo^ 
[xoöoös] & TcöXtg xaxixpiv[e O-avdxloo, &u fepoqxöpsov [xal vö]|iia|jka Ixoircov yijiX- 
[xeov] öpatxiwva elxs 'Avxt[öxö)t] övojjia a5xQ)i Soxt, [Kpd](x)iv x6v xP^^J^X^^v [KuX- 
X]dvtov 'fi el navxaXi[ovx]t fj et xt &XXo 5vop.a, [MoJoxöXaov MooxoXdou. Auch 
schon der Ausdruck & iccXig xaxexpive beweist die Verurteilung durch die Ekklesie. 
Man wird also eine Art Eisangelieverfahren annehmen müssen. Die Unsicherheit, 
welche in Betreff der Namen der Missethäter besteht, verbürgt nahezu die nicht 
bürgerliche Herkunft derselben. 

^ Dies ist deutlich zu ersehen aus der Inschrift Bull, de corr. hell. II, p. 97 
= Collitz 1615, Z. 10 ff.: o£ dk Y6[povxe6, el iirj stoupdJOovTi xoög TtoXejidpxoog, 
Oüxol diwxivövxa) [xdtv {^a|v6av xotl &xip,o]i övxfo)] xal Sv zoX^ 'Axaiotg xal 
xaxd 7c6Xiv. Die ganze Inschrift bedarf einer kurzen Erläuterung. Sie betrifft 
offenbar eine Stadtanleihe. Der Gläubiger ist uns unbekannt und erhält sein 
Darlehen, wenn der Staat durch seine Beamten, die Polemarchen, es nicht recht- 
zeitig zurückzahlen kann, von den Tcpoaxdxatg und mehreren Privatpersonen, die 
von der Stadt speziell als Bürgen aufgestellt worden sind, zurück. Denn Z. 1 
ist das überlieferte EIIQN weder mit Fick §[vi]ci)v, noch mit Hoffmann e[x8C]Q)v, 
sondern vielmehr &(T)[Tö]a)v zu lesen und dasselbe Wort Z. 6 einzusetzen. Es 
wird daher den icpoaxdxaig das Recht eingeräumt, diejenigen Beamten, denen 
die Rückzahlung aus der Staatskasse obliegt, speziell die.Polemarchen, die Da- 
mosiophylakes, den Schreiber und den Schatzmeister als Schuldner einzuschreiben, 
wenn diese nicht zur Kenntnis nehmen, dass die npoaxdxai und Bürgen das 
Geld an die Gläubiger zurückerstattet haben oder dass die Gläubiger selbst 
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notwendig, sondern auch durch das Gebot der praktischen Notwendig- 
keit gegeben, weil es eine vollständige Untergrabung der Autorität 
des Sonderstaates bedeutet hätte, wenn der von diesem zur Atimie 
Verurteilte im Bundesstaate Aemter erlangt hätte. Die Souveränetät 
des Einzelstaates findet also ihre Grenzen an der Gesetzgebung und 
kommt YöUig zum Ausdruck im Volksbeschluss, der sich so wenig 
im Widerspruch mit einem Gesetze befinden kann, wie der Volks- 
beschluss des Einheitsstaates mit dessen Gesetzen. Eine andere Frage 
ist, ob sich der Volksbeschluss des Sonderstaates nicht im Widerspruch 
mit dem Volksbeschluss des Bundes, der ja auch für alle Achäer 
rechtsverbindlich war, befinden und so ein Kompetenzkonflikt zwi- 
schen den beiden Gewalten entstehen konnte. Dies ist möglich, und 
damit ist auch die staatsrechtliche Möglichkeit einer Katastrophe ge- 
geben, über die man nirgends völlig hinwegkömmt. Ohne billige 
Rücksichtnahme des beschliessenden Volkes im Einzelstaate auf die 
Volksbeschlüsse des Gesamtstaates, an denen jenes ja auch Teil hatte^ 
liess sich auf die Dauer dieses staatsrechtliche Gebäude eben nichi 
erhalten. Von einer verfassungsmässigen Einschränkung in Bezug 
auf die der Beschlussfassung durch die Einzelstaaten vorbehaltenea 
Gegenstände ist uns nichts bekannt. Doch sind durch die Natur der 
Sache alle jene Gegenstände ausgeschlossen, die in das Budgetrecht des 

ihrer Yerpflichtung dnrch Zahlnng des Darlehens nachgekommen sind oder 
wenn sie dies alles zwar gethan , aber zum festgesetzten Termin die Schuld 
nicht an die Bürgen zurückgezahlt haben. ig](8)t}i6v dh xal xoTg npoczdiai^ xal 
TOtg [Sp]ave(rcaTg iy^pAtpeii [TcoXejidpxoüc] xal öap,ootoqpöXaxec xap] Ypa|jip,a'ci[a] xal 
Tttp-Cav, oX &&i [ioovxat, el ij] [i-f] 7iapa86govxott xdg SxYpa[9]ag napä xföv npoaxoLz&v 
xa[l x(öv Syy^^^I '^^^ Ö7CÖ tag nöXiog xa^eoraji^vcov 9i jiyj ndtp töv löt(o[x&v xföv 
&pav8a]T&v ^ jiYj &icoÖ(öoovTt Sv xatg &}idpaig Sv afg yi'{pot.[nx(x.i. ' xid-dTO) bk & x]^poiy- 

oioL ^ xod-' fexdoxav -^jiipav , Sors xa dcTioÖolev. Auch in der Darlehenssache der 

Nikareta und der Stadt Orchomenos in Böotien (Bull, de corr. hell. III, p. 460 fF. 
und rV, p. 1 ff.) treten für die schuldende Stadt die Polemarchen und neben 
ihnen einzelne Bürgen ein. Die Aehnlichkeit besteht aber nur darin, dass die 
Polemarchen hier wie dort diejenigen Beamten sind, denen die Rücl[zahlung 
der Schuld obliegt. Hier aber sind die icpoatdxai und die Bürgen diejenigen, 
welche dem Gläubiger persönlich haften und dann Regress nehmen auf die Po- 
lemarchen, die ihnen die Schuld aus der Staatskasse durch Vermittlung des 
Tap,Cac auszufolgen haben. Heranzuziehen ist auch Bull, de corr. hell. YI, p. 68. 
Vgl. meine Ausführungen in Wien. Stud. VH, p. 240 und 242. Die Atimie 
wird über die Geronten verhängt, die von den Polemarchen das Geld nicht ein- 
treiben. Soweit ist die Inschrift sicher erklärbar. Vermutet kann nur werden, 
dass es sich um einen Bundesbeitrag handelte, der von freiwilligen Vereinig- 
ungen (Ipavoi) vorgeschossen wurde, und dass für den Fall, wenn die gewünschte 
Summe nicht erreicht würde, irgend welche Erweiterungen der Spavot gestattet 

werden. Das scheint der Sinn der Worte von Z. 12 an zu sein : el öfe * 

fe](p)dvoüg xoög iXdaoo)/^^ <;pepövxa)v (S)oxs [ x]öv ^öpov, xa^cbg äg &PX&C 

l^epov, SgouaCa l[ax(o . . . .]o&i Spaveuxav. 
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Bundes eingreifen, bei denen also Dinge beschlossen werden, deren 
Kosten aus der Kasse des Bundes bestritten werden sollen. 

Ueber den Umfang derjenigen Dinge, die der Gesetzgebung der 
Bundesversammlung vorbehalten waren, sind wir nur sehr unvoll- 
kommen unterrichtet ^), gar nicht über die Modalität der Gesetzgebung 
und ihren formalen Unterschied vom Volksbeschluss *). 

Wenn wir die Kompetenzen des Einzel- und des Bundesstaates 
im achäischen Bunde richtig abgegrenzt haben, wenn der Bund im 
staatsrechtlichen Sinne eine Sympolitie war und daher nur einerlei 
souveräne Gewalt hatte, wenn es ein allgemeines achäisches Bürger- 
recht gegeben hat, so folgt, dass Rat und Volksversammlung des 
Bundes aus dem Gesamtstaat hervorgegangen und nicht durch Aus- 
schüsse oder Delegierungen aus den Versammlungen der Einzelstaaten 
abgeleitet sind, dass sie mit einem Worte als primäre Versammlungen 
bezeichnet werden müssen. Denn ihrem innersten Wesen nach kennt 
die Sympolitie eigentlich keine Sonderstaaten, sie kann ihre souve- 
ränen Gewalten daher auch nicht aus diesen bilden, sondern nur aus 
sich selbst als Einheitsstaat. Die praktischen Konzessionen, die man 
im achäischen Bunde den Sonderstaaten gemacht hat, ändern nichts 
an der Sache. Freeman hat bereits die Volksversammlung des achäi- 
schen Bundes für primär erklärt und Wilhelm Vischer *) hat ihm 
mit Recht beigestimmt. Es folgt dies nicht nur aus der Sachlage, 
sondern es kann auch das Zeugnis des Polybius dafür angeführt wer- 
.den, dass jeder Mann vom dreissigsten Jahre an an der Volksver- 
sammlung teilnahm ^). Daraus folgt, dass Delegierungen der Ekkle- 
sien der Einzelstaaten in die Bundesversammlungen unmöglich sind, 

^) Einige Gesetze hat Merleker, Achaicorum libri tres p. 90 und darnach 
Dubois, les ligues ^tolienne et achäenne p. 142 zusammengestelli 

^) Auf Grund der Stelle Polyb. V, 93, aus welcher hervorgeht, dass Anti^ 
gonos Doson der Stadt Megalopolis, die seit dem Jahre 234 zum Bunde gehörte, 
einen Gesetzgeber geschickt habe, hat Freeman (p. 256) geschlossen, dass auch 
völlige Freiheit in der Gesetzgebung der Einzelstaaten bestand. Aber es ist 
die Frage, ob dieser vop.o^i'nf}^ mehr zu regeln hatte, als gewisse Dinge, die 
sich unmittelbar aus den lokalen Verhältnissen der Stadt ergaben, und wenn 
diese Bestimmungen, sofern sie auf die Dauer berechnet waren, wirklich den 
Namen von vö|Jtoi gehabt haben sollten , so würden sie sich staatsrechtlich noch 
immer von den eigentlichen Gesetzen, von denen Polybius ausdrücklich sagt, 
dass sie im Bundesgebiet identisch waren, unterschieden haben, ebenso wie sich 
der v6|ioc d. h. das Statut irgend einer freien Vereinigung vom Staatsgesetze 
auch in Athen scheidet. In diesem Falle wären die beiden Bezeichnungen v6}iog 
nur homonym und das Gemeinsame wäre nur die Dauerhaftigkeit der Bestimmung. 

«) Freeman p. 263 und W. Vischer, kl. Sehr. I, p. 569. 

*) Polyb. XXIX, 24: iiexd öi xtva xP^vov odyxXt^xoü oüvax^eCoYjg el^ T-ijv xöv 
2txu(i)v£o)v TCöXiv, Iv i auvißaive p,^ p,6vov au|i7cope6ead-ai xijv ßouXTjv dtXXd Tcdvxag 
lob^ dmb xptdxovx' §t(5v . . . 
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weil sonst nicht alle Bürger, die das dreissigste Jahr überschritten 
hatten, an der Bundesekklesie teilnehmen konnten. Aber auch die 
Annahme, dass jede Ekklesie der Einzelstaaten sich als solche in die 
Bundesekklesie begeben habe, ist innerlich unmöglich. Es ist also 
jeder achäische Bürger, wenn er sein dreissigstes Lebensjahr zurück- 
gelegt hat, als solcher, nicht als Dymäer oder Korinthier Mitglied 
der Bundesekklesie gewesen, und die Ausübung des Bundesbürger- 
rechtes konnte um so weniger an der des Sonderbürgerrechtes haften, 
als möglicher Weise für die Teilnahme an den Versammlungen der 
Sonderstaaten andere Bedingungen eintraten und für dieselben das 
Alter von dreissig Jahren nicht die notwendige Voraussetzung war, 
ebenso wie umgekehrt verfassungsmässige Beschränkungen der Sonder- 
staaten auch solchen Männern, die Teil an der Bundesekklesie hatten, 
die Teilnahme an der Ekklesie des Sonderstaates versagen konnten. 
Gegen diese Meinung hat jedoch Marcel Dubois Bedenken ge- 
äussert und zu erweisen gesucht, dass die Bundesversammlung der 
Achäer eine repräsentative gewesen sei und daher die Teilnahme an 
derselben nicht jedem Achäer zugestanden habe *). Aber keiner der 
von Dubois angeführten Gründe ist irgendwie durchschlagend. Wenn 
Polybius gelegentlich davon spricht, dass die Masse, ol TcoXXof, in die- 
sem Falle das souveräne Volk, blindlings den Führern folgt und 
nach Anhörung derselben die eigene Meinung preisgibt, so beweist 
das natürlich nicht nur nichts dafür, dass der Masse des Volks keine 
Entscheidung zugestanden habe, sondern eher umgekehrt, dass die 
Masse die allein entscheidende war. Aber auch die einzelnen Fälle, in 
denen Dubois, wo er die Entscheidung durch die Menge nicht bestreiten 
kann, eine Entscheidung durch die Ekklesie des Sonderstaates und 
zwar in Bundesangelegenheiten annimmt, müssen anders interpretiert 
werden. So ist die Behauptung falsch, dass als im Jahre 219 der 
Bundesgenossenkrieg erklärt wurde, das Votum der Bundesversamm^ 
lung einer Ueberprüfung und neuerlichen Abstimmung durch die 
Einzelstaaten bedurfte *). Das Missverständnis beruht auf einer nicht 
hinreichend scharfen Scheidung zwischen Bundesgenossen (a6(i|iaxot) 
und Bundesgliedefn. Die Situation ist die, dass auf einer Versamm- 
lung zu Korinth, welche nicht eine Volksversammlung des Bundes, 
sondern eine Beratung der Mitglieder der Symraachie war, zu welcher 
auch König Philipp, die Böoter, die Phokier, die Epiroten, die Akar- 

*) Dubois, las ligues achöenne et ätolienne p. 127 ff., cf. p. 125. 

*) Dubois a. a. 0. p. 132 auf Grund der Stelle Polyb. IV, 26, 2: ol dk oöv- 
eöpot irapaxp^p-a icpsoßsoxdc SgaTtdoxeXXov npb^ xoüg aü|i|idxoi>€ , £va «ap' Ixctoiotg 
Ötdt TÖv TcoXXöv SmxüpwS-dvxog xoQf Öoy|j4tog ixcpipoDOt Ttivte^ xorg AlTtöXotg tov dnö 
XY]6 X^P*€ «öXejiov. 
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nanen und die Achäer als Bundesstaat gehörten, und bei der kein 
achäischer Sonderstaat vertreten war, der Krieg gegen die Aetoler 
beschlossen wurde ^). Hiemit lag noch kein gültiges Psephisma der 
Ächäer selbst vor. Nach jenem Beschlüsse schicken die Teilhaber 
an dem Tage von Eorinth und nicht etwa die achäischen Bundes- 
behörden Gesandte an die einzelnen Staaten der Symmachie und nicht 
an die der achäischen Sympolitie, damit diese ihrerseits rechtsver- 
bindlich den Krieg beschliessen und das S6y[La des Tages von Ko- 
rinth ausführen helfen. Denn nur dieses ist mit den Worten to6xou 
8e Toö SoYiiaxo^ xüpwO-evxo^ *) gemeint. In Vollführung dieses Be- 
schlusses traten ihrerseits erst die Achäer zu ihrer Bundesekklesie 
zusammen und beschlossen den Krieg, nicht in ihren Sonderstaaten, 
sondern im Bundesstaate und von Bundesstaatswegen *). Von einer 
Ratifizierung eines Beschlusses des Gesamtstaates durch die Einzel- 
staaten kann also hier keine Bede sein. Noch weniger geht dies aus 
einer zweiten von Dubois angezogenen Stelle hervor *) , die sich in 
der Bede findet, welche Kallikrates als achäischer Gesandter vor dem 
römischen Senat hielt und in der er auseinandersetzte, dass es zwei 
Parteien in Achaia gebe, eine römerfreundliche, die sich über jedes 
heimische Gesetz hinwegsetzen wolle, um den Bömem zu Diensten 
zu sein, und eine Patriotenpartei, der das heimische Gesetz höher stehe 
als die Freundschaft mit Bom. Der Senat möge sich deutlich für 
die römische Partei aussprechen, dann sei ihr Sieg gesichert. Andern- 
falls würde die Patriotenpartei siegen, denn schon jetzt erhielten die 
Führer derselben allerlei Ehren in ihren Einzelstaaten, weil sie die 
Gesetze des Bundes und ihre eigenen Beschlüsse in Kraft erhalten 
wollten ^). Wir haben bereits früher gesehen, dass die Verleihung 
von Auszeichnungen ebenso wie andere Volksbeschlüsse vollständig 
in der Kompetenz der Einzelstaaten lag, und es ist somit aus diesem 
Bericht kein Argument für die Annahme abzuleiten, dass Dinge, die 
vor die Bundesekklesie hätten kommen müssen, thatsächlich vor die 
Sonderstaatsekklesie gebracht wurden, auch nicht in dem Falle, wo es 

^) Polyb. IV, 25init.: KaxaXaßd)v Öä xoug äicö xöv oi)|i|iaxf8(»)v TcapaYsyovöxac slg 
xijv Köptv^ov 0üv>58peü6 xal 8ieXdjißavs |i6X& toötcdv, zi Ost itoielv xal TCög xP^^^^^o^' 

«) Polyb. IV, 26 init. 

') Ol Ö' 'Axatol oüveXifövxsg elg xijv xaO-i^xouaav aövo8ov xö ts ÖÖYjia icdvxsg 
iTcexöpooaav xal xö Xdl^upov gn&xiijpugav xaxd^ xSv AlxcüXSv, ibid. § 7. 

*) Polyb. XXIV, 11 (= 26, 2). 

*) Ötö xal vöv YjdYj xtvdg, oöS-iv Ixspov iipoocpepO|jiivoog ödxatov Tipög cptXoÖogCav, 
Öt' aöxö xoöTo xü)v |i6YCoxa)v xuYXO'vstv T(,p,(&v «ap4 xolg löfoi^ 7coXtX6Öp,aotv , Öid xö 
ÖoxeTv dvxtXiYstv xolg bcp* ö|iföv Ypa^op-^voi^ X^P^^ "^^^ ötap,ivstv xoög voptoug loxi>po6g 
xal xa ÖÖY|i.axa xdt Y^'VÖp^va itap' aöxolg. 
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sich bei diesen Auszeichnungen um die Anerkennung der Treue gegen 
den Bund handelte. 

Gegen die Annahme primärer Versammlungen würde es aller- 
dings sprechen, wenn nachgewiesen wäre, tdass in den Bundesver- 
sammlungen nur Gesandtschaften der Einzelstaaten Sitz und Stimme 
hatten, weil diese dann die Repräsentanten der Sonderstaaten wären 
und damit die ßepräsentativerfassung des Bundes erwiesen wäre. Aber 
die beigebrachte Stelle beweist dies nicht. Livius berichtet nämlich, 
dass Flamininus auf der Bundesversanunlung zu Eorinth im J. 194 
eine Bede an die Gesandtschaften der achäischen Staaten gerichtet 
habe ^), aber er hebt ausdrücklich hervor, dass diese Rede nicht in 
der eigentlichen Bundesversammlung gehalten wurde, sondern dass 
die Gesandtschafben der Einzelstaaten in contionis modum circum- 
fusae waren. 

Der schwerwiegendste Einwand gegen die Annahme von primären 
Versammlungen ist aber die seit Niebuhr*) allgemein geteilte 
Meinung, dass in den achäischen Bundesversammlungen curia- 
tim nach Einzelstaaten abgestimmt wurde, es also für das Resultat 
der Abstimmung gleichgültig war, ob ein Mann als Repräsentant 
oder die ganze Bürgerschaft des betreffenden Staates in der Bundes- . 
ekklesie vertreten war. Dubois leitet aus dieser Thatsache ab, dass 
die Bundesekklesie eine repräsentative war. Aber dieser Schluss be- 
weist nur ein vollständiges Verkennen der Bedeutung der Curiatvoten. 
Allerdings hatte jeder Staat eine Stimme, aber es war nicht gleich- 
gültig, auf welche Weise das Votum des betreffenden Einzelstaates 
zustandekam. Nicht ein Delegierter mit gebundener Marschroute 
sollte seine Stimme im Sinne seiner zu Hause erhaltenen Instruktionen 
abgeben, sondern das Urteil sollte sich im Hin- und Widerreden der 
Versammlung klären und das Votum des Einzelstaates sollte durch 
die Majorität der anwesenden Bürger desselben eruiert werden. Die 
Abstimmung nach Städtekurien ist eben eine Form der Abstimmung, die 
dem Charakter der Bundesversammlung als einer Vereinigung aller 
Achäer keinerlei Abbruch thut. Es ist natürlich, dass häufig in den 
Bundesversammlungen nur relativ wenige Bürger der von dem Orte 
der Versanmilung entfernter gelegenen Orte zugegen waren, und in- 
sofern war die Eurienabstimmung ein Akt der Billigkeit. Aber eben 
deshalb, weil die Bundesversammlung primär war, schien es auch 
billig, den Ort derselben zu wechseln, um auch der Gesamtheit der 



^) Liy. XXXIV, 48: veris initio Corinthum conventn edicto venit. ibi om- 
nium civitatiuiu legationes in contionis modnm circuinfusas est adlocutus. 
2) Rom. Gesch. II, p. 94. 
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Bürger anderer Städte Oel^enheit zu geben, sich an den Beratungen 
zu beteiligen. So spricht also gerade die Eurienabstimmung mit fOr den 
primären Charakter der achäischen Bundesversammlung. Ja gerade 
diejenigen Stellen, aus welchen die Eurienabstimmung mit Recht er- 
schlossen worden ist, sprechen zugleich dafQr, dass nicht Repräsen- 
tanten der Einzelstaaten, sondern jeder Bürger derselben, der wollte, 
an der Versammlung teilnahm. Ueber die Ereignisse vor der Schlacht 
bei Eynoskephalä erzahlt nämlich Livius '), dass, als die Bundesver- 
sammlung unschlüssig war, ob sie das Bündnis mit Philipp von Mace- 
donien oder mit den Römern eingehen solle, der Strateg Aristänus, 
nachdem die Gesandten des Attalos, der Rhodier, der Athener und 
des Philipp gehört worden waren, an die Versammlung die Frage 
richtete, ob jemand einen Antrag stellen wolle. Tiefe Stille folgte 
seinen Worten. Er ergriff noch einmal das Wort, um die Notwendig- 
keit, zu einem Entschlüsse zu kommen, eindringlich zu machen, nicht 
mit besserem Erfolge. Hierauf gieng er die Reden der einzelnen Ge- 
sandten durch und sprach seine eigene Meinung aus. Nach dieser 
Rede erhob sich Beifall sowohl als Widerspruch. Nicht bloss Ein- 
zelne, sondern ganze Staaten stritten mit einander über die einzu- 
schlagende Politik und auch die Magistrate, die den Antrag stellen 
sollten, waren in ihren Meinungen geteilt. Erst am folgenden Tage 
gelang es nicht ohne Gewalt, im Magistratskollegium einen Majori- 
tätsbeschluss für das Bündnis mit den Römern zu erwirken und so- 
mit einen formulierten Antrag vor das Volk zu bringen. Alle Staaten 
nun — heisst es bei.Livius — stimmten bei, nur die Dymäer, Me- 
galopolitaner und einige Argiver erhoben sich, durch Bande der Dank- 
barkeit an die Eönige von Macedonien geknüpft, vor der Äbstimmxmg 
und verliessen die Versammlung ^). So der Bericht. Mit so grosser 
Wahrscheinlichkeit also aus demselben hervorgeht, dass in der Bundes- 
versammlung nach Eurien abgestimmt wurde, so unwahrscheinlich 
ist es, dass die einzelnen populi, die ihre Stimmen abgaben oder sich 
entfernten, nur durch Repräsentanten vertreten waren. Schon der 
umstand, dass bloss einzelne Argiver sich entfernten, zeigt, dass die 
Anzahl der Argiver sich nicht auf wenige Personen, die mit einem 
bestimmten Mandat sich zum Bundestag begaben, beschränkte. Vor 
allem aber lässt der ganze Tenor der Erzählung keine andere Deu- 
tung zu, als dass eine ganze grosse Volksversammlung, deren Meinung 

') Liv. XXXII, 20 f£. 

^ . . . omnibns fere populis haud dubia approbantibus relationem ac prae 
86 ferentibus quid decretnri essent, Dymaei ac Megalopolitani et quidam Ar- 
giyorum priusquam decretam fieret, consurrexeruiit ac reliquerunt consilium 
neque mirante uUo nee improbante, ibid 22. 
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sich erst im Laufe der Debatte feststellen muss, tagte und nicht eine 
massige Anzahl führender Repräsentanten, deren Meinung von vorn- 
herein feststand. 

Wenn also dargethan ist, dass die Bundesversammlung eine pri- 
märe war und die Kurien abstimmung bloss ein das Wesen primärer 
Versammlungen nicht aufhebender Modus der Abstimmung gewesen 
ist, so besteht von dieser Seite kein Hindernis mehr anzunehmen, dass es 
ein panachäisches Bürgerrecht gegeben hat und dass der achäische 
Bund im streng technischen Sinne eine Sympolitie gewesen ist. 

Es ergeben sich auch sofort die notwendigen Konsequenzen für 
den Rat des achäischen Bundes, welcher aus dem Bundesstaat als 
Einheit so entstanden gedacht werden muss, wie ein Rat in einem 
Sonderstaat entstanden ist. Es können daher die Ratsherren des 
Bundes gelegentlich und zufällig auch mit Ratsherren der Einzel- 
staaten identisch sein, notwendig aber ist dies keineswegs. Dubois 
hat natürlich auch gegen diese Auffassung des Rates Einspruch er- 
hoben, die Buleuten des achäischen Bundes für Repräsentanten der 
Einzelstaaten erklärt, und behauptet, dass sie in den Einzelstaaten 
gewählt worden sind, um diese im Bundesrate zu vertreten. Die 
nächst liegende Folgerung aus dieser Annahme ist, dass sie auch 
identisch gewesen sind mit den Buleuten des Einzelstaates, und dies 
glaubt Dubois auch beweisen zu können. Livius berichtet über die 
Ereignisse vor der Schlacht bei Kynoskephalä und stellt die Situation 
so dar, dass Flamininus bereits ganz Griechenland in seiner Gewalt 
hatte und sich Achaia näherte. Die Achäer sollten über das Bündnis 
schlüssig werden. Die Versammlung des Bundes wurde in Sikyon ge- 
halten und dort zeigte sich völlige Unklarheit über das, was ge- 
schehen sollte. Jeder Einzelne wusste nicht, was er im Rate seiner 
Stadt, und nicht, was er in der Bundesversammlung sagen solle, noch 
was er selbst wolle ^). Dass aber aus dieser Stelle nur durch eine 
Folterinterpretation die Identität der Buleuten der Einzelstaaten und 
der des Bundes folge, ist gewiss klar. 

Allgemein anerkannt ist endlich, dass der Brief des Prokonsuls 
Q. Fabius Maximus an die Dymäer ^), welcher sich an die Archonten, 
Synedren und die Stadt richtet, beweisunkräftig ist. Denn er datiert 
aus der Zeit unmittelbar nach der Zerstörung Korinths, in welcher 
der achäische Bund von den Römern für kurze Zeit aufgelöst worden 

^) Liv. XXXI r, 19: neque solum quid in seuatu quisque civitatis suae aut 
in communibus conciliis gentis pro sententia dicerent, ignorabant, sed ne ipsis 
quidem secum cogitantibus quid vellent aut quid optarent, satis constabat. 

*) CIG 1543 : Kölviog <E»dßioc Kotvtou Md(gt}ioc dvO-ÖTiaxo^ Tü)|iaC(ov -Ai>|ia£Q)v 
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war, und das :Rjr>€^fcs> der Insdirift bat mit dem Budl» itklit;» sa 
UnnLf sondern ist dar nea ehigexielileie Bat der ^tadt IHme selbst;,, 
wie mit iScherbeit aus der Datienuigr der losebrift berrcorgebt« wekbe 
neben dem eponrmen I^ssx^ao; nicbt mebr, wie dies in Insdinfken 
ans der Zeit des Bandes Begel ist, den 7poc|i{iax:cr:a^ x^> Sdi^iooca- 
qpciAzx»v, sondern den ypaviULzrrjc rsO ou'i^S^Vj nennt» £s ist also 
kein sticbbaldger Grond dafnr Torbanden, den Bat des aebaiseben 
Bundes für eine nicht primäre Yeisammlnng xa balten, und man mos» 
ibn beurteflen, wie man die Yolksrersammlung des Bundes xu beur« 
teilen bat^ als ein Kollegium eines Einheitsstaates, tou welchem es 
f&r die Erkenntnis seines Wesens gleicbgaltig ist> dass er wieder in 
eine Beibe Ton Sonderstaaten zerfalli. 

So weit wir urteilen können, hatte der Bat auch wirklieb die 
Funktionen, welche sonst der Bat in Einheitsstaaten hat. Er bereitete 
die Beschlösse für die YolksTersammlung Yor und galt wie der Bat 
der Athener als äpyi^. Denn er war wie dort bexahli. Das geht 
unsweifelhaft aus der bei Polybius ^) berichteten Thatsache herror, 
dass König Eumenes den Achäem ein Geschenk Ton 120 Talenten 
angeboten habe, damit sie aus den Zinsen dieses Kapitals ihren Bat 
bezahlen könnten, also der Beschaffung einer standigen jährlich wieder« 
kehrenden Ausgabe enthoben wären. Aus der Motivierung der Ab« 
lehnung dieses Anerbietens in der von ApoUonidas von Sikyon ge- 
haltenen Bede') folgt nicht, dass Eumenes durch dieses Geschenk 
erst die Bezahlung des Bates habe herbeiführen wollen, sie gründet 
sich yielmebr nur auf die politische Erwägung, dass eine Abhängig« 
keit Yon Eumenes eintreten könne, wenn man das Geschenk annehme« 
Das Anerbieten eines solchen Geschenkes wäre aber überhaupt un« 
möglich gewesen, wenn nicht eine Bezahlung des Bates regelmässig 
stattgefunden hätte, denn es hat nur dann einen Sinn, wenn die Achäer 
Yon einer Bundesausgabe befreit werden sollten ^). Wahrscheinlich 
sind auch die Bundesbehörden besoldet gewesen, wie in dem dem 
achäischen Bunde nachgebildeten lykischen Bund Behörden und Bat 
besoldet waren. Es ergibt sich dies jetzt aus der von der österreicJii- 



*) Polyb. XXn, 10, 3 (= XXm, 7) : SgawsoxdXxsi di xal 6 paoatög EöjjivYjc 
icpeoßevcdc, hzayyeXk6\i6}foz §xaTÖv %aX elxoot xdXavxa öiöosiv xotg "Axaiot^ i<f* $, 
8av8i|;otUvQ)v ToöiÄOv, &x T&v TÄxoDv iwo^odo^To^i tJjv ßoüX^v xöv 'AxaiÄv kn\ tuX^ 

2) Polyb. xxn, 11 (XXin, 8). 

') Dies hat sogar Freeman verkannt , der p. 807 annimmt , dass der Rat 
unbesoldet war. Thm stimmt zweifelnd nnd nnter Citierung der entgegenste- 
henden Ansichten von 8chömann und K. F. Hermann bei W. Vischer, kl. Sehr. 
I, 573. 
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sehen Expedition aufgefundenen Inschrift von Rhodiapolis '), in welcher 
die Bezahlung dieser Behörden mehrfach erwähnt wird. Der Geehrte 
wird belobt, weil er eine Summe von 55 000 Denaren zu dem Zwecke 
gespendet hat, damit von den Zinsen die Beamten, die Wahlmänner, 
die Ratsherren und alle diejenigen, welche nach Sitte und Ueberein- 
kommen Taggelder zu empfangen hatten, bezahlt werden könnten ^. 
Diese Spende bezieht sich aber nicht auf eine ungewöhnliche imd 
früher nicht vorgekommene Ausgabe, es haben vielmehr auch sonst 
solche Spenden stattgefunden, um die Bundeskasse zu entlasten. So 
in der Inschrift von Balbura, wo dieselben Personen als besoldet er« 
wähnt werden, wie in der von Rhodiapolis *). 

Diese Darlegung der achäischen Verfassung hat den Zweck zu 
zeigen, dass der achäische Gesammtstaat für sich betrachtet ein ein- 
heitlicher ist, dass er seine staatlichen Funktionen so vollzieht wie 
irgend ein Einheitsstaat, dass also die Sympolitie im eigentlichen 
Sinne vollzogen ist und dort, wo die Kompetenz des Bundes beginnt, 
die Existenz der Sonderstaaten nicht mehr in Frage kommt. Wenn 
es notwendig ist, die Kategorien für die Rekonstruktion des griechi- 
schen Staatsrechts nicht aus modernen Theorien oder aus dem römi- 
schen Staatsrecht zu entlehnen, sondern aus der Betrachtung der 
griechischen Verhältnisse selbst hervortreten zu lassen, so darf man 
beim achäischen Bund zunächst nicht von einem Bundesstaate spre- 
chen, sondern von einer Sympolitie. Die Sympolitie ist also diejenige 
Form, in welcher es auf griechischem Boden möglich war, eine dem 
Bundesstaate nahekommende Verfassung zu erreichen. Es durfte nur 
nicht diejenige Form der Sympolitie gewählt werden, bei welcher die 
miteinander zu einem Staate verschmelzenden Staaten ihre gesonderte 
Existenz völlig aufgeben, sondern diejenige, bei welcher sie weiter 



^) Petersen und Lnschan, Reisen in Lykien S. 76. Die Opramoasinschrift 
publiziert von E. Loewy. 

^) Loewy in Petersen-Luschan, Reisen in Lykien. Die Stellen der Inschrift 
sind VHS. 105, Z. 6 ff.: xal inidoug x^ Sd^ei dtp^uptou SiQvelcpia icevT0ixta}i6pia %cA 
Tcsvxaxiaxe^Xia Saxe t6v xax' Sxog t6xov oLin&y x^P^^^ ^^C diavoji^v xoTg auvioOoiv el^ 
xdt X01V& xoO l^oug &pxatpdata dtpxoaxdcxaig xocl ßouXeuxalg xal xoivotg &pxoi>oi xal 
xotg XotTtotg xoT^ Sg l^oug Xa|ißdcvoüotv. Femer VI B , Z. 10 ff. : xal x6xaptop,dvov 
x^ g^ei X 7T:evxax[to]|iöpta xal «svxaxtoxsfXta <&ox[8] x6v x6xo[v] xo>pe^v slg diavo|i^ 
xolg dpxooxdxaig [xal] xot^ Xoiicotg xcX^ ig Sd-oug Xap.ßdvo[uai], wo die Buleuten unter 
den XotTcoC inbegriffen sind, ebenso VI F. Z. 2, S. 106 und Vm E, Z. 14, S. 107. 
Vgl. Loewy a. a. 0. S. 122. 

') Petersen, Reisen in Lykien II, S. 184, Nr. 235 korrigierte Abschrift von 
Lebas-Waddington 1221, Z. 41 ff.: Wvxa Öfe xal xolg oüve[XJ^Ooiv AoxCcov dpxo- 
oxdxaic xal ßouXsuxoAg xal xoivoTg dlpxouaiv diavo}if g ^v& X B ix xä^v I9(a)v. Hiezu 
ist zu vergleichen Benndorf-Niemann, Reisen im südwestl. Eleinasien I, S. 70, 
Nr. 49, Z. 8 ff. 
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existieren, aber bloss als OUeder des neuen Qesamtstaates und mit 
beschrankter Kompetenz. Dieser ausserordentlich zweckmässigen sym- 
politischen Yerfassong des acluuschen Bundes, die bei möglich grdsster 
Konzentration der Bundesgewalt die Eigentümlichkeiten der Einzel- 
staaten in ausreichendem Masse bestehen liess, ist die Dauer wie der 
Erfolg des Bundes zuzuschreiben , dessen Bestand das politisch er- 
freulichste Moment in der Zeit des niedergehenden Hellas ist. Es ist 
kein Zweifel, dass eine so erfolgreiche Lösung des Problems, das alle 
griechischen Staaten beschäftigt hat, des Problems, Bundesstaaten 
ohne Vorort zu bilden, und zugleich eine starke 2ientralgewalt neben 
YÖllig freier Individualität der Einzelstaaten zu schaffen, Eindruck 
gemacht und Nachahmung hervorgerufen hat. So unterli^t es für 
mich keinem Zweifel, dass die Verfassung das lykischen Bundes, wie 
wir sie ja allerdings erst aus späterer Zeit kennen, eine Nachbildung 
und Modifizierung des achäischen Bundes ist, was zuerst Freeman 
angedeutet hat ^). Die Hauptquelle für die Verfassung dieses Bundes 
ist bekanntlich die Stelle des Strabo, in welcher berichtet wird, dass 
es im lykischen Bunde Städte mit drei, zwei und einer Stimme im 
Bundesrat gab und dass nach diesem Massstabe auch die Lasten und 
Steuern des Bundes verteilt waren *). Diese Verschiedenheit in der 
Zahl der Kuriatvoten ist eine Abweichung von der Verfassung des 
achäischen Bundes, in welcher gerade die absolute Gleichwertigkeit 
der Voten der Einzelstaaten als ein Beweis wahrer Demokratie ge- 
priesen wird. Aber der Uebergang von der Form der Abstimmung 
im achäischen Bunde, wo jeder Staat eine Stimme hat, zu der Ab- 
stufung der Stimmenzahl nach der Grösse der Städte im lykischen 
Bunde ist ein begreiflicher und bei den wesentlich anderen histori- 
schen Voraussetzungen des lykischen Bundes leicht erklärlicher. Die 
Aehnlichkeit, die in der Abstimmung nach Bundesgliedem liegt, ist 
eine wesentliche und innerliche. Der Wechsel des Ortes der Bundes- 
versammlung ist ebenfalls ein aus dem achäischen Bunde enÜehntes 



^) Freeman, history of federal govemement S. 215. 

^ Strabo XIV, p. 664 : Elol bk tpst^ xol elxooi nöXet,^ (xl x^g cjnjqpou lisxixouoai * 
ouvipxovTOd dk ig hifdovriz nöXecog slg xoivöv ouvidptov, fjv äv doxtpiclbacoai nöXiy §X6- 
(jLevot* x&y dk icöXecov al [iif.oxou, |i^v xpt&v ({^i^qxov iaxlv IxdcoTY] xup(a, cd dk (jiiaat 
duftXv, al dk &XXai \u,S^' dv& Xöyov dk xal xd^ elacpop&z elacpipouoi xal xdg äXkaz 
^txoapfCoic . . . iv dk xß^ auvedpCcp icp&xov |iiv Xuxidpxvjg aCpetxoci, etx' &XXai äpxal 
cd xoö oüoxT^iiaxog • Ötxooxijptd xe dicoösixvuxat xotvg xal icepl TtoXijioo Öfe xal elpijviijc 
xal oo\i.\iotxioLQ IßooXeöovxo 7cp6xspov, vOv 8' oöx elx6c, dXX' ini xotg 'PoD^iaCoig xaOx' 
dvdy^'i xslo^i tcX-Jjv el ftxsCvwv §jttxpecpdvxa)v 9i bnkp aöx65v etnj XP^^P-^V' 6\xoUü^ 
d& xal ötxaoxal xal äpxovxs^ dvd Xöyov xoÄg cpT^qpotg Sg Ixdoxifjg icpoxstp(|^ovxat icö- 
Xeo)^* oöxco d* eövo|iou|jt£voig aöxol^ ouvißv] Tcapd T(i>)jMctoig IXsud-ipoi^ diaxsX&aoci xd 
icdxpia v£p,ouai . . . 
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Prinzip. Der Grad der Anlehnung des lykischen an den acb'äischen 
Bund kann nur aus einer genauen Betrachtung ihrer Eigenheit erkannt 
werden, aber die Frage der Entlehnung der Bundeseinrichtungen selbst 
muss auf Grund der chronologischen Erwägung bejaht werden, dass 
der lykische Bund in der uns bekannten Form jünger ist als das Jahr 
168, das Jahr der Befreiung Lykiens von der rhodischen Herrschaft, 
wie zuerst Freeman angenommen hat^), ihm folgend W. Vischer*) 
und 0. Treuber *) für wahrscheinlich gehalten haben. In jener Zeit 
hatte aber der achäische Bund seine politische Lebensfähigkeit durch 
eine mehr als hundertjährige Dauer bewährt, und die historische Vor- 
aussetzung für eine Entlehnung ist somit gegeben. 

Auch der lykische Bund ist eine Sympolitie, in welcher die Einzel- 
staaten ihre gesonderte Existenz weiterführen. Wir haben keine Nach- 
richt über die Einheit der Gesetzgebung, und die citierte Stelle bei 
Strabo, die in Kürze den Geschäftskreis der gemeinsamen Bundes- 
versammlung gibt, erwähnt nichts davon. Aber hier ist ein Schluss 
ex silentio nicht zu ziehen, weil die Verfassung überhaupt nicht ge- 
nügend detailliert geschildert wird. Das Gerichtswesen ist einheit- 
lich. Die Münzprägung hat denselben Charakter wie im achäischen 
Bund; es ist einheitliche Münze mit den Aufschriften Auxicov und 
dem beigesetzten Namen der prägenden Stadt, ein Verhältnis, welches 
sonst nur beim achäischen Bund wiederkehrt. Einzelne kleinere 
Städte prägen nicht selbst, sondern bedienen sich der Bundesmünzen *). 
Schon aus dieser Art der Münzprägung ergibt sich mit Notwendig- 
keit der geschilderte Charakter der Sympolitie. Notwendig wäre 
allerdings, was Freeman auch behauptet hat, der primäre Cha- 
rakter der Bundesversammlung, welcher sich für das xotvöv auv^Sptov 
aus dem Berichte Strabos nicht erweisen lässt, und 0. Treuber neigt 
sich sogar der Ansicht zu, dass der Ausdruck oüveSptov für den re- 
präsentativen Charakter der Bundesversammlung spreche ^), Aber der 
Ausdruck auve8ptov ist nicht der offizielle, er steht bei Strabo, aber 
in Inschriften tritt dafür regelmässig xö xotv6v ein. Der Entscheidung 
über die Frage näher kommen kann man durch Betrachtung des epi- 
graphischen Materials, hauptsächlich durch die Opramoasinschrift von 
Rhodiapolis, welche die Einrichtungen einer Zeit wiederspiegelt, in 
der sich die Bundesverfassung zum Theil, aber nicht vollständig gegen 
die ursprüngliche geändert hatte, gewiss aber nur jeder Beschluss der 

*) Freemann S. 214 f. 

2) Kl. Sehr. I, p. 563. 

') Oskar Treuber, Geschichte der Lykier S. 171. 

*) Vgl. L. Warren, on the federal coinage 

*) Treuber, Geschichte der Lykier S. 173. 
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GenehmigDiig des Statthalters oder des Kaisers bedurfte. Ans diesen 
za Ehren des Opramoas gefassten Beschlüssen ergibt sich mit Sicher- 
heit die Existenz einer Bundesekklesie, welche, weil sie hauptsächlich 
wegen der Wahl der Bnndesbeamten berufen wurde, a potiori dp^at- 
peataxi) lxxX7]aia heisst und daneben die Existenz eiues Rates, gvvo- 
|io^ ßouXi^ oder xotv^ ßouXi^ auch noch in so später Zeit. Da wir nun 
aus Strabo erfahren, dass die Städte des lykischen Bundes verschieden 
yiele Stimmen gehabt haben, so fragt es sich, in welcher Weise dieses 
Stimmenyerhältnis zum Ausdruck kam. Für die Wahlen der Bundes- 
beamten ist der Abstimmungsmodus mit Wahrscheinlichkeit feststell- 
bar. Wir wissen, dass Ap^oardzai zu den Bundesversammlungen 
kamen, welche sicher als Wahlmänner der einzelnen Städte zu er- 
kennen sind ^). Es ist daher nahezu sicher, dass jede Stadt so viele 
äpxooxdxai stellte, als ihr verfassungsmässig Stimmen zukamen und 
bei. der Endabstimmung alle äpxoozdxai und nur diese stimmten. 
Inwieweit auch bei anderen Abstimmungen die Zahl der dpxooxoexai 
in Betracht kam, lässt sich nicht feststellen, da zur Zeit der Inschrift 
von Bhodiapolis der Hauptwirkungskreis der Bundesekklesie die Wahl 
der Beamten war, allerdings nicht der alleinige. Denn die Ehren- 
beschlüsse für Opramoas müssen ebenfalls durch Abstimmung gefasst 
worden sein, ohne dass wir wissen, in welcher Weise das Stimmen- 
verhältnis festgesetzt! wurde; es begegnet für die Beschlussfassung 
der Ausdruck iTctßoaofl'at, den E. Löwy als übertragen *) auffasst, 
so dass er nicht im strengen Wortsinne Acclamation bedeutet haben 
muss. Mag dies nun der legale Ausdruck für die Beschlussfassung der 
Ekklesie gewesen sein, oder mag in römischer Zeit Acclamation als eine 
Form der Beschlussfassung gegolten haben, so stehen wir doch bei der 
Frage, ob die Bundesversammlung primär oder repräsentativ gewesen ist, 
die vor dem Bekanntwerden der durch die österreichischen Expeditionen 
nach Lykien aufgedeckten Inschriften von verschiedenen Gelehrten ver- 
schieden beantwortet wurde. Für den repräsentativen Charakter würde 
an sich noch jetzt das Institut der ipxoozdzai sprechen, denn wenn 
jeder Staat nur so viel Stimmen abgibt, als er Archostaten zu be- 
stellen hat, so kann er die Wahl dieser Archostraten vorher vor- 
nehmen und die Gewählten zur Bundesversammlung entsenden, so 
dass diese ausschliesslich aus den Archostaten bestünde. Da aber 
die Archostaten zunächst nur Wahlmänner für die Beamtenstellen 
sind, so könnte man um so eher annehmen, dass sie auch für 

^) E. Loewy in Petersen-Luschan, Reisen im südw. Eleinasien 11, S. 121. 
*) a. a. 0, S. 121. 

SzantOy Orieoh. Bürgerreohi. 9 
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andere Akte der Beschlassfassimg kompetent waren, als auch die 
Bundesekkleaie ipx^^P^^^^ genannt wird, obgleich ihr auoh andere 
Bescblüsae zustanden. Ueberdies sind nns beide Ausdrücke nur aus 
römischer Zeit belegt* Aber die wiederholte Bezeichnung Sd-vo^ für 
die gemeinsame Versammlung l&sst die Annahme einer Bepräsentati?Yer-> 
fassung bedenklich erscheinen. Schwerer noch wiegt der Ausdruck 
ToO 5i id*VQug navx[ö^] £v x^ dcpx^^P^^^^D ixxXT][a]{9 i7cip.e(vav[x]o^ 
[x^ Po\)X\Xi [xai] JTCi[ß]o7]oa|i4vo[u 7cpo]*6|i(oc, 7iap6vx[o€ • . VIII, g. Z. 
8 ff. der Inschrift von Bhodiapolis. 

Ausserdem beweist aber der Wortlaut der citierten Inschriften- 
steilen, in welchen für die zur Versammlung gehenden Personen Tag- 
gelder aus den Spenden angewiesen werden, dass es eine grossere 
Menge gewesen ist, die sich zur Verhandlung begab. Mit den Gel- 
dern werden nämlich die Buleuten, die gemeinsamen Beamten, die 
Archostaten und die Xonzol i^ l%o\}^ Xa|ißocvovxeg bedacht '). Dairaus 
ergibt sich, dass die genannten offiziellen Vertreter und Beamten zur 
Versammlung erscheinen mussten und ihre Taggelder gesetzmässig 
bekamen, dass aber eine Reihe anderer Personen in irgend welchen 
ims nicht näher bekannten Stellungen gewohnheitsmässig gleicbfaUs 
Taggelder bekamen, damit ihnen die Möglichkeit geboten werde, bei 
der BundesYersammlung zu erscheinen. Notwendig ergibt sich aber 
auch der Schluss, dass es der gesamten Bürgerschaft, dem Sd^vo;, dem 
Inbegriff aller Lykier, freistand, an der Versammlung teilzunehmen, 
wenn es auch den meisten nicht möglieh war, thatsächlich zu erscheinen. 

Hiezu kommt noch die Spende eines Bürgers von Sidyma für 
diejenigen seiner Mitbürger, die sich zu den Bundesversammlungen 
begeben wollen und die schlechthin als solche, nicht als Beamte oder 
Archostaten bezeichnet werden ^). Der Patriotismus dieses Spenders 
ist ein lokaler, er will es den Bürgern von Sidyma möglich machen, 
auf dem Bundestag zu erscheinen. Diese Spende wäre nicht möglich 
gewesen, wenn die Stadt nur durch eine beschränkte Anzahl von 
Repräsentanten hätte vertreten werden können. 

Es ist aber auch eine innere Unmöglichkeit, dass in einem an-» 
tiken Staate eine derartige Vertretung in der souveränen Bundesver- 
sammlung stattgefunden hätte; denn das Verbot der Teilnahme der 
Bürger an der Versammlung wäre geradezu einer Aufhebung des 
Bürgerrechts gleichgekommen, dessen Wesen eben in der Teilnahme 
an der souveränen Gewalt besteht. Ebensowenig als sich im achäi- 

^) Vgl. die SteUen S. 126, Anm. 2. 

^) Reisen im südw. Eleinasien I, p. 70, Nr. 49 flF., 78 ff. : öots [i]x tÄv xa^- 
8a[xa)'co>v xöxo)v öredpxeiv ijnCdoatv xolg noXeCxoctg &v xol^ xob^s[oxc&o]i dp[x]fttpsoi[o4C xxX. 



ISl 



sehen Band aas den Knriatfoten der Einzelstaaten eine 
yerfassong erscUiessen liess, ebensowenig lisst sich beim lykisehen 
Band aos den fendiiedea wertigen Koriatroten ein solcher Schlnss rieh^L 
Die Beetellnng der Archostaien in der dem Stimmenverhältnis »it^ 
qnreefaenden Ansahl, die wir angenommen haben, ist eben nur eine 
Form der Abstimmang, die dasjenige erleicfatert, was erreicht werden soD. 

Es ist in dner griechischen Verfassung möglich, dass das Bürger- 
recht auf gewisse Personen oder Klassen beschrankt werden kann, es 
ist aber nnmSglich, dass diejenigen, die das Vollbfirgerrecht hatten, 
durch Ansschloss von den Bnndesversammlangen in der Aasübung 
ihrer Rechte beschränkt werden sollen und eine Versammlung, wd- 
che etwa nur die Archostaten und dann noch die Bandesbeamten 
eyentaell die Batsherren des Buades umfasst hatte , konnte daher 
niemals ixxXijoCa heissen, sie wäre b^rifSich eine ßouXi^ oder ein 
cuveSptov. 

Unter solchen Umstanden ist die Annahme gerechtfertigt, dass 
die Grundgedanken der Ijkischen BmidesYerfassang dem acfaäischen 
Band entlehnt sind; allerdings nur die Grundgedanken; denn die 
Details wachsen aus der inneren Geschichte Ljkiens selbständig her- 
TOr. Daher ist auch die Magistratur eine selbständige und bietet, 
soweit wir sehen können, keine grossere Aehnlichkeit mit der Magi- 
stratur des acbäischen Bandes, als die allgemeine, die in jeder grie- 
chischen Verfassung za Tage kommt. Der gleiche Grundgedanke ist 
aber die Sympolitie bei bestehenden Einzelstaaten and eben dadurch 
mit beschränkter Kompetenz der letzteren, deren Folge wieder die 
allgemein gültige Forderung ii^t, dass Bundesgesetz über Stadtgesetz 
geht *). Diese Form des Bundesstaates hatte sich eben als die einzige 
im grosseren Massstabe durchfQhrbare erwiesen. Denn die radikale 
Sympolitie, welche den Bestand der Einzelstaaten aufhebt, Jiatte mit 
dem starken Individualismus zu kämpfen und bot auch administrative 
Schwierigkeiten ; die vollständige Souveränetät und Unabhängigkeit der 
Einzelstaaten, wie sie in der Isopolitie zu Tage trat, ffihrte nicht zu 
der erstrebten Einheit, während gerade die beiden in der geschilderten 

^ Dies ist Yielleiclit der Gedanke im Statthalterbrief an den Schreiber von 
Myra (Reisen im sfidw. Eleinasien II, S. 108, Inschr. v. Rhodiapolis X D lin. 10), 
wo die Ehren f&r Opramoa^, die von Her Stadt erteilt werden, bestätig^ werden, 
unter der Bedingung, sl tii} xoOx* iaxtv öicevavxiov ^ lol^ v^i^oic ^ "coic [3]0's[9]iv 
[xoig 7ia]p* 6|jL£[iv. Der Schluss fehlt. Ich beziehe die Bedingung auf die Ge- 
setze des Bundes, denen der Stadtbeschluss nicht wideraprechen darf, weil ja 
ein Oegensatz gegen die Gesetze der Stadt selbst von vomelierein von den Stadt- 
behörden wahrgenommen worden wäre. Eine Anfrage an den Statthalter vor 
perfekt gewordenem Beschlüsse anzunehmen, scheint nach dem Wortlaut von 
lin. 2 ff. nicht angezeigt. 

9* 
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Weise organisierten Staaten^ der lykische und der achäische Staate 
die Probe der Zeit bestanden. 

Einen Einblick in den Grad der Einflussnahme der Bundesgewalt 
auf die Gewali der Einzelstaaten haben wir beim achäischen Bund 
ebenso wie hier vermisst. Wir haben beim achäischen Bund auf Grund der 
Angaben des Polybius die Gesetzgebung derCentralgewalt zugesprochen^ 
wie auch die gleichmässige Verfassung der Einzelstaaten f&r eine von 
Bundes wegen aufgenötigte Verfassung derselben zu sprechen schien» 
Innerhalb des lykischen Bundes scheint eine gleiche Annahme mög- 
lich zu sein, wenn man die Inschrift von Sidyma (Reisen im südwestl. 
Kleinasien I, Nr. 48), welche die Einrichtung einer Gerusie für diese 
Stadt regelt, untersucht. Die Inschrift enthält einen Beschluss der 
Stadt Sidyma, wie die Sanktionsformel SeSoxö-at 2i8u{iE(ov x^ ^ouXf 
xal T(j> 5V]{i(p beweist und zwar den Beschluss, das Psephisma und 
den bestätigenden Brief des Proconsuls in Stein aufzuschreiben. Die 
Motivierung lautet mit Hinweglassung der für unsere Frage unwe- 
sentlichen Stellen: knel . . . xal i^ i^iezipa tzoXk; i^ri^flaaxo aöoTTjjia 
yepovTtxov xatcb töv v6|iov, Ivvöjiou ßouXfjs xal IxxXrjatas dyojiivYj^, 
ISo^ev Ypacpfjvat ^pi^cptafia tö xpaifoTü) dvO^TcccTü) 8t' oö TcapaxXrj-S^vat 
xal aöxöv a\}veni%\}pG>oai x^v xfj$ ßoüXr)^ xal xoö Si^{iou xpfatv. Hier- 
aus ergiebt sich, dass die Einsetzung der Gerusie von Sidyma auf Grund 
eines Beschlusses der Stadt Sidyma aber in Ausführung eines Gesetzes 
erfolgte. Der vofio^, dem gemäss auch die Stadt Sidyma eine Gerusie 
einzurichten beschliesst, kann ein Gesetz des Bundes sein und daher 
würde es sich auch erklären, dass in den meisten lykischen Städten 
Gerusieen errichtet wurden (vgl. Benndorf, Reisen I, S. 72). Die 
Annahme, dass das Gesetz ein Gesetz der Stadt selbst gewesen sei, 
würde auf grosse Schwierigkeiten stossen, weil nicht abzusehen wäre, 
warum dann noch ein Volksbeschluss über dieselbe Angelegenheit ein- 
geholt werden sollte. Die Gesetzgebung ruhte vielmehr, wie schon 
aus allgemeinen Gründen angenommen worden war, in den Händen 
der Bundesgewalt, den Einzelstaaten stand vermutlich gar keine gesetz- 
.gebende Gewalt zu. In unserem Falle konnte die lykische Bundesver- 
sammlung das Gesetz geben, dass in den Einzelstaaten Gerusien errichtet 
werden sollten und die Einzelstaaten konnten dieser gesetzlichen Ver- 
pflichtung durch Sonderbeschlüsse nachkommen. Dies hindert nicht, dass 
auch der Stadtbeschluss der Genehmigung des Prokonsuls unterbreitet 
werden musste, weil durch ihn eben erst die neue Einrichtung ausgeführt 
wurde. Ob übrigens eine förmliche Bestätigung erfolgte, kann man 
nach dem Wortlaute der Klausel bezweifeln, in der der Statthalter 
erklärt, dass er den Beschluss mehr loben als bestätigen müsse (xa 
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xaX(&g yetvojieva iTcatvetod'at {jlgcXXov npoaifiTLEi ?) xupoOadui, l^et yip 
t6 ßlßaio[v] ä(p' £auT{bv). Möglicherweise schien ihm diese Genehmigung 
fiberflüssig, weil das Bandesgesetz genehmigt war. 

Ebensogut kann freilich der v6{jlo^ die die Einrichtung der Pro- 
vinz regelnde lex gewesen sein. Aber schwerlich hat man eine po- 
litisch so indifferente Angelegenheit wie die Einsetzung von Geru- 
sien wirklich von Rom aus dekretiert; viel wahrscheinlicher ist, dass 
man auch in diesem Falle die nationalen Besonderheiten stillschwei- 
gend oder sogar genehmigend duldete. (Vgl. übrigens Mommsen, 
Rom. Gesch. V », S. 326.) 

Bei dieser Inschrift wie bei der von Rhodiapolis muss man aller- 
dings, wenn man sie für die Erforschung der lykischen Bundesver- 
fassung verwerten will, sich gegenwärtig halten, dass diese im zweiten 
Jahrhimdert n. Chr. nicht mehr dem Bild entsprochen haben kann, 
das Strabo von ihr entwirft. Aber man wird doch selbst in den 
zweifellos römisch beeinflussten Einrichtungen ältere lykische Ver- 
fassungsformen konserviert finden, welche zur Zeit der Antonine be- 
deutungslos geworden waren, aber zur Blütezeit des Bundes das 
staatliche Leben derselben begründeten. Die Schonung, welche die 
Römer den nationalen Gewohnheiten gerade in diesen Gegenden ent- 
gegenbrachten, erstreckte sich auch auf die Eonservierung der Bundes- 
versammlung mit dem althergebrachten Modus ihrer Berufung. So 
ist auch die alte lykische Sympolitie noch erkennbar in einer Zeit, 
in der sie politisch bedeutungslos war, und eben deshalb dürfen wir 
auch für die frühere Zeit der lykischen Geschichte eine sympolitische 
Verfassung annehmen. 

Als eine Eonsequenz dieser Art von Sympolitie haben wir im achä- 
ischen Bunde das doppelte Bürgerrecht erkannt , indem der Nachweis 
gelang, dass sowohl die Einzelstaaten , als auch der Gesanmitstaat 
Bürgerrecht verleihen konnten, wenn auch in der Regel der Einzelstaat 
der verleihende war und das Bundesbürgerrecht implicite mit dem 
Einzelstaatsbürgerrecht erworben wurde. Die Seltenheit der Verleih- 
ung des Gesamtstaatsbürgerrechts erklärt sich daraus , dass eine 
solche entweder eine Elasse von achäischen Bürgern geschaffen hätte, 
die keinem den Gesamtstaat bildenden Einzelstaate angehört hätte, 
oder den letzteren die Bürgerrechtsverleihnng hätte aufgetragen 
werden müssen. Im lykischen Bundesstaate erkennen wir die Existenz 
eines Bundesbürgerrechtes ausschliesslich aus der existierenden Be- 
zeichnung öl Aüxtot *) sowie aus der Thatsache , dass der Inbegriff 

') Zunächst auf den Münzen , dann auch inschriffclich als staatsrechtlicher 
Begriff. Die Schwierigkeit besteht auch hier darin, dass zu wenig Inschriften 
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der da« Bürgerrecht bildenden Rechte von den einzelnen Personevi 
aufiigeabt wurde. Eine Verleihung des lykiachen Oeeamtbürgerrecbtes 
an irgend eine Person ist jedoch nicht nachzuweisen. Das einzige 
in aller Form ausgestellte Bürgerrechtsdiplom aus Lykien, welches 
wir besitzen, ist eine Verleihung der Stadt Telmessos an einen Ephesier 
und gebart in die Zeit vor der Organisation des Bundes '). Ans der 
Zeit des Bundes besitzen wir kein eigentliches Bürgerrechtsdiplom, 
auch nicht von den Einzelstaaten, dagegen vielfache Hinweise auf 
Verleihungen an lykische Bürger anderer Städte. In der grossen 
Inschrift von Bhodiapolis wird Opramoas wiederholt als mit dem 
Bürgerrecht sämtlicher lykischer Städte beschenkt genannt, und zwar 
von einem gewissen Jahre an, während er vorher nur das Bürgerrecht 
in einzelnen dieser Städte gehabt hat ^). Ebenso in einer Inschrift 
von Telmessos ^). Da aber diese Verleihungen Lykier betreffen, welche 
von Haus aus nur in einer lykischen Stadt Bürgerrecht besitzen, aber 
eben damit schon lykisches Samtbürgerrecht, so lässt sich daraua 
nicht schliessen, dass eine Verleihung des letzteren nur xaxi ndX^iQ 
möglich gewesen wäre. Die Verleihung des Stadtbürgerrechtes an 
einen Fremden, d. h. an einen Nichtlykier und die daraus resultierende 
Verleihung des lykischen Bürgerrechtes ist sicher möglich gewesen, 
wenn auch kein Beispiel bekannt ist , weil eine Beschränkung der 
Kompetenz der Einzelstaaten in dieser Hinsicht gegen die vor dem 
Bestehen des Bundes geltenden Gesetze nicht angenommen wer^ 
den kann. 

Wenn man nun annimmt, dass das achäische und das lykische 
Samtbürgerrecht an Fremde verliehen werden konnte, ohne dass vor- 
h^ eine Verleihung eines Einzelstaatsbürgerrechts stattfand , so 
entsteht die Frage , ob damit eine Klasse von Samtbürgem ge- 
schaffen wurde, die in keiner einzigen Stadt des Bundes Bürger- 
recht gehabt hat, oder ob von der Bundesgewalt die Aufnahme 
in den Verband einer Bundesstadt gefordert werden konnte. Wenn 



aus früherer Zeit erhalten sind, um ein sicheres urteil zu ermöglichen und aus 
dem epigraphischen Material der Eaiserzeit Rückschlüsse gemacht werden müssen. 

^) Bull, de corr. hell. 1890, p. 167 f., herausg. v. Berard, Z. 4 ff.: Sedöo^oi 
[(»]^ TS 'EptK>Yiv&i ZfDtXou *pS]<p89£q> Kfl(l x^ uC^ «6x00 Zo)(Xq> a&xot( x» xal kutr 
Yövoig [7c]oXiX6Cav x«l l^xir^oiv xal {Jiexixstv aöxQ6g ndvxcov xd)v xoivSv Sv xal oC 
XoMiol TeXiiYjooetc jiexixowotv. 

') Reisen im südw. Eleinasien ü, S. 117. Die Stellen der Inschrift, an 
elf neu er npXiT^u^tievo^ xal iv xalg xaxÄ Aux(av nöXsoi nd<jax^ genannt wird, sind 
K A lin. 11, IXE lin. 7, XVIII D lin. 7, XIX F lin. 9, XX A lin. 7, XXP lin. 18. 
Auch sonst Reisen II, S. 134, Nr. 162. 

^) Bull* de corr. bell. 1890, p. 170 : scoXixeuöiifvov d^ xal &v %oA( xax& AuxCav 
nöXs0( icdoooc. 
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die Verlfifliiiiig des Bliigerrechts nur «me Ansiachiiiiiig ohne pnk«> 
tische Folgen sein soflte, so war jm dar Yenidit anf das Büfgoy 
recht des EmBeletaales m^lich; wenn aber das BondeabÜrgenrecht 
fiüctiadi ansgefibt werden sollte, so bfldete die Abetünnrang nadi 
Südten ein Hindeniis für denj^grai, der keiner Stadt angehörte. 
Es ist daher wahrsdienlich, dass in einem solchoi Falle ein Sinad«- 
staatsbürgerrecht ron der Bnnde^ewalt angeordnet wurde. In der 
Begd wird das nicht nötig gewesen sein, weil dieBandesTersammlong 
gewiss nar in den sdtensten Fallen das Bliigerrecht Terlieh nnd swar 
nnr dann, wenn es sich am einen Akt der Inaseren Politik, nm die 
AnsEeichnnng eines nm denBnnd verdienten Staatsmannes eines anderai 
Staates handelte nnd ein derartiges Bfirgerrecht nie anders denn als 
Ehre angesehen and ans ihm nie praktisc-he Folgen gezogen wurden. 
Der Einzelstaat konnte aber in vielen F&llffl in die Lage kommen, 
das Bfirgerrecht zu verleihen, sowohl an solche, die bereits dem Bunde 
angehörten, als auch an Fremde. Spenden, Bauten, Sinken der Anzahl 
der eigenen Bfirger und andere Grfinde konnten eine solche Yer« 
leihung hervorrufen, die dann das Bundesbfirgerrecht nach sich zog. 
Es giebt einen sicheren Fall einer Bfiigerrechtsrerleihung des 
Oesamtstaats in einer Sympolitie, in welchem das Bfirgerrecht der 
Einzelstaaten mitgarantiert wurde, und zwar betrifft dies das zweifel<*> 
los sympolitische xotvöv tfi^v vijatcoT&v, welches im dritten Jahr- 
hundert eine fEbr uns nur durch die Inschriften erkennbare Existenz 
geffihrt hat. Die Bundesgewalt hatte den Titel eines ouviSptov, wie 
aus den Sanktionsformeln der wenigen erhaltenen Yolksbeschlfisse 
hervorgeht '). Welche Bedeutung diesen Sjnedren zukommt, ob sie 
Repräsentanten waren oder eine primäre Volksversammlung bildeten, 
daffir fehlt uns jeder Anhaltspunkt Aber die Möglichkeit einer Pri- 
märversammlung ist nicht ausgeschlossen. YermuÜich diese Synedren 
hatten nun in einem Falle ein nesiotisches Bfirgerrecht verliehen und 
dies in der Weise gethan, dass sie das Bfirgerrecht in allen Staaten, 
die an dem Bunde teilhatten, gewahrten*). Dem entsprechend haben die 
Synedren ffir die Aufschreibang des Beschlusses im ApoIIoheiligtume 
zu Delos , jede einzelne Stadt aber ftir die Aufischreibung desselben 
Beschlusses in demjenigen ihrer lokalen Heiligtfimer zu sorgen, in 
welchem auch sonst Beschlüsse aufgezeichnet werden *). Aber gerade 
diese den Einzelstaaten von der Bundesgewalt oktroyierte Bfirgerrechts- 



^) Vgl. Swoboda, die gr. YolksbesehlüSBe p. 287 f. 

*) BuU. de corr. hell. 1888 (YH), p. 8, Z. 8 ff. : dtdö[o^i d]ä xal icoXixttoy 
aÖT^i xal kyYÖvotc i[v] icdooig xolc vi^ooig Saat (isxixoucFiv xoO ouvsdpCou. 
>) Ebenda Z. 9 ff. 
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Verleihung erweckt den Zweifel, ob es ein nesiotisches Bürgerrecht 
im Sinne einer strengen Sympolitie gegeben habe, weil man in diesem 
Falle einfach das nesiotische Bürgerrecht ohne Eingriff in die Kom- 
petenz der Einzelstaaten hätte verleihen können, um so mehr als es 
sich offenbar um ein Ehrenbürgerrecht handelte und praktische Kon- 
sequenzen nicht gezogen werden sollten , wie eben die Verleihung 
für sämtliche Einzelstaaten beweist. Eine sichere Entscheidung lässt 
sich bei dem Mangel jeder Nachricht über die Verfassung des Insel- 
bundes nicht treffen. Aber das Vorhandensein einer gemeinsamen 
Gewalt verbürgt die sympolitische Verfassung jedenfalls. Gab es kein 
gemeinsames Bürgerrecht, so ist das bloss eine das Wesen der Sache 
nicht berührende Besonderheit dieser Bundesverfassung , deren ün- 
voUständigkeit eben durch Verleihung des Bürgerrechtes sämtlicher 
Einzelstaaten behoben werden sollte. 

Die Art, wie hier von der Bundesgewalt das Bürgerrecht des 
Einzelstaates beschlossen wird, giebt nun aber zugleich die Möglichkeit 
zu vermuten, wie in jenen Fällen, in denen in einer zweifellosen Sym- 
politie , z. B. im achäischen Bund , Gesamtbürgerrecht beschlossen 
wurde, die Ausübung desselben in einem Einzelstaate verbürgt werden 
konnte. Es war eben durch Bundesbeschluss auch das Einzelstaats- 
bürgerrecht zu verleihen und vom Einzelstaat in Vollzug zu setzen 
nach dem Grundsatze, dass der Bundesvolksbeschluss auch für den 
Einzelstaat verbindlich sei. Die nächste Analogie ist die Verpflichtung 
der attischen Demen, einen athenischen Neubürger, der sein Staats- 
bürgerrecht von der Gesamtheit erhalten hatte, auch in das Gemeinde- 
bürgerrecht aufzunehmen, weil es keinen attischen Bürger geben kann, 
der nicht Demot ist. In derselben Weise kann die Gentraigewalt 
des Bundes die Erteilung des Einzelbürgerrechts in einem oder in 
allen Einzelstaaten erzwingen. Fraglich bleibt , ob , um formell die 
Souveränetät des Einzelstaates anzuerkennen, noch ein besonderer Be- 
schluss des Einzelstaates notwendig gewesen ist, wie er bei den at- 
tischen Demen offenbar nicht notwendig war. Aber selbst wenn 
dies notwendig war, bleibt die Theorie von der Einheit des sympo- 
litischen Staates intakt, während die Thatsache, dass das Bürger- 
recht des Einzelstaates thatsächlich verliehen wurde, die staatliche 
Existenz desselben beweist, die unbeschadet der Sympolitie und der über- 
geordneten gemeinsamen Gewalten fortbesteht. Denn das Gemeinde- 
bürgerrecht der attischen Demen z. B. , denen keine Souveränetät 
zusteht, kann nach der Terminologie des griechischen Staatsrechts niemals 
nokizeia genannt werden, aber es kann auch niemals verliehen werden 
an Personen , die es nicht von Haus aus besitzen, es sei denn auf 
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Orond einer Verleihnng des attisM^hen Bürgerrechtes. Ja die Not- 
wendigkeit, den Mitgliedern fremder Demen, die infolge von XJm- 
siedlnngen längst keine Beziehong mehr zu ihrem kleisthenischen 
Heimatsort hatten, am Orte ihrer Ansiedlang wenigstens einen Teil 
der Demoteurechte za gewähren, hatte zu gewissen Begünstigungen 
für die tpL&yivriiuyoi geführt, die doch nie YoUes Gemeindebürgerrecht 
erlangen konnten ^). Bei der Souveränetat hört eben die Analogie 
zwischen attischen Demen und Mitgliedern einer Sympolitie auf, und 
tritt der Unterschied zwischen Gemeinde und Staat herror. 

Li^ hier die Verleihung eines sympolitischen Bürgerrechts ent- 
weder nebst der Verleihung in sämtlichen Einzelstaaten oder durch die 
letztere Yor, so ist uns ein anderer Fall bekannt, in welchem direkt 
Ton der Gesamtgemeinde das Samtbürgerrecht yerliehen und dem 
Beschenkten die Freiheit gewährt wird, sich das Büi^errecht eines 
bestimmten Einzelstaates zu wählen. Es betrifft einen Beschluss der 
Akamanen % durch welchen ein Fremder zum Proxenos der Akamanen 
ernannt und ihm das Büi^errecht in derjenigen akamanischen Stadt 
yerliehen wird, die er wählt. Es wird nicht ausdrücklich ein akar- 
nanisches Samtbürgerrecht, verliehen und es gab vielleicht kein vom 
Einzelstaatsbürgerrecht unabhängiges akamanisches Bürgerrecht. Aber 
die Thatsache, dass die Samtgemeinde beschliessen kann, der Betreffende 
sei Bürger in welcher Stadt der Sympolitie er wolle, ohne dass dieses 
Bürgerrecht der Ratifikation durch die betreffende Stadt unterläge, 
macht dieses zu einem im Wesen sympolitischen. Es kann sein, dass 
bei Gründung der akamanischen Sympolitie kein Samtbürgerrecht ge- 
schaffen wurde, die Bürgerrechte der einzelnen Staaten intakt gelassen 
wurden, die souveräne Gewalt, ein Bürgerrecht zu beschliessen, wie 
eine andere Inschrift aus Stratos lehrt '), weiter bei den Einzelstaaten 
verblieb, trotzdem aber die höhere Gewalt des Bundes auch von Bundes- 
wegen die Gewährung des Einzelstaatsbürgerrechtes anordnen konnte. 
Die Wahl des Staates wurde deshalb freigelassen, weil die Bundesgewalt 
kein Interesse daran hatte, einem bestimmten Staate die Gewährung 
des Rechtes aufzutragen, vielleicht auch um dem Beschenkten die 
Möglichkeit einer Wahl mehrerer Stadtbargerrechte oder aller offen 
zu lassen. Der Unterschied dieser Art von Verleihung von der seitens 
eines Einzelstaates, welcher die Wahl der Gemeinde offen lässt, leuchtet 



^) Vgl. meine Unters, zum att. Bürgerrecht S. 45. 

2) Ath. Mitth. IV (1879) , S. 224 Inschrift von Stratos herausg. von Lol- 
ling. Die Stelle lautet: ..v npögevov etvat t<5v [*Axapvdvo>v xal t^spf^ivfjy xal 
noXtxefav st[voa aux^ *A]xapvav{ag iv önoLq. [äv ßoöXigxat nJöXei. 

») Ath. MitÖL IV (1879), S. 225u 
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ein. Ein attischer Neubfirger moss Bum athenischen Bürger kreiert 
werden nnd dann steht ihm die Wahl des Demos und der Phratrie 
frei, aber die Greierung zum athenischen Bürger kann nicht um- 
gangen werden. Ein akamanischer Neubürger braucht aber nicht 
erst akamanisches Bürgerrecht zu erlangen, sondern der Einzelstaat 
wird yerpflichtet, ihm sein Bürgerrecht zu verleihen, damit er akar- 
nanischer Samtbürger werde. 

Eine sympolitische Verfassung müssen anch die St&dte auf der 
Insel Eeos gehabt haben und dort können wir anch geuau den unter- 
schied zwischen dem Bürgerrecht der Einzelstaaten und dem des Gesamt- 
staates nachweisen. Die Gesamtheit der Eeier wurde nämlich , wie 
in dem Kapitel über die Isopolitie zu zeigen yersucht wurde ^), in 
die Bürgerschaft der aetolischen Naupaktier aufgenommen , und die 
Aetoler sollten dafür das keische Bürgerrecht erlangen, ein gegen- 
seitiges Verhältnis, welches eben die Isopolitie ausmacht. Dasjenige 
Dekret nun, welches den Aetolem das keische Bürgerrecht verleiht, 
ist von Rat und Volk der Eeier beschlossen und verleiht den Aetolem 
Bürgerrecht iy K£(p, also im Bereich des ganzen Staates'). Damit 
ist die Existenz einer keischen Volksversammlung und eines keischen 
Bürgerrechtes erwiesen und für die keischen Städte nur die Mög- 
lichkeit offen gelassen , dass sie keine autonomen Staaten, sondern 
nur Gemeinden von Eeos waren oder dass sie autonom und daher 
im sympolitischen Verbände unter einander waren. Nun besitzen 
wir aber eine Reihe von Beschlüssen der einzelnen keischen Städte, 
in welchen Fremden das Bürgerrecht der betreffenden Stadt verliehen 
wird und damit ist die Autonomie der beschliessenden Stadt erwiesen. 
So haben wir von Earthaia auf Eeos ein Bürgerrechtsdiplom für den 
Athener Eleomelos, Sohn des Eleobulos'), eines für den Bjzantier 
Lykon, Sohn des Pythias ^), von Poiessa auf Eeos ein Dekret für einen 
Herakleoten ^) und eines für den Makedonen Pausanias, Sohn des 
Andronikos *). In allen diesen Dekreten wird durch ausdrücklichen 



Vgl. S. 84. 

*) GIG 2852: dedöxO^ai EsCiov xfji ßouXfji xal i&i dij^i elvai AlxcoXoTc icoXi- 
xsCav iy Kita xtX. Swoboda, die gr. Yolksbeschlüsse S. 278. stellt auch dieses 
Dekret zu denen von Earthaia auf Keos, was jedoch staatsrechtlich nicht angeht. 

') CIO 2353 : stvai bk ainß^ noXtxtCav ftv Kap^iq, xotl xdC^ ix^övotc a6xo3 |iS¥* 
iy(6Da{,w TcdvxoDv Sv xal oC äXkoi noXlxai. 

*) Mus. ital. di antich. class. YoL I, p. 218: sTvoi d& aö[xöv] noX£x>]v x5)c 
nöXecDC xi}c Eap[d-a]i[io)v xal xo&c lxY6vot>c aöxo5 ijiex^ovxac icdvrmv &v xal ot AXXoc 
«oXlxoi [xa]l 9vX^€ ^ ^v ßo6Xo>vxai xal oXxo[t>. 

^) Hub. ital. YoL I, p. 197: s]Tvai oiöxöv noX(x>]v floti^ootov xal aftxöv xal ix- 

*) ibid. : slvou, a&xöv TC[oX]£[xif2]v xal icp6gsyoy Uovrioaiuyt xal a(yt6v xal [IxJYövou^. 
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Zurate das betreffende Stadtbürf^rrecht yerliehen und zwar unter den 
«onst üblichen Formen der Verleihung durch die souireräne Gewalt, 
in jeder Stadt überdies mit der selbständifcen Formulierung, die der 
betreffenden Kanzlei eigen war, in Karthaia mit dem oft vorkommenden 
Beisatze, dass der Neubürger an allen Rechten der Karthaier teil- 
haben solle, in Poiessa ohne diesen Zusatz, der sich yon selbst ver- 
steht und in den Dekreten dieser Stadt nicht üblich war. Es ist 
daher auch in dem Dekrete der Stadt lulis ^), obwohl es dort nicht 
ausdrücklich bemerkt ist, nur das Bürgerrecht von lulis zu verstehen. 
Haben wir also ein keisches Samtbüi^errecht, ein Sonderbürgerrecht 
von Karthaia, Poiessa und lulis, eine gemeinsame souveräne Gewalt 
und besondere souveräne Gewalten in jeder einzelnen Stadt, so ist 
damit die Sympolitie von Keos nachgewiesen. Das keische Samt- 
bürgerrecht hat, wie aus dem Beschlüsse für die Aetoler hervorgeht, 
fidcherlich die Wirkung gehabt, dass alle Privatrechte in jedem Einzel- 
staate g^^ben waren : ob auch ein förmliches Einzelstaatsbüi^errecht 
in einem oder in allen Städten von Bundes wegen erzwungen wurde, 
lässt sich nicht entscheiden. Wir kennen auch nicht die Kompetenz- 
grenzen zwischen gemeinsamer Gewalt und Einzelstaatsgewalt, aber 
die Existenz einer gemeinsamen Gewalt, eines gemeinsamen Organs, 
also einer Volksversammlung , eines Rates und wie sich von selbst 
versteht einer Anzahl von Beamten des Bundesstaates steht ebenso 
fest, wie die gleichen die Souveränetät der Einzelstaaten bedingenden 
Organe. Wir haben also auch hier diejenige Form der Sympolitie, 
bei der die Einzelstaaten nicht völlig im neuen Staat aufgehen, sondern 
wieimachäischenBundmit geringerer Kompetenz fortbestehen, welche 
aber noch gross genug ist, um ihren staatlichen Charakter zu wahren 
und sie nicht zu Gemeinden zu degradieren. Die vollständige Auf- 
gebung der Autonomie und somit die Verschmelzung zum absoluten 
Einheitsstaate wäre offenbar für eine kleine Insel wie Keos, die im 
Ganzen drei Städte ^hlte, die selbständige Bedeutung hatten, das 
Gegebene gewesen. Dass dieser Schritt nicht erfolgte, ist ein neuer Be- 
weis für das ungeschwächte Bedürfnis auch kleinerer Städte nach staat- 
licher Selbständigkeit, lässt aber zugleich erkennen, dass die Sympolitie 
der einfachere Weg war, die Verwaltung des Staates richtig durchzu- 
führen. Denn die meisten Agenden der Volksversammlung sowohl wie 
der Magistrate erfuhren durch die Einführung der Bundesverfassung 
offenbar keine Aenderung, sondern wurden weiter in derselben Weise 
erledigt, in der sie zur Zeit des völlig getrennten Bestandes der 

Rangab4 Nr. 750 b, p. 844 : . . fticetd^ *H<pai9xe(0v . , . dvi]p dyad^öc ftou icspl 
töv df}|io[v] ^lo\iXi7^'i&w slvjoi oböt^v iwUvtft ical [toOjc ([x^öjvouc. 
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Einzelstaaten erledigt wurden. Dennoch war nach aussen hin eine 
völlig einheitliche Vertretung sämtlicher Staaten durch die Existenz 
eines keischen Staates gegeben, und eine gleichm'äBsige Behandlung 
sämtlicher keischer Städte Ton Seiten fremder Staaten möglich. Da* 
her wird in einer der besprochenen Inschriften *) hervorgehoben, dass 
die Naupaktier den Städten der Keer Wohlwollen bewiesen, aber 
das Bürgerrrecht den Keern gegeben hätten, ebenso dass die Aetoler 
ins keische Bürgerrecht aufgenommen wurden und ihnen die Teil- 
nahme an alle dem offenstehe, woran die Eeer, nicht die keischen 
Städte , teilhaben ^). Dabei zog das Bürgerrecht von lulis, Poiessa, 
oder Karthaia ebenso das Bürgerrecht von Keos nach sich oder be- 
griff es vielmehr in sich, wie das Bürgerrecht von Naupaktos aus- 
reichte, um das aetolische Bürgerrecht zu verleihen, weil auch Nau- 
paktos mit dem aetolischen Bunde sympolitisch verbunden war, während 
Eeos selbst nur in isopolitischem Verbände mit dem aetolischen Bunde 
stand, wie dies in dem Kapitel über die Isopolitie ausführlich dar- 
gethan wurde. Folglich waren auch die Bürger der einzelnen keischen 
Städte im Sinne der Isopolitie, wenn sie wollten, Bürger des aetolischen 
Bundes, keische Bürger aber an sich, weil sie Bürger eines keischen 
Staates waren. 

Auf einer Verkennung des sympolitischen Verhältnisses beruht 
die Darstellung, welche E. K uh n ^) von der Verfassung von Rhodos ge- 
geben hat. Es besteht kein Zweifel, dass die drei selbständigen Städte Lin- 
dos, Eamiros und lalysos im Jahre 408 v. Chr. zu der Stadt Rhodos ver- 
schmolzen und damit sowohl eine Sympolitie als auch einen Synoikismos 
vollzogen, indem die Einwohner der drei Städte wenigstens zumTheile 
die eine Stadt Rhodos bezogen. Dieser Thatsache gegenüber erregte 
es die Bedenken Kuhns , dass sich zahlreiche Inschriften der Stadt 
Lindos aus der Zeit nach dem Synökismos finden , die sich durch 
ihre Formulierung als Beschlüsse der Lindier durstellen. Er sah sich 
daher genötigt, derjenigen Körperschaft, die sich oE AcvStot oder ol Atv5o- 
TzoXlxai nennt (Ausdrücke, zwischen welchen Kuhn noch einen hier nicht 
in Betracht kommenden Unterschied statuiert), keinen politischen Cha- 
rakter zuzuerkennen, sie zwar für die Bewohner der ehemaligen Stadt 
Lindos zu halten, aber in politischer Beziehung ihnen jede Organi- 
sation abzusprechen und sie aus dem Gesichtspunkte des vollzo- 
genen Synökismos für eine bloss sakrale Gemeinschaft zu erklären. 
Der Umstand, dass die Sanktionsformel der Dekrete von Lindos ISo^t 



^) CIG 2352. *) xal xtöv dtXXcov (lex^xetv a6xoi>c Tcivxwv Svicsp xal Eetoi 

{lexixouoiv. ^) Entstehung der Städte der Alten S. 209 ff. Vgl. auch Schu- 

macher, de rep. Bhodiorum p. 19 und sonst. 
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xoXq (laarpoic xalAviSioiz lautet undjidoxpot die Beieiclmuiig ffir doi 
Bat auf Rhodos ist, macht ihn nicht irre, indem er in dem Fortbe- 
stehen des alten Rates noch nicht die Gewähr erblickt, dass derselbe 
mit grosseren Befognissen, als einer sakralen (Gemeinschaft zukommt, 
fortbestanden habe. Ein gleiches Sachyerhaltnis setzt er zum Min- 
desten auch ftür die Bewohner des ehemaligen Kamiros voraus. Da 
wir jedoch Dekrete des rhodischen Staates besitzen, und ebenso De- 
krete der drei Städte aus der Zeit nach vollzogenem Synökismos, 
die Angehörigen derselben sich dort, wo sie als Gesamtheit auftre- 
ten, als AEvSioi, Ka\upelq und lo^öoiot bezeichnen, als Einzelpersonen 
aber andere Demotica, nämlich die Namen jener Bezirke führen, welche 
bereits früher in die betreffenden Städte aufgegangen waren, da weiter 
die drei Städte ihre selbständigen Rats- und Volksversammlungen und 
einzelne Beamte beibehielten, so folgt für uns, dass neben dem ohne- 
hin nur unvollständig ausgeführten Synökismos eine Sympolitie von der- 
jenigen Form vollz(^en wurde, welche die Einzelstaaten bestehen lässt. 
Es gab also nach wie vor selbständige Staaten von Lindos, Kamiros 
und laljsos, deren Bewohner teils auf dem alten Territorium dieser 
Städte , teils in der neuen Stadt Rhodos wohnten , und welche alle 
zusammen dem neuen Gesamtstaat Rhodos angehörten. Wenn der 
Umstand, dass die Beschlüsse der Städte, die uns erhalten sind, sa- 
kralen Inhalts sind, nicht auf Zufall beruht, so werden wir uns aller- 
dings die Kompetenz dieser Einzelstaaten wesentlich eingeschränkt zu 
denken haben. Zugleich wird anzunehmen sein , dass Rhodos zwar 
der Name der neuen Stadt geworden ist, dass aber o[ Tc6coc bloss 
den Namen des Gesamtstaates bezeichnet und das Gesamtbürgerrecht 
des Staates ausdrückt , also von Haus aus jeder Rhodier Lindier, 
Kamirier oderlalysier gewesen sein musste. Eine politische Gemein- 
schaft Rhodos im engeren Sinne oder ein rhodisches Bürgerrecht im 
engeren Sinne , welches gleichwertig mit einem lindischen gewesen 
wäre und natürlich das rhodische Bürgerrecht im weiteren Sinne in 
sich begriffen hätte, konnte erst geraume Zeit nach dem vollzogenen 
Synökismos entstehen, wenn hinreichend viel Verleihungen des Samt- 
bürgerrechtes ohne gleichzeitige Verleihung des Einzelstaatsbürger- 
rechtes stattgefunden hatten. Ob dies je der Fall war und ob es 
infolge dessen ein rhodisches Bürgerrecht im engeren Sinne gegeben 
hat, wissen wir nicht. Jedenfalls war der Boden für die Schaffung 
eines rhodischen Stadtbürgerrechtes gegeben, aber Staat sowohl wie 
Neubürger konnten möglicher Weise an dem rhodischen Samtbürger- 
recht ihr Genügen finden und es konnte im Gegensatze zu den Alt- 
bürgem, die beide Bürgerrechte besassen, auch eine Klasse geben, die 
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war rhodisches Bflrgerrecht im weiteren Sinne hatte. Wenn es ein 
aehäisches Samtbflrgerrecht gab, ohne dass eine bestimmte Stadt, an 
der dasselbe haftete, vorhanden war, wenn es in demselben Sinne 
ein ätolisches Samtbflrgerrecht gab, so konnte es auch ein rhodisches 
Samtbürgerrecht geben, ohne dass es an der Stadt Rhodos zu haften 
brauchte. 

Von einer Massenrerleihung des rhodischen Bürgerrechts wissen wir 
aus Diodor '), welcher erzahlt, dass gelegentlich der Belagerung der Stadt 
durch Demetrios Poliorketes, den losgekauften Sklaven, wenn sie unter 
die Zahl der Verteidiger gingen, Bürgerrecht verliehen wurde. Aber 
auch diese Nachricht hilft uns nichts zur Entscheidung der Frage, ob den 
Sklaven rhodisches Stadtbürgerrecht und damit implicite rhodisches 
Samtbürgerrecht verliehen worden sei, oder bloss das letztere. Denn da 
zweifellos die Bürger aller drei Städte im belagerten Rhodus konzentriert 
waren, wenn also überhaupt eine Volksversammlung zur Beschluss« 
fassung über die Massenaufnahme von Neubtti^ern einberufen wurde, 
dies ebensogut eine solche des Gesamtstaates wie des Einzelstaates 
gewesen sein konnte, so fehlt die Möglichkeit einer Entscheidung. 
Dass nach aussen hin immer nur vom rhodischen Staate als von einer 
Einheit die Rede ist, dass die Rhodier vor Demetrios kapitulieren 
unter der Bedingung, dass die noXi^ autonom und ohne Besatzung 
bleibe ^), dass z. B. im Bündnisvertrage mit Hierapytna auf Kreta ') 
nie von einer Mehrheit von Städten die Rede ist, sondern nur von 
einem einheitlichen Rhodus, erklärt sich vollkommen aus den Staats* 
rechtlichen Wirkungen der Svmpolitie. Trotzdem soll auf die dar- 
gelegte Weise nur die Entstehung des rhodischen Staates erklärt 
werden und die Möglichkeit offen gelassen bleiben, dass sich durch 
allmähliche Einschränkungen der Kompetenzen der drei Einzelstaaten 
die Macht im Gesamtstaate so sehr konzentrierte, dass im Verlaufe 
der Entwicklung Rhodus zu einem wirklichen Einheitsstaat wurde 
und nur mehr seiner Entstehung nach als Sympolitie bezeichnet wer- 
den konnte. 

Die reine Form einer bundesstaatlichen Sympolitie weist auch 
der Bund der Aenianen auf, denn wir besitzen sowohl Beschlüsse des 
Bundes, als auch solche der Stadt Hypata, welche sich auf solche 
€bgenstände beziehen, die der souveränen staatlichen Gewalt vorbe- 
halten sind ; wir haben Proxenieerteilungen vom Bunde, wie von der 

^) Diodor XX, 84: i'^yi^tüOLYzo 8i xal xöv öoöXwv xoug ÄvÖpag dyaO-oöc ^evo- 
^i^oug iv xol( xivdOvoi^ dYopdaovxag itapde xSv dsanoxdv iXsu^poOv xoU iioXLzol^ etVoi« 

^) Diodor. XY^ 99: oC T6dcoi ouvid-svio npö^ Av2^))Tpiov inl TOlads' oc&x6vo)aov 
xotl Ä^poöpyjTov elvat rJjv 7c6Xtv xal l-/eiw "^^^ lötag icpoooöoug xxX. 

*) Mnemosyne I, p. lö flf. 
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Stadt Hypttta ^). Ton hSktasr Bedeotang irt noch die ErteUiu« des 
BürgerrediteB. ]>mb dieaes von der Staidt Hjpftta yeriidwii woidMi 
ad, dmf&r bcaitaeD wir xwmr kcsD Bcispidf aber ea viKstdit aicki daaa 
eine ^adi, die Praxenie rerleilieii konnte, andi die aoarerane Gewmlt 
liatte, Büigerredit m rerldhen. Ob ea bingegen ein anianiacbes 
Samtbüigeirecbt gegeben babe, könnte xwafeUiaft «rsdieinen, nnd 
damit könnte der rein qrmpolitiacbe Cbanktor dea Bnndea in Frage 
geatdlt werdeOi wenn wir nicbt ein aicberes Zeognis dafür in einem 
DdErete bättea, in wddiem einem Korkyner aosdrockficb Bondea- 
büigoiedit Tcrbeben wird '). Ancb daa mitverlidiene Recbt dea 
Gmndbentzea wird anadracklicb aaf daa Bnnde^ebiet anagedebnt, and 
ebenao werdoi andere Ebrmrechte fbr daa 6dtung8gd>iet des Bondea 
atatnierL Da dieaes Bfirgerrecbt aicberlicb an aokbes war, iron wei- 
cbem wenigstena ftar die Aosfibiing der politiacben Recbte kein Ge- 
braaeb gemacbt worden ist, ao blabt die Frage, ob daneben no(^ 
ein Stadtbnrgerrecbt ToUdiNi worden sei, praktisch gleicbgültig. 
Sieber aber ist daa letztere kein Erfordernis und keine Konsequent 
des Bandeabargerreebts gewesen, mid der Keobürger lultte an dot 
YolksrersanimlnDgen des Bundes ancb obne Stadtbörgerrecbt teUr 
nebmen keinen. Neben der Kassandertafel, die daa Bondesbfü^r^ 
recbt für den acbäiscben Bond, der deipbiscben loscbiift für den 
Borger y<Mi Oaxos anf Kreta, die das ätoliscbe Bondesbürgerrecbt, 
TLoiyoTuAizeia genannt, and dem Beschlösse der Keier über die Auf* 
nabme der Aetoler in ihren Staat, welcher das keische Bundes* 
büigerrecht erweist fiberall bei bestehendem Bürgerrecht der Einiel- 
ataaten, ist diese Inschrift des Bandes der Aenianen ein sicheres Ar- 
gamoit für die Annahme eines doppelten Büigerrechts in einer Sym^ 
politie and damit for die Theorie, dass der Einzelstaat so gut wie 
der Geaamtstaat im eigentlichen Sinne des Wortes ein Staat ist, jeder 
ein anderer, jeder mit anderer autonomer Gewalt, nnd dass eben in- 
folge dessen aas all diesen Einzelstaaten ein Gksamtstaat mit .ein- 



*) CoUitz Nr. 1429 a wird die Prozenie von der Stadt Hjpata, ibid. b Yom 
Bnnde der Aenianen verliehen, ib. 14^0 a und b sicher die Proxenie vielleicht 
auch das Bürgerrecht vom Bande, ebenso 14 U a o. b verliehen, während 14S5 a 
die Proxenie von der Stadt Hypata gewährt wird. 

"") Collitz 14S1 b : edo^e xoig Alviävoi^ deds^d^u aöjxdk icpo§sv(av xt x«l ico>a-> 
xetocv dnb xoO xoivoO xSv A[lyid]v<0v xal yä^ 8vxxv2C3iv xxl olxio^ iv xSi Alvidi xttl 
6icdpxe[tv] aÖTcoi xe xgcI xoi^ xo6xou daqpdXeizv xxl icoXi|jiou xoU eflpdvajc xd dic^ 
Aividvayv dtä, icavxög xai xÄ Xotica x{|ua öaa xal [xo]t^ dEAAoi^ xpo^ivoi^ xal t&«p*fi- 
xai^ zoü xaivoö xcü[v Alj^idvcov dldoxau Nur der gleichlautende Schlags eines an- 
dem Dekretes von ond^x^v afn&i, an ist erti alten and von Golliti 1431 a publi- 
ziert, von welchem es fraglich ist, ob es auch die Politieerteilong enthalten 
habe. In 1430 a und b ist beidttni^e icoXixefav ergänat. 
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heitlicher Leitung, einheitlicher Politik, ja Bogar einheitlicher Gesetz- 
gebung entstehen konnte, dem sich die Einzelstaaten freiwillig oder 
auf Grund der Yerfassangsbestiminnngen in einzelnen Fragen unter- 
ordneten. 

Die Entstehung des Bundesstaates von Epirus ist gleichfalls nur 
auf sympolitischer Grundlage zu erklären , obgleich das föderative 
Element der Gemeinschaft von Epirus oft verkannt worden ist. Free- 
man hat bereits für die Zeit nach Erlöschen des Königshauses, fQr 
den Ausgang des dritten Jahrhunderts angenommen, dass die Epiro- 
ten eine politische Körperschaft mit föderativer Verfassung bildeten, 
hauptsächlich weil Polybius an mehreren Stellen von ihnen als von einer 
Gesamtheit spricht, welche Beschlüsse fasst, Gesandte abschickt und 
empfängt '). Aber sowohl die litterarische als auch die epigraphische 
XJeberlieferung kennen für jede Zeit der Geschichte neben dem Namen 
der Epiroten auch die Namen einzelner epirotischer Yölkerschafken, 
namentlich der Molosser , die , wiederholt selbständig handelnd auf- 
treten und deren Existenz nicht immer richtig mit der Existenz der 
Epiroten zusammengereimt worden ist. Namentlich hat man ein 
XJebergewicht der Molosser unter den epirotischen Völkerschaften an- 
genonmien, dessen Vorhandensein bis zur Verwischung des molossi- 
schen und des epirotischen Staatsbegriffes geführt hat. Die Auffin- 
dung zahlreicher epirotischer Inschriften im Heiligtum des Zeus von 
Dodona kann auch über diesen Punkt belehren und zeigen, dass Epi- 
rus eine Sympolitie von der bundesstaatlichen Form gewesen ist, deren 
einzelne Glieder eben jene Völkerschaften, unter ihnen die Molosser, 
waren, welche in unserer Ueberlieferung neben den Epiroten eine 
selbständige Rolle spielen. Inwiefern diese Völkerschaften ursprüng- 
lich eine staatliche Einheit gebildet haben, ist eine weitere, für den 
epirotischen Bundesstaat nicht massgebende Frage. Sicherlich sind 
einige dieser Einzelstaaten ebenfalls erst durch eine Sympolitie und zwar 
der synökistischen Form entstanden. Wenn z. B. ein xotvöv xöv Mo- 
Xoaaöv erwähnt wird, so ist es zwar nicht notwendig, aus dem Na- 
men xocv6v zu schliessen, dass hier eine Sympolitie vorliegt, weil es 
möglich ist jede Gemeinschaft als xocvov zu bezeichnen, aber in der 
Kegel wird ein solcher Schluss gestattet sein, und besonders in die- 
sem Falle, in welchem es wahrscheinlich ist, dass der Volksstamm 
der Molosser verstreut in einzelnen Gemeinden gewohnt hat und sich 
erst später zu einer grösseren nationalen Vereinigung zusammengethan 
hat. Nicht mit gleicher Sicherheit können die anderen staatlichen 



^) Freeman, history of federal Goyemement S. 151 f. 
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Glieder der eiÄrotischen Sympolitie erkannt werden, wddie not 
Molossem den Bundesstaat yon Epims bfldeten, imd namenilkk 
nicht genauer bestimmt werden, welche der bekannten 
Volkerstamme selbständig imd welche mit den Molossem so 
synokistischen Sympolitie yereinigt waren nnd demnach nnr als Ho> 
losser Glieder der bundestaatlichen Sympolitie gewesen sind. 

Der Beweis f6r diese Anf&ssnng li^ in der Fassioig der ki» 
schriftlich erhaltenen Dekrete, welche die Erteilung von Bfiigcmsckt 
oder von Proxenie nnd Atelie betreffen. Diesdben sind oitweder 
nach den Prostaten der Moloeser datiert nnd nennen dann das xocvcv 
der Molosser als yerleihoide Instanz oder nach den Strat^ioi Aer ^pi- 
roten nnd bezeichnen dann die Epirot^i als die das Ehrenrecht ge- 
währende Körperschaft. Daraus folgt, dass die Molosser nnd S^ 
roten zwei staatlich verschiedene sonverane Gewalten gebildet haben, 
dass es ein molossischas nnd ein epirotisches Bürgerrecht gegeboi 
hat. Da aber die Molosser sicher zn den Epiroten gehört haboi 
und gel^entlich auch in der litterarischen üeberlieferung die beiden 
Begriffe promiscue gebraucht werden, ist ein anderer Zusammenhang 
nicht denkbar, als der einer sympolitischen Verbindung, in welche 
eine grosse gesamtepirotische Volksversammlung die souveräne Gewalt 
über den Bundesstaat ausübte, eine molossische die über das Bundes- 
staatsglied der Molosser. Vom xoiv6v der Molosser wird z. B. d«n 
ApoUoniaten Simias die Isopolitie in einer Urkunde verlieh^i, welche 
nach dem Prostaten der Molosser datiert ist ^), in einer zweiten Urkunde 
desselben Jahres, welche gleichfalls nach dem Prostaten der Molossar 
datiert ist und in der einem Eteson von unbekannter Heimat Iso- 
politie oder Politie verliehen wird, liest man in der Sanktionsformel 
gewöhnlich SSJo^e x[&]i ixxXr^aCac z(by f AireipcoTäv], aber da von dem 
den verleihenden Staat bezeichnenden Namen nichts erhalten ist, so 
kann ebensogut [MoXoaaO^v] ergänzt werden, was durch die Datierungs- 
formel erfordert wird ^). Ebenso ist ein drittes Bürgerrechtsdiplom 
nach dem Prostaten der Molosser datiert und bezeichnet das xoiv6v der 
Molosser als verleihende Instanz '). Ein viertes Bürgerrechtsdiplam 



*) Herausgeg. von Gomperz, ArclL-epigr. Mitäi. aus Oesteneich Y, p. ISO f. 
(bei CoUitz Nr. 1334). 

') Die Inflchrift steht bei Carapanos, Dodone p. 2XYII, Nr. 8, ist dann von 
Pick bei Bczzenberger, Beitr. III, 267, von Gompera, Arch.-ep. MitÜu V, 188 be- 
handelt und bei Gollitz Nr. 1335 wieder abgedmckt Z. 6 f. wurde Kt^ottv 
söepYixor^ i[<rciy , xal laoJicoXtxeCav E'n{o[a)vi dötJieiv xal] 'fsvsfti gelesen nnd hiefÜr 
von Fick nach touv und statt xaX loo . . das Wort &6 eingesetit. Die Lesung 
in Z. 5 f.: ld]oge t[£]i ixXT2oi(u xSv f Aiceipo)T£v] ist von allen festgehalten. 

*) Carapanos, Dodone p. 64, Nr. 23, pl. 32, Nr. 5 = GoUiti 1837 : [knX ßa- 

Ssanto, Oriach. Bürgerrecht. 10 
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scheint denselben Sachverhalt zu bieten, wenn die geringen Reste 
richtig gedeutet sind '). Durch diese Inschriften ist die Existenz eines 
molossischen Bfirgerrechts, welches von der Yolksyersammlnng der 
Molosser verliehen wird, bewiesen. Unsicher ist es, welches Bewandtnis 
es mit einem angeblichen von den Bundesgenossen der Molosser verlieh- 
enen Bürgerrecht hat, welches angenommen werden müsste, wenn 
man die Ergänzung Ficks [i MoX]oaafi)V a[u|i|iax(a] . . yivec Opaa . . 
[xatotxoOjvxt Sv A(i)8[(i)vat] . .a^ 58ü)xe ..v 7coXtTe[tav] . . [ef^] töv Ä[7cavxa 
Xpövov] • . in einer dodonäischen Inschrift ') für richtig halt. Aber 
diese nur auf einem Buchstaben beruhende Ergänzung ist zu unsicher, 
als dass sie zu Schlüssen über das staatsrechtliche Verhältnis verwendet 
werden dürfte. Sonst kommen au(i|iaxoc der Molosser als staatliche 
Körperschaft nicht vor, dagegen einmal aö(i|iaxoc der Epiroten in 
einer Inschrift, in welcher sie einem Atintanen Atelie im ganzen Ge- 
biete von Epirus verleihen '). Diese a6|i{iaxot T(dv 'ATceipcoxdev müssen 
offenbar identisch sein mit demjenigen Staatswesen, welches sonst auch 
einfach ol 'ATceiptöxac genannt wird, also mit dem epirotischen Gesamt- 
staat, und die Inschrift würde unter dieser Voraussetzung schlechthin 
gar keine Schwierigkeiten bieten, wenn sie nicht nach dem Prostaten der 
Molosser statt nach einem Magistrat der Epiroten datiert wäre. Erwägt 
man nun, dass dies die einzige Inschrift ist, die molossische Magi- 
strate nennt und ein Recht für ganz Epirus gewährt und zugleich 
die einzige, welche die a6(i(iaxot x&y 'A7ceip(i)x£v als Verleihende nennt, 
so folgt, dass sie in eine Zeit gehört, in welcher die bundesstaatliche 
Sjmpolitie der Epiroten entweder noch nicht durchgeführt war oder 
vorübergehend durch eine andere Staatsform verdrängt worden ist. 
Es muss nämlich an Stelle des Bundesstaates, der Sjmpolitie, eine 
Bundesgenossenschaft, die Sjmmachie, getreten sein, welche keinen 
staatlichen Charakter und daher auch keine besonderen Magistrate 
hatte, die aber doch in einem gemeinsamen Sjnedrion einzelne Be- 
schlüsse fasste oder von einzelnen Bundesgenossen gefasste Beschlüsse 
ratifizierte. Daher die Datierung nach den molossischen Magistraten, 
die Beschlussfassung für die Epiroten. Ob dieser staatsrechtliche Zu- 
stand der strengen Sjmpolitie vorausging und sie vorbereitete oder 
ob er sie ablöste, lässt sich nicht bestimmen, weil die Zeit der In- 
schrift unbekannt ist. Dass aber eine solche Sjmpolitie bestand, 
folgt mit Sicherheit aus der Thatsache, dass es ein molossisches von 

otXiu)]c *AX8g[dv8pou Inl npooxdTa MoXoo]o65v Bax . • . [Ypa[ji[jiaxe6o]vToc 8& au[vidpoic? 
t6 xoiv6]v xföv MoX[ooo(3v 8C8o)xi] icoXexeCacv (sie). 

>) Garapanos, Dodone p. 66, Nr. 31, pL 83, Nr. 4 = Gollitz 1843. 

*) Garapanos p. 65, Nr. 24, pl. 32, 6 == Gollitz 1845. . 

>) Garapanos pl. 27, 1 = Gollitz 1886. 
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den Molossem verliehenes Bürgerrecht gab, wenn man sie zusammen- 
hält mit der Thatsache, dass es auch ein epirotisches Büi^errecht 
gegeben hat. Wir haben nämlich ein nach dem Strategen der Epiroten 
datiertes Diplom mit der Sanktionsformel iSo^e zol<; 'ATceipcoxai^, durch 
welches dem Achäer Damarchos ausdrücklich epirotisches Bürgerrecht 
yerliehen wird '). Diese Verleihung fand auf Grund eines Ansuchens 
des Beschenkten statt ') , welchem somit weniger an irgend einem 
Bürgerrecht eines epirotischen Bundesgliedes, das das Samtbürger- 
recht nach sich gezogen hätte, gelten war, als an dem epirotischen 
Samtbürgerrecht, welches ihm im Gebiete des Bundesstaates die Pri- 
vatrechte verlieh. Möglicher Weise liegt der Grund hiefür darin, 
dass er nicht in Epirus wohnte und an der Ausübung der politischen 
Rechte des Bürgers, sowie am Einzelstaatsbürgerrecht überhaupt kein 
ausreichendes Interesse hatte. Vermutlich eben dahin gehört eine 
stark verstümmelte Inschrift, die bloss in der ersten Zeile [7roXc]Te(av, 
in der dritten [Tao]v xal 5{ioi[ov] erkennen lässt '). 

Wir haben die Präponderanz des molossischen Staates inner- 
halb des epirotischen Bundesstaates kennen lernen und dürfen den- 
selben als ein Zentrum ansehen, welches viele kleinere staatliche Ge- 
meinschaften anzog und diese zur Verschmelzung mit dem molos- 
sischen Staatswesen bestimmte. Ein Zeugnis dafür haben wir in 
einer dodonäischen Orakelinschrifk , in welcher ein Gemeinwesen, 
dessen Name nicht erhalten ist, anfragt, ob es gut sei eine Sympo- 
litie mit den Molossem einzugehen^). Unzweifelhaft hat dieses uns 
unbekannte Gemeinwesen bereits früher zum epirotischen Bundes- 
staate gehört und wollte nunmehr eine synökistische Sympolitie mit 
den Molossern eingehen, d. h. mit ihnen zu einer absoluten Einheit 
verschmelzen. Die Anfrage an das Orakel in einem Falle, in wel- 
chem es sich um ein Aufgeben der eigenen Staatsgewalt und Unter- 
ordnung unter eine andere handelt, liegt ganz im Gedankenkreise der 
Alten. Haben wir doch sogar ein Beispiel dafßr, dass ein Privat- 
mann beim Orakel anfragte, ob es für ihn besser sei, jetzt oder später 
um Gewährung des Bürgerrechts — wir wissen nicht ob des epiro- 

Garapanos p. 53, Nr. 7, pl. 29,2 = Gollitz 1338: Sdo]g« toT^ *An«pd>xaic 
[fcoX(xa]v 8l(L8v [A]dt|iapxov A[a|iia Too]v xal 5|ioiov xoTg [dtXXoic 'An]«ip(6xoac. Fick 
ergänzt f Axaiö]v, was falsch ist. Durch die Formel loov xal 5|ioiov mit folgendem 
Dativ soll eben die Gleichwertigkeit des verliehenen Bürgerrechtes mit dem an- 
geborenen epirotischen bezeichnet werden. 

^ ibid. Z. 4 ff. : 8ixa(](i>|xa Ypac|;a[|Jiivot> no]xl x&v ixxX[T2a](av [Aa[jidpx]ou xoO 
Aa|ii[a] *Axai[oO xal aljxoufiivou icoXix8[(av . . . 

') Garapanos p. 67, Nr. 33, pl. 33, 6 = Gollitz 1345. 

*) Garapanos pl. 34, 2 = Gollitz 1590: inspcoxfövxi x6 xoiv6v x(&v ...o)v ACa 
Ndov xal Auövav { a[ö]x6 aöxoT^ ot>{jiicoX6ixeöouot |i«xd MoXoao(&v äafpotkf^ ^. 

10* 
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tischen oder des molossischen — bei der zuständigen Yolksyersamm-^ 
lung anzusuchen ^). Der Zweck dieser Anfrage ist offenbar nicht 
der, von der Gottheit zu erfahren, ob der Erwerb des Bürgerrechts 
für den Ansuchenden überhaupt wünschenswert sei, wie in dem Falle 
der Sympolitie, sondern ob er das erstrebte Ziel ehei: erreichen würde^ 
wenn er später als wenn er jetzt sein Ansuchen an die beschliessende 
Gemeinschaft richtete. Wenn, wie wahrscheinlich, das Ethnikon^ 
welches sich bei einem Prostaten der Molosser findet, auf den Stamm 
d«r *OjAcpaXes zu beziehen ist ^), so waren auch die *0(icpaXe€ mit den 
Molossern sjmpolitisch verbunden, ebenso wie zahlreiche andere epi- 
rotische Yölkerstämme , die gelegentlich als molossisch bezeichnet 
werden *)* 

Wenn nun auch die molossischen Bürgerrechtsdiplome sicher in 
Ai6 Zeit des molossischen Königtums fallen, das citierte epirotische 
Bürgerrechtsdiplom aber in die Zeit der Bepublik, daher für die Ver*- 
schiedenheit der verliehenen Bürgerrechte die augenblicklich geltende 
Verfassung verantwortlich gemacht werden könnte, so muss man doch 
erwägen, dass auch zur Zeit des Königtums der unterschied zwischen 
Molossern und Epiroten festgehalten wurde, wie aus dem Eid her-^ 
vorgeht, den König und Volk der Epiroten wechselseitig schwören *)* 
Ob es freilich schon zu den Zeiten der Königsherrschaft eine eigent^ 
liehe bundesstaatliche Sympolitie der Epiroten gegeben habe und nicht 
viehnehr ein ünterthänigkeitsverhältnis der epirotischen Staaten unter 
der Vorherrschaft der Molosser, aus welchem sich die oben ange- 
nommene epirotische Symmachie und im weiteren Verlaufe die Sym«* 
politie entwickelt hat, muss vorläufig dahingestellt bleiben. 

Der Versuch der Olynthier, eine thrakische Sympolitie von bundes^ 
staatlicher Form zu begründen, von welchem Xenophon (HelL V, 2^ 
11) zum Jahre 382 berichtet, zeigt deutlich, auf welche Weise solche 
Sympolitien zu stände kamen. In der Bede, welche nach Xenophon 
der Gesandte von Akanthos in Sparta hält, um für seine Vaterstiidt 
und für ApoUonia Hilfe zu erbitten, wird die Geschichte dieser Sym-* 
politie erzählt und berichtet, dass die Olynthier alle Städte des thnt-» 
kischen Landes sich verbunden und sie veranlasst hätten, dieselben 
Gesetze zu gebrauchen und mit ihnen in sympoUtischen Verband zu 



^) CoUitz 1589 (Carap. pl. 35, 3) : ^f) tdzim\i.üLi tavl «öXltstttV ild laötl fi töU 

*) Rangab^, Arch. Zeit. 1878, S. 117, vgl. Goinperz, Arcli.-ep. Mitth. V, p* 183. 
>) E. Kuhn, EntstiBhiiiig det Städte d^r Alten S. 147 ff. 
*) Plut. Pyrrh. cap. V. 
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treten ^). Damit kann natürlich an und für sich eine Sympolitie ge- 
meint sein, welche die Verfassungen der Einzelstaaten aufhebt und 
4iese im Staate der Olynthier aufgehen lässt, also eine Sympolitie 
von der Form, welche wir a potiori synökistisch genannt haben, 
weil bei ihr häufig auch Synökismen vorkommen. Wenn weiter der 
<3-esandte erklärt, dass seine Mitbürger die vaterländischen Gesetze 
geniessen und selbständiges Bürgerrecht haben wollten und daher die 
Aufforderung der Olynthier abgelehnt hätten '), so verträgt sich diese 
Weigerung mit beiden Formen der Sympolitie, mit der synökisti- 
«chen, weil die Akanthier bei einer solchen ihr eigenes Bürgerrecht 
aufgegeben, das olynthische angenommen hätten, ebenso ihre be- 
isetze aufgegeben und die olynthischen angenommen hätten, mit der 
bundesstaatlichen, weil das Becht der Gesetzgebung dann von der 
Volksversammlung der Akanthier auf die gemeinsame des Bundes- 
staates übergegangen wäre, das Bürgerrecht von Akanthos allerdings er^- 
halten geblieben, aber ein Bundesstaatsbürgerrecht hinzugetreten wäre, 
dessen höhere Bedeutung das akanthische Bürgerrecht zurückgedrängt 
hätte. Der Gesandte fordert aber im weiteren Verlauf der Rede zu 
schleuniger Hilfe auf, damit diejenigen Städte, welche wider Willen an 
<ler gemeinsamen Verfassung teilnähmen, rasch zum Abfall gebracht 
würden, solange dies noch möglich sei, weil sie später, wenn sie durch 
die beschlossene Epigamie und Enktesis näher mit einander verbunden 
wären, schwerlich zu einer Auflösung der Sympolitie zu bewegen sein 
würden '). Aus dem Wortlaut geht nicht mit Sicherheit hervor, ob 
dieses Gonubium und dieses Incolat, welches wechselseitig garantiert 
ist, eine Folge der Bundesverfassung war oder durch einen besonderen 
Akt beschlossen wurde. Es ist daher möglich, dass die beiden Rechte nur 
Ausflüsse des neu erworbenen Bürgerrechts waren und aus diesem folg^- 
ten, weil es ein bundesstaatliches war, so dass jeder Bürger des Bundes^ 
Staates als solche das Recht des Grundbesitzes und das Conubium in 
Jedem Einzelstaat des Bundes besass, ohne das Bürgerrecht des be- 
treffenden Einzelstaates zu besitzen. Da ferner die Vereinigung grosser 
und reicher Städte zu einem Staate in der synökistischen Form der 
Sympolitie etwas für die griechische Geschichte dieser Zeit Unerhörtes 



Xen. Hell. V, 2, 11: oSxoi (sc. ol 'OXöv^tot) xöv nöXecov iipooTjydYOvxo 4qp' 

*) Xen. Hell. V, 2, 14: -^jislg Ö& . . . ßoüXdp,s^a jifev xoTg naxpCotg vöiiotg XP^^*^ 
^al a&TOTCoXlxai elvai. 

•) Xen. Hell. V, 2, 19 f. : aX yctp &>couoott xöv icöXecov xij^ ^wXtxsCac xotvwvoöaat 
aSxoi, Äv u töcöoiv &vx(TCaXov , xaxö ÄTCoan^oovrat • el prdvtot ouYxXeiad'iJaovxai xatg 

TS SmyanCaig xal iYXxijaeot icap' dXXijXoic, SLg fec|;Tj(;pioiidvoc eloC tooog oöx4^' 

6^Uü^ röXt>x« Soxocu 
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wäre, dürfen wir wohl annehmen, dass Olynth nur die bnndesstaat* 
liehe Form zu erreichen strebte. Damit gewiiinen wir aber Kenntnis 
Yon dem überaus reichen Inhalt, den das Samtbürgerrecht eines sol* 
chen Bundesstaats hatte und der das Bürgerrecht des Einzelstaate» 
bei Besitz des Samtbürgerrechts zu einer geringfügigen Sache machte 
und es nur insofern bedeutungsvoll erscheinen Hess, als es das Samt- 
bürgerrecht nach sich zog. Denn es enthielt die bürgerlichen Rechte 
mit Ausschluss der politischen in jedem Einzelstaate des Bundes und 
die politischen Rechte im Bunde selbst, d. h. das Recht der Teilnahme 
an der gemeinsamen Yolksversanunlung und der Bekleidung gemein- 
samer Aemter. Was fehlte, war ausschliesslich der Genuss der poli- 
tischen Rechte in den Einzelstaaten, und je eingeschränkter die Kom- 
petenz der Einzelstaaten war, von desto geringerem Werte mussten auch 
diese politischen Rechte sein. Da aber in der Regel jeder Bürger 
des Gesamtstaates auch Bürger eines Einzelstaates war, so stand ihm 
wenigstens der Genuss der politischen Rechte in einem der in Be- 
tracht kommenden Staaten zu. Die Epigamie und die Enktesis waren 
aber im Bundesstaate auch der stärkste Kitt zur Au&echterhaltung^ 
der gewählten Staatsform, um diese beiden Rechte zu erhalten^ 
musste das gemeinsame Bürgerrecht aufrecht erhalten werden, welches 
der schärfste Ausdruck der Staatseinheit ist. Daher erhielten sich 
auch wirkliche bundesstaatliche Sympolitien, d. h. solche, die ein ge- 
meinsames Bürgerrecht besassen , im unterschiede von Synmiachien 
in der Regel selbst in schwierigen Zeitläuften der Geschichte und be- 
friedigten ihre Bürger durch den Schutz, den sie ihnen im Genüsse 
der erworbenen Privatrechte in den Einzelstaaten gewährten. Ehe 
und Besitz erwiesen sich als die staatserhaltenden Momente, denen 
man auch gerne einen Teil der Autonomie kleinerer Gemeinschaften 
opferte. Aber auch hier bestätigt sich, dass der Staat die Summe 
von Bürgern ist, dass die gesamte Verfassung auf dem Grunde dea 
Bürgerrechts beruht und dass folglich die Theorie des Aristoteles 
über den Bürger die richtige ist. Denn die Sympolitie wird aus dem 
Verhältnis des Bürgers des Einzelstaates zu dem des Gesamtstaatea 
sicher und hinreichend erkannt. 

Der Reichtum an Formen der Verfassung, welcher durch die 
Sympolitie innerhalb der griechischen Staatsformen möglich wurde, 
zeigt sich am besten aus der Verschiedenheit der zur Erläuterung 
beigebrachten Beispiele, denen doch allen gemeinsam ist, dass die 
Verfassung der Staaten, die Beziehung der einzelnen derselben zu 
ihrer höheren Einheit und ihre Beziehungen unter einander auf dem 
Bürgerrecht aufgebaut sind. Ebenso wie die Isopolitie nichts ist als 
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ein Bürgerrecht und eben dadnrch zu einer Form Ton Staatenver- 
bindung wird, ist die Sympolitie nichts anderes als ein gemeinsames 
Bürgerrecht und die mit demselben Namen benannte Staatsform ist 
nur eine Konsequenz dieses Bürgerrechts. Es folgt auch schon aus 
der für die griechischen Staaten gültigen Definition des Bürgerrechts, 
dass die Staatsformen, die in irgend einer B^ehang Verbindungen 
von Staaten darstellen, auf dem Bürgerrecht beruhen müssen, weil 
jede Summe von sämtlichen Teilnehmern an einer Regierungsgewalt 
einen Staat bilden muss. 

Da in einer Sympolitie auch die Einzelstaaten, die ja in der 
Regel identisch sind mit einzelnen Städten und deren nächstem Um- 
kreis, mit einem solchen Ausmass von Regierungsgewalt bestehen 
können, dass sie noch Staaten genannt werden müssen, so können 
auch zwei oder mehrere Einzelstaaten einer grösseren Sympolitie unter 
einander sympolitisch verbunden werden. Wo sich aber eine solche 
Sympolitie als notwendig ergibt, wird schwerlich diejenige Form der- 
selben auch zwischen den Einzelstaaten zur Anwendung kommen, bei 
welcher dieselben ihre gesonderte Existenz beibehalten und die zwi- 
schen allen diesen Einzelstaaten der grossen Sympolitie besteht, son- 
dern es wird vielmehr die sympolitische Verbindung so erfolgen, dass 
der eine der beiden Einzelstaaten im anderen völlig aufgeht, wie dies 
auch wiederholt geschehen ist. Denn sonst wäre eine dreifache Ab- 
stufung der Regierungsgewalt eingetreten, welche notwendiger Weise 
die eine oder die andere dieser staatlichen Einheiten so sehr in ihrer 
Kompetenz beschränkt hätte, dass sie nicht mehr staatlich hätte ge- 
nannt werden können, und daher doch wieder dasjenige Verhältnis ein- 
getreten wäre, welches hier supponiert worden ist. Es fragt sich also, 
ob in einer grösseren Sympolitie zwei Einzelstaaten zu einem Einzel- 
staate unbeschadet ihrer Zugehörigkeit zur höheren Einheit verschmol- 
zen worden sind, ob also Sympolitien der synökistischen Form inner- 
halb von Sympolitien der bundesstaatlichen Form nachweisbar sind. 

Dies ist nun in einigeif Fällen mit Sicherheit zu beweisen und in 
anderen zu vermuten. Ja der nähere Verband der Einzelstaaten, der 
durch die grosse Sympolitie gegeben war, musste die kleinere Sym- 
politie der Einzelstaaten sogar eher fördern als hindern. Den greif- 
barsten Fall haben wir in dem vielfach behandelten Vergleich der 
Melitäer und Peräer, welche beidej zum ätolischen Bund gehörig, also 
mit sämtlichen Staaten desselben in Sympolitie lebend unter der Pa- 
tronanz der ätolischen Behörden eine Sympolitie schlössen, durch 
die der neue Einheitsstaat, welcher den Namen der Melitäer führte, 
ebenso ein Staat des ätolischen Bundes wurde, wie früher beide wa- 
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ren ^). Die Sympolitie der beiden Städte wird in der Inschrift, die 
uns diesen Vergleich aufbewahrt hat, mit yolier Sicherheit dadurch cha- 
rakterisiert, dass bestimmt wird, die Melitaer und Peräer sollten 
gleiche Gesetze haben, die bei den Agoranomen der Peräer anhängigen 
Prozesse sollten bei den Agoranomen der Melitaer entschieden wer- 
den ^) , endlich durch den gelegentlich gebrauchten Ausdruck tcoXi- 
Teu6vT(ov n7]p£(i)v (lexob MeXctailcov ') und durch die Vertragsbestim- 
mungen, die getroffen sind für den Fall, als das sympolitische Ver- 
hältnis der beiden Staaten gelöst werden sollte, für den Fall der 
Apopolitie. Die Peräer sollen in diesem Falle mit einem Buleuten 
das Gebiet der Melitaer verlassen und ihren Anteil an der Staats- 
schuld in dem Verhältnis, in welchem dieser eine Buleut zur Anzahl 
der in Melite zurückgelassenen Buleuten steht, übernehmen und in 
demselben Verhältnis zu den gemeinsamen Lasten der Aetoler bei- 
tragen. Dieser eine Buleut kann nur entweder als Buleut des äto- 
lischen Bundes oder als solcher des vereinigten melitäisch-peräischen 
Staates gedeutet werden. Von mehreren Gelehrten ist der erste Deu- 
tungsversuch gemacht und angenommen worden, dass jeder der zum 
ätolischen Bunde gehörigen Staaten eine Anzahl von Buleuten zum 
Bundesrate gestellt habe und in dem in unserer Inschrift vorgesehenen 
Falle der Apopolitie für den neuerdings selbständig gewordenen Staat 
der Peräer nur ein Buleut im Bundesrate bewilligt, die übrigen Bu- 
leuten der Sympolitie aber den Melitäem belassen wurden. Dieses 
Verhältnis würde natürlich mit Rücksicht auf Grösse und Einwohner- 
zahl der beiden Städte festgesetzt und daher auch der Anteil an den 
Finanzlasten in demselben Verhältnis bestimmt worden sein. Die 
entgegenstehende Ansicht, dass Buleuten der Melitaer gemeint seien, 
würde zwar ausreichend die Teilung der Lasten xaxds töv ßouXeuxdv er- 
klären, aber nicht die Vorschrift, dass die Peräer den einen Ratsmann 
mit sich nehmen sollten, es müsste denn diese Vorschrift nur als eine 
Fiktion zum Zwecke der Aufstellung des betreffenden Verhältnisses 
in der Verteilung der Lasten aufgefasst werden. Jedenfalls aber tritt 
der vereinigte Staat der Melitaer und Peräer nach seiner Vereinigung 
als eine Einheit auf, die den Namen der Melitaer führt, weil der 
kleinere Staat der Peräer durch Sympolitie in dem der Melitaer auf- 
ging, wie Medeon in Stiris, Magnesia in Smyrna, und dem Plane nach 
Lebedos in Teos. Wenn trotzdem im Eingang der Inschrift Grenzen 

Rangab^, Antiquitäs hell. Nr. 692 (Lebas H, 1179) = ColUtz Nr. 1415. 

^ Z. 28: v6|iotc ^h xp^^^d-cov Uripsl^ xoTc aöiolg xal MsXixaisTc xd^ 8& iv dyopa- 
v6|jioic dCxag Y'^^M^^C IlT^pdoic ^^xl ÜY^pst^ xaxd X8xpdp.T)vov 9txo((6vxa> &[i ÜT^pdoi^ 
Ol iy MeXixeCo^ &YOpav6[jioi. 

») ib. Z. 15. 
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zwischen dem Gebiete der beiden Städte yereinbart werden, so hat 
diese Massnahme den Zweck, für den Fall der Apopolitie jedem der 
beiden Staaten wiederzugeben, was ihm gehört. Der Erfolg der Sym- 
politie war, dass alle Peräer Büi^er von Melite wurden, bloss meli- 
täische Beamte und Versammlungen bestanden und Melite selbst wie 
früher dem ätolischen Bunde angehörte, also in einer Sympolitie der 
bundestaatlichen Form mit den Gliedern des ätolischen Bundes sich 
befand. 

Auffällig ist nur die Bestimmung über den ager publicus d^ 
Melitäer, welcher deshalb, weil die Peräer das Bürgerrecht der Meütäer 
bekommen haben, von diesen nicht zu erb- und eigentümlichem Besite 
verkauft, sondern nur verpachtet werden durfte ^). Der ager publicus, 
die 87]{ioa(a x^P^7 ^^® ^^^^ gemeint ist, kann entweder derjenige ager 
publicus sein , den die Melitäer ursprünglich allein besassen und 
dann sind die Melitäer, die nun den ager publicus nicht mehr ver- 
kaufen dürfen, als diejenigen anzusehen, die auch vor der Sympolitie 
Melitäer hiessen, oder es ist der zusammengelegte ager publicus der 
vereinigten Staaten, gemeint und dann sind die MeXcTotel^ diejenigen 
Bürger, welche nach der Sympolitie diesen Namen zu führen haben, 
also die vereinigten Bürger der beiden Städte. Nehmen wir das letz- 
tere an , so erklärt sich die Bestimmung auf die einfachste Weise. 
Ist nämlich das öffentliche Land beider Staaten durch eine Sympolitie 
gemeinsames öffentliches Land geworden, welches nur von der Ge- 
samtheit verkauft oder verpachtet werden kann, so ergäben sich nur 
dann keine Schwierigkeiten, wenn der Fall der Apopolitie nicht ins 
Auge gefasst würde. In diesem Fall aber konnte durch einen von 
den gemeinsamen Behörden vorgenommenen Verkauf die Herausgabe 
desjenigen Teiles des ager publicus, der den Peräern zu restituieren 
wäre, unmöglich werden, weil er verkauft sein konnte. Der Verkauf 
musste daher verboten werden, die Verpachtung musste erlaubt sein, 
um so mehr als sie für den Fall der Apopolitie auf Widerruf voll- 
zogen werden konnte. Die erstere Annahme hingegen liesse für das 
Verbot des Verkaufs keinen ausreichenden Grund erkennen. Dagegen 
würde für dieselbe sprechen, dass zwar von dem Momente der voll- 
zogenen Sympolitie an nur ein Staat, dessen Bürger den Namen der Me- 
litäer führen, existieren kann, dass jedoch für den Zeitpunkt und den 
Stil der diese Sympolitie regelnden Urkunde die Scheidung der Meli- 
täer und Peräer nach ihrer Staatszugehörigkeit zu jedem der beiden 

^) ibid. Z. 12 ff.: xdiv bk Sap.oo{av x^P^v> '^^^C '^^ Eapdlvdag xocl x&v ^uXtaddva, 
\i.^ dno86od*(t>v M[8]Xixaetc Saxe naxpcoCav §x®^^ '^^^ npid}Jievov 7CoXixsu6vx(]i)[v üiglpitov 
(JLSxd MeXcxaiicov &XX& xax* ävnaXov p.ia^o6vx(o x[a]d-(i>c xal x6 icpöxepov. 
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Staaten Yorauszusetzen ist. unter der Yoranssetznng nun, dass der 
mit Verkaufsverbot belegte Acker der Melitäer derjenige der Meli* 
taer im engern Sinne ist, würde die Aufnahme der Peräer in das 
melitaische Bürgerrecht bewirkt haben, dass die letzteren auch Anteil 
am ager publicus derselben gehabt hätten, ebenso wie die Lösung 
dieses Verhältnisses ihnen auch diesen Anteil wieder genommen hätte. 
Es war daher kein Ghrund vorhanden, den Verkauf von Ackerlosen 
um der Sympolitie willen zu verbieten, weil bei ihrem Bestände Vor- 
und Nachteil eines Verkaufes beide Teile gleichmässig getroffen hätte, 
bei einer Apopolitie aber die Peräer ohnehin nichts zu fordern gehabt 
hätten. Es scheint daher geratener, die erst angedeutete Inter- 
pretation anzunehmen. 

Das Verhältnis von Neubürgern zum Anteil am ager publicus 
wird durch eine Inschrift von Pharsalus klarer *) , in welcher einer 
Anzahl von Personen, die in einer angehängten Liste namentlich auf- 
geführt sind, nebst dem Bürgerrecht von Pharsalus jedem ein Anteil 
von 60 Plethren als erb- und eigentümlicher Besitz (TiaxpoüSav) ge- 
währt wird, also als ein solcher Besitz, wie er im Vertrage der Me- 
litäer und Peräer verboten wird. Wir sehen also, dass dort wirklich 
nur die Erwägung, dass eine Apopolitie eintreten könnte, das Verbot 
des Verkaufs hervorgerufen hat, während in dem Falle der Bürger- 
rechtsverleihung von Pharsalus jeder aufgenommene Neubürger natur- 
gemäss seinen erblichen Anteil erhält. Damit erklärt sich auch die 
Thatsache, die aus dem Wortlaut der Inschrift hervorgeht, dass den 
Personen, die von Haus aus mit den Bürgern von Pharsalus in Sym- 
politie waren (§? dpX^C au|iTcoXiTeüojA£vot$) ebenso wie denen, die ihnen 
im Kriege Folge geleistet haben, das Bürgerrecht von Pharsalus »wie 
denjenigen, die von Anfang an Bürger von Pharsalus gewesen sindc^ 
.verliehen wird. Wenn den Sympoliten von Pharsalus pharsalisches 
Bürgerrecht verliehen wird, so muss eine Sympolitie der bundesstaat- 
lichen Form, bei welcher die Einzelstaaten bestehen bleiben, vorge- 
legen haben. Die Stadt Pharsalus muss also mit einer anderen nicht 
bekannten eine höhere Einheit gebildet haben. Denn bei einer Sym- 
politie der synökistischen Form wären die Bürger der anderen Stadt 
durch das Faktum der Sympolitie schon Bürger von Pharsalus ge- 
worden, hätten es also nicht neuerdings werden können. Daher hatten 
auch die Bürger jener anderen Stadt trotz ihrer sympolitischen Ver- 

*) Heuzey et Daumet, mission. arch. de Macedoine p. 425 = Collitz 826: 
& nöXig ^apaaXCouv zoX^ xal oö^ i% &PX^C ou|JiicoXiT8uo|idvoi( xal ou|jinoX[e|Ji6iodvT&]aai 
Tcdvoa npoö-üjifa löouxs xdv TroXcceCav xaxxdTtep ^apaaXCoig xoTg l[g dpx&C iroXjixsü- 
0{jiivoic, idoöxasfji (id i[i MaxouvCai^ z&z ^X^[Jtiva( toG Aouipxou y&[c p.öpav nki]%-poL 

igeCxovxa &xdoxou eSßdxa Ix^iv naxpoudav töji ndvxa xP^vov. 
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bindang mit Fhanalus keinen Anteil am ager pabBcos von Fharaah» 
selbst, dessen BCbger sie nicht waren. Offenbar fimd nnr ihre Auf- 
nahme in die pharsalische Büigeischaft aus dem Grande statt, damit 
ihnen Anteil am ager pablicus gewiUirt werden könnte. Hiemit aber 
wnrde jene höhere Einheit, der Fharsalns nnd die andere Stadt an- 
gehört hatten, zerstört, die Bürger der letzteren worden Phanalier 
nnd ans der Sjmpolitie der bnndesstaatlichen Form wnrde eine soldie 
der synökistischen Form. 

Wahraid die Sympolitien der bwidesstaatlichen Form sich nnter 
einander nnterscheiden dnrch die Anzahl der mit einander yerbondenen 
Staaten nnd dnrdi die Crrenzen der Kompetenz zwischen den Einzel- 
staaten nnd dem Gesamtstaat, bflden die SympoUtien der synökisti- 
schen Form immer eine Einheit nnd charakterisieren sich nnr hin- 
sichtlich ihrer Entstehnng als Sjmpolitien. Aber eine Unterscheidung 
kami anch nnter ihnen gemacht werden je nach dem Akte, dnrch 
welchen die Sympolitie yoUzc^en wird. Die einfachste Art ist die, 
dass samtlichen BOrgem des einen Staates das Bürgerrecht im anderen 
yerliehen wird. Dieselben sind dann unter der Voraussetzung, dass 
sie ihr eigenes Staatswesen aufgeben, bloss Borger des sie au&eh- 
menden Staates und die Sjmpolitie ist yollz<^n. Halt^i sie ihr 
eigenes Staatswesen, ihre B^ierong^ewalten aufrecht, so entsteht 
eine Isopolitie. Wie aber im Verlaufe der ganzen Entwicklung des 
Staatsrechtes das Gebiet des gegenseitigen Vertrages immer mehr an 
Geltung gewinnt, so konnte auch dieses ein£M^he Verhältnis in der 
Weise ger^elt werden, dass die beiden Staaten mit einander eine 
Konyention schlössen, der zufolge der eine Staat im anderen auf- 
gehen und seine Bürger unter Auflassung ihres Staatswesens Bürger 
des anderen werden sollten. Eine solche yertragsmassige Sympolitie 
gestattete eine grossere Freiheit der Bedingungen, auf Grand deren 
die Vereinigung zustande kommen sollte, und gestattete auch die l^ale 
Apopolitie, sofern diese ein Vertragspunkt war. Denn bei der ein- 
fachen Au&ahme der Bürger des Staates A in die Bürgerschaft des 
Staates B war der Verlust des Büigerrechts im Staate B unm^Uch 
oder nur innerhalb der Grenzen m^lich, innerhalb deren ein Bürger- 
rechtsyerlust überhaupt stattfinden konnte. Die Losrdssung der Neu- 
büiger yon dem Staate, in dem sie Aufnahme gefunden, war daher 
nur mit Gewalt zu yollfuhren, während im Falle eines beiderseits 
yerbindlichen Vertrags auch die Bedingungen eintreten konnten, welche 
die Apopolitie rechtfertigten. In der Sympolitie der Melitäer und 
Feräer haben wir eine solche vertragsmassig geschlossene Sympolitie^ 
welche eben auch eine Apopolitie zuliess. 
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Der AbschlusB einer Sympolitie in der Form eines Vertrags mass 
nicht notwendiger Weise die zeitlich spätere Form sein als der durch 
einfache Aufnahme in das Bürgerrecht, wie bei der Isopolitie die 
Yertragsform allerdings die spätere Entwicklung darstellt. Der 
beiderseitige Wille, der Erfordernis für den Abschluss eines Vertrags 
ist, muss bei der Sympolitie vorhanden sein, bei dem in das Bürger- 
recht aufnehmenden Staate, um den notwendigen Beschluss durchzu- 
setzen, bei dem anderen, um die eigene Regierungsgewalt aufzulassen 
und das geschenkte Bürgerrecht anzunehmen. Folglich sind die Ele- 
mente Torhanden, die eine Abschliessung des Vertrags ermöglichen. 
Wenn der Vertrag trotzdem wahrscheinlich eine spätere Form ist, 
so liegt dies darin, dass man auch ohne ihn auskommen konnte und 
seine Abschliessung eine viel umständlichere Behandlung erforderte. 
Anders steht es bei der Isopolitie, bei welcher der Wille des be- 
schenkten Staates kein Erfordernis ist, die Verleihung des Bürger- 
rechts einfach an alle Bürger des andern Staates stattfindet und von 
diesen nur derjenige, welcher davon Gebrauch machen will, das Ge- 
schenk annimmt und irgend welche Veränderung mit dem beschenkten 
Staate nicht vorgenommen wird. Erst bei der zweiseitigen Isopo- 
litie, die an sich auch nicht eines Vertrags bedarf, wird wegen des 
notwendig vorhandenen beiderseitigen Willens der Vertrag möglich. 

Vergleicht man die beiden Hauptformen der Sympolitie, die 
bundesstaatliche und die synökistische, mit einander, so ergibt sich, 
dass sich die synökistische Form, weil der eine Einzelstaat aufhört 
zu existieren, als ein Einheitsstaat darstellt und nur in Bezug auf 
seine Entstehung sympolitisch genannt werden kann. Daher sind 
jene historisch als Einheitsstaaten auftretenden Städte, welche sich 
irgend einmal mit einer Nachbarstadt sympolitisch verbunden haben, 
in der synökistischen Form der Sympolitie entstanden, und wo in 
einem Staate wegen Mangels an hinreichender Anzahl von Bürgern 
die Anlehnung an einen Nachbarstaat und das Aufgehen in demselben 
beschlossen wird, liegt immer dieselbe Form der Sympolitie vor. So 
ist ausser in der besprochenen Sympolitie von Magnesia und Smyrna 
auch das Aufgehen der Bürgerschaft von Myus in der von Milet zu 
verstehen ^) und ähnlich dürfte das Verhältnis bei mehreren Synö- 
kismen sein, bei denen eine gleichzeitige Sympolitie nicht überliefert ist. 

Nur ein Streit um diese beiden Formen der Sympolitie ist der 
Gegensatz der Anschauungen, der hinsichtlich der Verfassung des 
böotischen Bundes besteht. Zwar für die Zeit bis etwa zum Antal- 



*) Strabo XIV, p. 636 C : nöXi^ MuoOc 1*^« "cöv *Id9o)v töv öc&öexa ^ vöv öi' dXty- 
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kidas-Frieden kann ein Zweifel nicht bestehen, dass die bootiacheii 
Städte zn einem Bundesstaate, also zu einer Sympolitie vereinigt waren. 
Schon allein die Existenz von Bootarchen beweist dies, ebenso die 
ausnahmslose Bezeichnung der böotischen Gesamtheit als BocorcoC 
bei Thncydides. Freilich berichtet derselbe Autor, dass die Enischei* 
düng bei vier Batsversammlungen stand ^), aber da diese wohl den 
Tier ursprünglichen Stämmen, die keine staatliche Einheit bilden, 
entsprechen, beweist dieser Umstand so wenig etwas gegen die Sym- 
politie, welche eine gemeinsame Gewalt erheischt, wie die Besi»tigung 
eines Beschlusses in einem Einheitsstaate durch gesonderte Phylen- 
beschlGsse, welche ebenfalls vorkommt *). In welcher Weise die er- 
forderliche Einheit erreicht wurde, wenn die vier ßouXa( jede für sich 
vor einem allgemeinen Beschlüsse der Gesamtbooter entschieden haben 
sollten, ist unbekannt. Eine Streitfrage besteht aber über die böo-* 
tische Verfassung vom Eonigsfrieden an bis zur Zerstörung Thebens 
durch Alexander. Während nämlich Freeman eine Wiederbelebung 
der Bundesform unter der thatsächlichen Suprematie Thebens an- 
nimmt '), behauptet W. Yischer, dass die Vereinigung der Böoter in 
der Weise geschehen sei, dass alle Stödte mit dem Staate Theben selbst 
verschmolzen wurden ^) , die Gesamtheit der Böoter heisst also nach 
Freeman richtig ol Boiü)to(, nach Vischer für diese Zeit oi 6if)ßaloc, 
oder mit anderen Worten, Freeman nimmt eine bundesstaaÜiche, 
Vischer eine synökistische Form der Sympolitie an. Der Streit lässt 
sich zu Gunsten der bundesstaatlichen Form entscheiden, weil wir 
aus dem Jahre 366/5 ein Proxeniedekret fär den Karthager Nobas 
besitzen, welches vom böotischen Bunde beschlossen und durch die 
Böotarchen datiert ist'), für die fragliche Zeit daher die Existenz eines 
Bundes beweist. Es ist daher auch kaum zutreffend, wenn man die 
Voi^änge beim Friedenskongress zu Sparta vor der Schlacht bei 
Leuktra zu Gunsten der synökistischen Sympolitie der böotischen 
Städte mit Theben deutet. Wenn die Thebaner sich auf der Friedens- 
urknnde als 6Y)ßaloi eingetragen, am nächsten Tage aber die Strei- 
chung dieses Namens und seine Ersetzung durch Boicdto( verlangt 
haben, was Agesilaos nicht bewilligte, so wird man nicht annehmen 
dürfen, dass die Gesandten am ersten Tage die synökistische Form 
der Sympolitie vor Augen hatten und unter 6Y)ßaloc die Gesamtheit 

*) Thuk V, 38, 2: ... oC Böveoxdpxoa. ixotvwoav talc xioootpoi ßooXatg xföv Boi- 
troAv xafha oCicep Aicav xb müpo^ ixouou 

*) In Mylasa z. B. GIG 2691 = Lebas m, 377 : xal iicex6pa>oav at Tp^ qp uXoL 

') History of federal goyemment S. 173 f. 

«) El. Schriften I, S. 556. 

^) GIG 1565. üeber die Zeit der Urkunde U. Köhler, Hermes 24, S. 686 ff. 
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aller böotischen Städte verstanden, am zweiten Tage aber, als sie sahen, 
dass anch die andern Städte zur Beschwörung des Friedens geladen 
wurden, plötzlich die bundesstaatliche Verfassung proklamierten. Denn 
die thebanischen Gesandten mussten sich ja über die Verfassung des 
böotischen Staates von vornherein klar gewesen sein und auch den 
aus der Yerfassungsform sich ergebenden Namen des Staates gekannt 
haben. Die Unsicherheit in der Bezeichnung des Staates war viel- 
mehr eine Folge des Druckes, den die Bestimmungen des Eönigs- 
friedens über die Autonomie der griechischen Staaten ausübten, und 
die anfängliche Unterwerfung unter diese Bestimmungen durch Setz- 
ung des Namens Sri^aloi wich bei näherer Ueberlegung der Forde- 
rung, den bundesstaatlichen Charakter, der die Autonomie der Einzel- 
städte bestehen liess , anerkannt zu sehen , als sich die zuerst ein- 
geschlagene Politik, die bootischen Städte mit Stillschweigen zu über- 
gehen und durch Setzung des Namens Oyjßaloi thatsächlich, wenn 
auch nicht formell richtig, die Anerkennung der Suprematie Thebens 
zu erreichen, infolge der unerwarteten Herbeiziehung der böotischen 
Städte als verfehlt erwies. 

Die bundesstaatlichen Formen des böotischen Staates blieben da- 
her zu allen Zeiten bestehen, und es entspricht völlig dem rechtlichen 
Charakter der Sympolitie, wenn selbst die Zerstörung Thebens an 
dem Bestände des Bundesstaates nichts änderte ^). Auch der Bund 
der Kaiserzeit hat im Wesen dieselben Formen beibehalten und wenn 
in den Ehrenbeschlüssen des Akräphiers Epaminondas unter Kaiser 
Nero der Beschluss des xotvöv töv Bottöxöv bloss verschiedene Eh- 
rungen, der der Stadt Theben aber auch das Bürgerrecht verleiht, 
so entspricht dies der Voraussetzung, dass dem Epaminondas als 
Akräphier das gemeinsame böotische Bürgerrecht, nicht aber das 
thebanische zustand, ihm daher nur das letztere verliehen werden 
konnte ^) , während die Möglichkeit einer solchen Verleihung die 
Autonomie der Städte des xocv6v, also eine durch die höhere Ge- 
walt des Bundes beschränkte Souveränetät der Einzelstaaten beweist. 
Freilich nennt unsere Ueberlieferung den böotischen Bund keine Sym- 
politie. Aber offenbar war er lange eine Sympolitie, ehe das grie- 
chische Staatsrecht für die einzelnen Staatsformen durch Heraus- 
hebung ihrer Aehnlichkeiten Gattungsnamen in Gebrauch gesetzt 
hatte, ehe also für diese Bundesverfassung der Ausdruck Sympolitie 

^) Liman, foederis Boeotici instituta (Greifswalder Diss.) S. 8 mit Anm. 4. 

') Eeü, BjU. inscr. Boeot. Nr. 81. Im Beschlüsse der Thebaner heisst es : 
9i* ä dedoYpivov «Ivai [xoTg] xe dtpxouoi xal x^ ßouX^ xal x$ d))|i(p [dedölod-ai noX;- 
xe^av xaxd dcDps&v *£TCa(jL[siv(6y9(f *E7ca(i]eiv(j)vdou xal slvai aöx$ [^"^[^X^^ '^^ '^]^C 
nöXsQ)^ qpbXavd'pcoTCCOv xotÖ-* ä xal xoTg i[v otxjoig. 
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üblich wurde. Yereiiiigangeii von Staaten zu einem Ghmzen heissen 
natOrlich immer xoivde; von jedem xoiv6v ist aber zu untersuchen, ob 
es dem Wesen nach eine Sympolitie ist, wenn auch der Terminus 
nicht belegt ist, d. h. ob seine Glieder Staaten sind, die innerhalb 
der Bundesgesetzgebung souveräne Gewalt haben. Für den böotischen 
Bund kann aber weder der staatliche Charakter der Einzelstadte, 
noch der staatliche Charakter der Gesamtheit ernstlich bestritten 
werden und auch die Wandlungen der Macht der Einzelstaaten, na- 
mentlich Thebens, können höchstens die thatsächliche, nicht aber die 
staatsrechtliche Bedeutung der Verfassung ändern. Trotz aller Ver- 
schiedenheiten der politischen Stellung der böotischen Städte darf 
daher das xoivov der Böoter als der eigentliche Vorläufer der spä- 
teren griechischen Bundesverfassungen erkannt werden, die im achäi- 
schen Bund ihren konsequentesten Ausdruck gefanden haben. 

Synökistische Sjmpolitien müssen aber viel häufiger vorgekom- 
men sein als unsere Ueberlieferung erkennen lässt. Einzelne derselben 
lassen sich gewiss noch nachweisen. Zu bedauern aber ist, dass die 
Inschrift, welche wahrscheinlich von einer Sympolitie zwischen Oly- 
mos und Labranda handelt ^), nicht so vollständig erhalten ist, dass 
die Modalitäten dieser Vereinigung erkannt werden könnten. Jeden- 
falls ist in der Inschrift von einer neuen Bürgereinlosung in die 
Phylen, ouYY^vetat und Tcaxpat die Rede und von einer Gleichstellung 
der Neubürger mit den früher Eingelosten. 

In zwei Bürgerrechtsdiplomen werden die Verleihenden 'Otco6v- 
Tioi xal Aoxpol ol (lexÄ 'Otcoüvt{(öv genannt *). Die beiden Ethnika 
^Onoümoi und Aoxpol beweisen ein opuntisches und ein lokrisches 
Bürgerrecht, die citierte Formel beweist, dass zu irgend einer Zeit 
eine Anzahl Lokrer ins opuntische Bürgerrecht aufgenommen wurden 
und daher mit den Opuntiem beschliessen konnten, gleichviel, ob das 
lokrische Samtbürgerrecht daneben noch bestand oder nicht ; ähnlich 
heissen die in die attische Bürgerschaft aufgenonmienen Samier Sd\i,ioi 
ol {iexdb ToO Sifj{iou xoO 'Ad7)va((0v. Es liegt also hier eine Isopolitie und 
keine Sympolitie vor. Die letztere ist überhaupt nie vorhanden, wenn 
die beschliessende Bürgerschaft durch zwei mit xal verbundene Eth- 
nika bezeichnet wird. Nur einmal ist sie so ausgedrückt, aber in 
einer der gefälschten Urkunden, welche in die demosthenische Eranz- 
rede eingelegt sind '). Während Demosthenes im erhaltenen Texte 
der Bede die Beschlüsse der Byzantier und Perinthier in Betreff der 



Lebas m, 334. 

') Atbenaion I, p. 484 u. 487 = Arcb. Z. 1873, p. 141 ff. 

') Dem. de cor. § 90 f. 
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Bekränzung der Athener vorlesen zu lassen verspriclit, und damit 
offenbar zwei getrennte Beschlüsse meint, ist die eingelegte Urkunde 
ein gemeinsamer Beschluss (SeSoX'd'ai zip Sificp xcp Bu^avxC(ov xai Ilepiv- 
^((ov). Das ist schon unmöglich. Wir haben freilich eine Nachricht« 
dass Perinth einmal im Sympolitieyerhältnis zu Byzanz stand. In 
der rhodischen Koalition gegen Philipp im zweiten makedonischen 
Krieg forderte nämlich der rhodische Nauarch vom König, dTioxaxa- 
axfptxi . . nepivd-toüs efg x^v Bu^avxEwv oujwioXtxefav ^). Vor der Be- 
setzung Perinths durch den König muss also eine zur Zeit des De- 
mosthenes noch nicht vorhandene Sympolitie der beiden Städte be- 
standen haben. In späterer Zeit war Perinth wieder unabhängig von 
Byzanz. Nach dem gefälschten Psephisma wird auch von den beiden 
vereinigten Städten den Athenern Bürgerrecht verliehen, was nur in 
einer Isopolitie möglich wäre ; die Zusammenstellung der Formeln durch 
den Fälscher ist ein merkwürdiges Gebräu aus allen möglichen Wen- 
dungen; die Epigamie ist aus isopolitischen Staatsverträgen, die Pro- 
edrie aus Ehrenbürgerdiplomen entlehnt und die Urkunde ist dem- 
nach nicht einmal zu verwerten, um die Zustände der mutmasslichen 
Zeit der Fälschung zu illustrieren. 

Die Sympolitie bedarf also, wenn sie perfekt geworden ist, nicht 
des sprachlichen Ausdrucks für die Verbindung zweier Staatswesen, 
um das gemeinsame Bürgerrecht auszudrücken, ja sie erträgt ihn 
nicht einmal. Denn sie ist in beiden Formen, in denen sie vorkömmt« 
in der synökistischen wie in der bundesstaatlichen, ein Staat, dessen 
Bürgern ein gemeinsames Bürgerrecht zusteht. 



*) Polyb. XVm, 2. 



Berichtigung. 

Die auf Seite 12 irrtümlich unter Kos und Bargylia eingestellten Inschriften 
Bull, de corr. hell. XI, p. 76 und XIII, p. 23 sind unter lasus zu setzen. 
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